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— Vorrede. 


Mir biefem zweiten Theile dee europäifchen 
Eonftitutionen, welcher die Conftitutionen Polens, 
der Republif Cracau, der ſaͤmmtlichen teute 
ſchen Staaten, Schwedens und Norwe— 
gens in fi) faßt, hofften der Herausgeber und 
Verleger das Werf beendigen zu Fünnen; deshalb 
ward auch bei dieſem zweiten Theile ein ungleich 
engerer Drud, als beim erften Theile, verabre- 
bet und feftgehalten. Nichts deſto weniger ift 
der Reichthum unfers Zeitalters an Conftitutioe 
nen fo groß, daß noch ein dritter Theil, von 
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gleicher Stärke, wie die beiden erſten, erforberfich 
ift, die noch zurücgebliebenen und mehrmals ver⸗ 
änderten Conftitutionen Spaniens (unter Joſeph 
und unter den Cortes, welche legtere noch nie volle 
fändig in. Teutſchland erfhien), dee Schweiz 
und der dazu gefommenen drei neuen Cantons 
(befonders die liberale Conftitution des preußie 
ſchen Fuͤrſtenthums Neufchatel — ſodann die Con⸗ 
ſtitutionen Cisalpiniens, des Königreiches 
Italien, und nun des lombar diſch· vene— 
tianiſchen Koͤnigreiches, der Republiken 
Genua und Lucca, bes Kirchenſtaates, 
der Königreiche Neapel und Sicilien x. in 
extenso, wie bisher, zu liefern, und damit als 
Anhang rheils die Walded-Pprmontifche, 
theils die Wirtembergifche zu verbinden. 


Schon war der Abfchnitt von Teutſchland in 
diefem zweiten Theile abgebrudt, als ſich in der 
allgemeinen Zeitung die Nachricht von einer 
neuen Conſtitution des Fuͤrſtenthums Walde 
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vom Jahre 1816 fand, deren bis dahin kein 
oͤffentliches Blatt gedacht, geſchweige dieſelbe in 
extenso mitgetheilt Hatte. Daffelbe war ber 
Fall, als der neue Conftitutionsentwurf erfchien, 
welchen der König von Wirtemberg feinen 
Ständen am 3. März d. 3. vorlegte. So vieles 
Treffliche dieſer Entwurf enthält; fo dürfte er 
doch, bevor er zum Fundamentalgeſetze des König« 
reiches erhoben — und alfo auch zur Aufnahme 
in diefe - Sammlung geeignet — wird, noch 
manche Modificationen "erfahren. Denn nicht 
nur, daß die verfammelten Wirtembergifchen 
Stände bereits manche nicht ungegründete, mans 
che freitich auch nur aus ihrem Socalintereffe er⸗ 
Flärbare, Ausftellung an diefem Entwurfe ges 
macht haben; es find auch ſchon in dem teut⸗ 
fhen Beobachter (von Benzenberg) und 
in dem Welmarifchen Oppofitionsblatte 
mehrere wichtige Beftimmungen diefes Entwurfes 
(beſonders die Eintheilung ber Kepräfentanten in 
zwei Kammern; die Aufnahme vieler detail. 
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lirten Vorſchtiften, welche nicht in eine Conſti- 
tution gehoͤren; die große Weitlaͤufigkeit und 
Breite des Ganzen, und die Ungleichheit und 
Schwerfaͤlligkeit des Styls in. ſehr vielen Arti⸗ 
keln ꝛtc.) fo treffend getadelt worden, daß wahr⸗ 
ſcheinlich die zweite und geſetzkraͤftige Redaction 
dieſes Entwurfes bedeutend anders im Publicum 
ſich ankuͤndigen wird, als die erſte. Des halb 
mag auch dieſe MWirtembergifche Conſtitution im; 
Anhange des dritten Iheiles erfheinen, jo wie 
mir, verſprochenermaßen, in dem Anhange zu 
dieſem zweiten Theile, die neueſte Conſtitution 
des Königreiches der Niederlande, welche 
noch in feiner teutſchen Ueberſetzung in extenso, 
vorliegt, den Leſern vollſtändig mittheilen, 
weil wir. den Inhalt derſelben, am Schluſſe des. 
erſten Theiles, nur Auszugsweiſe angeben konnten. 


Daß übrigens, bei der rein biftorifchen 


Tendenz diefes Werkes, daffelbe neben der. geift« 
vollen Schrift des, Doctors Sebald Brende F 


— 


Vorre die 2x 
Die, Gefhihte, „das, Wefen und der 
Werth der Nationalrepräfentation, 
2 Abtheilungen, Bamberg und Leipzig 1817. 8. 
fehr. gut befiehen kann, weil das legtere die Eonfti- 
tutionen wicht in extenso.liefert, fondern fi, 
bei der DBefchreibung derfelben, nur größteneheils 
an die früher bekannt. gewordenen, Yuszüge der 
weſentlichſten Puncte aus denſelben ı hält, wird 
jeder, der beide Werke mit einander vergleicht, 
beim erſten Blicke finden. Biene F 


Im Jahre 1818, hoffen wir, ſoll der dritte 
und legte Theil dieſes Werkes erſcheinen, wel⸗ 
cher die bereits erwaͤhnten, noch fehlenden, Conſti⸗ 
tutionen des füͤdlichen Europens umſchließen wird, 
von welchen einige gleichfalls noch nie vollſt aͤn⸗ 
dis in der teutſchen Literatur, ſelbſt nicht einmai 
in extenso im Moniteur, erſchienen ſi ind, wie 
3. B. bie roͤmiſche vom Jahre 1798, die der, 
fieben Inſeln vom Jahre 1803, die des 
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Koͤnigreiches Sie il ien vom Jahre 1812, 
u. ſ. w. 


Groß und gewaltig iſt die Regung bes Zeit 
geiftes in Hinſicht auf conſtitutionelle Begründung 


bes: politifchen Sebens der Staaten und Völkern 


Zurüczumelfen und lange hinzuhalten iſt dieſe 
Regung nicht; fo wenig, wie das Beduͤrfniß der 
europäifchen: Menſchheit im Anfange des ſechs-⸗ 
zehnten Jahrhunderts für die damals zur Spra⸗ 
che gebrachte und zur allgemeinen Wolfsangeles 
genheit erhobene kirchliche Freiheit. 


Mögen immer bie Caftlereaghs bie Ha. 
beas» Corpus⸗Acte fufpendiren; mögen anderwärts 
‘die veralteten Formen voriger Jahrhunderte aus 
ihren Gräbern hervorgerufen und dem jegt leben 
den Menfchengefchlechte, das fich gegen diefelben 
fitäubt, von neuem aufgedrungen; mögen ſelbſt 
von den Freunden repraͤſentativer Verfaſſungen 
nicht ſelten ſehr unreife Behauptungen aufgeftellt 
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und fogar fehr zeit und zweckwidrige Beſtimmun ⸗ 
gen auf neue Verfaſſungen in den europaͤiſchen 
Staaten und Reichen — unter dem Einfluſſe 
des Ariftofratismus ober des lähmenben Localin⸗ 
tereſſe — übergetragen werden ;. fo wird doch; die 
beilige Sache der bürgerlihen und, por 
Kitifhen Freiheit, für welche eigentlich. ſeit 
30 Jahren der Boden Europens mit Strömen 
von Menſchenblut gedünge und geſchwaͤngert 
worden iſt, zuletzt eben fo gewiß ihr durchge- 
kaͤmpftes Recht behaupten, wie einſt bie reli⸗ 
gioͤſe und kirchliche Freiheit im Paſſauer 
Vertrage, im Religions⸗ und im weſtphaͤliſchen 
Frieden. Heil jedem Volke und ſeinem Regen⸗ 
ten, welche, im Einverſtaͤndniſſe mit eins 
ander, diefe große Angelegenheit unferer Zeit 
fo rein von Kaften: und individuellem Intereſſe 
behandeln, wie mehrere teutſche Voͤlker und Fuͤr⸗ 
ſten im Zeitalter der Kirchenverbeſſerung die 
heilige Sache der Glaubensfreiheit; und welche 
mit dem ſichern Tacte verfahren, wie einſt die 
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kirchliche Freiheit in Engtand'/unter Eliſabeth, 
in den Niederlanden unter den Oraniern, in 
Schweden "unter Guftav- Wafa, in Däne 
mark unter der weiſen Dynaftie Oldenburg, und 
in dern fäcufärifieten Herzogthume Preußen uf 
ter. dem fräftigen Albrecht von Brandenburg die 
Baſis der ‚neuen politifchen Geſtalt bieſe 
ten und Reiche ward, 
Geſchrieben am 17. April; 1817- 
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des zweiten Theiles. 





zuıX 


4. Polen. © ı 


A) Sreiheitäbrief der Städte vom 14. April 


1791. 
B) Eonftitution vom 3. Mai 1791. 


C) Eonftitutior des Herzogthums Warſchau 


vom 22. Zul. 1807. 
D) Eonftitution des Königreihes Polen vom 
27. Nov. 1815. 
5. Cracau. 
Eonftitution der freien Stadt Cracau vom 3. 
Mai 1815. 
6, Teutfchland. 


„ A) Eonföderattonsacte des Rheinbundes vom 


, ‚ 12. ul. 1806, 
By Die teutfche Bundesarte vom. Jun. 1815. 
a. Deftreich. 
Ständeverfaflung In: Tyrol, vom 24. Mitz 
3816, 


34 


48 











giv Inhalt. 

2. Preußen. S. 113 
Koͤnigliches Decret vom 22. Mai 1815. 114 

5. Weſtphalen. 115 
a) Conſtitution vom 15. Nov. 1807. a7 
b) Ergänzungsftatut vom 23. Der. 1808. 127 

4. Bayern. 129. 
a) Conftitution vom ı. Mai 1808. 132 





b) Drganifches Edict vom 4. Sun. 1808; bie . 
Bildung des geheimen Rathes betreffend. 142 








9) Organiſches Edict vom 24. Zul. 1808, die . - 


Gerichtsverfaflung betreffend. 146 


hy Organiſches Edict vom 28. Jul. 1808, die 





künftigen Verhältnifle des Adels betreffend. 156 





@) Organifches Edict vom 28. Jul. 1808, die 
gutsherrlihen Rechte betreffend. 167 

£) Organiſches Ediet vom 31. Aug. 1808, die 
Aufhebung der Leibeigenſchaft betreffend. 180 


8) Organiſches Edict vom 8. Sept. isos, die 








ee ————— betreffend. 18$ 
5._Wirtemberg. 191 





a) Organifationsdecret vom 18. März 1806. 191 





% 


.b) Königliches Manifeft vom 11. Yan. 1815. 210 





c) Rede des Königs vom 11. Yan. 1815.  - 213 
d) Rede des Königs vom-ı5. März 1815, 
bei Eroͤffnung der Ständeverfarnmlung. : - 218 
e) Grundzüge der vom Könige Friedrich den - 
Staͤnden vorgelegten Verfaſſungsurkunde. 220 
£) Verordnung des Könige Wilhelm'L vom 








Inhalt. xv 
8. Nov. 1816, die Organiſation des geh. 


























Rathes betreffend. ©. 227 
6. Großherzogthum Frankfurt. 232 
a) Eonftitution vom 16. Aug. 1810, 235 

b) Beilage zur Eonftitution vom 10. t. 
1810, 245 
7. Großherzogthum Baden. 249 
8. Churheſſen. 253 
9. Herzogthum Anhalt: Köthen. 259 
a) Conſtitution vom 28. Dec. 1810. 260 
b) Organifation vom 19. Febr. 1811. 263 
c) Verwaltungsordnung vom 22. Febr. 1811. 268 
20. Fuͤrſtenthum Walded > Pyrmont. 275 





Verfaflungs » und Drganifationsderret vom 
28. Jar. 1814. ; 
11. Herzogthum Naffan. 
Patent vom 2. Sept. 1814, 
12. Herzogthum Sachfen= Coburg, 
Decret vom 16. März 1816, 
15. Großherzogthum Sadfen » Weimar. 

a) Großherzogliche Verordnung vom 30. Jan, 
1816, die Bildung und Zufammenberus 
fung einer ftändischen Berathungsverfamms 
lung zur Entwerfung der Landesperfaflungss 
urkunde betreffend. 

b) Grundgefeg vom 5. Mai 1816, über die 
Iandesftändifhe Verfaſſung des — 
zogthums. 32260 











EERESR 














a 

















N 


xvi Inhalt. 

24. Fuͤrſtenthum Schwarzburg- Rudotftadt. 
Verordnung vom 8. Jan. 1816. | 

15. Die übrigen teutfchen Staaten. 

16. Die vier freien Städte. - 
a) Organiſation der Stadt Frankfurt a, D.. 

vom 10. Det. 1806. 

b) Ergänzungsaete der alten Frankf. Stadt 


verfaflung , angenommen am 18. Zul. 


1816 


7. Schweden. 
Conſtitution vom 7. Sun: 1809. 


8. Norwegen. 
Eonftitution vom 4. Nov. 1814. 
“Anhang. 
1. Fuͤrſtenthum Walde. 
2. Fundamentalgeſetz des Königreiches ber . 
Niederlande vom 24. Aug. 1815. 





©. 363 
"364 
366 
‘370 


373 


4 


385 
431 
432 


‚467 


469 


. 492 


492 


494 





4 
Polen. 


Unter Regenten aus der piaſtiſchen und jagelloniſchen 
Dynaſtie bildete, während des Mittelalters, das Koͤ⸗ 
nigreih Polen die Vormauer des chriftlichen Europa 
gegen die afiatifchen Vilfer und Horden. Sp unvol- 
fommen auch in jenen Jahrhunderten die Verfaffung 
diefes Slavenftaates war; fo war es doch für die 
bürgerliche und politifche Entwickelung des übrigen eu⸗ 
ropäifchen Staatenfpftemg vortheilhaft, daß der An» 
drang der Mongolen, der Tartaren, der Osmanen und 
der Ruffen gegen Europa, in der Macht der Polen einen 
bedeutenden Widerftand fand, und daß felbft der teut⸗ 
fche Ritterſtaat an der Dftfee diefer polnifchen Macht fo 
wenig gewachfen war, daß das halbe Drdensland, 
Weftpreußen, im Thorner Vertrage vom Jahre 1466 
den Polen abgetreten werben mußte. 

Mie aber im Jahre 1572 der jagellonifche Manns⸗ 
flanım mit dem Könige Sigismund Auguft in Po 
len erlofch, und Polen ein Wahlreich ward; da fanf 
die Kraft des Reiches unter diefen Wahlfdnigen um 
fo tiefer, je größer die ariftofratifche Anarchie war, die 
ſich über Sarmatien ausbreitete, und je bedeutender, 
während diefer Zeit, die Fortfchritte waren, welche die 

. übrigen europäifchen Völfer und Reiche in der Eivilifa« 
Zweiter Band, 1 
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tion und in der feftern Begründung ihrer Gtaatsfor- 
men machten. Denn wenn gleich die von den polni- 
(hen Wahlkoͤnigen befchwornen, fogenannten pacta 
conventa einen Staatsvertrag zwiſchen dem Koͤnige 
und der Republik Polen bildeten; fo fehlte es doch die» 
fem Staate, in Hinficht feiner Verfaffung, an einer 
feften Baſis. Denn ein Slavenftaat, der nicht einmal 
"die germanifhe Staatsform des Lehnsſyſtems 
fatinte, und welchem ber dritte Stand abging, 
durch welchen im germanifchen Staatenfyfteme bie 
Landfändifche Verfaffung einen beftimmten politis 
ſchen Charaftergewann, mußte unaufhaltbar veralten, 
und feiner endlichen Auflöfung entgegen gehen, wenn er 
wicht duch ein aus feiner Mitte hervorges 
bendes Princip zu einem neuen politifchen Dafeyn 
verjüngt ward. 

So ftand Polen zu der Zeit, ald Staniglaug 
Auguftus Poniatowsky im Jahre 1764 unter 
suffifchem Einfluffe den erledigten Wahlthron beftieg, 
nach feiner innern Verfaffung im. fchärfften Gegenfage 
gegen das übrige, in raſchen Fortſchritten feiner politis 
ſchen Entwickelung entgegen reifende, Europa. Die 
erfte Theilung Polens im Jahre 1772 verkuͤndigte es 
uͤbrigens, dag dag ſeit beinahe 300 Jahren im euros 
päifchen Staatenbunde herrſchende Syſtem des politie 
ſchen Gleichgewichts in feiner Grundbedingung des 
rechtlichen Voͤlkerbeſitzes bereits mächtig er— 
fchättere worden fey, und die bdiplomatifche Role, 
welche der ruffifche Gefandte feit diefer erfien Theilung 
in Warfchau übernahm, war Nicht dazu geeignet, bie 
innere Deforganifation diefes Slavenſtaates zu mindern, 
und ihn zu.-einem — neuen politiſchen Leben 
zu erheben. 
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Allein wie an ber Seine im Jahre 1789, mit dem 
Zufammentreten der erften franzöfifchen Nationalver- 
ſammlung, die neue politifche Form des dlteften chrifl- 
lichen Königreiches im jüngern Europa eingeleitet ward; 
da erwachte auch an der Weichfel, früher als in 
den übrigen europäifchen Reichen, ein neuer politifcher 
Geiſt. Die Kaiferin Katharina von Rußland war da- 
mals mit der Pforte und mit Schweden in Krieg ver- 
wickelt, und diefen Zeitpunet fanden die Polen beſon⸗ 
ders günftig, dem druͤckenden Einfluffe Rußlands fich 
zu entziehen, und durch ein Buͤndniß mit Preußen ihre 
künftige politifche Eriftenz zu fichern, weil Preußen in 
jener Zeit die fiegreichen Fortſchritte Rußlands und 
Deſtreichs gegen die Pforte nicht ohne Befürchtung für 
feine eigene politifche Sicherheit beobachtete, und des⸗ 
Halb der Pforte, in einem befondern Vertrage, die In⸗ 
tegrität ihrer Befigungen garantirte. 

* Schon am 6. Det. 1788 warb ber polnifche 
Reichstag eröffnet, auf welchem fogleich, im Sitzungs⸗ 
faale der Senatoren, nach geheimer Stimmenfammlung, 
durch Mehrheit der Stimmen dag bis dahin beflandene . 
freie Veto aufgehoben ward, melches alle frühere 
Reichstage zerriffen und die beabfichtigten Berbefferun- 
gen im polnifchen Reiche von dem Willen eines einzigen 
fiimmenden Individuums abhängig gemacht hatte. Die 
son Rußland vorgefchlagene Allianz ward von dem 
Neichstage abgelehnt, theil® weil Preußen dagegen pro» 
teftirt hatte, theild weil Polen ohne eine gutorganifirte 
Armee und bei feinen gerrütteten Finanzen an dem Tür- 
kenkriege feinen Antheil nehmen konnte. Der Reichstag 
befchloß am 21. Oct. die Ergänzung der befichenden Ar- 
mee von 18,000 Mann bis auf 100,000 Mann, um 
durch die Kraft und Haltung derfelben dem polnifchen 
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Reiche feine neue Stellung im europäifchen Etaatenfy- 
fieme zu fihern. Zwar ließ am 5: Nov. Katharina 
durch ihren Geſandten bei dem Neichstage gegen jede 
Veraͤnderung der polnifchen Eönftitution proteftiren; als 
fein die Landboten beharrten bei ihrem Zwecke, die bie 
herige Conftitution zu verbeffern, und forderten. von 
dem Könige die Erflärung, ob er das ntereffe Ruß. 
lands unterftügen wolle, — in welchen alle fie alle ihn 
verlaffen würden, — oder ob er die Bafis der neuen 
Gonftitution zur Nettung des Staates gegen fremden 
Einfluß anzunehmen geneigt fey. 

Der König willigte ein, und ber Reichstag ers 
lärte am 17. Nov. in einer Note an Rußland, daß ee 
ſich als unabhängig und als gefeßgebende Macht bes 
trachte. „Man hoffe, die Kaiferin werde, wenn etwas 
in der polnifchen Verfaffung geändert ‚würde, eine 
Freude über den vollkommnern Zuſtand der Nepublif 
empfinden, und man erfuche fie wwiederhohlt, die ruffi- 
fhen Truppen fehleunigft aus dem Gebiete der Nepus 
blik zu entfernen, um jede Colifion mit der Pforte zu 
vermeiden. * 

‚ Gleichzeitig erhielt am 17. Rob. der Reichstag eine 
preußiſche Note, in melcher die neue militärifche 
Drganifation gepriefen, und die Republik ermuntert 
ward, in ihren Einrichtungen im Junern fortzufähren, 
toobei der Koͤnig von Preußen erklärte, die Unabhän- 
gigfeit der Nepublif zu garantiren, und in ihre innere 
-inrichtung, fo wie in die Freiheit der Berathſchlagun⸗ 
gen und Befchlüffe des Neichstages fich nicht zu mifchen. 
In einer officielen Note vom 10. Dec. 1789 wieder 
hohlte Preußen das Anerbieten feiner Allianz, doch uns 
ter der Bedingung, daß, vor dem Abfehluffe derfelben, 
die Negisrungsform und. die fünftige Thronfolge in Po⸗ 
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len näher beftimmt würde. Darauf legte der Bifchoff 
von Kaminiec, Kranfinsfi, als Präfes der Commife 
fion, welche mit ber Abfaffung der neuen Eonftitution 
beauftragt war, dem Neichstage acht Hauptpuncte der 
neuen Gonftitution vor, welche am 13. Dec. von dem 
Reichstage angenommen wurben. 

Nach diefen Vorfärieten zur neuen Eonftitution, 
ward am 29. März 1790 das Buͤndniß zwifchen 
Preußen und Polen unterzeichnet, nach welchem 
Preußen, im Falle eines Angriffs, 12,000 Mann ns» 
fanterie und 4000 M. Cavallerie, Polen aber 4000 
Mann Infanterie und gogo M, Eavallerie zu flellen, 
und, wenn bies nicht ausreichen folte, Preußen fein 
Huͤlfscorps auf 30,000 Mann, Polen das feinige auf 
20,000 Mann zu erhöhen verſprach. Niemand follte 
fih in Polens innere Angelegenheiten mifchen. Ge— 
fchähe es dennoch; fo verfprach Preußen zuerft feine 
freundfchaftliche Verwendung, und, wenn diefe frucht- 
los wäre, den vertragsmäßigen Beiftand. Beide 
Mächte garantirten fi ihre Befigungen. 

Dei der Verlängerung des Neichstages ward fort: 
dauernd über bie ‚einzelnen Puncte der Eonftitution ver⸗ 
handelt, am 8. Det. 1790 der Churfürft von Sachfen 
zum Thronfolger vorgefchlagen, und am 6. Dec. felbft 
‚ein Allianzvertrag mit der Pforte entworfen, der aber 
nicht zur Vollziehung Fam. Noch faßte der Reichstag 
- am 3, Jan. 1791 ben Belchluß, daß jedes Mitglied 
deffelben mit der Tobesftrafe belegt werben follte, wel⸗ 
ches uͤberwieſen wuͤrde, von einer fremden Macht eine 
Penfion zu ziehen. 

Bon großer Wichfigfeit war es, daß am 14. Apr, 
1791 den polnifchen Städten ein Freiheitsbrief 
ersheilt ward, in welchem fie ben größten Theil ihrer 
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alten Privilegien, und noch einige neue geitgemäße Vor⸗ 
rechte zugeftanden erhielten, wodurch ber Druck, unter 
welchem fie bisher gefchmachtet Hatten, aufgehoben und 
der ganze Bürgerftand in Polen für die neue Ordnung 
der Dinge gewonnen und begeiftert ward. 

Da bdiefer Freiheitsbrief der Städre im dritten 
Abfchnitte der Eonftitution vom 3, Mai 1791 feine 
Beftätigung erhielt, und dadurch einen integrirenden 
Theil der polnifchen Eonftitution felbft bildete; fo muß 
derfelbe der Eonftitution vorausgefchickt werden. 


A) Freiheitsbrief der koͤnigl. Stäbte 
in Polen vom 14. Apr. 179. 


Erfter Arcifel, 
Bon den Städten, 


x, Alle fönigliche Städte in den Landen der Republik 
find frei. 

2, Die Bewohner diefer Städte erfennen wir für freie 
Leute. Ihre Gründe, Käufer, Bezirke, Dörfer, die 
jet zu diefen Städten gehören, erklären Wir ihnen, ale 
eroͤlich, jedoch den anhängigen, und noch nicht vollendeten 
Prozeflen unbefchadet, 

3. Städten, die ihre Errichtungsurfunden verloren 
haben, werden Wir König, wenn fie beweifen, daß fie 
felbe hatten, mit Anszeichnung der Gründe, die fie jegt 
unjtreitig beſitzen, die Sreiheitsdiplomen erneuern, 

4. Jenen Eönigl. Städten, wo die Heinen Landtage ges 
halten werden, geben Wir ſolche Errichtungsbriefe, wenn 
fie fie auch vorher nicht hatten, 

s. Wenn fih auf einem königlichen Grunde wegen gu⸗ 
ter Lage eine Anzahl freier Leute niederläßt, und ihrem 
Wohnjige die Geftalt einer Stadt gibt; fo wollen Wir die: 
fen Anfiedlern eine Errichtungsurkunde mis Deigebung der 
nöthigen Grundſtuͤcke ertheilen, 
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6. Jeder Erbherr kann, auf ſeinen Erbguͤtern, Staͤdte 
aus freien Leuten, oder freigelaſſenen Bauern errichten, 
oder ſeine erblichen Staͤdte zu freien Staͤdten machen; dieſe 
Staͤdte gehoͤren aber nur dann unter die Zahl der freien 
Staͤdte, wenn ihnen der Erbherr erbliche Gruͤnde gibt, wo 
ſodann Wir Koͤnig auf Auſuchen des Erbherrn dieſen Staͤd⸗ 
ten ein Beſtaͤtigungsdiplom geben, und die Errichtungsur⸗ 
kunde des Grundherrn demſelben einſchalten laſſen werden. 

7. So wie fuͤr alle Staͤdte nur ein Geſetz iſt; ſo wer⸗ 
den die Buͤrger was immer fuͤr einer Stadt gleiche Rechte 
aus gegenwaͤrtigem Geſetze genießen. 

8. Alle Staͤdtebewohner, Adeliche und Unadeliche, 
welche einen Handel nach Ellen und Gewicht treiben wol⸗ 
len; alle die in Staͤdten Beſitzungen haben, oder ſelbe erſt 
erlangen, von welchem Range, Wuͤrde, Handwerk und 
Kunſt ſie ſeyn moͤgen, muͤſſen das Buͤrgerrecht annehmen, 
und unter ſelben ſtehen; auch andern Edelleuten iſt es er⸗ 
laubt, Buͤrger zu werden. 

9. Die Aufnahme zu Buͤrgern geſchieht auf folgende 
Art: Jeder, der Bürger werden will, ſtellt ſich vor dem 
Magiftrate, perfönlich, oder durch einen Bevollmächtigten, 
und legt folgenden Eid ab: „IHN. N. werde dem Aller; 
durchlauchtigften König und der Regierung getreu bleiben; 
und verbinde mich die Geſetze, und Verfügungen der Reiches 
tage auf das genauefte zu beobachten. Der Obrigkeit der 
Stadt N., zu welcher ich als Bürger gehöre, will ih uns 
terworfen feyn, und alle Bürgerpflichten erfüllen. Dieſes 
gelobe ich für mich und meine Erben.” Nach diefer Ber 
thenerung wird der Aufgenommene in das Buͤrgerbuch eins 
gefchrieben. 

10. Die Städte find verbunden alle vechtfhaffenen 
Fremde, Handwerker, und alle freie, niemanden unters 
thänigen Leute, chriftlicher Religion, unentgeldlich als Bürs 
ger aufzunehmen, und einzufchreiben. 

zı, Allen gebohrnen Adelihen, oder jenen Bürgerlis 
hen, die fi in den Adelſtand erheben laffen wollen, foll 
die Aufnahme, und Beibehaltung des Buͤrgerrechts, Ver: 
waltung bürgerlicher Aemter, Führung alles Handels, 
Treibung was immer für eines Handwerkes, weder Ihnen 
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ſelbſt, neh ihren Nachkommen in ihrem Abel, und deflen 
Vorrechten im Seringften ſchaden. *) 

12. Da die Wahl eines eigenen Magiftrats, insbes 
fondere der Bürgermeifter, Stadtichulgen, und anderer 
Beamten, durch die Bürgerfchaft ein vorzägliches Kenns 
zeichen der Freiheit ift; fo follen die Städte- diefes Recht 
behalten. Es foll ihmen auch ganz frei ſtehen, für ihre 
innere Ordnung zu forgen, und auf derfelben Beobachtung 
zu halten, wovon fie der Polizeicommiljion nur durd Ber 
richte Nachricht zu geben verbunden find, 

13. Alle Bewohner der Städte, die ins Buͤrgerbuch 
eingeſchrieben ſind, und eine erbliche Beſitzung haben, koͤn⸗ 
nen zu allen ſtaͤdtiſchen Aemtern durch Wehrheit der Stim⸗ 
men gewaͤhlt werden und waͤhlen. Jedoch kann niemand 
eine adeliche Diſtrictswuͤrde, oder ein Amt der vollziehen: 
den Macht zugleich mit dem Amte eines ftädtifchen Bevoll⸗ 
mädtigten, unser der Nichtigkeit beider Aemter begleiten, 
Auch Niemand, der in Militärdienften wirklich ſteht, fann 
zugleich ein ftädtifcher Beamter feyn, 


Zweiter Artikel, 
Bon den Rechten der Bürger, 


1. Das Grundgefeg neminem captivabimus 
nisi iure victum **) dehnen Wir auch auf die im 


*) Hierduch wurden bie bem Adel hoͤchſt ſchaͤdlichen Gefege 
von den Fahren 1505, durch welche ben Adelichen bei Ber: 
luft des Adels, bei Confiſcirung der adelichen Güter, bie 
einer an fi) bringen: würde, verboten wurde, das Bürger; 
recht anzunehmen, und in Städten einen Handel, Hand⸗ 
werk, oder irgenb ein andres buͤrgerliches Gewerbe zu frei, 
ben, gänzlich aufgehoben, nachdem fhon burd ein Geſetz 
vom Jahre 1775 den Adelichen hie Befugniß zum Handel 
ohne Nachtheil des Adels ertheilt worden war, 

“*) Dieſes Grundgefeg, weldes im Jahre 1442 zuerft geger 
ben, durch das Geſetz vom Sahre 1433 und jenes vom Sabre 
1550 eriveitert wurde, und welches man die Habeas 
Corpus. Acıe der Polen nennen Tann, befreist bie Edeh 


pe 
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den Städten anfäfligen Bürger aus, mit Ausnahme der 
berrägerifchen Bankeroutiere, die keine hinlänglihe Buͤrg⸗ 
ſchaft für füch fielen können, und jener, die auf frifcher 
That ertappet worden find, . 

2. Diejenigen Städte, in welchen Appellationsgerichte 
befindlich find, werden vor jedem ordentlichen Reichstage 
einen Bevollmächtigten durch die Mehrheit der Stimmen 
erwählen, der in der Stadt erblich angefellen, dienittaugs 
lich, in keiner Unterfuchung begriffen, noch durch ein Ver⸗ 
brechen beſudelt fey, ſondern ſchon durch ein ftädtifches Amt 
fi) ausgezeichnet habe. Die Städte haben die Freiheit, 
diefe Bevollmächtigten auch aus andern Städten zu wähs 
len. Diefe Bevollmächtigten müffen an dem Tage, wenn 
der Reichstag anfängt, in der Stadt, wo der Reichstag 
gehalten wird, zufammen kommen, und den Act ihrer 
Wahl dem Reichstagsmarſchall überreihen. Auf den Pros 
vinziallandtagen wird man die Bevollmächtigten der Städte 
zur Polizei: Schageommiffion, und dem Aſſeſſorio *) ausr 


leute von allem Arrefte wegen eines Verbrechens, von aller 
Confifcation ihrer Güter, in fo lange, bis fie rechtlich über; 
wiefen fenn würden; außer ber Verbrecher würde auf ber 
frifhen That im Diebftahl, oder dem Verbrechen des Mora 
des, Mäbchen: ober Weiberrambes, des Raubes, der Brands 
legung, und Öffentlicher Gewalt ertappet, ober er Fönnte 
für fi Feine Hinlänglihe Sicherheit ftellen, 

+) Affefforialgeridte werben von den zwei Großkanz⸗ 
lern, ober in ihrer Abmwefenheit von den, Unterfanziern, 
von einem jeben für fein Land befonders, unter Beifigung 
der referirenden Kanzleivorfteher, ber Gecretäre des Koͤ— 
nigs und ber Notarien ber Decrete gehalten; fie befchäfe 
tigten fi Anfangs mit den Appellationen fowohl von den 
Gerichten der Adelichen als der Städte. Nah Sigismund 
Augufts Tode wurden bie Appellgtionen der Adelichen die- 
fem Gerihte entzogen; fo daß es fih nur mit ben 
Appellatipnen von den Urtheilen der Städte, der Woywo— 
ben in Jubenftreitigkeiten, dann mit den Rechtsſachen der 
Städte felbft, der Inhaber Töniglicher Lehengüter und 
allen auf Privilegien ſich gründenden Angelegenheiten be; 
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wählen, und beſtimmen, wer aus ihnen zu jeder Commiſ⸗ 
fiou oder dem Affefforio gehöre. Und obgleich diefe alle 
nach ihrer Beftimmung den Commiffionen und dem Aſſeſſo⸗ 
rio beifigen därfen; fo follen doch in der Schatz⸗- und Pos 
lizeicommiſſion nie mehr als zwei, bei dem Aſſeſſorio nie 
mehr als drei aus jeder Provinz beifigen dürfen. Diefe 
Commiſſion und Aſſeſſorialbeiſitzer werden in ftädtifchen und 
Handelsgefhäften eine wirkende entfheidende Stims 
me, in anderen Gefchäften aber nur eine rathende 
Stimme haben. Wird einer diefer, oder alle’Bevolls 
maͤchtigten, von den das Wahlrecht habenden Städten bes 

ätiget; fo bletben fie noch auf zwei andere Jahre. Die 

efoldungen für diefe Beifiger und Commiffaire werden 
Wir, jedoch nur fir obige für die Commiffionen und das 
Affefforium beftiimmte Anzahl, bei dem Entwurfe der Auss 
gabetabellen beftimmen. —— 

3. Damit die Vorſorge der Regierung auch den For: 
derungen der Städte Gerechtigkeit wieder— 
fahren laffe; fo erlauben wir unfern Städten durch die 
Beiſitzer, oder tädtifhen Commiſſaire bet den Affeflorials 
gerichten der Schatz + und der Polizeicommiſſion, die Wuͤn⸗ 
ſche der Städte dem Reichstage vorzutragen; dieſe werden, 
wenn es noͤthig ſeyn wird, und fie wollen, bei dem Reiches 
tagsmarfchall um die Stimme bitten, die ihnen nicht ab: 
sefchlagen werden darf, und fie werden, fo wie es bei der 
Stimmenfammlung der andern Abgeordneten von den 
Eommiffionen gewöhnlich ift, ihre Meinungen vortragen. 

4. Nach zweijaͤhriger Dienftleiftung bei den Commif: 
fionen follen diefe Bevollmächtigten der Städte am naͤchſten 
Keichstage, ohne Entrichtung einer Tare in den Adelftand 
erhoben werden, wenn fie noch) nicht adelich find. j 


5. Sn Zukunft fol es jedem Bürger frey fepn, ader 
liche und andere Güter erblich mit allem Eigenthumsrechte 
am ſich zu bringen, und auch dem rechtlichen Erben zu hin: 
terlaffen; die Güter durch Erbfolge oder Pfandrecht zu ers 
werben, im Betreff welcher fie, wenn fie auch Bürger 


fhäftigte. Cengnic Jus pubL B. Pol, Tom, II, pag. 
789 und 533. 


I 
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find, doch der gewöhnlichen adelichen Gerichtsbarkeit unters 
worfen feyn follen. 

6. Sener Buͤrger, der ein ganzes Dorf oder Städt; 
chen erblich faufet, wovon er an der Abgabe des zehnten 
Groſchen zum wenigften 200 polnifche Gulden entrichtet, 
der. foll am nächften Reichstage, wenn er dem Reichstags, 
marjchall deshalb fein Gefuh an die Stände uͤberreichet, 
kraft gegenwärtigen Geſetzes in den Adelftand erhoben 
werden, 

7. Nebft diefem follen auf jedem Reichstage 30 bärgerz 
liche, in den Städten erblich Begäterte in den Adel erho⸗ 
ben werden, wo die erfte Nücficht auf die in Kriegsdiens 
ften fich Auszeichnende, auf jene, die in den Eivil: Krieges 
commiſſionen beifigen, die Fabriken anlegen, oder Handel 
mit inländifchen Produkten treiben, und dabei auf die Em: 
pfehlungen der Landboten und Städte genommen werden 
muß. 

8. Bei der ganzen Armee, (mit Ausnahme der Nar 
tionalcavallerie,) bei jedem Corps, Regiment und Pulk 
werden Bürgerlihe in Zukunft Offiziersftellen bekleiden 
tönnen, jener, der den Rang eines Stabskapitänd, oder 
Capitäns einer Compagnie bei der Infanterie und eines 
Rittmeiſters bei einem Pulfe erlangt, der foll durch gegen⸗ 
wärtiges Gefeß mit allen feinen Nachkommen in den Adels 
ftand erhoben werden, und Wir König werden ihm das 
Adelsdiplom gegen Vorzeigung feines Patents ohne Ent: 
richtung der Stempeltare ertheilen. 

9. In Zukunft wird es den Bürgerlichen erlaubt feyn, 
in den Kanzleien und Gerichtsftuben, allen politifchen Com— 
miffionen und Tribunalsdifafterien, und bei geringern Ger 
richtöftellen zu arbeiten, zu advoriren, und andere Dienfte 
zu thun, auch nach ihren Verdieniten und Fähigkeiten vorr 
zuruͤcken. Wer die Würde eines Kanzleivorftiehers bei den 
Negierungsdikafterien erlangt; der foll auf dem erften 
Neichstage in den Adelftand erhoben werden, und Wir Koͤ— 
nig werden ihm das Adelsdiplom unentgeldlich ausfolgen 
laſſen. 

10. Im geiſtlichen Stande werden die Bürgerlichen, 
bei den Collegiatkirchen die Prälaten: und Domherrnftel: 
len, bei Kathedralkichen aber die Domberinfiellen, zu 
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welchen Doetores erfordert werben, bekleiden, auch alle 

— Säculars und Regularbeneficien erlangen können, mit 

Ausnahme jener, die ausdrücklich blos für Adeliche geftifs 
tet find. 

11. Zu den Eivils Kriegscommiffionen der Woywod⸗ 

fhaften, Diftriete und Gebiete können aus ten Städten, 

‚ die in dem Gebiete der Kriegscommiffignen liegen, zu jeder 
Eommifjion drei Beifiger gewählet werden, fie mögen ades 
lich oder bürgerlich feyn, wenn fie nur in der Stadt eing 
erbliche Befißung haben. 

12, Wenn unfere Städte Thorn und Danzig ein Geſuch 
an die Stände haben; fo werden fie durch ihren Secretär 
es dem Marfchalf übergeben, oder es felbft durch Deputirte, 
nad) vorm Marjhalle angefuchter Erlaubniß, die} ihnen 
nicht abzufchlagen ift, vortragen. 

13. Die Strafe derjenigen, die fälfchlich vorgeben, 
daß fie beguͤtert find, üft folgende: Wer immer gegen einen 
Revers jemanden ein adeliches Erbgut übergibt, wird es 
auf immer verlieren, und das Gericht fpricht dem das Eis 
genthum des verreverfirten Erbguts zu, der den Repers 
beweifet. And follte auch der, der gegen Revers das Erb⸗ 
gut befiget, die Reverfirung beweifen; fo wird es ihm auf 
immer, zugefprohen, und diefe Prozefle fol das adeliche 
Diftrietögericht ohne Appellation entſcheiden. 

14. Alle ältere Gefege und Verfügungen, die gegenz 
wärtigen Gefegen zuwider find, werden hiemit aufgehoben, 
und Wir wollen diefe Verfügung, für ein Grundgefeg ange⸗ 
nommen haben, 


Dritter Artikel, 


Bon der Nechtspflege der Bürger, 

1. Indem wir die Städte bei ihrer eigenen Gericht; 
barkeit ihres Bezirkes laſſen; fo nehmen wir die Städte 
nebſt ihren Worftädten von aller anderer Gerichtsbarkeit, 
als der Tribunale, adelihen Diftrietsgerichte, der WWoyr 
wodfchaften, Starofteien, und Kaftellaneien aus; außer 
den nicht geendeten, von den Commiſſionen zu den Tribus _ 
holen abgefendeten Prozeſſen. Das Gericht des Hofmar⸗ 
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ſchalls, welches nur"unfere königliche Refidenzftadt betrifft, 
weifen wir in die Grenzen feiner eigenen Macht zurück, 

2. Alfe geiftliche und weltliche Vogteien, ja auch jene 
Meinen Städtchen, die in dem den föniglichen Städten ans 
fange angewiefenen Stadtgebiete liegen, merden von uns 
fo, wie fie befeffen werden, in Zufunft in Ruͤckſicht der 
Gerichtsbarkeit und Polizet aufgehoben; vielmehr unters 
werfen wir diefe Vogteien der Gerichtsbarkeit der Magis 
firate, jedoch) behalten die Eigenthuͤmer diefer Gründe, alle 
Zinſen, und wie immer geartete Einkünfte, 

3. Hingegen wo die Städte adelihe Dörfer erblic has 
ben, möüflen fie, in den Nechtsfachen megen diefer Dörfer, 
dem adelichen Diftrictsrichter Antwort geben. 

4. Alle in den Städten begüterte Einwohner, was ime 
mer für einen Handel oder Handwerk fie auch treiben, uns 
terliegen der ftädtifchen Gerichtsbarkeit, und muͤſſen die Abs 
gaben, wie andere Bürger, ohne Ruͤckſicht auf was im⸗ 
mer für Eremtionen entrichten, 

5. Injeder Stadt hat der gewählte Magiftrat die Ges 
vichtsbarfeit in Streitfachen. Bei diefen Magiftraten werz 
den alle Arten von Prozeſſen In erfter Inſtanz entfchieden, 
und zwar Rechtsſachen, deren Betrag die Summe von 
300 fl. poln. nicht überfteiget, oder Injurienhaͤndel, wor⸗ 
über nur ein dreitägiger Arreft verhängt wird, ſollen bei 
diefen Magiftraten ohne Appellation gaͤnzlich entfchieden 
werden. Im größern Sachen aber geht die Appellation 
an die beftellten Appellationsgerichte. 

6. Zu Appellationen ernennen Wir folgende Städte, 
und insbefondere in Kleinpolen: Erarau, Lublin, Luck, 
Zytomierz, Winnica, Kaminiec in Podolien, Drohiczyn. 
Sn Sroßpolen: Pofen, Kalifh, Gnefen, Lenczyc, 
Warfhau, Sieradz, Plock. In Litthauen die Städte 
Wilna, Grodno, Kowno, Nowogrodet, Minsk, das lits 
thauifche Brzesc, Pinsk. Zu dem Appellationsgerichte in 
Eracau gehören die in der Eracauer Woywodſchaft, und 
die in den Gebieten von Sendomir, Wislic und Chencin 
liegenden Städte. Zu dem Appellationsgerichte in Lublin 
gehören die Städte der Woywodfchaft Lublin, der Gebiete 
von Radom und Opoezyn und der Dijtricte von Lenczye und 
Chelm. Zu dem Appellationsgerichte in Luck gehören die 
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Städte der Woywodſchaften Volhynien und Belz. Zu dem 
Appelfationsgerichte in Zytomierz gehören die Städte der 
Woywodſchaft Kiow. Zu dem Appellationsgerichte in Kar 
miniec in Podolien, die Städte der Woywodſchaften Pos 
dolien. Zu dem Appellationsgerichte in Drohyczyn, die 
Städte der Woywodſchaft Podlachien. Zu dem Appellas 
tionsgerichte in Pofen gehören die Städte der Woywod⸗ 
fhaften Pofen und der Diftricte Wfchow. Zu tem Appel: 
bationsgerichte in Kalifch die Städte, die in der Woywod⸗ 
fchaft Kaliſch, dem Bezirke Konin und dem Bezirke Pysdr 
diefleits der Warte liegen. Zu dem Appellationsgerichte 
in Gneſen gehören die in der Woywodſchaft Gnejen, dem 
Bezirke Konin, und den Bezirfen Pysdr, jenfeits der 
Warte liegenden Städte. Zu dem Appellattonsgerichte in 
Sieradz gehören die Städte der Woywodſchaft Sieradz 
des Bezirkes Wielun. Zu dem Appellationsgerichte in 
Warſchau gehören die Städte, die in dem Herzogthume Mar; 
fovien und der Woymwodfchaft Rawa liegen. Zu dem Apr 
pelfationsgerichte in Lenczyc gehören die Städte der Woy⸗ 
wodfchaft Lenczye, Brzesc in Kujavien und Inowroclaw 
Zu dem Apvellationsgerichte in Ploc gehören die Städte 
der Woywodſchaft Plock, des Bezirks Zawskrzyn, und des 
Bezirkes Dobrzyn. Zu den Apvellationsgerichten, die in 
Litthauen aufgeftellt find, als: Zu dem Appellationsgerichte 
in Wilna gehören die Städte der Woywodſchaft Wilna, der 
Bezirk Oszmian, Lidzk, Wilfomirz, Braslav, der Won 
wodfchaft und des Bezirkes Trod. Zu Grodno, tie Städte 
des Grodner, Wolkowysfer und Mererer Bezirkes, Zu 
Kowno die Städte des Herzogthums Samogitien, der Bes 
zirke Kowno Prenst, und Upig. Zu dem Appellations; 
gerichte in Nowogrodek, die Städte der Woywodſchaft Nor 
wogrodet und der Bezirke von Slonim und Sluczorest. 
Zu Brzesc in Lirthauen die Städte der Woymodfchaft 
Brzesc und des Bezirkes Kobryn. Zu dem Appellations⸗ 
gerichte in Pinsk gehören die Städte der Bezirke Pins, 
Zarenczyn, Mozyr und Rzeczyca. Zu dem Appellations- 
gerichte in Minsk gehören die Städte der Woywodſchaften 
Minsk, Polock, Witebst und des Bezirkes Orfzan. 

7. In diefen Städten werden alle zwei Jahre fünf 
Derfonen, adeliche oder unadeliche, oder begäterte Bürger, 
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oder auch Magiftratsperfonen diefer Städte oder von an: 
deren jedem Appellgtionsgerichte unterwörfenen Städten 
gewählt. Diefe Perfonen werden das Appellationsgericht 
ausmachen; jedoch mit dem Vorbehalte, daß jene Magis 
firatsperfonen und Schöppen, welche zum Appellationsges 
richte gewählet werden, fo lange fie dem Appellationsges 
tichte beifigen, den Gerichten der erften Inſtanz jene Mas 
‚giftrate, aus welchen fie gemwählet worden, nicht beijigen 
dürfen, 


3. Diefe Gerichte entfcheiden die Appellationen von 
den Magiftraten in Sachen, deren Betrag 300 fl. pol. 
oder die Strafe von einem dreitägigen Arreft, und nicht 
die Summe von 3000 fl. poln. oder eine dreiwoͤchentliche 
Arreſtſtrafe uͤberſteigt, ohne fernere Appellation. In als 
len Prozeſſen, die den Werth von 3000 fl. poln. oder eine 
dreimöchentliche Arreftftrafe überfteigen, geht die Appellas 
tion von den Magiftraten erfter Inftanz nicht an die Ap: 
pellationsgerichte, fondern an unfere Hofgerichte, fowohl 
in Kronpolen, als auch in Litthauen. 


g. Die Magiftvate werden peinliche Prozeſſe nicht ent 
fheiden dürfen, fondern muͤſſen felbe gerade an die Appels 
lationsgerichte abſchicken, welche die Kriminalprozefle zu 
entfcheiden das Recht haben, jedoch mit diefem Vorbehalte, 
daß fie nur Strafen auf zeitliches Gefängniß auf der Stelle 
vollziehen koͤnnen. Wird der Verbrecher aber zum lebens⸗ 
länglichen Gefängniffe, oder zum Tode verustheilet; fo 
muß das Appellationsgericht die Unterfuchung und das Urs 
theil dem Affeflorialgerichte vor der Bekanntmachung uͤber⸗ 
fenden. Findet das Affeflorialgericht ein folches Urtheil auf 
lebenslängliches Gefängniß oder die Todesfirafe gerecht; fo 
tann es dann erft vollzogen werden. Zugleich aber behals 

- ten Wir dem Hofgerichte alle Prozeſſe wegen übler Ber 
waltung fädtifcher Aemter, wie auch wegen der Einkünfte 
der ftädtifchen Pächter, und alle andere durch die Reichsge⸗ 

ſetze dahin gehörigen hiemit bevor. 


10. Endlich werden die Städte in Sachen innerlicher - 
Ordnung, und ihrer Einkünfte uͤberhaupt der Polizeicom⸗ 
mifjion unterworfen feyn. 


8* 
— 
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Die neue Conſtitution Polens ſelbſt ward am 3. 
Mai 1791 mit großer Stimmenmehrheit angenommen; 
nur die Landboten von Kaliſch, Suchorze wski, und 
von Podolien, Zlotnicki, und die Caſtellane Czet⸗ 
wertynski und Ozarowski, proteſtirten dagegen. 
Der König ward von denjenigen Puncten feines Wahl: 
vertrages freigefprochen, welche mit der neuen Eonfti= 
tution nicht vereinigt werben fonnten, und darauf die 
neue Conftitution von dem Könige unter dem Throne, 
und von allen Gliedern des NeichStages, von den Gro- 
Ben des Reiches und von den Bürgern der Hauptſtadt 
in der Kirche befchworen, ‚wohin fie der König geführe 
hatte. : 


B) Conftitution vom 3. Mai 1791. 


Stanislans Auguftus von Gottes Gnaden und durch 
den Willen der Nation König don Polen, Großherzog von 
Litthauen u. f. f. zugleich mit den in verdoppelter Zahl die 
polnifche Nation vepräfentirenden conföderirten Ständen, 

Da Wir überzeugt find, daß unfer aller gemeinfhaftz 
liches Schickſal einzig und allein von der Gründung und 
Vervollkommnung der Nationalcouſtitution abhängt, durch 
eine lange Erfahrung die verjährten Fehler unierer Regier 
rungsverfaflung kennen gelernet haben; da wir die Lage, 
worin fi) Europa’ befindet, und den zu Ende eilenden Au⸗ 
genblick, der ung wieder zu ung ſelbſt gebracht hat, zu be; 
nugen wünfchen; da wir frei von den fchändenden Befeh⸗ 
len ausmwärtiger Uebermacht, die dußere Unabhängigkeit 
und innere Freiheit der Nation, deren Schickfal unfern 
Händen anvertraut iſt, höher fhäßen, als unfer Leben und 
unfere perfönliche Gluͤckſeligkeit; da wir uns zu gleicher 
Zeit auch die Segnungen, und die Dankbarkeit unferer 
Zeitgenoffen und der Fünftigen Gefchlehter zu verdienen 
wuͤnſchen; fo befchließen wir, ungeachtet der Hinderniffe, 
welche bei uns felbft Leidenfchaft entgegen ftellen könnte, 
der allgemeinen Wohlfahrt wegen, zur Gründung der Frei: 


Ei 
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heit, zur Erhaltung unſers Vaterlandes und ſeiner Gren⸗ 
jen, mit der feſteſten Entſchloſſenheit unſers Geiſtes gegen: 
waͤrtige Conſtitution, und erklaͤren ſie durchaus fuͤr heilig 
und unverletzbar, bis die Nation in der geſetzlich vorges 
ſchriebenen Zeit, durch ihre ausdruͤckliche Willenserflärung, 
die Abänderung dieſes oder jenes Artifeld für nothiwendig 
erachten wird: Eben diefer Conſtitution ſollen auch alle 
fernere Befchlüfle des jegigen Reichstages in jeder Ruͤck⸗ 
fiht angemeſſen ſeyn. 


1. 
Herrſchende Religion 


Die herrſchende Nationalreligiou iſt und bleibt der hei⸗ 
lige roͤmiſch⸗ katholiſche Glaube mit allen feinen Rechten, 
Der Uebergang von dem herrfchenden Glauben zu irgend 
einer andern Confeſſion wird bei den Strafen der Apoftafie 
unterfägt. Da uns aber eben diefer heilige Glaube befiehlt, 
unfern Mächften zn lieben; fo find wir deshalb ſchuldig, 
allen Leuten, von welchem Befenntniffe fie immer auch feyn 
mögen, Ruhe in ihrem Glauben und den Schuß der Re⸗ 
gierung angedeihen zu laflen. Deshalb fihern wir hies 
mit, unfern Landesbefchläffen gemäß, die Freiheit aller reli⸗ 
er Gebraͤuche und Bekenntniſſe in den polniſchen 

anden, 


2. 
Edelleute, Landadel. 


Mit Hochachtung des Andenkens unfree Vorfahren, 
der Stifter unfers freien Staats, fihern wir dem Adel: 
ftande aufs feierlichfte alle feine Gerechtfame, Freiheiten 
und Prärogativen, und den Vorrang im Privatleben und 
Öffentlichen Leben, Inſonderheit aber betätigen und ber 
kräftigen wir, und erklären für unverleßbar, die diefem 
Stande von Cafimir dem Großen, Ludwig von Ungarn, 
Uladislaus Jagiello, und deſſen Bruder Wittold, Großher⸗ 
zog von Litthauen, wie auch von den Jagiellonen Ulaviss 
laus und Caſimir, von den Gebrädern Johann Albrecht, 
Alesander und Sigismund ı, von Sigismund Auguft, dem 

Zweiter Band, 2 
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legten von der jagielonifhen Linie, rechtmaͤßig und ger 


feglich ertheilten Rechte, Statuten und Privilegien. Die 
Wirde des Adelftandes in Polen erklären wir für völlig 
gleich mit allen den verfchiedenen Graden des Adels, die 
nur irgendwo gebräuchlich find. Wir erkennen die Edel: 
leute unter fich für gleich, und zwar nicht blos in Ruͤckſicht 
der Bewerbung um Aemter und Verwaltung ſolcher Dienfte 
im Baterlande, die Ehre, Ruhm und Vortheil bringen, 
fondern auch in Rücklicht des gleichen Genuffes der Priviz 


legien und Prärogativen des Adelſtandes. Mehr als alles’ 


äber wollen wir die Rechte der. perjönlichen Sicherheit und 
Freiheit, des beweglichen und unbeweglichen Eigenthums, 
eben fo heilig und uuverletzlich, ats fie feit Jahrhunderten 
einem zu flatten gefommen, bewahrt und beibehalten haben, 
und verbürgen uns. auf das feierlichite, daß wir. feine Vers 


änderung noch Ausnahme im Geſetze gegen das Eigenthum- 


irgend jemandes geftatten wollen; ja die höchfte Landesges 
malt fol fich unter Vorfhügung der iurium rega- 
Jıum, oder irgend einem andern Vorwande, auc nicht 
Die allergeringften Anfprüche auf das Eigenthum der Bürz 
ger, weder: im Ganzen noch theilweife erlauben. Daher 
verehren, verbürgen und beftätigen wir die perjönliche Sir 
cherheit und alles irgend jemanden rechtmäßig zufommende 
Eigenthum, als das wahrhafte Band. der Gefellihaft, als 
den Augapfel der bürgerlichen Freiheit, und wollen fie auch 
als ſolche für die künftigen Zeiten verehrt, verwahrt und 
unverleßt erhalten haben. , a 


Den Adel erfetinen wir für die erſte Stüße der Freiheit 
und der gegenwärtigen Eonftitution. Die Heiligkeit-diefer 


Eonftitution empfehlen wir der Verehrung jedes rechtſchaf⸗ 
fenen, patriotifhen, ehrliebenden Edelmannes, und ihre, 


Dauer feiner Wachfamfeit. Sie iſt ja der einzige Schuß 
unfers Vaterlandes und unfter Sreiheiten ! 


3» 
Städte und Städter. 


Das auf diefem Reichstage unter dem Titel: nf ere 
freien koͤniglichen Städte in den Staaten 
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der Republik gegebene Geſetz, wollen wir nach ſeinem 
ganzen Inbegriffe beſtaͤtigt wiſſen, und erklaͤren es, da es 
ein Geſetz iſt, welches dem freien polniſchen Adel zur Si; 
herheit feiner Freiheiten, und Erhaltung des gemeinfchaft: 
lihen Baterlandes eine neue, zuverläflige und wirkfame 
Macht zu Huͤlfe gibt, für einen Theil der gegenwärtigen 
Eonititution. 


4. 
Bauern, Landleute. 


Das Landvolk, unter defien Händen die fruchtbarfte 
Quelle der Reichthuͤmer des Landes hervorfließt, das den 
zahlreichſten Theil der Nation ausmacht, und folglid, der 
mächtigfte Schuß für das Land ift, nehmen wir ſowohl aus 
Gerechtigkeit und Chriftenpfliht, als auch un unfers eis 
genen wohlverftandenen Intereſſe willen, unter den Schuß 
des Geſetzes und der Landesregierung, und befchließen; daß 
von jeßt an alle die Freiheiten, Conceffionen oder Verab: 
redungen, die die Gutsbefißer mit den Bauern auf ihren 
Gütern authentifch werden eingegangen feyn, diefe Freiheis 
ten, Conceffionen und Verabtedungen mögen nun den Ger 
meinden , oder jedem Einwohner des Dorfes befonders zu: 
deftanden feyn, gemeinfchaftliche und wechjelfeitige Verbind⸗ 
lichkeit auflegen ſollen, nad) der wahren Bedeutung der 
Bedingnißartikel, und des in folchen Conceflionen und Ver: 
äbredungen enthaltenen unter den Schuß der Landesregier 
zung fallenden Inhalts. Solche von einem Grundeigens 
thuͤmer freiwillig übernommene Vergleiche mit den darz 
aus fließenden Verbindlichkeiten, werden nicht blos ihn 
ſelbſt, ſondern auch ſeine Nachfolger oder Rechtserben fo 
verbinden, daß fie niemals im Stande feyn werden, fie 
willtührlich zu verändern. Dagegen aber follen fih auch 
die Bauern, fie mögen Güter haben wie fie wollen, den 
freiwilligen Werabredungen, übernommenen Conceſſionen 
und damit verbundenen Schuldigfeiten nicht anders entztes 
hen können, als auf die Art und den Bedingungsartifeln 
gemäß, die bei jenen Verabredungen ausdrücklich feſtgeſetzt 
waren, und von ihnen, fie mögen fie nun auf immer, oder 
nur auf gewifle Zeit angenommen haben, auf das genauefte, 

a * 
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als Schuldigkeit 'erfült werden muͤſſen. So hätten wir 
denn den Grundpefigern alle ihnen von den Bauern zu: 
kommende Vortheile gefichert, und da wir nun die Bevoͤl⸗ 
kerung diefes Landes auf das wirkfamfte zu befsrderit ſtre⸗ 
ben; fo verfündigen wit allen und jeden, fowohl den neu 
antommenden, als auch denen, die ihr Vaterland ehemals 
verlaffen haben, und nun dahin zurückkehren möchten, die 
völligfte Freiheit; ſo daß ein jeder, der von irgend einer 
Himmeldgegend her in die Staaten der Republit neu an: 
kommt, oder zu ung zurückkehrt, fo wie er nur den polniz 
fhen Boden betritt, die völlige Freiheit hat, feine Ber 
triebfamkeit anzuwenden, wo und wie er will; daß er die 
Freiheit ah über die Anfiedelung , Frohndienite oder Zine 
3 Verabredungen zu treffen, wie und auf wie lange er 
ich verabreden will; daß er die Freiheit hat, ſich in dee 
Stadt oder auf dem Lande nieder zu laflen, in Polen woh⸗ 
nen zu bleiben, oder fih, wenn er den Verbindlichkeiten, 
die er gutwillig auf fich genommen hatte, Genüge gethan 
hat, ih ein Land zu wenden, wohin es ihm belieben 
wird: 


— 


Regierung, oder Beſtimmung der oͤffentli⸗ 
chen Gewalten. 


Jede Gewalt in der menſchlichen Geſellſchaft entſpringt 
aus dem Willen der Nation. Um nun die buͤrgerliche Freiz 
kit, die Ordnung in der Gefellfhäft, Und die Unverleg? 
lichfeit der Staaten der Republik auf immer fiher zu ftel? 
len; fol die Regierungsform der polniihen Nation aus 
drei Gewälten, und zwar nach dem Willen des gegenwaͤr⸗ 
tigen Gefeßes auf immer beftchen, naͤmlich: aus der ge: 
jeßgebenden Gewalt, bei den verfammelten Ständen; aus 
der hoͤchſten vollziehenden Gewalt, beim Könige und dem 
Staatsrathe, und aus der richterlichen Gewalt, bei den zu 
diefem Ende niedergefegten, oder hod) niederzufeßenden 
Gerichtsſtellen. 
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6. 


Der Reichstag, oder die geſetzgebende 
Gewalt. 


Der Reichstag oder die verfammelten Stände follen 
ſich in zwei Stuben theilen, in die Landbotenſtube und 
Senatorenftube, unter dem Vorſitze des Königs, 

Die Landbotenftube foll, als Repräjentant und In⸗ 
begriff der Souverainetät der Nation, das Heiligthum der 
Gejeßgebung ſeyn; daher foll auch zuerft in der Landboten⸗ 
ftube über alle Projeete decidirt werden, und zwar 1) in 
Ruͤckſicht der alfgemeinen, das heißt der politifhen, Civil: 
un) Criminalgefege, und der Anwendung fefter Abgaben. 
Unter diefen Materien follen die den Woywodſchaften, Ber 
zirken und Kreifen vom Throne zur Prüfung übergebenen, 
und durd) die Inſtructionen in die Stube gelangten Propo⸗ 
fitionen zuerft zur Entfcheidung fommen. 2) In Rückfiche 
der Reichstagsbefchlüffe, das heißt der Befchläffe über einft: 
weilige Steuern, Über den Muͤnzfuß, über Staatsanleihen, 
über das Adeln und andere Gattungen zufälliger\ Belohnuns 
gen, über die Eintheilung der öffentlichen ordentlichen und 
auferordentlihen Ausgaben, über Krieg und Frieden, über 
die endliche Ratification der Allianz- und Handelstractate, 
über alle aufs Völkerrecht ſich beziehende diplomatifche Acten 
und Verabredungen, über das Quittiren der vollziehenden 
Magiftraturen, und über ähnliche Hauptbeduͤrfniſſe der 
Nation betreffende Vorfälle. Unter diefen Materien follen 
die vom Throne geradezu an die Landbotenftube abzugeben: 
den Propofitionen zuerjt vorgenommen werden. 

Die Senatorenftube, die unter dem Vorfige deg 
Könige — der das Recht hat, einmal feine Stimme zu 
geben, und dann auch die Stimmengleihheit perfönlich 
oder durch Ueberfendung feiner Meinung an diefe Stube 
zu heben — aus den Biihöffen, Woywoden, Kaftellanen 
und Miniftern befieht, Hat folgende Verpflichtungen auf 
fih: 1) jedes Geſetz, das nad) feinem formelfen Durch: 
gange durch die Landbotenſtube auf der Stelle an den Ser 
nat abgefchickt werden muß, entweder anzunehmen, oder 
durch die geſetzlich vorgefchriebene Stimmenmehrheit der 
fernern Deliberation der Nation vorzubehalten. Durch 
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die Annahme wird das Geſetz Kraft und Heiligkeit bekom⸗ 
men; durh den Vorbehalt hingegen blos bis zum fünftigen 
ordindren Neichstage ausgefest bleiben, mo dieſes vom 
Senate aufgefhobene Gefeß, wenn man zum zweitenmale 
darüber einig wird, angenommen werden muß. 2) Soll 
fie über jeden Neichstagsbefchluß uber die oben angeführten 
Materien, der ihr von der Landbotenftube auf der Stefle 
uͤberſchickt werden muß, zugleich mit der —— 
nach der Stimmenmehrheit decidiren. Die vereinigte, dem 
Geſetze gemaͤße Stimmenmehrheit beider Stuben wird 
den Ausſpruch und Willen der Stände ausmachen. 

Hierbei behalten wir ung vor, daß die Senatoren und 
Minijter, beiden Materien über die Rechtfertigung ihrer 
Amtsführung im Staatsrathe oder in den Commiljionen 
keine entfcheitende Stimme im Neichstage haben, und als; 
dann blos deshalb im Senat figen follen, um auf das Bes 
gehren des Neichstages Auskunft zu geben. Der Reichstag 
ſoll ftets fertig feyn, der gefeßgebende und ordinäre foll aller 
zwei Jahre feinen Anfang nehmen, und die im Gefege von 
den Reichstagen beftiimmte Zeit hindurch dauern. Der 
fertige, bei dringenden Bedärfniffen berufene, Reichstag 
ſoll blos Über die Materien entſcheiden, derentwegen. er bez 
rufen wurde, oder auch über ein zur Zeit-feiner Zufammens 
Berufung ſich ereignendes Beduͤrfniß. Kein Gefeg kann 
auf dem nämlichen ordindren Reichstage, auf welchem es - 
gegründet wurde, aufgehoben werden. Der vollftändige 
Reichstag foll aus der in einem folgenden Gefege beftimms 
ten Anzahl Perfonen in der Landboten z und Senatorenz 
ftube beftehen. Das auf dem jegigen Reichstage gegrüns 
dete Gefeg von den Landtagen wollen wir als die weſent— 
lihe Grundlage der bürgerlichen Freiheit feierlich ficher ge: 
ſtellt wiſſen. 

Da nun aber die Geſetzgebung nicht von allen verwals 
tet werden kann, und fich die Nation durch freiwillig ges 
wählte Repraͤſentanten pder Landboten derfelben. entledigt; 
fo fegen wir deshalb feft, daß die auf dem Landtage erwähl: 
ten Landboten, der jegigen Conftitution zu Folge, bei der 
Gefeßgebung und bei allgemeinen Nationalbedärfniffen, als 
Nepräfentanten der ganzen Nation, als In— 
haber des allgemeinen Zutsauens angefehen werden follen, 
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Alles und allenthalben foll nad der Stimmenmehrheit 
entfchieten werden; daher heben wir auch dag liberum 
veto, alle Arten von Conföderationen und die Conföder 
rationg : Neichstage, als dem Geifte gegenwättiger Eonftis 
tution zuwider, die Regierung zertruͤmmernd, die Gefell: 
fchaft vernichtend, auf immer auf. 


Indem wir auf der einen Seite gewalttäätigen und 
Öftern Abänderungen der Nationalconftitution vorzubeugen 
ſuchen, erkennen Wir nichts deftoweniger auf der andern 
die Nothwendigkeit ihrer Vervolllommnung, wenn man 
ihre Wirkungen auf das allgemeine Wohl wird verfahren 
haben, Wir beitiimmen demnad) alle fünf und zwanzig 
Jahre zur Reviſion und Perbeflerung der Conftitution, 
Der dann zu haltende Conftitutionsreichstag foll ein aufers 
ordentlicher ſeyn, nad) der in einem befondern Geſetze ge⸗ 
gebenen Borfchrift. 


7. 
Der Koͤnig, die vollziehende Gewalt. 


Auch die vollkommenſte Regierung kann ohne eine wirk⸗ 
ſame vollziehende Gewalt nicht beſtehen. Das Gluͤck der 
Nationen haͤngt von gerechten Geſetzen, die Wirkung der 
Geſetze von ihrer Vollziehung ab. Die Erfahrung hat zur 
Genuͤge gelehrt, daß die Hintanſetzung dieſes Theiles der 
Regierung Polen mit Ungluͤck aller Art erfuͤllt hat. Nach⸗ 
dem wir daher der freien polnifchen Nation die Gewalt, ' 
ſich ſelbſt Gefeße zu geben, und die Macht, Über jede voll: 
giehende Gewalt zu wachen, ingleichen auch die Wahl der 
Beamten zu den Magiftraturen vorbehalten haben; fo 
übergeben wir die Gewalt der hoͤchſten Volljiehung der 
Gefege dem Könige in feinem Staatsrathe, der den Nas 
men Wache der Gefege (straz) führen fol. 


Die vollziehende Gewalt ift aufs genauefte verbunden, 
über die Gefege und ihre Erhaltung Dbacht zu haben. Sie 
wird durch ſich felbft chätig feyn, wo es die Geſetze erlauz 
ben, wo fie Aufficht, Vollziehung und. wirffame Hälfe ers 
heifchen. Ihr find alle Magiſtraturen ftets Gehorfam 
ſchuldig; in ihre Haͤnde uͤbergeben wir Die Macht, unger 
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horfame und ihre Pflichten hintanſetzende Magiſtraturen 
zu ihrer Schuldigkeit anzutreiben. 

Die vollziehende Gewalt fell feine Gefege weder geben 
noch ertlären, keine Abgaben und Steuern, unter welchem 
Mamen es auch fey, auflegen, feine Staatsanleihen maz 
hen, die vom Reichstage gemachte Eintheilung der Schaßs 
einfünfte nicht abändern, keine Kriege erklären, keinen 

rieden, keinen Tractat und feine diplomatifche Akten des 

in itive abichließen können. Es foll Ihr blos freiftehen, 
einftweilige Unterhandlungen mit den auswärtigen Höfen 
zu pflegen, ingleichen einftweiligen und gemeinen Beduͤrf⸗ 
niffen zur Sicherheit und Ruhe des Landes abzuhelfen z 
aber hievon ift fie verpflichtet, der nächften Reichstagsver⸗ 
fammlung Bericht zu erftatten, 

Wir wollen und verordnen, daß der polnifche Thron 
auf immer ein Familienwahlthron feyn fol. Die zur Ges 
nüge erfahrnen Uebel der die Regierung periodiſch zertruͤm⸗ 
mernden Zwilchenreihe; unfere Pfliht, das Schickſal je⸗ 
des Einwohners in Polen ficher zu ftellen, und dem Ein: 
fluß auswärtiger Mächte auf immer zu ſteuern; das Anz 
denfen der Herrlichkeit und Glückjeligkeit unferes Vaterlan⸗ 
des zu den Zeiten der ununterbrochenen regierenden Fami⸗ 
lien; die Nothwendigkeit, Fremde von dem Streben nad) 
dem Throne zuruͤckzuhalten, und dagegen mächtige Polen 
zur einmüthigen Beſchuͤtzung der Nationalfreiheit zuruͤckzu⸗ 
führen; haben uns nach reifer Ueberlegung bewogen, den 
polnifchen Thron nach dem Geſetze der Erbfolge zu verges 
ben. Wir verordnen daher, daß nach unferm der Gnade 
Gottes heimgeftellten Ableben ter jegige Churfärft von 
Sachſen in Dolen König feyn fol. Die Dynaftie der 
Tünftigen Könige von Polen wird alfo mit der Perfon 
Friedrich Augufis, jetzigen Churfürften von Sachſen, ih: 
ven Anfang nehmen, deſſen Nachkommen de lumbis 
männlichen Geſchlechts wir den polnifchen Thron beftimmen, 
Der ältejte Sohn des regierenden Königs foll dem Vater 
auf dem Throne nahfolgen. Sollte aber der jegige Chury 
fürft von Sachen keine Nachkommen männlichen Sefchlechtg 
erhalten; fo foll anf den Fall der vom Churfürften mit Ges 
nehmigung der verfammelten Stände für feine Prinzeſſin 
Tochter gewählte Gemahl die Linie der männlichen Erb; 
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folge auf dem polnifchen Throne anfangen. Daher erflä: 
ven wir nun aud) die Maria Augufta Nepomucena, Prinz 
zefin Tochter des Churfürkten, für die Infantin von Polen, 
behalten aber dabei der Nation das feiner Verjährung uns 
terworfene Recht vor, nach Erläfhung des eriten Hauſes 
anf dem Throne, ein anderes zu wählen. 

Jeder König wird bei feiner Thronhefteigung Gott und 
der Nation den Eid leiften, auf die Erhaltung gegenwärtis 
ger Eonftitution, und auf die pacta conventa, die 
mit dem jeßigen Churfürften von Sachſen, als ernannten 
Thronfolger, werden abgejchloffen worden feyn, und die ihn 
eben fo als dic alten, verpflichten werden. 

Die Perjon des Königs ift heilig und unverleglih. Da 
er nichts für fich feloft thut; fo kann er auch der Nation. 
für nichts verantwortlich ſeyn. Nicht Selbftherrfcher, fonz 
dern Vater und Haupt der Nation foll ev feyn; und dafür 
erkennt und erkläre ihn das Geſetz und die gegenwärtige 
Eonftitution, 

Die Einfünfte, wie fie in den pactis conyentig 
werden beſtimmt werden, und die dem Throne eigenthuͤm⸗ 
lichen, dem kaͤnftig zu wählenden, durch diefe Eonftitution. 
fiher vorbehaltnen Prärogativen follen nie angetaftet werz 
den koͤnnen. 

Alle Sffentlihe Akten, alle Tribunale, Gerichte und 
Magiſtraturen, alle Seldftempel, müflen den Namen des 
Königs führen. Der König, der Macht haben foll Gutes 
zu thun, wird das Necht haben, die zum Tode VBerdamms 
ten zu begnadigen, Staatsnerbrecher allein ausgenommen ,' 
Dem Könige fol die hoͤchſte Herrfchaft über die bewaffnete 
Landesmacht, und die Ernennung der Anführer des Kriegs: 
heeres zufommen, doc dabei die Abänderung derfelben 
noch dem Willen der Nation vorbehalten bleiben. Seine 
Pflicht wird es auch feyn, die Offiziere zu beftellen, Be: 
amte nach dev Vorfchrift eines fpäter folgenden Gefeßes zu 
erwählen, Biſchoͤffe und Senatoren nach der Vorſchrift 
eben diefes Geſetzes, ingleichen Minifter als die erften Ber 
amten der vollgiehenden Gewalt zu ernennen. 

Der dem Könige zur Auffiht, Erhaltung und Vollzie: 
Hung der Gefege zugegebene fönigliche Staatsrath (straz) 
fol beſtehen; 3) Aus dem Primas, als dem Haupte der 
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polnifhen Geiſtlichkeit und Vorfiger der Erziehungscom⸗ 
mifjion. Seine Stelle im Staatsrathe fann durch den ers 
ften Bifchoff der Ordnung nad) vertreten werden; aber we: 
der jener noch diefer koͤnnen Nefolutionen unterfchreiben. 
2) Aus fünf Minijtern, nämlich dem Polizeiminifter, dem 
Yuftizminifter, dem Kriegsminifter, dem Schagminifter, 
und dem Minifter für ahswärtige Angelegenheiten. 3) Aus. 
zwei Secretairen, von denen der eine das Protocoll des 
Staatsraths, der andere das Protocoll der auswärtigen 
Angelegenheiten führen wird, beide ohne entſcheidende 
Stimme. j 

Der Thronfolger darf, wenn er mindig geworden iſt, 
und den Eid auf die Conftitution geleiftet hat, bei allen 
Sisungen des Staatsrathe, doch ohne Stimme, gegen: 
wärtig feyn. 

Der Reichstagsmarfhall, der auf zwei Jahre erwählt 
wird, foll mit zu der Zahl der im Staatsrathe fißenden 
Perſonen gehören, doc, ohne an deflen Refolutionen Theil 
zu nehmen, fondern blos deswegen, um unter folgenden 
Umftänden den fertigen Neichstag zufammen zu rufen: 
wenn er nämlich bei Vorfällen, die das Berufen des fertis 
gen Neichstages nothwendig erheifchen, das wirkliche Ber 
dürfniß deilelben erkennen, der König hingegen ſich weis 
gern follte, ihn zu berufen; alsdann foll diefer Marſchall 
Kreisfchreiden an die Landboten und Senatoren ergehen 
laſſen, fie zum fertigen Neichstage berufen, und die Ber 
. weggründe dazu anzeigen. 

Die Fälle, wo die Berufung des Keichstages nothwen⸗ 
dig wird, find blos folgende; 1) bei einem dringenden, auf 
das Völkerrecht fich beziehenden Bedärfniffe, infonderheit 
bei einem benachbarten Kriege. 2) Bei innerlihen Unrur 
ben, die dem Lande mit einer Revolution, oder mit Collis 
fionen zwiſchen den Magiftraturen drohen. 3) Bei der 
augenfcheinlihen Gefahr einer allgemeinen Hungersnoth, 
4) Bei Verwaifung des Vaterlandes durch den Tod des‘ 
Königs, oder bei einer gefährlichen Krankheit deffelben. 

Alte Refolutionen ſollen im Staatsrathe von der oben‘ 
auseinandergefegten Perfonenzahl geprüft werden. Nach 
Anhörung aller Meinungen foll die Decifion des Königs 
das Uebergewicht haben, damit es bei Vollziehung des Ger 
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feßes nur eine Willensmeinung sche, Daher foll auch Feine 
Refolution anders aus dem Staatsrathe fommen, als uns 
ter dem Namen des Königs und mit feiner eigenhändigen 
Unterſchrift. Außerdem muß fie aber auch von einem der 
im ÖStaatsrathe fisenden Minifter unterfchrieben . feyn, 


-&o unterfhrieben foll fie erft zum Gehorfam verbinden, 


und von den Commiffionen oder irgend einer vollziehenden 
Magiſtratur befolgt werden; doch blos in den. Materien, 
die durch gegenwärtiges Gefeg nicht ausdruͤcklich ausge: 
fchloffen find. Auf den Fall, daß keiner von den Sig und 
Stimme habenden Miniftern die Deciſion unterfhreiben 
wollte, foll der König von der Decifion abftehen; follte er. 
aber darauf befiehen, fo wird bei diefem Ereigniß der 
Reichstagsmarfchall um die Berufung des fertigen Reichs⸗ 
tages bitten, und wenn der König diefe Berufung verzoͤ— 
gern jollte, ihn feldft berufen. 

* Sowie der König das Recht hat, alle Minifter zu ers 
nennen ; fo hat er auch das Recht, einen von ihnen aus, 
jeder Abtheilung der Regierungsverwaltung zum Staats: 
vathe zu rufen. Diefe Berufung des Minifters zum Sitze 
im Staatsrathe ſoll auf zwei Jahre gelten, doch die weis 
tere Deftätigung derfelben dem Könige freiſtehen. Die 
zum Staatsrathe berufenen Minifter follen in feinen Com: 
mifjionen fißen. 

In dem Falle hingegen, daß beide auf dem Reichstage 
vereinigte Stuben mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
geheimer Stimmen die Entfernung eines Minifters aus 
dem Staatsrathe oder aus feiner Stelle verlangten, ſoll 
der König gehalten feyn, fogleich einen andern an deflen 
Statt zu ernennen, 

Da wir wollen, daß der Staatsrath die Wache. der 
Nationalgeſetze, für jede Uebertretung verjelben der gea 
naueften DVerantwortlichkeit bei der Nation unterworfen 
feyn ſoll; fo verordnen wir, daß, wenn die Minifter von 
der zur Prüfung ihrer. Handlungen niedergejeßten Depws 


“ tation, wegen Webertretung der Gefeße, angeklagt werden, 


fie mit ihrer Perfon und ihrem Vermögen verantwortlich 
feyn follen. Bei allen folchen Klagen follen die verſam— 
melten Stände die angefchuldigten Miniſter durch die fim: 
ple Stimmenmehrheit der verginigten Stuben an: bie. 
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Reichsgerichte abſchicken, wo ihnen entweder idie gerechte, 
ihrem: Verbrechen angemeffene Strafe, oder, bei ertwiefener 
Unfhuld, die Freifprehung von der Klage und Strafe zu 
Theil werden fol. 

Der ordentlihen Ausäbung der vollzichenden Macht 
wegen, verordnen wir befondere, mit dem Ötaatsrathe in 
Verbindung ftehende, ihm zu gehorfamen verpflichtete Com⸗ 
miffionen. Die Commiffarien dazu werden vom Reichs⸗ 
tage erwählt werden, und ihre Aemter die im Gefege voͤr⸗ 
gefchriebene Zeit hindurch verwalten. Diefe Commiffionen 
find: 1) Die Erziehungs, 2) die Polizeis, 3) die Kriegs⸗, 
4) die Schagcommiffion. 

Die auf diefem Reichstage niedergefesten woymwodfchaft: 
lihen Ordnungscommiflionen ttehen gleichfalls unter der 
Aufficht des Staatsraths, und werden die Befehle deflels 
ben mittelbar durch die oben erwähnten Commiſſionen erhals 
ten, reſpective auf die der Macht; und den Pflichten 
eines jeden zukommenden Gegenftände, 


8. 
Richterliche Gewalt, 


Die richterlihe Gewalt kann weder von der geſetzge⸗ 
benden, noch vom Könige ausgeubt werden, fondern von 
den zu diefem Ende gegründeten und erwählten Magiftra: 
turen. Sie muß auch mit den Orten in folder Verbindung 
ſtehen, daß jeder die Gerechtigkeit in der Nähe hat, und 
der Verbrecher allenthalben die drohende Hand der Landess 
regierung über ſich erblickt. Wir verordnen daher: 1) Ges 
richte erfter Inſtanz für jede Woymwodfchaft, jeden Bezirk 
und Kreis, und hiezu follen die Richter auf den Landtagen 
gewählt werden. Die Gerichte erfter Inſtanz werden ftets 
bereit und wachfam feyn, denen, die es bedürfen, zur Ge: 
rechtigkeit zu verhelfen. Won diefen Gerichten joll ar die 
für jede Proviuz niederzufegenden Haupttribunale appellire 
werden, und diefe follen ebenfalls aus Perfonen beftehen, 
die man auf den Laadtagen erwählt hat. Dieſe Gerichte, 
fowohl die erſter, als auch die zweiter Inſtanz, werden für 
den Adel und alle Landeigenthämer in causisiuriset 
facti, es betreffe wen es wolle, Landgerichte ſeyn. 
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2) Beftätigen wir allen Städten die Gerichtsjurisdictionen, 
zufolge des auf dem gegenwärtigen Neichstage gegebenen 
Geſeßes von den freien föniglihen Städten. 
3) Die Referendargerichte follen für jede Provinz befonders 
gehalten werden; zum Behuf der Prozefle der fteien, nady 
alten echten diefen Gerichten unterworfenen Bauern. 
4) Die Hofafleffortalr, Relations: und Kurländifchen Ges 
tichte follen beibehalten bleiben. 5) Die vollzichenden 
Eommilfionen werden in den Angelegenheiten, die zu ihrer 
Adminiftration gehören, Gericht halten. 5) Außer den 
Gerichten für die Civil: und Criminalprozefle, fol es auch 
für alle Stände ein höchftes Gericht, Reichstagsgericht gez 
nannt, geben, wozu die Perſonen bei Eröffnung jedes 
Reichstages erwähls werden ſollen. Vor dieſes Gericht foln 
len die Verbrechen gegen die Nation und den König, vder 
die crımina status gehören. 

Wir befehlen, daß ein neuer Coder der Civil- und 
Eriminalgefege von den durch den Reichstag dazu erwähls 
sen Perfonen gefchrieben werden fol. | 


9: 
Reichsverwefung. 


Der Staatsrath wird zugleich Reichsverweſer ſeyn, 
und dabei die Koͤnigin, oder in deren Abweſenheit den 
Primas an der Spitze haben. Die Reichsverweſung kann 
blos in folgenden drei Faͤllen Statt ſinden. 1) Bei der 
Minderjaͤhrigkeit des Könige, 2) bei einer Schwachhett, 
die bei ihm eine anhaltende Gemüchsverwirrung hervors 
bringt, 3) im Fall der König im Kriege gefangen werden 
foltee Die Minderjährigfeit wird nicht länger als volle: 
achtzehn Jahre dauern; die Schwäche einer anhaltenden 
Gemüthsverwirrung aber kann nicht anders, als durch den 
fertigen Reichstag mit der Stimmenmehrheit von drei 
Diertel beider vereinigten Stuben derlarirt werden.: Der 
fertige Neichstag wird die Ordnung der in der Reichsders 
wefung fisenden Minifter beftimmen, und die Königin zur 
Vertretung der Mflichten des Königs bevollmächtigen. 
Wenn nun aber der König im erften Falle mündig wird, 
im zweiten zur völligen Gefundheit gelangt, im dritten aus 


ir 
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der Gefangenfchäft zuruͤckkommt; fo follen ihm die Weiche: 
verwefer von ihrem Verhalten Rechenfchaft ablegen, und 
der Nation für die Zeit ihrer Amtsführung, fo wie diefes 
auch dem Staatsrathe vargefchrieben- it, auf jedem ordi⸗ 
nären Neichstage, mit ihren Perfonen und ihrem Vermoͤ— 
gen verantwortlic, feyn. 


Io. 
Erziehung der Kinder des Königs, 


Die Söhne des Königs, die die Conſtitution zu Nach⸗ 
folgern auf dem Throne beitimmt, find die erſten Kinder 
des Waterlandes; daher kommt auch die Sorge für ihre 
gute Erziehung der Nation zu, ohne jedod) damit den Rech: 
ten der Eltern zu nahe zu treten. Führe der König die 
Regierung; fo fol er feldft mit dem Staatsrathe und dem 
von den Ständen ernannten Aufjeher der Erziehung der 
Prinzen, ſich mit der Bildung derjelben befchäftigen. Führt 
fie aber die Reichsverweſung; jo wird diefer, zugleich mit 
dem erwähnten Aufjeher, die Erziehung derfelben anver⸗ 
traut werden. Aber in beiden Fällen fol der von den 
Ständen ernannte Aufſeher auf jedem ordinären Reiche: 
tage vom der Erziehung und den Fortſchritten der Prinzen 
Bericht erftatten. Die Erziehungscommiffion hingegen 
wird die Pflicht auf füch haben, dem Neichstage den Plan 
des Unterrichts und der Erziehung der koͤniglichen Prinzen 
zur Beflätigung vorzulegen, damit durch Äbereinftimmende 
Erziehungsgrundfäge, früh und ununterbrochen, den Ger 
muͤthern der künftigen Thronfolger, Religion, Licbe zur 
Tugend, zum Vaterlande, zur Freiheit und Landesconſti⸗ 
tution eingeflößt werde. 


11. 
Bewaffnete Macht der Natiom. 


Die Nation ift es fich felbft fehuldig , ſich gegen Ueber; 
fälle zu vertheidigen, und ihre Unverlegtheit zu bewahren; 
folglich find alle Bürger Sea ee der Unverleßtheit und 
Freiheit der Nation. Die Armee iſt nichts anders, als 
eine aus der Gefammtmacht der Nation gezogene, bewaff⸗ 
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nete und geordnete Macht. Die Nation ift ihrer Armee . 
dafür, daß fie ſich einzig und allein ihrer Vertheidigun 
weihet, Belohnung und Achtung ſchuldig. Die Armee ik 
der Nation fehuldig, über. die Grenzen und die allgemeine 
Ruhe zu wachen, kurz, für fie die mächtigfte Schutz wehr 
zu ſeyn. Damit fie nun dieſe ihre Beſtimmung wirklich 
erfülle; fo hat fie die Pflicht auf ſich, den Vorfchriften deg 
Geſetzes gemäß, ununterbrochen unter dem Gehorfam det 
volljiehenden Gewalt zu bleiben, und auf treue Ergebens 
beit gegen die Nation und den König, und auf die Vers 
theidigung der Nationalconftitution zu ſchwoͤren. Die Nas 
tionalarmee kann folglich gebraucht werden: zur allgemeis 
nen Landesvertheidigung, zur ‚Bewahrung der Feftungen 
‚und Grenzen, oder auch zur Unterſtuͤtzung des Gefeges, 
wenn jemand der Vollziehung deflelben nicht gehorfamen 
wollte. I 


Diefe-Conftitution trug das Gepräge der polnifchen 
Nationalität, wenn gleich die Rückfichten auf die cons 
fitutionellen Arbeiten der erften franzöfifchen National 
verfammlung in derfelben nicht zu verfennen find. Als 
Eigenthuͤmlichkeit verdient es bemerkt zu werden, daß 
— ber Zeit wach — dieſe erfte polnifche Conſtitu⸗ 

- tion vier Monate früher vollendet; Öffentlich bes 
ſchworen und von dem Könige und der Nation beſchwo⸗ 
ren ward, als felbft die erfte franzöfifche Conftitution 
von Ludwig 16; denn eine allgemeine Begeifterung. 
hatte damals dag polniſche Volk und deffen Großen er« 
griffen. 

Allein der Churfuͤrſt von Sachſen, welchem die 
polniſche Krone in dieſer Conſtitution beſtimmt und durch 
eine polniſche Deputation, am deren Spitze fich der. 
duͤrſt Ezartorysfi befand, angeboten worden war, trug. 
Bedenken, dieſe Krone anzunehmen ;. denn Rußland. 

‚ war mit den Schritten des. polnifchen Reichstages. voöͤl⸗ 


a 
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lig unzufrieden, und ohne daß Katharina & bie neue 
Eonftitution beftätigte, mar ein friedliches Verhältnig 
zwiſchen Rußland und Polen für die Zufunft nicht zu 
erwarten. 

Bald zeigte fich auch die Politik der Kaiferin in Bes 
jiehung auf diefe Tonftitution. Unter ihrem Schutze 
bildete fich aus der Oppofition der neuen Conſtitution 
der Targowitzer Bund; Stanislaus Auguflus ward 
durch den ruffifchen Einfluß vermocht, dieſem Bunde 
ſich anzufchliegen, und der Reichstag zu Grodno (29. 
Sept. 1792) verwarf — gleichzeitig mit dem zwi⸗ 
fchen Rußland und der Pforte abgeſchloſſenen Srieden 
— die neue Eonftitution dom 3. Mai, und befchloß 
die Herfiellung der alten. Unter diefen Verhältniffen 
hätte Preußen, als Polens Bundesgenoffe, den Krieg 
an Rußland erflären müffen. Allein Preußen war da⸗ 
mals in den Krieg gegen Frankreich verwickelt, ber in 
den legten Monaten des Jahres 1792 eine ungünftige 
Wendung für die Teutfchen nahm EB führten daher 
die geheimen Unterhandlungen zwifhen Rußland und 
Preußen zu der zweiten Theilung Polens im 
März 1793, von melcher Deftreich ausgefchloffen und 
der Keft von Polen, der diefen Namen behielt, auf eine 
Macht des dritten Ranges herabgefegt ward. Der 
König Stanislaus Auguftus mußte auf dem Neichstage 
zu Grodno die Abtretungsurfunden (Sept..1793) an 
Rußland und Preußen feldft unterzeichnen. 

Ob num gleich Rußland mit diefem gebliebenen Refte 
Polens am 16. Det. 1793 einen Unionsvertrag unter- 
zeichnete; fo wogte doch der. Grimm der Polen über 
dieſe Theilung in einem Aufftande auf, der von Warfchau 
aus (Apr. 1794) bald den übrigen Provinzen ſich mit 
theilte. Allein vergebens war ber Kampf von Kos⸗ 
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siusfo und Madalinski gegen die Ruſſen und 
Preußen. Kosciusko gerieth in ruffifche Gefangen. 
ſchaft; Praga, die Vorftadt von Warfchau, ward von 
Souwarow mit Stutm genommen, und Polen, in der 
dritten Theilung vom 24. Oct. 1795, aus ber 
Reihe der europdiichen Mächte geftrichen. 


Wie aber, eilf Jahre fpäter, Napoleon die preußis - 
fche Macht auf den thäringifhen Schlachtfeldern gebros 
then hatte, und der Schauplag des Krieges in das Land 
jenfeit8 der Oder verlegt ward; da erging, von Napos 
leons Hauptquartiere aus Berlin ( Nov. 1806), der Aufs 
ruf Dombromsfi’g und Wybicki's an die Polen 
gur Inſurrection. Ein polnifches Heer verband fich mit 
den Franzofen, und der Tilfiter Griede, am 8 
und 9. Jul. 1807 mit Preußen und Rußland unters 

‚ seichnet, rief aus dem größten Theile der polnifchen 
Provinzen, welche in den drei Theilungen Polens ar 
Preußen gefommen waren, unter dem Namen bed 
Herzogtbums Warfchau einen neuen europäis 
fehen Staat zum Dafeyn, der im Wiener Frieden 
vom i4. Dit. 1809 dadurdy bedeutend vergrößert 
ward, daß Oeſtreich demfelben Weftgallijien, und 
einen Theil von Dftgalliien, mit der Stadt Cracau, 
überlafien mußte. Der Tilfiter Friede, der zus 
gleich die politiſche Selbſtſtaͤndigkeit der freien Stadt 
Danzig ausſprach, und diefe unter ben Schutz der 
Könige von Preußen ind Sachfen ftellte, beftimmte den 
König von Sahfen zum erblihen Herzoge 
von Warfhau, torauf Napoleott zu Dresden am 
22. July 1867 bie neue Conſtitution des Her 
zogthums Warſchau untergeichnere. 


Zweiter Band. 3 





34 Polen. 


C) Conſtitution des Herzogthums Bar 
ſchau vom 22. July 1807 


Erfier Titel 


Art. 1. Die apoftolifch -vömifch s katholifche Religion 
ift die Staatsreligion. 

Art. 2, Alle Arten von Gottesdienft find frei und öfz 
fentlich. 

Art. 3. Das Herzogtum Warfhau wird in fechs 
Didzefen vertheilt werden; es wird ein Erzbischum und 
ſechs Bischümer haben, 

Art. 4. Die Leibeigenfchaft ift adgefchafft ; alle Buͤr⸗ 
ger find gleich vor dem Geſetz; der Stand der Perfonen iſt 
unter dem Schuge der Gerichrshöfe. 


Zweiter Titel. 
Bon der Regierung 


Art. 5. Die herzogliche Krone von Warfchau ift erb⸗ 
lich in der Perfon des Königs von Sahfen, feiner Abz 
koͤmmlinge, Erben und Nachfolger, nad) der im ſaͤchſiſchen 
Kaufe eingeführten Succefjionsordnung. 

Art. 6. Die Regierung beruht auf der Perfon des 
Könige: Er uͤbt die Verrichtungen der vollziehenden Ges 
walt in ihrem ganzen Umfange aus, und hat die Jnitiative 
der Geſetze. 

Art. 7. Der König kann denjenigen Theil feiner 
Autorität, welchen er unmittelbar auszuüben nicht für gut 
findet, einem Vicekoͤnige übertragen. 

Art. 8. Finder der König nicht für gut, einen Vice⸗ 
fönig zu ernennen; fo ernennt er einen Präfidenten des 
Miniſterialſtaatsraths. In diefem Falle werden die Anger 
legenheiten der verfchiedenen Minifterien im Staatsrathe 
discutivt, um dem Könige zur Genehmigung vorgelegt zu 
werden. 

Art. 9. Der König beruft, prorogirt und vertagt 
die Verfammlung des allgemeinen Neichstages (diete ge- 
nerale). Eben fo beruft er die Landtage (dietines) oder 
Diſtriktsverſammlungen, ingleichen die Gemeindeverfammz 
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lungen, Er führt im Senate den Vorſitz, wenn er es für 
zuträglich Hält. 

Art. 10, Die Güter der herzoglichen Krone beftchen 
a) in einem jährlichen Einfommen von ſieben Millionen 
polnifcher Gulden, halb in Landgütern oder königlichen Dor 
mänen, halb auf den Öffentlichen Schaß angewiefen; b) in 
dem koniglichen Pallaſt zu Warſchau, und dem ſaͤchſiſchen 
Pallaſt. 


Dritter Titel. 
Von den Miniſtern und dem Staatsrathe. 


Art. 11. Das Miniſterium iſt folgendergeſtalt zu: 
ſammengeſetzt: ein Juſtizminiſter; ein Miniſter des Ans 
nern und der firchlihen Angelegenheiten; ein Kriegsminis 
ſter; ein Finanz: und Schagminijter ; ein Pollyeiminiiter, 
Außeroem wird ein Minifter Staatsferretär feyn. Die 
Minifter find verantwortlich. 

Art, ı2, Wenn der König es für geräthen gefunden 
hat, denjenigen Theil feiner Autorität, welchen er ſich nicht 
unmittelbar vorbehalten hat, einem Vicekönige zu Übertras 
gen; jo arbeiten die Minifter, jeder bejonders, mit dem 
Vicekoͤnige. 

Art. 13. Wenn der König keinen Vicekoͤnig ernannt 
hat; fo vereinigen fich die Minitter, nad) dem was oben im 

. sten Artikel gefagt worden, in einen Minifterials Staats: 
rath. 

Art. 14. Der Staatsrath beſteht aus den Miniſtern. 
Er verſammelt ſich unter dem Vorſitze des Koͤnigs, oder des 
Vicekoͤnigs, oder des vom Koͤnige ernannten Praͤſidenten. 

Art. 15. Der Staatsrath discutirt, redigirt und bes 
fließt die Entwürfe zu Gefegen, oder die Berwaltungss 
teglements, welche jeder Minifter in Bezug auf die, fein 
Departement angehenden, Gegenftände vorſchlaͤgt. 

Art. 16. Dem Staatsrathe find vier Nequetenmeie 
ſter deigegeben, theild zu Inſtruction ver Verwaltungsanz 
gelegenheiten,- und derjenigen, worin der Staatsrath ald 
Eaffationsgericht fpricht 5 theils Behufs der Communicatio / 
ten des Staatsraths mis den Commiffianen der Landboten⸗ 
tammer. 

3 * 


— 
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Art. x7. Der Staatsrath erkennt über die Juris⸗ 
dietionsconfliete zwiſchen den Verwaltungs- und Juſtizcol⸗ 
Iegien; über alle Streitfaͤlle in der Verwaltung, und über 
die Stellung vor Gericht der öffentlichen Berwaltungss 
beamten. { 

Art. 18. Die im Staatsrathe discutirten Entſchei⸗ 
dungen, Gefegesentwärfe,, Decrete und Reglements were 
den dem Könige zur Genehmigung vorgelegt. 


Vierter Titel 
Von dem allgemeinen Reichstage. 


Art. 19. Der allgemeine Reichstag beſteht aus zwei 
Kammern, naͤmlich: der erſten Kammer, oder Kammer 
des Senats, und der zweiten Kammer, oder Kammer der 
Landboten . 

Art. 20, Der allgemeine Reichstag verſammelt fi 
alfer zwei Jahre zu Warſchau in dem durch die önigliche 
Bufammenberufungsacte beftimmten Zeitpuncte, Die 
Sitzung dauert nicht über fünfzehn Tage: 

Art. 31. Seine Gefchäfte beſtehen in Berathſchla⸗ 
gung über das Abgaben⸗- oder Finanzgeieg, und über die 
Gefege in Bezug auf die in der Eivits oder Criminalge⸗ 
feßgebung, oder Im Muͤnzſyſtem vorzunehmenden Aens 
derungen. . 

Yet. 22. Die im Stautsrathe verfaßten Geſetzes⸗ 
entwuͤrfe werden auf Befehl des Koͤnigs der allgemeinen 
Reichsverſammlung uͤberſandt, in der Landbotenkammer 
durch geheimes Scrutinium, und nach der Mehrheit der 
Stimmen berathen, und dem Senat zur Sanction auͤberreicht. 


Fuͤnfter Titel 
Vom Senat 


Art 23. Der Senat beſteht aus achtzehn Mitglier 
dern, nämlich: fehs Biſchoͤffen, fechs Woymwoden (Pala- 
tins) und ſechs Kaftellanen. 

Art. 24. Die Woymwoden und Kaftellane werden vom 
Könige ernannt. Die Bifchöffe werden vom Könige er⸗ 
anne, und vom heiligen Stuhle eingefeßt. 
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Art. 25. Im Senate führt Eins feiner Mitglieder, 
das der König zu dem Ende ernennt, den Vorfiß., 

Art. 26. Die Amtsverrihtungen der Senatoren find 
lebenslaͤnglich. 

Art. 27. Die in Gemaͤßheit des unten Geſagten in 
der Landbotenkammer berathenen Geſetzesentwuͤrfe werden 
dem Senate zur Sanction uͤberſandt. 

Art. 28. Der Senat ertheilt dem Geſetze feine Ges 
nehmigung, außer in nachftehenden Fällen: a) Wenn über 
das Geſetz nicht nach den durch die Verfaſſung norgefchriches 
nen Formen berathichlagt, oder die Berathfchlagung durch 
gewaltfame Handlungen geftört worden it. b) Wenn der 
Senat weiß, daß das Geſetz nicht durch die Mehrheit der 
Stimmen angenommen worden ift. 3). Wenn der Senat 
dafür hält, daß das Gefeg entweder der Staatsfiherheit, 
oder den Vorfchriften des gegenwärtigen Verfaſſungsſtatuts 
zuwider ift. 

Art. 29. Falls der Senat aus einem ber vorſtehen⸗ 
den Beweggründe einem Gefeße feine Sanction verweigert 
Hat; fo bekleidet er den König durch eine motivirte Delibe: 
ration mit der nöthigen Autorität, um den Befchluß der 
Landboten zu vernichten, 

Art, 30. Iſt die Weigerung des Senats durch einen 
der zwei erfien, im 28. Art. vorgefchenen Fälle motivirt; 
fo kann der König, nad), Anhörung des Staatsraths, den 
Sefegesentwurf an die Landbotenfammer zuruͤckſenden laj- 
fen, mit der Anweifung, regelmäßig zu verfahren. Erz 
neuern fich die nämlichen Unordnungen, entweder in der 
Haltung der Verfammlung, oder in den Formen der Bez 
rathung; fo ift die Landbotenfammer hierdurch felbft aufge⸗ 
loͤſt, und der König verordnet neue Wahlen. 

Art. 31. Tritt der Fall der Auflöfung der Landbos 
tenfammer ein; fo bleibt das Finanzgeſetz auf‘ ein Jahr 
prorogirt, und die bürgerichen und peinlichen Gefege wer: 
den fernerhin, ohne Einfchränfung oder. Abänderung, in 
Vollzug gebracht. \ 

Art. 32. Hat der Senat einem Geſetze feine Sancs 
tion verweigert; fo kann der König gleichergeitalt, und in 
allen Fällen, neue Senatoren ernennen, und alsdann das 
Geſetz abermals dem Senate zuſchicken. Dennoch darf dev 
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Senat nfe aus mehr als 6 Biſchoͤffen, 12 Woywoden und 
12 Kaftellanen beſtehen. 

Art. 33. Hat der König von dem, im vorftehenden 
Artikel befchriebenen , Rechte Gebrauch gemacht; fo wer— 
den die im Senat unter den Woywoden und Kaftellanen 
erledigten Stellen nicht wieder befegt, bis der Senat auf 
die im 33. Art. feftgefeßte Zahl zuruͤckgebracht iſt. 

Art. 34. Hat der Senat einem ©efege feine Genchs 
migung ertheitt, oder hat der König, ungeachtet der moz 
tivirten Deliberation des Senats, deſſen Promulgation ber 
fohlen; fo wird er Entwurf zum Geſetze für unmittelbar 
verbindlich erflärt, . 


Sechſter Titel, 
Bon der Landbotenkammer. 


Art. 35. Die Landbotenfammer befteht a) and 
feh8szig Landboten, die von den Lantragen oder Ver—⸗ 
fammlungen der Edelleute jedes Difteitis, in dem Verhälts 
niffe von Einem Landboten auf den Diftritt, ernanht wer? 
den. Die Landboten mäflen wenigftens das 24fte Jahr 
zurückgelegt haben, im Genuß aller ihrer Rechte, oder für 
volljährig erflärt feyn. b) Aus vierzig Abgeordneten 
der Gemeinden. 

Art. 36. Das ganze Gebiet des Herzogthums Wars 
fhau wird in vierzig Gemeindeverfammlungen getheiltz 
nämlich acht für die Statt Warfchau, und zwei und dreißig 
für das uͤbrige Gebiet. 

Art. 37. Jede Gemeindeverfammlung muß wenig; 
ftens fechshundert flimmberechtigte Bürger in fich bes 
greifen. ; 

Art. 38. Die Mitglieder der Landbotenfammer bleis 
ben neun Sabre im Amte; fie werden drittelweiſe alle drei 
Sahre erneuert, Demzufolge wird, aber blos für das ers 
ftemal, ein Drittel der Mitglieder der Landbotenkammer 
nue drei Jahre, und ein anderes Drittel ſechs Jahre im 
Amte bleiben. Das Verzeichniß der in diefen beiven Zeitz 
puncten austretenden Mitglieder wird durch das Loos ges 
bilder werden, 
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"Art. 39. In det Landbotenfammer führe ein Mar: 
ſchall den Vorfig, der aus ihrer Mitte gewählt, und vom 
Könige ernannt wird, 

Art. 40. Die Landbotenfammer berathſchlagt über 
die Gefegesentwürfe, welche alsdann dem Senat zur Sanız 
sion zugefandt werden, 

Art. 41, Sie ernennt bei jeder Sitzung, durd ges 
heime Abftimmung und nach Mehrheit der Stimmen , drei 
Eommifjionen, jede von fünf Mitgliedern. Diefe find: 
eine Finanzcommiffion, eine Commiſſion für die bürgerliche, 
und eine Commiffion für die peinliche Gefeggebung. Der 
Marfchall : Praäfivent der Landbotenfammer macht dem 

“ Staatsrathe in einer Bothſchaft von der Ernennung befag: 
ter Commiſſionen Mistheilung, 

Art, 42. Iſt ein Gefegesentwurf im Staatsrathe 
abgefaßt; fo theilt ihm felbiger derjenigen. Commiflion, 
welche der Gegenftand des Geſetzes angeht, durch den 
Minifter des betreffenden Departements, und durch die 
Dazwifchenkunft der dem Staatsrathe beigegebenen Reques 
tenmeifter mit. Hat die Eommiffion aber den Gefegesentr 
wurf Bemerkungen zu machen; fo verfammelt fie fich bei 
befagtem Minifter. Die mit der Mittheilung des Ger 
fegßesentwurfes beauftragten Nequetenmeifter werden zu dies 
fen Conferenzgen-zugelaflen. 

Art, 43. Beharrt die Commilfion auf ihren Bemer: 
ungen, und begeher fie Modificationen in dem Geſetzes⸗ 
entwurfe; fo erftattet der Minifter dem Staatsrarhe dar: 

über Bericht. Diefer kann die Mitglieder. der Commillion 
äulaffen, um in feiner Mitte über diejenigen Punste des 
Sefepesentwurfes, welche man für modificationsfähig get 
Halten hat, zu discutiren. 

Art. 44. Nachdem der Staatsrath, entweder durch 
den Bericht des Miniſters, oder durch die: in feiner Mitte 
ſtatt gehabte Discuffion, von den Bemerkungen. der Com⸗ 

miſſion Kenntniß genommen hat; fo befhließt er. definitiv 
die Abfaſſung des Geſetzesentwurfes, welcher nun zur Bu 
tathung an die Landbotenkammer geſchickt wird. 

Art. 45. Die Mitglieder des Staatsraths find ger 

borne Mitglieder der Landbotenkammer. Sie haben dariu 
Sitzung und berathende Stimme: jene 2 


ge Holen, 


Art. 46. Die Mitglieder des Staatsraths und die 
Mitglieder der Landbotencommiffion haben allein, das Recht, 
in der Kammer das Wort zu führen; es fey nun, falls der 
Staatsrath und die Commiſſion Über den Gefegesentwurf 
einig find, um deffen Vortheile ans Licht zu ftellen, oder 
falls fie uneins find, um deilen Nachtheile Hervorzuheben, 
oder fie zu beftreiten. Kein anderes Mitglied darf über den 
Gefegesentwurf das Wort nehmen, 

Art. 47. Die Mitglieder der Commiffion können ihre 
individuelle Meinung über den Gefegesenwurf öffentlich 
ausſprechen; fie mögen nun von der Meinung der Mehr⸗ 
e oder der Minderheit der Commirfion geweſen ſeyn. 

Die Mitglieder des Staatsraths hingegen dürfen nur. zu 
Gunften des im Staatsrathe beichloflenen Sefegesentwurfeg 
ſprechen. 

Art. 48. Urtheilt der Marfchall : Präfivent der Lands 
Sotenfammer, daß der Gegenſtane hinlanglich aufgeklärt 
iſt; fo kann er die Discuffion fchließen, und den Geſetzes⸗ 
entwurf zur Berathung aufjtellen. Die Kammer berath: 
ſchlagt durch geheimes Serutinium und nad abfoluter 
Mehrheit der Stimmen, 

Art. 49. ft über ein Geſetz berathſchlagt; fo ſchick 
es die Landbotenkammer ſogleich an den Senat. 


Siebenter Ditel. 


Von den Landtagen und Gemeindeverfamm; 
lungen. 


Art. 5o. Die Landtage (dietines) oder Diſtriktsver⸗ 
fammlungen beftehen aus den Edelleuten des Diſtrikts. 

Art. 51. Die Gemeindeverfammlungen (assemblees; 
camimunales) beftehen aus den Eigenthum befigenden, 
nichtadelichen Bürgern, und aus den übrigen Bürgern, die 
nad dem, was unten folgt, daran Theil zu nehmen bes 
rechtige find. 

Art. 52: Die Landtage und Gemeindeverfammfung 
gen werden vom Könige zufammenberufen, Der Ort, der 
‚Berfammlungstag, die Verrichtungen, womit fie fich bes 
ſchaͤftigen ſollen, und die Dauer ihrer Gens werden in 
den Convocationsſchreiben ausgedruckt. 
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Art. 53. Niemand kann zum Stimmen zugelaflen 
werden, der nicht das 21. Jahr zurückgelegt hat, im Se: 
nuß feiner Rechte, oder für emancipirt erklärt if. Die 
Emancipation fann in Zukunft, ungeachtet aller bisherigen 
zumiderlaufenden Gefege oder Gewohnheiten, mit aı Jah: 
ven Statt haben, 

Art. 54. Jeder Landtag oder jede Diſtriktsverſamm⸗ 
lung ernennt einen Landboten (Nonce), und fchlägt Can: 
didaten zu den Departements: und Diftrifteräthen, jo wie 
zu den Friedensrichterftellen, vor, y 

Art, 55. Bei den Landtagen führt ein vom Könige 
ernannter Marfchall den Vorfig. i 

Art. 56. Sie werden in zehn Reihen (series) ge: 
theilt. Jede Reihe befteht aus folhen Diſtrikten, die von 
einander durch das Gebiet eines oder mehrerer Diſtrikte ges 
trennt find. Zwei Reihen fönnen nicht zu gleicher Zeit zus 
fammenberufen werden, 

Art. 57. Die Abgeordneten der Gemeinden werden 
durch die Gemeindeverfammlungen ernannt. Sie fchlagen 
eine doppelte Lifte von Candidaten zu den Municipalräthen 
vor, 

Art, 58. In den Gemeindeverfammlungen find 
flimmen berechtigt: a. Jeder angefeflene, nichtadgliche Bär: 
ger. b. Jeder Fabrikant oder Kaufmann, der in feiner 
Boutique oder Magazin einen Fonds von wenigftens 10,000 
polnifchen Gulden an Werth hat, c. Alle Pfarrer und 
Vikarien. d. Jeder Künftler und jeder Bürger, der ſich 
durch feine Talente, feine Kenntniffe, oder durch Diegfte, 
die er dem Kandel oder den Künften geleiftet hat, auszeich⸗ 
net. e. Jeder Unteroffizier und Soldat, der, nachdem er. 
Wunden erhalten oder mehrere Feldzüge gemacht, feinen 
Abſchied bekommen hat. F. Jeder dienſtthuende Unter: 
offizier oder Soldat, der wegen ſeines guten Betragens 
Auszeichnungen erhalten Hat, g. Die Offiziere von je⸗ 
dem Grade, Die befagten, zu der Zeit-wirflich dienft- 
thuenden, Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten, weldye 
fi in der Stadt, wo die Gemeindeverfammlung gehalten 
wird, zur Beſatzung befinden koͤnnten, ‚dürfen, blos in 
diefem Sale, das durch gegenwärtigen Artikel bewilligte 
Recht nicht ausüben, 
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Axrt. 59. Die Lifte der angefeflenen Stimmberech⸗ 
tigten wird durch die Municipalität angefertige, und durch 
die Steuereinnehmer beglaubigt. - Die Liſte der Pfarrer 
und Virarien wird vom Präfeeten angefertigt, und durch 
den Miniſter des Innern vifirt, Die Lifte der im obigen 
Artikel angeführten Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten 
wird vom Präfeeten angefertigt, und durch den Kriegsmis 
nifter vifirt. Die Liſten der Fabrifanten, Kaufleute, Künfts 
ler u. f. w. werden vom Präferten angefertigt, und alle 
Yahre durch den Senat bejtätigt, Die Bürger, welche 
fich in dem legten der oben angeführten Fälle befinden, kön: 
nen ihre Petitionen mit beigefügten Beweisſchriften gerade 
an den Senat richten. 

Art. 60. Der Senat kann in allen Fällen, wo er 
in Bildung der Liften, Mißbraͤuche zu argwohnen, Urfache 
hat, die Verfertigung neuer anbefehlen. 


Art. 61. Die Gemeindeverfammlungen können nicht 


zü gleicher Zeit im ganzen Umfreife eines Diſtrikts zuſame 


menberufen werden. Es wird immer ein Zwiſchenraum 


von acht Tagen zwiſchen der Verſammlung einer jeden vom 
ihnen feyn, blos die zu Warfchau ausgenommen, von der 
nen immer zwei zugleich zufammenberufen werden können, 


Art. 62. In den Gemeindeverfammlungen führt ein’ 


vom Könige ernannter Bürger den Vorſitz. 
Art. 63. An den Landtagen und Gemeindeverfamm; 


‚ Jungen darf feine Discujfion, von welcher Are fie auch ſey, 


feine Berathichlagung, Petition oder Vorſtellung Statt 


finden. Sie dürfen fih num mit der Wahl der Deputirten 
oder Candidaten befhäftigen, deren Zahl nad) dem Obigen 
in den Eonvorationsichreiben im Voraus angegeben ift, — 


Achter Titel, 
Gebietseintheilung und Verwaltung. 
Art. 64. Das Gebiet bleibe in ſechs Departements 
vertheilt. — * A EN — 
"Art, 65, Jedes Departement wird durch einen Praͤ⸗ 
feeten verwaltet. In jedem Departement ift ein Nach für 
die ftreitigen Angelegenheiten, der wenigftens aus drei, hoͤch⸗ 


ftens aus fünf Mitgliedern befteht, und ein allgemeiner 


* 
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Departementsrath, der wenigſtens aus ſechszehn, hoͤchſtens 
aus vier und zwanzig Mitgliedern beſteht. 

Art, 66. Die Diſtrikte werden durch einen Lnters 
präfeeten verwaltet. In jedem Diſtrikt ift ein Diſtrikts⸗ 
rath, der wenigftens aus neun, hoͤchſtens aus zwölf, Mit: 
gliedern befteht, “ 

Art. 67. Jede Municipalitaͤt wird durch einen Maire 
oder Präfidenten verwaltet. Sin jeder Municipalität ift ein 
Municipalrath, der aus zehn Mitgliedern für 2,500 Ein; 
wohner und darunter, aus zwanzig für sooo Einwohner 
und datunter, und ans dreißig für die Städte von mehr 
ald 5000 Einwohnern befteht. 

Art. 68, Die Präfecte, Praͤfecturraͤthe, Unterprä 
feete und Maires, werden vom Könige, ohne vorgängıge 
Präfentation, ernannt, Die Mitglieder der Departes 
mentsraͤthe und Diftriktsräthe werden vom Könige aus eir 
ner zwiefahen, durch die Diftrifesiandtage angefertigten 
Eandidatenlifte ernannt. Sie werden aller zwei Jahre zur 
Hälfte erneuert, Die Mitglieder der Municipalraͤthe wers 
den vom Könige aus einer zwiefachen, von den Gemeindes 
verfammlungen angefertigten, Candidatenliite ernannt. Sie 
werden aller zwei Jahre zur Hälfte erneuert, Die Depar⸗ 
tements; und Diſtriktsraͤthe, fo wie die Municipalraͤthe, 
ernennen einen aus ihrer Mitte gewählten Präfidenten, 


Neunter Titel, 
Geridhtrsverfaffung 


Art, 69. Der Eoders Napoleon wird das bürgerliche 
Sefes im Herzogtum Warſchau bilden. 

Art. 70. Das Verfahren ift öffentlich, fowohl in 
Civilh- als peinlichen Sachen. 

Art, 71. In jedem Diftrifte ift ein Friedensgericht ; 
in jedem Departement ein bärgerliches Tribunal erfter In: 
ſtanz; für zwei Departements immer ein veinlicher Ge: 
richtshof, und für das ganze Herzogthum Warfchau nur 
Ein Appellationsgerichtshof. 

Art. 72, Der Staatsrath,, dem vier von dem Kör 
nige ernannte Requctenmeifter zugegeben find, verficht die 
Verrichtungen eines Caflationsgerichte, 
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Art. 73. Die Friedensrichter werden vom Koͤnige 
aus einer dreifachen, durch die Diſtriktslandtage angefer⸗ 
tigten, Candidatenliſte ernannt. Sie werden aller zwei 
Jahre zum dritten Theil erneuert. 

Art. 74. Der richterliche Stand iſt unabhaͤngig. 

Art. 75. Die Richter der Tribunale erſter Inſtanz, 
der Criminalgerichtshoͤfe und des Appellationsgerichts, wer⸗ 
‚den vom Könige, und zwar auf Lebenszeit, ernannt, 

Art. 76. Das Appellationsgericht kann, entweder 
auf die Denunciation des föniglihen Procurafors, oder eis 
nes feiner Präfidenten, vom Könige die Abfegung eines 
Richters von einem Tribunale erfter Inſtanz, oder von eis 
nem Criminalgerichtshofe, den es einer Prävarication in 
det Ausübung feines Amtes für ſchuldig hält, begehren. 
Die Abfegung eines Richters von dem Appellationsgerichtsr 
hofe kann durch den Staatsrath, in feiner Gigenfhaft als . 
Eaflationsgericht, begehrt werden. Nur in diejen Fällen 
kann der König die Abfegung eines Richters verfügen, 

Art. 77. Die Urtheile der Gerihtshöfe und Tribus 
Halten werden im Namen des Königs ausgefprochen. 

Art. 78. Das Begnadigungsrecht gehört dem Koͤ⸗ 
nige; er allein kann die Strafe erlaffen oder abändern, 


Zehnter Titel, 
Bon der bewaffneten Madt, 


Art. 79. Die bewaffnete Macht wird aus 30,000 
Mann von allen Waffenarten, effeetiv im Dienft, beftes 
hen. Die Nationalgarden find hiebei nicht mitgerechnet. 

Art. 80. Der König kann einen Theil der Truppen 
des Herzogthums Warfchau nach Sachfen berufen, wenn 
er fie durch eine gleiche Anzahl fächfifher Truppen erfegt. 

Art. 81. Falls die Umftände es mit fich brächten, 
daß außer den Truppen des Herzogthums Warfchau der 
König in das Gebiet diefes Herzogthums andere fächfifche 
Truppencorps ſchickte; fo fol doch bei diefer Gelegenheit 
feine neue Auflage oder Öffentliche Laft, außer) den durch 
das Finanzgefeg autorifirten, eingeführt werden dürfen, 
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Eilfter Titel, 
Allgemeine Vorſchriften. 


Art. 82. Die Titularen aller Stellen und Aemter, 
die nicht lebenslaͤnglich find, die Vicekoͤnigsſtelle mit einges 
fchloffen , aber die Landboten ausgenommen, koͤnnen nad) 
dem Sutbefinden des Könige abberufen werden. 

Art. 83. Kein Sndividuum, das nicht Bürger des 
Herzogthums Warfchau ift, kann darin zu einem Amte ers 
nannt werden, daflelbe ſey num geiftlih, oder buͤrgerlich, 
oder richterlich. 

Art 84. Alle Arten der Regierung, der Geſetzge⸗ 
bung, der Verwaltung und der Tribunalien, werden in 
der Nationalfprache gefchrieben. 

Art. 85. Die vormals in Polen beftandenen Civil⸗ 
und Militärorden werden beibehalten. Der König iſt das 
Haupt diefer Orden. 

Art. 86. Gegenwärtiges Berfaflungsftatut wird durch 
Neglements vervollftändigt werden, die der König erläßt, 
nachdem fie in feinem Staatsrathe discutirt worden. 

Art. 87. Die Gefege und öffentlihen Verwaltungss 
veglements werden im Bulletin der Gefege publicirt, und 
dedärfen feiner andern Form von Publication, um ver 
pflichtend zu werden. 


Zwoͤlfter Titel, 
VBorfhriften für einen gewiffen Zeitraum, 


‚ Art 88. Die gegenwärtig beftehenden Abgaben wer? 
den fortwährend bis zum 1. Jan. 1809 bejogen werden. 
Art. 89. Man wird Nichts an der gegenwärtigen 
Zahi und Organifation der Truppen ändern, bis in diefer 
Ruͤckſicht durch den erften zufammenberufenen allgemeinen 
Reichstag etwas feſtgeſetzt iſt. 

Unterzeichnet, die. Mitglieder der Regierungscommiſſion: 
Malachowsky; Dyialinsty; Wibizky; Dir 
linsty; Sobolewsky; Luczewsky, General⸗ 
Secretaͤr. 


“ Polen; 


Wir Napoleon, von Gottes Gnaden und durch die 
Eonftitutionen Kaifer der Franzofen, König von Italien, 
Beſchuͤtzer des rheinifhen Bundes, haben genehmigt und 
genehmigen vorjtehendes Verfaſſungsſtatut, welches uns 
in Vollziehung des 5. Art. des Tilſiter Tractats vorgelegt 
worden ift, und welches wir für angemeflen halten, unfere 
Verpflichtungen gegen die Völker von Warfchau und Große 
polen zu erfüllen, indem es ihre Freiheiten und Rechte mit 
der Ruhe der benachbarten Staaten in Einklang bringt. 

So gefchehen im königlichen Pallafte zu Dresden den 
a2. Jul. 1807. (Unterz.) Napoleon, 


Durch den Kaifer, der Minifter Staats : Secretär, 
(Unterz.) H. B. Maret. 





Wenn die erſte polniſche Conſtitution im Ganzen 
das Gepraͤge einer National verfaſſung trug; ſo 
leuchtet aus dem Verfaſſungsſtatute des Herzogthums 
Warſchau die Nachbildung der juͤngern europaͤiſchen 
Conſtitutionen, und beſonders der franzoͤſiſchen, hervor. 
Demungeachtet beruͤckſichtigte ſie Vieles aus den kocal⸗ 
verhaͤltniſſen der polniſchen Nation. Sie erhob die ka⸗ 
tholiſche Religion zur Staatsreligion, ob ſie gleich den 
freien und oͤffentlichen Kultus fuͤr jede andere Religion 
ausſprach. Sie erneuerte den Namen der Landboten, 
der Woywoden und Kaſtellane, obgleich die innere Or⸗ 
ganifation des Senats, des Staatsraths und des Mis 
nifterconfeild, und die Einfegung von Präferten, Unter- 
präfecten und Maires, fo mie bie Einführung des Na- 
poleonifchen Gefegbuches die neue Verfaffung ber fran- 
zoͤſiſchen näher brachte. Ein großer Vorfchritt zur hoͤ⸗ 
bern Eivilifation der polnifchen Nation war die Ber» 
nihtung der Leibeigenfchaft, und die Gleich. 
fiehung aller Bürger vor dem Geſetze. Kaum darf es 
aber bemerft werben, daB bie geringe Ausftattung ber 
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bergoglichen Krone mit 7 Millionen polniſcher Gulden, 
(ven Gulden zu 4 Gr. gerechnet,) für eine in Warfchau 
regierende befondere Dynaftie nicht hätte hinreichen koͤn⸗ 
nen; fo wie der König von Sachſen, waͤhrend feiner 
fechsjährigen Regierung über biefen Staat, nie einen 
Bulden der ihm beſtimmten Einfünfte für fich bezogen, 
fondern zum Nugen des Herzogthung verwendet, und 
demfelben fogar noch anfehnliche Vorfchäffe gemacht har, 
wie fich die® aus dem am 18. Mai 1815 zu Wien von 
Sachſen mit Preußen abgefchloffenen Frieden ergab, in 
welchem diefe Vorſchuͤſſe zu 2,555,193 fl. berechnet 
wurden. 

Wie, nach dem Wiener Frieden, bag Herzogthum 
Warſchau, das bis dahin auf 1851 Duadratmeilen 
eine Bevölferung von 2,319,300 Einwohnern ums 
fchloß, durch einen Zumahhd von 920 Duadratmeilen 
und 1,400,000 neuer Bürger verftärft ward, kamen zu 
den bisherigen 6 Departementen noch 4 neue Departe⸗ 
mente hinzu, fo daß feit dem koͤniglichen Decrete vom 
17. Apr. 1810 biefer Staat aus 10 Departementen 
beftand. 

Als aber Napoleon am 22. Juny 1812 den bon 

ihm fogenannten zweiten polnifchen Krieg gegen 

Rußland eröffnete, war bereits von ihm der Erzbifchoff, 
von Mecheln, de Pradt, ale Ambaffadeur nach Wars . 
(hau gefandt, und von dem Könige von Sachfen das 

dafige Minifterconfeil beauftragt worden, in dringenden 

Fällen feine Nechte und die Verfaffung zu vertreten, 

Der zufammenberufene Neichstag proclamirte am 28, 

Juny 18312 die Wiederherftellung des Königs 

reiches Polen, mit Einfhluß aller derjenigen Pros 

vinzen, toelche in den drei Theilungen an Rußland * 

kommen waͤren. 
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Alein nach dem Ruͤckzuge der Franzofen aus Nuß- 
Iand ward das Herzogthum Warſchau von den nach⸗ 
yiichenden Nuffen befegt, und deffen Schickſal auf dem 
Wiener Eongreffe dahin entfchieden, daß daffelbe — 
bis auf das an Preußen abgetretene Großherzogthum 
Poſen — ganz, unter dem Namen: Königreich 
Polen mit Rußland vereiniget werden follte. Dee 
Kaifer Alegander nahm am 30. Apr. 1815 den Ti» 
tel eines Königs von Polen an, und gab am 27. Nov. 
1815 diefem Staate eine neue Eonflitutiom 


D) Conftitution des Königreihes Polen 
vom 27. Nov, 1815 


1. Bud. Bon den politifhen Berhälthiffen 
des Königreiches. 


. 1. Das Königreich Polen iſt auf- ewig dem ruſ⸗ 
fiihen Kaiferreiche einverleibt. 

$. 2. Die bürgerlichen und pölitifchen Verhältniffe, 
in die Wir es verfegen, fe wie die Bande, welche diefe 
Vereinigung befeftigen follen, find, durch gegenwärtige 
— die Wir demſelben verleihen, be⸗ 
immt. 

$. 3. Die Krone des Königreiches Polen tft erblich 
in Unſrer Perfon und in der Unfter Nachkommen, Erben 
amd Nachfolger, nach der ‚für den kaiſerlichen Thron von 
Rußland eingeführten Erbfolgeordnung. 

$.4. Die Verfaſſungsurkunde feht die Art und der 
Grundfag der Ausübung der Souverainetät feft. 

$. 5. Der König ernennt, im Falle feiner Abwefenz 
heit, einen Statthalter (Lieutenant), der im Königreiche 
feinen Sig nehmen muß. Der Statthalter kann, nach 
Willkuͤhr, abberufen werden. 

$. 6. Wenn der König zu feinem Statthalter nicht 
einen faiferlihen Prinzen von Rußland ernennt; fo kann 
die Wahl nur auf einen Eingebornen, oder auf eine Pers 
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fon fallen, welcher der König die Maturalifation, nad) 
Vorfchrift des $. 33 , ertheilt haben wird. 

$. 7. Die Ernennung des Statthalters wird durch 
eine Öffentlihe Urkunde geſchehen. Diefe Urkunde wird 
genau die Befchaffenheit und die Ausdehnung der ihm Übers 
tragenen Vollmachten beftimmen. - 
6. 8. Die auswärtigen politifhen Verhältniffe Unfers 
ze werden dem Königreihe Polen gemeinfhafts 
ich feyn. 

$. 9. Der Souverain allein wird das Necht haben, 
die Theilnahme, des Königreichs Polen an Rußlands Kries 
gen, ſo wie an den Friedens; und Handelsverträgen, welche 
legtere Macht abjchließen dürfte, zu beftimmen, 
$. 10. In allen Fällen, wo ruffifche Truppen nad 
Polen, oder polnische Truppen nad Rußland geführt wers 
den, oder die einen oder andern Truppen durch eine Pros 
vinz jener zwei Staaten ziehen, werden die Kojien der 
Unterhaltung und des Transports gänzlih dem Lande zur 
Laft fallen, dem fie angehören. Das polnifche Heer wird 
nie außer Europa verwendet werden, 


U. Bud. Allgemeine Garantieen. 


$. 11. Die roͤmiſch-katholiſche Religion, zu 
welcher. fi die Mehrzahl der Einwohner des Königreiche 
Polen betennt, wird der Gegenftand der befondern Sorgr 
falt der Regierung feyn, ohne daß fie dadurch der Freiheit 
der andern Gottesverehrungen wird Abbruch thun fönnen, 
welche ſaͤmmtlich, ohne Ausnahme, frei und oͤffentlich koͤn⸗ 
nen gehalten werden, und des Schußes der Negierung ges 
nießen. Der Unterfchied zwiſchen den chriftlihen Glaus 
bensbefenntniflen wird feinen Unterfchies im Genuffe der 
hürgerlihen und politifhen Rechte begründen. 

$. 12. Die Diener aller Gottesverehrungen ftehen 
unter dem Schuge und der Aufſicht der Gefege und der Res 
gierung. 

$. 13. Die Eapitalien, welche die roͤmiſch-katholi⸗— 
ſche und die griechiſch⸗ unirte Geijtlichkeit gegenwärtig bes 
ſitzen, und die, weldhe Wir ihnen, durd) ein beſonderes 
Derret, anmeifen werden, ſollen für ein unveräußerliches, 
3weiter Band, 4 
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und der ganzen Firhlihen Hierarchie gemeinfhaftlides 
Eigenthum erklärt werden, fobald die Regierung die Na⸗ 
tionälgäter beſtimmt, und den befagten Geiftlicheiten zus 
geſprochen Haben wird, aus denen ihre Ausfteuer beftes 
en ſoll. 
9 $. 14. Im Senate des Königreichs Polen werden fo 
viele Bifchöffe des römifch : fatholifchen Ritus Sitz nehmen, 
als Palatinare durch das Gefeß werden feftgefegt wers 
den. Es wird Überdies ein Bifhoff des griechiſch⸗ unirten 
Ritus Sie darin een 

$. 15. Die Geiftlichfeit des evangelifhen Augsburger 
Bekenntniſſes, und die des evangelifchen veformirten Bes 
Eenntniffes follen der jährlihen Unterſtuͤtzung zu genießen 
haben, welche Wir ihnen bewilligen werden. 

$. 16. Die Preßfreiheir iſt zugeſichert. Das 
Geſetz wird die Mittel anordnen, um den Mißbraͤuchen 
derſelben er zu thun. 
ah 17. as Geſetz befhüßt, auf gleiche Art, alle 
Bürger, ohne Unterfchied ihres Ranges und Standes. 

$. 18. Das alte Grundgeſetz: „Neminem capti- 
vari permittimus nisi iure victum‘“‘ wird auf die Eins 
wohner, von welchem Range fie jeyn mögen, nad) folgens 
den Bellimmungen angewandt. 

$. 19. Niemand kann verhaftet werden, ausgenome 
men nach Vorſchrift des Gefeges, und in den von ihm bes 
zeichneten Fällen. 
6. 20. Man muß fogleich und fehriftlich dem Verhafr 
teten die Urfache feiner Verhaftung bekannt machen. 

$. 21. Jedes verhaftete Individuum wird, fhätefteng 
innerhalb drei Tagen, vor das sompetente Gericht ges 
bracht, um bdafelbft nach den vorgefchriebenen Formen uns 
terfucht und abgeurtheilt zu werden. Wenn es durch die 
zuerſt vorgenommenen Unterfuchungen als fchuldlos erkannt 
wird; fo wird es fogleich in Freiheit gefegt werden. 

$. 22. In den durch das Geſetz beftimmten Fällen 
muß man.denjenigen, der Bürgfchaft leiftet, vorläufig im 
Freiheit feßen. 

$. 23. Niemand kann geftraft werden, als in Ges 
mäßheir der bejiehenden Gefege, und in Folge eines, von 
der sompetenten Obrigkeit erlaflenen, Urtheils. * 
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$ 24 Jedem Polen ſteht frei, feine Perfon und 
fein Eigenthum, unter Beobachtung der vom Geſetze ber 
fimmten Formen, anderswohin zu trangferiren, 

. 25. Jeder Verurtheilte wird feine Strafe im Königs 
reiche empfangen; niemand foll daraus fortgefchafft werden 
— außer in den vom Geſetze beſtimmten Verbannungs⸗ 

len. ‘ 

$. 26. Jedes Eigenthum, welches auch feine Beſchaf⸗ 
fenheit und feine Beſtimmung fey, es möge ſich auf der 
Dberflähe, oder im Schooße der Erde befinden, und ger 
Hören, wenn es immer wolle, ift für heilig und unverleß: 
lich erklärt. Keine Gewalt fol, unter welhem Vorwande 
es feyn möge, Hand daran legen. Mer das Eigenthum 
eines Andern angreift, wird, es fey wer es wolle, als 
Verleger der öffentlichen Sicherheit angefehen und als fols 
‚cher beftraft werden. - 

$. 27. Jedoch hat die Regierung das Recht, von eir 
‚nem Privatmanne das Opfer feines Eigenthums, wenn der 
- öffentliche Nugen es erheifht, mitteljt einer gerechten und 
vorläufigen Schadloshaltung zu fordern. Das Gefeg wird 
die Fälle und die Formen beftimmen, in welden diefer 
Grundjag angewandt werden kann. 

$. 28. Alle öffentliche VBerwaltungss, gerichtlichen und 
militäriichen Gefhäfte werden, ohne Ausnahme, in der 
polnifhen Sprache verhandelt werden, 

$. 29. Die öffentlihen, bürgerlichen, und militäriz 
ſchen Aemter können nur durch Polen bekleidet wer: 
den. Die Stellen der Präfidenten der Gerichtshöfe erfter 
Inſtanz, der Präfidenten, der Palatinalcommiffionen, der 
Landboten (Nunzien), der Abgeordneten zum Neichstage, 
‚und der Senatoren fönnen nur Grundeigenthümern 
verliehen werden. ’ \ 
— 5. 30. Alle Beamte in der öffentlichen Verwaltung 
koͤnnen nad) Willkuͤhr ducch diefelde Gewalt, die fie ernannt 
‘hat, abgefeßt werden. Alle, ohne Ausnahme, find für 
ihre Ausführung verantwortlich. i 

$. 31. Die polnifhe Nation wird auf ewige Zeiten 
eine Nationalrepräfentation haben, die in einem 
Landtage befteht, der aus dem Könige und zwei 

Kammern zufammengefegt iſt. Die erſte ve wird vom 

ro { 
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-Senate, die zweite von den Landboten und den 
Abgeordneten der Gemeinen gebildet. 
$. 32. Jeder Fremde wird, nachdem er fih legitimirt 
‚hat, gleich den übrigen Einwohnern, den Schuß der Ges 
fege und die Wortheile, die fie zufihern, genießen. Er 
wird wie fie im Lande bleiben, oder ſich aus demjelben ber 


geben koͤnnen, fobald er fih den beftehenden Vorſchriften 


füge. Er kann dahin zurückkehren, daſelbſt Grundeigen⸗ 
thum erwerben, und fi, nad) gehöriger Ausweifung, um 
die Naturalifation bewerben. 
$. 33. Jeder Fremde, der Grundeigenthämer und 
naturalifirt worden iſt, und die polnifche Sprache erlernt 
Hat, kann zur Ausuͤbung öffentlicher Aemter, nad) fünf: 
jährigem Aufenthalt im Lande und bei einem tadellofen 
Beiragen, zugelaflen werden. 
$. 34. Jedoch wird der König aus eigenem Antriebe, 
oder auf Vorfchlag des Staatsrathes, Ausländer, die duch 
ihre Talente fih auszeichnen, auch zu andern —— 
nn als jenen, die im $. go benannt find, zulaſſen 
nnen. ? 


II. Bud. Bon der Regierung. 


Rap. ı. Vom Könige $. 35. Die Regierung 
iſt ein Attribut der Perfon des Königs. Er übt in ihrem 
ganzen Umfange alle Verrichtungen der vollziehenden 
Darht aus. Jede verwaltende oder vollzichende Gewalt 
geht nothwendig von ihm aus. 

z 5 36. Die Perfon des Königs tft heilig und unver 
tzlich. * 
$. 37. Die oͤffentlichen Urkunden der Gerichtsſtellen, 
Gerichtshoͤfe und Magiftrate jeder Art werden im Namen 
des Königs gefertigt. Die Münzen und Stempel werden 
das Sepräge tragen, das er beitimmen wird. * * 
$. 38. Die Leitung der bewaffneten Macht, im Frie⸗ 


den wie im Kriege, fo wie die Ernennung der Oberbefehlds. . 


haber und Offiziere, ſtehet ausfchließlich dem Könige zu. 

$. 39. Der König verfügt über die Einfünfte des 
Staates, in Gemäßheit des Budgets, das darüber entwor⸗ 
‘fen und ihm zus Beſtaͤtigung vorgelegt werden wird. 
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: 540. Das Recht, Krieg zu erflären und Tractaten 
und Conventionen, von welcher Art fie immer feyn mögen, 
abzufchließen, ift dem Könige vorbehalten. 

$. 41, Der König ernennt die. Senatoren, die Wis 
nifter, die Staatsräthe, die maitres de requetes, bie 
DPräfidenten der PDalatinalcommiffionen, die Präfidenten 
und Richter der verfchiedenen Gerichtshöfe, die ihm zu ers 
nennen überlaflen find, die diplomatifhen und Handels⸗ 
agenten und alle andere Verwaltungsbeamte. Er ernenz 
net fie entweder unmittelbar, oder durch die Autoritäten, 
die er dazu ermächtigt haben wird. 

6. 42. Der König ernennt die Erzbifhäffe und Bir 
fhöffe der verfchiedenen Arten des Eultus, die Suffragane, 
die Prälaten und Domherren. ' 

$. 43. Das Recht zu begnadigen ift ausfchließend dem 
Könige vorbehalten. Er kann die Strafe nachlaflen oder 
" yerändern. 
$. 44. Die Stiftung, Abraflung der Stasuten und 
Verleihung der bürgerlihen und militärifchen Orden ftehet 
dem Spuverain zu 
$. 45. Alle Unfere Nachfolger im Königreiche Polen 
find verpflichtet, fich zu Königen von Polen in der Haupt: 
ſtadt, auf die von Ung zu beitimmende Weife, Mönen zu 
laffen, und folgenden Eid zu leiften: „Ich ſchwoͤre und. 
verfpreche vor Gott und auf das Evangelium, die Verfafz 
fungsurfunde aufrecht zu halten und mit aller meiner Mache 
in Vollziehung zu ſetzen.“ 
$. 46. Das Recht den Adelftand zu ertheilen, zu na⸗ 
turalificen und Ehrentitel zu verleihen, ſtehet dem Koͤ⸗ 
‚ nige zu. 
$. 47. Alle Befehle und Decrete des Königs werden | 
von dem Minifter, der an der Spige eines Departements | 
ſteht, gontrafignict werden. Diefer Minifter wird für als 
les das verantwortlich ſeyn, was jene Befehle und Decrere 
der Verfaflung und den Geſetzen Zumiderlaufendes enthalz 
ten fönnen. : 


Kap. 2. Bon der Kegentfhaft. $. 48. Die 
Regentihaftsfäle, die für Rußland anerkannt find oder 
feyn werden, fo wie die Machtvollkommenheit und Wors 
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rechte des Regenten, werden dem Koͤnigreiche Polen ge⸗ 
meinſchaftlich ſeyn und nach denſelben Grundſaͤtzen ange⸗ 
ordnet werden. 

$. 49. Im Falle einer Regentſchaft iſt der Miniſter 
Staatsfecretär, unter perfönliher Verantwortlichkeit, vers 
pflichtet, dem Statthalter die Einfegung einer Regent 
ſchaft für Rußland anzuzeigen. 

$. so. Sobald der Statthalter die Eroͤffnung über 
die Regentſchaft für Rußland und den Bericht des Minis 
fters » Staatsfecretärs erhält, ruft er den Senat zur Wahl 
der Glieder der Negentfchaft des Königreiches zufammen. 

$. 51. Die Regentfchaft des Königreihes wird aus 
dem Regenten Rußlande, aus vier vom Senate ernannten 
Gliedern und ans dem Minifter Staatsfecretär beftehen. 
Sie wird in der Hauptſtadt des ruffifhen Reichs ihre Nes 
ſidenz nehmen. Der Regent führt den Vorfiß. - 

$. 52: Die Macht der Negentfchaft des Königreichs 
ift gleich der des Königs; mit Ausnahme jedoch, daß fie 
feine Senatoren ernennen kann; daß alle ihre Ernennuns 
gen der Beftätigung des Königs unterliegen, fo daß er fie, 
bei Antritt feiner Regierung, widerrufen kann, und daß 
fie ihre Decrete im Namen’ des Königs befannt macht. 

$. 53. Die Ernennung und Abberufung des Statt 
Halters hängt von der Regentfchaft, während ihrer Staats: 
verwaltung, ab. 

$. 54. Der König wird fi bei Uebernahme der Res 
gierung von der Regentſchaft über ihre Amtsführung Res 
chenſchaft ablegen laſſen. 

$. 55. Die Glieder der Regentſchaft des Koͤnigreichs 
find mit ihren Perfonen und Gütern für alles das verants 
wortlih, was fie gegen die Verfaſſung und die Gefege ger 
than haben follten. 

$. 56. Wenn ein Glied der Kegentfchaft ſtirbt; fo 
wird der Senat vom Statthalter zufammenberufen, um zu 
der erledigten Stelle zu wählen. Die Regentſchaft ernennt 
den Miniſter Staatsfecretär. 

$. 57. Die Glieder der Negentfhaft werden, vor ihr 
rer Abreife nach der Hauptftadt Rußlands, vor dem Se— 
nate den Eid ablegen: die Verfaſſung und die Gefege treus 
lich gu achten und zu befolgen. 
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6. 58. Der Senat von Rußland wird denfelben Eid 
. — der Glieder der Regentſchaft des Koͤnigreichs 
eiſten. 

$. 59. Der Minifter Staatsſecretaͤr wird zu gleichem 
Eide verpflichtet feyn. 

$. 60. Die Urkunde der Eidesleiftung des Negenten 
wird dem Senate von Polen zugeftellt werden. 

$. 61, Die Urkunde der. Eidesleitung des Minifters 
Staatsfecretärs wird gleichfalls dem Senate von Polen zus 
gefandt. 

$. 62. Die Urkunde der Eidesleiftung der Negents 
fchaftsglieder wird von dem Senate von Polen dem Regen: 
ten von Rußland Äbermacht, ve 


Kap. 3, Vom Statthalter und vom Staats 
rathe. $. 63. Der Staatsrath, unter dem Vorfige des 
Königs oder feines Statthalters, befteht aus den Minis 
ftern, den Staatsräthen, dem maitre des requetes, und 
den Perfonen, die es dem Könige gefallen wird, befonders 
dazu zu berufen. 

$. 64. Der Statthalter und der Staatsrath beforgen, 
in Abwefenheit des Königs und in feinem Namen, die oͤf⸗ 
fentlihen Angelegenheiten des Königreichs. 

$. 65. Der Staatsrath theilt fih in den Verwal—⸗ 
tungsrath und in die allgemeine Verfammlung. 

$. 66. Der Bermwaltungsrath wird zufammengefegt 
aus dem Statthalter, den Miniftern, die an der Spige 
der fünf Negierungsdepartements. fichen, und aus ans 
dern Perfonen, die vom Könige insbefondere dazu berufen 
werden. . ’ 

$. 67. Die Glieder des Verwaltungsrathes Haben 
confultatvrifhe Vota. Die Meinung des Statthal: 
ters allein entfcheidet. Er wird feine Beſchluͤſſe im Nathe 
nach Vorſchrift der Conftitutionsacte und in Gemäßheit der 
Gefege und koͤniglichen Vollmachten nehmen. 

$. 68. Jedes Decret des Statthalters muß, um vers 
bindlich zu feyn, im Verwaltungsrathe gegeben, und von 
* Miniſter, der ein Departement hat, contraſignirt 

eyn. 
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6. 69. Der Statthalter ſchlaͤgt dem Könige, zufolge 
einer befonders darüber äbzufaffenden Vorfchrift, zwei Can⸗ 
bidaten für jeden erledigten Platz eines Erzbiſchoffs oder 
Biſchoffs, Senators, Minifters, Dberrichters, Staates 
tathes und maitre de requötes vor. 

$. 70. Der Staathalter legt in die Hände des Königs 
in Gegenwart des Senats folgenden Eid ab: „Ich ſchwoͤre 
zum allmächtigen Gott, die Angelegenheiten Polens, im 
Namen ves Königs und nach Vorfchrift der Verfaflungsurs 
kunde, der Geſehe und der königlichen Vollmacht zu vers 
walten, und dem Könige die mir anvertraute Gewalt zus 
rädzugeben, fobald Se. Maj. es für dienlich erachten 
wird.” Wenn der König fich- nicht im Königreiche befins 
det; fo wird die Urkunde des vom Statthalter in die Hände 
des Königs abgelegten Eides dem Senate dur den Minis 
fer Staatsfecretär zugeſchickt werden, 

$. 71. Iſt der König gegenwärtig; fo wird die Ges 
walt des Statthalters jufpendirt. Es hängt fodann vom 
Könige ab, mit den Miniftern insbefondere zu arbeiten, 
oder den Verwaltungsrath zufammen zu berufen. * 

$. 72. Wenn der Statthalter ſtirbt, oder der König 
es nicht für dienlich findet, einen zu ernennen; fo wird er 
ihn ad interim durch einen Präfidenten erfegen. 

6. 73, Die allgemeine Verſammlung des Staatsrathes 
wird aus den im G. 63 bezeichneten Sliedern zufammenges 
fest feyn. In ihm wird der König oder der Statthalter, 
und in ihrer Abweſenheit das erite Glied des Staatsrathes, 
nach der in den 06. 63 und 66 feftgefegten Ordnung, den 
Borfis führen. Ahr Wirkungskreis iſt: 

1. Alle Gefegesentwärfe und alle Anordnungen, welche 
die allgemeine Verwaltung des Landes betreffen, zu 
erörtern und abzufaffen; - BE 

3. Ueber die gerichtlihe Anklage aller vom Könige err 
nannten Verwaltungsbeamten, die der Pflichtvergefs 
fenheit in Dienftfahen bezüchtigt worden, zu entfcheir 
den, mit Ausnahme derer, die allein der Jurisdiction 
des hohen Nationalhofes unterworfen find; 

3. Ueber die Fälle des Collidirens der Jurisdictionen 
zu erkennen; 7 
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4. Jaͤhrlich die von jedem Hauptzweige der Verwaltung 
abgelegte Nechenfchaft zu prüfen; 

5. Weber die Mißbraͤuche zu wachen, welche die Conitis 
sutionsurkunde verlegen können, und aus ihren Beob⸗ 
achtungen darüber einen allgemeinen Bericht zu bils 
den, den fie an den Souverain einſchicken wird, das 
mit er die Gegenftände bezeichne, welche ihrer Natur 
nach entweder an den Senat oder an den Landtag 
auf feinen Befehl verwiefen werden follen, 

6. 74. Die allgemeine Berfammlung des Staatsras 
thes tritt in Berathfchlagung auf Befehl des Könige, des 
- Gtatthalters, oder in Folge des Anſuchens, das ein Des 

partementshaupt den organifchen Gefegen ;gemäß gemacht 

haben wird. 

9. 75. Die Beſchluͤſſe der allgemeinen Verſammlung 
des Staatsrathes unterliegen der Beſtaͤtigung des Koͤnigs 
oder des Statthalters. Diejenigen, welche auf die gericht⸗ 
liche Anklage der Beamten und auf die Colliſion der Juris⸗ 
dictionen Bezug haben, werden ſogleich vollzogen. 


Kap. 4. Von den Zweigen der Verwaltung. 
9. 76. Die Vollziehung der Geſetze iſt nach den genannten 
verſchiedenen Zweigen der oͤffentlichen Verwaltung anver⸗ 
traut: 

1. der Commiſſion des Kultus und des öffentlichen Un⸗ 

terrichts ; 

2. der Commiſſi on der Juſtiz, gewaͤhlt unter den Glie⸗ 

dern des oberſten Gerichtshofes; 

3. der Commiſſion des Innern und der Polizei; 

4. der Commiſſion des Krieges; 

5. der Commiffion der Finanzen und des Schatzes. 
Diefe verfchiedenen Commiffionen werden jede von einem 
dazu ernannten Minifter präfidirt und geleitet werden. 

6. 77. Es ift ein Miniſter Staatsfecretär ernannt, 
der beftändig fich bei der Perfon des Königs befinden wird, 

6. 78. Eine Rechenkammer wird eingerichtet, beaufs 
tragt mit der Definitivrevnifion der Rechnungen und der Abs 
folution der ION Sie wird blos vom 
Könige abhängen, 
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6. 79. Ein organifches Geſetz wird die Zuſammen⸗ 
fegung und den Wirkungstreis der Commiſſion des öffents 
lichen Unterrichts und der gerichtlihen Hierarchie feſtſetzen. 

6. 80. DieCommilfionen des Innern, des Kriegs und 
ber Finanzen werden aus einem Minifter und den Staats: 
räthen, ©eneraldirectoren , den Verfügungen der organis 
fhen Gefege gemäß, zufammengefegt jeyn. - 

6. 81. Der Minifter Staatsfecretär legt dem Könige - 
die Sefchäfte vor, die ihm von dem Statthalter zugefchickt 
werden, und ftellt dem Statthalter die Decrete des Königs 
zu. Die auswärtigen Verhältniffe, in fo weit fie das Kös 
nigreich Polen betreffen, find ihm anvertraut. 

6. 82. Die Minifter, die ein Departement haben und 
die Stlieder der Negierungscommiffion find dem hopen Na⸗ 
tionalhofe verantwortlich, und ſtehen unter ſeiner Gerichts⸗ 
barkeit fuͤr jede begangene Verletzung der Conſtitutionsur⸗ 
kunde der Geſetze und der Decrete des Koͤnigs. 


Kap. 5. Von den Palatinalverwaltungen. 
6. 83. In jedem Palatinate wird eine Palatinalcommiſſion 
Statt haben, beſtehend aus einem Praͤſidenten und den 
Commiſſarien, welche beauftragt find, die Befehle der Re⸗ 
gierungscommiffion nach einer befondern Vorſchrift zu volls 
sieben. 
* 84. In den Staͤdten wird es Municipalobrig⸗ 
keiten geben. Ein Schultheis wird in jeder Commune 
mit Vollziehung der Regierungsbefehle beauftragt ſeyn, 
und das letzte Glied der Staatsverwaltung bilden. 


IV. Bud. Bon der Nationalrepraͤſentation. 


Kap. 1. Vom Landtage H. 85. Die Natios 
nalvepräfentation wird zufammengefeßt feyn nach der Vor⸗ 
fohrift des 9. 31. 

$. 36. Die gefeßgebende Gewalt ruht in der Perfon 
des Königs und in den. beiden Kammern des Landtages, 
nah Vorſchrift deffelben 6. 31. 

6. 87. Der ordentliche Landtag verfammelt fich aller 
zwei Jahre zu Warfchau zu der Zeit, welche der König 
in der Zufammenderufungsfhrift feftfegen wird. Die 
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Sigung dauert 30 Tage, Der König allein kann fie pro⸗ 
rögiren, adjourniren und auflöfen. 

9. 88. Der König ruft einen außerordentlihen Lands 
tag zufammen, wenn er e8 für dienlich findet. 

6.89... Ein Mitglied des Landtages kann während der 
Dauer deffelben weder verhaftet noch von einem Criminal⸗ 
gerichte gerichtet werden, ohne ausdrüdlihe Bewilligung 
der Kammer, zu welcher er gehört. 

6. 90. Der Landtag berathichlagt Über alle Entwürfe 
bürgerlicher, peinliher oder Verwaltungsgefege, die ihm 
von Seiten des Königs durch den Staatsrach zugeftelle 
werden. Er berathichlagt Über alle Entwürfe, die ihm der 
König zuftellen läßt um Milderung oder Aenderung in bie 
Befugnifle der conftitutionellen Aemter und Gewalten zu 
bringen, als da find: des Landtags, des Staatsrathe, der 
gerichtlichen Hierarchie und der Negierungscommiflionen. 

6. 91. Der Landtag berathfchlagt in Folge der Mits 
theilungen des Souveraind: über Vermehrung oder Vers 
minderung der Steuern, Abgaben und anderer Öffentlichen 
Laften; über die Abänderungen, die damit vorzunehmen 
wären; über die befte und gerechtefte Art der Vertheilung; 
über die Abfaflung des Budgets der Ausgaben und Eins 
nahmen; über die Einrichtung des Muͤnzſyſtems; über die 
Aushebung der Rekruten; endlich über alle Gegenjtände, 
die ihm vom Souverain zugeftellt werden. 

9. 92. Der Landing berathfchlagt auch Über die Mits 
theilungen, die ihm von Seiten des Königs in Folge des 
Generalberichts gemacht werden, womit die Berfammlung 
des Staatsrathes durch den G. 73 beauftrngt if. Endlich, 
nachdem über alfe diefe Gegenftände ein Befchluß gefaßt 
worden ift, empfängt der Landtag auch die Eröffnungen, 
Bitten, Borftellungen und Befchwerden, die von den 
Landboten und Abgeordneten der Communen für das Wohl 
ihrer Committenten eingebracht worden. Er uͤberſchickt 
diefeiden dem Staatsrathe, der fie dem Souvergin vorlegt. 
Nachdem diefe Eingaben durch,den Staatsrath dem Könige 
zugeftellt find, berathfchlagt der Landtag über die Geſetzes⸗ 
— — wozu jene Beſchwerden Veranlaſſung gegeben 
aben. 
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6. 93. In dem Sale, wo der Landtag Fein neues 
Budget befchließt, behält das alte Geſetz Kraft bis zur, 
neuen Sigung. Jedoch hört das Budget nah vier Jah⸗ 
ren von ſelbſt auf, wenn der Landtag in dieſem Zeitraume 
nicht zuſammenberufen wurde, 

9. 94. Der Landtag kann ſich nur mit den Gegenftänz 
den befchäftigen, die in feinem Wirkungskreiſe liegen, oder 
Sr die Zufammenberufungsichrift angedeutet werden. 

6. 95. Die beiden Kammern berathichlagen öffents 
lich. Sie können ſich jedoch in eine befondere Committee, 
auf Verlangen eines Zehntheils der gegenwärtigen Mitglies 
der, verwandeln, 

6. 96. Die im Staatsrathe abgefaßten Geſetzent⸗ 
wuͤrfe werden dem Landtage, auf Befehl des Königs, duch 
Mitglieder jenes Rathes uͤberbracht. 

6. 97. Es hängt vom Könige ab, bie Sefegentwürfe 
entweder vor die Kammer des Senats oder vor die Kam⸗ 
imer der Landboten bringen zu laffen. Ausgenommen find: 
die Entwürfe zu Finanzgejegen, melde vorläufig in die 
Rammer der Landboten gebracht werden muͤſſen. ü 

$. 98. Zur Erdrterung.der Entwürfe wählt jede Kams 
mer durch Abftimmung drei Commiſſionen. Sie beftehen 
aus drei Sliedern im Senate, und aus fünf der Kamz 
mer der Landboten. Diefe Commifjionen find die Commifz 
fion der Finanzen, die Commiffien der bürgerlichen und 
peinlihen, und die Commiflion der organifchen und admis 
niftrativen Gefeggebung. Jede Kammer theilt dem Staats: 
rathe die gemachten Bemerkungen mit. Die Commiffionen 
treten mit dem Staatsrathe in Mittheilung. 

9. 99. Die auf Befehl des Königs Überbrachten Eit; 
würfe fönnen nur vom Staatsrathe, in Folge der Bemerz 
tungen, abgeändert werden, welde ihm die dazu befugte 
Commiſſion des Landtages wird mitgetheilt haben. 

6. roa. Die Glieder des Staatsrathes in den beiden 
Kammern und die Commifjionen der Kammern haben al: 
lein das Recht, gefchriebene Reden zu halten. Die andern 

Glieder können nur Reden aus dem Stegreife halten. 
6. 101, Die Glieder des Staatsrarhes haben das 
Recht, in den beiden Kammern Sitz zu nehmen uud das 
Wort zu begehren, wenn über die Entwürfe der Regierung 


Conſtitution vom 27. Nov. 1815, 61 


Herathfchlagt wird. Sie haben fein Stimmrecht; ausger 
nommen wenn fie Senatoren, Landboten oder Abgeords 
nete find. 

6. 102. Die Entwürfe werben nach Stimmenmehrheit 
entſchieden. Man gibt feine Zuftimmung mit lauter 
Stimme. Ein Gefegentwurf, der auf diefe Art von einer 
Kammer mit Stimmenmehrheit angenommen wurde, wird 
an die andere Kammer gebracht, welche auf diefelde Art 
berathſchlagt und befchließt. Die Gleichheit der Stimmen 
hat die Annahme des Entwurfs zur Folge. 

6. 103. Ein Entwurf, ‚der von einer Kammer anges 
nommen worden ift, kann von der andern nicht abgeändert 
werden; er muß fimpliciter angenommen oder verworfen 
werden. 


Entwurf wird dem Könige zur Sanction vorgelegt. 
6. 105. Wenn der König die Sanction ertheilt; fo 


wird der Entwurf zum Gefege. Der König befiehlt die ' 
Bekanntmachung deflelben in den vorgefchriebenen Formen, . 
f 

t ’ 


Wenn der König die Beitätigung verweigert; fo fällt der 
Entwurf durch. 


6. 106, Der Generalbericht über die Lage des Landes’ 


wird im Staatsrathe abgefaßt, dem Senate uͤberſchickt 
und in den vereinigten Kammern gelefen. 

6. 107. Jede Kammer wird diefen Bericht durch ihre 
Commiſſion prüfen laſſen, und darüber ihre Meinung dem 
Könige vorlegen. Der Bericht kann gedruckt werden, 


Kap. 2. Vom Senate. 9. 108, Der Senat 
befteht aus den Prinzen von Laiferlihem und koͤniglichem 
—— aus den Biſchoͤffen, den Palatinen, den Kaſtel⸗ 

nen. 
9. 209. Die Zahl der Senatoren kann nicht die Hälfte 
der Zahl der Landboten und Deputirten überfchreiten.. 

6. 110. Der König ernennt die Senatoren. Ihre 
Würde ift Iebenslänglih. Der Senat fchlägt dem Könige 
durch den Statthalter zwei Candidaten für jeden erlerigten 
Dias eines Senators, Palatins, ver Kajtellans vor.’ 

- 6. 111. Um als Sandidat für die Stelle eines Sena—⸗ 
tors, Palatins oder Kaftehans erwählt werden zu können, 


9. 204. Ein von beiden Kammern angenommener 
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muß man volle fünf und dreißig Jahre haben, eine 
jährliche Steuer von zweitaufend fl. polnifh zahlen, 
und die durch die organifchen Gefege erforderten Bedinguns 
gen in ſich vereinigen. 

6. 112. Die Prinzen vom Gebluͤte haben mit dem 
Alter von achtzehn Jahren das Recht, im Senate zu 
figen und zu flimmen. 

6. 113. Im Senate wird das erfte feiner Glieder _ 
nach der Ordnung, die durch ein befondered Decret bes 
ſtimmt werden wird, den Borfig führen. 

6. 114. Außer feiner gefeggebenden Eigenfhaft hat 
der Senat auch noch andere, die befonders bezeichnet 
werden. 

6. 115. Um feine gefeßgebende Eigenfchaft auszuäben, 
fann der Senat fich nur, in Folge der Zufammenberufung 
des Königs, während des Landtages verfammeln,. Um feine 
andern Pflichten zu erfüllen, wird er von feinem Präfidens 
ten zufammenberufen. 

6. 116. Der Senat entfcheidet über den Antrag zur 
gerichtlichen Verfolgung der Senatoren, der Miniſter, die 
‘ein Departement haben, der Staatsräthe und Requeten⸗ 
meiſter, in Berreif welcher, wegen Pflichtvergeflenheit in 
Ausäbung ihrer Amtspflicht, von Seiten des Königs oder 
des Statthalters, und in Folge einer Anklage der Landbo 

. genfammer jener Antrag gemacht worden ift. ; 
$. 117. Der Senat eritfcheidet endlich Über die Legi⸗ 
timität der Provinzial und der Communialverfammlungen, 
und Aber die der Wahlen; fo wie auch Über die Formirun 
der Bürgerliften, fowohl für die Provinzials als für d 
Commiinialverfammlungen. 


Rap. 3 Von der Kammer der Landboten. 
F. 118. Die Kammer der Landboten beſteht 1. aus ſieben 
und ſiebz ig Landboten, die von den Provinzialverſamm⸗ 
lungen der Adelichen (Diaͤtinen) zu Landboten für einen BE 
zirk ernannt werden; 2. aus ein und funfzig Abgeord⸗ 
neten der Kommunen. In der Kammer führt ein Marſchall 
den Vorfig, der aus ihren Mitgliedern gewwähk und vom 
Koͤnige ernannt wird, * ee 
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$. 119. Das ganze Gebiet des Königreiches Polen 
wird, zum Behuf der Nationalrepräfentation und der Wah⸗ 
len, in fieben und ſiebzig Bezirke eingetheilt. Fer⸗ 
ner wird es in cin und funfzig Communenfprengel 
abgetheilt; acht für die Stade Warjchau und drei und 
vierzig für das übrige Land, 

$. 120. Die Mitglieder der Landbotenkammer blei- 
ben fechs Jahre lang in ihren Functionen. Aller zwei 
Sahre wird ein Drittheil davon erneuert, Demzufolge 
wird, doch nur für das erftemal, ein Drittheil der Glies 
der der Landbotenfammer nur zwei Jahre, und ein anderes 
Drittheil nur vier Jahre in Wirkfamkeit bleiben. Das. 
Verzeichniß der zu diefen beiden Epochen austretenden Glie⸗ 
der wird durch das Loos gebildet. Die austretenden lies 
der können zu jeder Zeit wieder erwählt werden. 

$. 121. Um zu einem Gliede der Landbotenkammer 
wählbar zu feyn, muß man ein Alter von völlig dreigig 
Jahren haben, aller Bürgerrechte genießen und eine Steuer 
von hundert fl. polniſch jährlich zahlen. 

$. 122. Kein Öffentlicher Civil: oder Militärbeamter 
kann zum Gliede der Landbotenfammer gewählt werden, 
ohne vorläufig die Einwilligung der Behörde erhalten zu 
haben, von der er abhängt. 

$. 123. Wenn ein Landbote oder ein Abgeordneter, 
der vor feiner Wahl fein vom öffentlichen Schatze befoldes 
ses Amt bekleidete, feitdem eines angenommen hat; fo 
wird eine neue Provinzial; oder Communialverfammlung 
aufammenberufen, um zur neuen Wahl eines Landboten 
oder Deputirten zu fchreiten. 

G. 124. Der König hat das Recht die Landbotenfam: 
mer aufzulöfen. Wenn er diefes Recht ausübt; fo trennt 
fi die Kammer, und der König ordnet binnen zwei Mos 
naten neue Wahlen von Landboten und Abgeordneten an, 


Kap. 4. Bon den Provingialverfammiluns 
gen des Adels (Diätinen). $. ı25. Die adelihen 
Grundeigenthümer von jedem Bezirke auf einer Diätine 
verfammelt, wählen einen Landboten und zwei Glieder zu 
dem Palatinatsrathe, und entwerfen ein Verzeichniß der 
Eandidaten für die. Verwaltungsftellen. - j 


— 


§. 126. Dieſe Provinzialverſammlungen koͤnnen nur 
in Folge der Zuſammenberufung des Koͤnigs zuſammentre⸗ 
ten, der den Tag, die Dauer und den Gegenſtand ihrer 
Berathſchlagungen feſtſetzt. 

6: 127. Kein Adelicher kann zugelaſſen werden in eis 
ner folhen Verfammlung zu flimmen, wenn er nicht in 
das Bürgerbuch der Adelichen des Bezirks eingetragen iſt; 
wenn er nicht den Genuß feiner Bürgerrechte hat; wenn er 
nicht völlig ein und zwanzig Jahre alt und wenn er 
nicht Grundeigenthuͤmer ift. 

$. 123. Das Bud) der Adelichen des Bezirks wird 
vom Palatinatsrathe entworfen und vom Senate vidimirt. 

$. 129. In den Provinzialverfammlungen führt ein 
vom Könige ernannter Marfchall den Vorfig. 


Kap. 5. Bon den Communalverfammluns 
gen. 9. 130. Sn jedem Communalſprengel wird eine 
Eommunalverfammlung Statt haben, die einen Abgeord⸗ 
neten zum Landtage, ein Mitglied des Palatinatsrarhes 
wählt, und ein Verzeichniß von Candidaten für die Vers 
waltungsftellen entwirft. 

G. 131. Zu den Communalverfammlungen werden 
zugelaflen: ı. Alle Bürger, die Grundeigenthämer und 
nicht adelich find, und von ihrem Grundeigenthume eine 
Steuer bezahlen, welche fie auch feyu möge. - 2. Jeder 
Fabrikant und Werkftattsherr; jeder Kaufmann, der ein 
Waarenlager von zehntaufend fl. polniich an Werth ber 
fig. 3. Ale Pfarrer und Bicarien. 4. Die Profefloren, 
Lehrer und andere Perfonen, welche mit dem öffentlichen 
Unterricht beauftragt find. 5. Jeder Künftler, der fich 
durch feine Talente, feine Kenntniffe, oder die Dienjte 
ausgezeichnet hat, die er dem Kandel oder den Künften 
geleiſtet. ; 

6. 132. Seiner kann zugelaffen werden in den Com⸗ 
munalverfammlungen zu flimmen, wenn er. nicht in das 
Bürgerbuch der Gemeinde eingefchrieben ift; wenn er nicht 
den. Genuß feiner Bürgerrechte und ein Alter von vollen 
ein und zwanzig Jahren hat. 

$. 133.. Das Verzeihniß der abftimmenden Eigen: 
thuͤmer wird durch den Palatinatsrath, das der Fabrikan⸗ 
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ten, Kaufleute und der durch ihre Talente und Dienfke auss 
gezeichneten Bürger von der Commifiion des Innern: endz 
lid) das der Pfarrer, Vicarien und der öffentlichen Lehrer, 
von der Commiſſion des Kultus und des Unterrichts ent 
worfen. 

9. 134. Die Communalverfammlungen haben zum 
Präfes einen vom Könige ernannten Marſchall. 


Kap. 6. Vom Palatinatsrathe. h. 135. In 
jedem Palatinate wird ein Palatinatsrath ſeyn, beftehend 
aus Näthen, die von den Provinzials und Communalverz 
ſammlungen gewählt werden. 

$. 136. Im Parlamentsrathe wird der Altefte Rath 
den Vorſitz führen. 

$. 137. Die vorzäglichften Befugniffe des Palatina⸗ 
tes find: 1. Die Richter für die erften beiden Inftanzen zu 
wählen; 2. zur Entwerfung und Reinigung der Verzeiche 
niffe der Candidaten zu den adminiftrativen Stellen mitz 
zuwirfen; 3. das Wohl des Palatinates zu beforgen. Als 
les in Gemäßheit der Verfügungen einer befondern Vers 
srönung. 


V. Bad. Vom Stande der Richter, oder der 
gerihtlihen Hierarchie. 


$. 138. Der Stand der Richter ift verfaſſungsmaͤßig 
unabhängig. i 

$..139. Unter der Unabhängigkeit der Richter verfiche 
man bie- Fähigkeit, , feine Meinung beim Urtheil fret zu 
aͤußern, ohne dabei weder durch die oberſte Macht, noch 
durch miniſterielle Gewalt, noch durch irgend eine Neben⸗ 
ruͤckſicht geleitet zu werden. Jede andre Erklaͤrung oder 
Auslegung von der Unabhaͤngigkeit der Richter wird fuͤr 
Mißbrauch erklaͤrt. 

$. 140. Die Gerichtshoͤfe beſtehen aus Richtern, die 
nach Vorſchrift des organiſchen Statutes erwaͤhlt werden. 

$. 141. Die vom Könige ernannten Richter find un? 
abfepbar und auf Lebenszeit. Die gewählten Richter find 
gleichfalls unabfegbar für die Dauer ihrer Function. 

9. 142. Kein Richter kann abgefegt werden als durch 
Beſchluß einer gerichtlichen, dazu befugten Inftanz im Falle 
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einer bewieſenen Pflichtvergeſſenheit, oder wegen jedes an: 
dern beſtaͤtigten Verbrechens. 

$. 143. Die Diſciplin der ernannten und erwaͤhlten 
Magiftrate, fo wie die Beſtrafung ihrer Vergehen, inſo⸗ 
weit fie auf den öffentlichen Dienſt fih beziehen, ſteht dem 
oberſten Gerichtshofe zu. 

$. 144. Friedensrichter. Es wird Friedensrich⸗ 
ger für alle Klaffen der Bewohner geben; ihre. Function 
iſt die eines Verſoͤhnungsmagiſtrats. - 
9. 145. Keine Streitfahe kann vor ein buͤrgerliches 
Gericht erfter Inftanz gebracht werden, wenn fie nicht vor⸗ 
her dem betreffenden. Sriedensrichter vorgelegt wurde, mit 
Ausnahme derjenigen, bei welchen, nah Vorſchrift des 
Geſetzes, eine Suͤhne nicht Statt haben darf. 

$. 146. Gerichtshoͤfe erſter Inſtanz. Fuͤr 
Streitſachen, welche nicht fuͤnfhundert fl. polniſch 
uͤberſteigen, werden in jeder Commune und in jeder Stadt 
Civil: und Polizeigerichtshoͤfe beſtehen. 

. 147. Fuͤr Streitſachen über fuͤnfhundert fl. 
polniſch werden in jedem Palatinate mehrere Gerichtshöfe 
erfter Inftanz und Affiifengerichte feyn. 

F. 148. Es werden Überdies Handelsgerichte Statt 
finden. 

$. 149. Für Criminals und Zuchtpolizeifälle werden 
in jedem Palatinate mehrere Criminalgerichtspöfe beftehen, 

$. 150. Appellationshoͤfe. Es wird wenigfteng 
Zwei ſolche Gerichtshöfe im Koͤnigreiche geben; fie werden 
in zweiter Snftanz über die von den Civil: Eriminak 
und Kandelsgerichtöhöfen in erfter Inſtanz abgeurtheilten 
Faͤlle entſcheiden. 

$. ı5r. Oberſter Gerichtshof, Es wird einen 
oberiten Gerichtshof zu Warſchau für das Königreich geben, 
der in legter Inſtanz über alle bürgerliche und Criminal: 
fälle, Staatsverbrechen ausgenommen, entjcheiden wird. 
Er wird zum Theil aus Senatoren, die der Reihe nach 
darin figen, zum Theil aus Richtern beftchen, die vom 
Könige auf Lebenszeit gewählt werden. : 

$. 152. Hoher Nationglhof,. Ein hoher War 
tionalhof twird Über die Staateverbrehen und die von den 
großen Beamten des Königreiches begangenen Vergehen 
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— * Brent vor Gericht wird von dem 
enate verfügt $. 116. Der hohe Nationalhof beſteht aus 
allen. Sliedern des. Senats, 9 F — 


VI. Buch. Von der bewaffneten Macht. 


F. 153. Die bewaffnete Macht wird aus einem in efr 
fectivem Dienft ſtehenden befoldeten Heere und aus Milizen 
a die bereit find, daſſelbe nöthigen Falls au ver 

ärfen. 

O. 154. Die Stärke des Heeres, das auf Koften des 
Landes zu erhalten ift, wird vom Sonverain bejtiimmt, mit 
Ruͤckſicht auf das Beduͤrfniß und in Werhälmiß zu den in 
dem Budget dazu ausgeworfenen Summen. 

— S. 155. Das Cantoniven der Truppen wird: mit ver; 
einigter Ruͤckſicht auf die Einwohner, auf das Militaͤrſy⸗ 
ſtem und auf die Staatsverwaltung angeordnet werden. 

9. 156. Das Heer wird die Farbe feiner Uniform, 
feine befondere Tracht und alles, was mit feiner Nationale 
taͤt in Verbindung ficht, beibehalten, 


VI. Bud. Allgemeine Verordnungen, 


$. 157. Die Güter und Einkünfte der koͤniglichen 
Krone werden beftehen: 1. in den Krondomainen, die ing: 
befondere für Rechnung des Könige durch eine Kammer 
sder duch Beamte, nad, feiner Wahl verwaltet werden: 
follen; 2. in dem £öniglihen Pallafte von Warfchau und in 
dem ſaͤchſiſchen Pallaſte. 

6. 158. Die oͤffentliche Staatsſchuld iſt verbuͤrgt. 

6. 159. Die Strafe der Confiſcation iſt aufgehoben 
und kann in keinem Falle wieder eingeführt werden. 

6. 160. Die bürgerlihen und militärifchen Orden’ 
Polens, nämlich des weißen Adlers, des heil. Stanislaus 
und des Militärkreuges find beibehalten. 

$. 161. Die gegenwärtige Berfaflungsurkunde wird 
durch die organifhen Statuten weiter entwickelt werden. 
Die, welche nicht unmittelbar nach Bekanntmachung der 
Verfaflungsurtunde feftgefest werden, follen im Staats: 
rathe vorläufig erörtert werden. . 
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5. 162. Das erfte Budget wird in Vollziehung ger 
fett, bis e8 von dem Souverain. und den beiden Kammern 
gemildert oder abgeändert ſeyn wird. 

$. 163. Alles, was nicht der Gegenftand eines organis 
fehen Statutes oder eines Coder iſt, fo wie alles, was nicht 
der Berathfchlagung des: Landtages in Folge feiner Befug: 
niffe unterliege, wird durch Decrete des Königs oder durd) 
Verordnungen der Regierung geregelt. Die organifchen 
Statuten und die Codices Finnen nur vom Souverain und 
den beiden Kammern des Landtages abgeändert werden. 

9. 164. Die Geſetze, Decrete und Verordnungen 
des Königs merden im Gefegesblatte abgedruckt. Ein Der 
cret des Königs wird die Formen ihrer Bekanntmachung 
bejtimmen. 

6. 165. Alle frühere Gefege und Einrichtungen, die 
der gegenwärtigen Konftitutionsurfunde zumider laufen, 
find aufgehoben, 

Da wir in unferm Gewiſſen überzeugt find, daß bie 
gegenwärtige Verfaflungsurfunde unfern väterlichen Abfiche 
ten entfpreche, welche zum Zwecke haben, allen Klaſſen 
unfrer Unterthanen des Königreiches Polen den Frieden, die 
Eintracht und die zu ihrer Wohlfahrt jo nöthige Einheit zu 
erhalten, und die Gluͤckſeligkeit, die wir ihnen zu verfchafz 
fen wänfchen, zu befeftigen; fo Haben wir ihnen gegenwaͤr⸗ 
tige Verfaflungsurfunde gegeben und geben ihnen dieſelbe, 
die Wir für Uns und unfte Nachfolger annehmen, und 
machen e8 überdies allen öffentlichen Gewalten zur Pflicht, 
zu ihrer Vollziehung mitzuwirken, 


Gegeben in Unferm königlichen Schloffe zu Warſchau 
den 15. (27.) November 1815. 
(Unterz.) Alexander. 
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5. 
€ racoau 


Die Wiener Congreßaete vom 9. Juny 1815 erklaͤrte/ 
im ſechſten Artikel, die Stadt Cracau fuͤr eine freie 
Stadt, beſtimmte, im ſiebenten Artikel, deren Gebiet, 
und ſtellte ſie unter den Schutz Rußlands, Oeſtreichs 
und Preußens. Das Gebiet dieſes neugebildeten Freie 
ſtaates beftcht aus dem größern Theile des vormaligen 
Cracauer Kreifes, und enthält auf 39 Duabratmeilen . 
eine Bevölferung von ungefähr 60,000 Einwohnern. 
Die Univerfität, das Bisthum und dag Domkapitel in 
diefer Stadt wurden beibehalten; auch erhielt der Fleine 
Freiſtaat am 3. Mai 2815 eine neue Conſtitution, 
welche nach liberalen Srundfägen entworfen if, und dee 
demofratifchen Staatsform fich nähert. Sie ward uns 
terzeichnet von dem Zürften Metternich, dem Fürften 
Hardenberg und dem Grafen von Raſumoffsky, nach⸗ 
dem biefe drei Staatsmänner, an demfelben Tage, zu 
Wien, im Namen ihrer Monarchen, einen Vertrag in 
Betreff der freien Stadt Eracau und für die gemein» 
ſchaftliche Garantie der neuen Verfaffung berfelben uns 
terzeichnet hatten., So weit dies bei einer republifani« 
fchen Staatsform möglich war, nähert fich diefe Vers 
faſſung der dritten Eonftitution Polens in vielen a 
ſchen Beſtimmungen. 
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Conſtitution der freien Stadt Cracau 
vom 3. Mai 1815. 


1. Die roͤmiſch-katholiſch-⸗apoſtoliſche Religion wird, 
als Religion des Landes, in Kraft erhalten. 

2. Jeder hriftliche Gottesdienft ift frei und begruͤndet 
feinen Unterſchied in den gefellfchaftlihen Rechten. 

3. Die gegenwärtig beftehenden Rechte der Landleute 
werden in Kraft erhalten. Bor dem Gefege find alle Bär: 
ger gleich); und alle werden auf gleiche Art von ihm be: 
ſchuͤtzt. Das Geſetz bejhäsgt eben fo alle geduldete Arten 
der Gottesverehrung. 

4. Die Regierung der freien Stadt Eracan und ihres 
Territoriums wird einem Senate beiwohnen, der aus 
wölf Mitgliedern, die Senatoren heißen, und aus einem 

räfidenten befteht. 

5. Neun Senatoren, den Präfidenten mit einbegrifz 
fen, werden von der Repräfentantenverfammlung gewählt. 
Die Übrigen Bier werden vom Domcapitel und von der 
Akademie auserfehen, welche Körperfchaften das Recht has 
ben, jede zwei ihrer Mitglieder dazu, daß fie Sig im 
Senate haben, zu ernennen, ’ 

6. Sechs Senatoren find es auf Lebenszeit. Der 
Präfident des Senats bleibe drei Jahre lang im Amte, 
kann aber wieder erwählt werden. Won den Übrigen Sena⸗ 
toren tritt jährlich die Hälfte aus dem Senate, um den 
neugewählten Plag zu machen; das Alter bezeichnet die 
drei Mitglieder, welche zu Ende des erften abgelaufenen 
Sahres ihre Stellen verlaften muͤſſen; fo daß die jüngjten 
an Älter zuerft austreten. Was die von dem Domkapitel 
und der Akademie angeftelften vier Senatoren betrifft; fo 
bleiben zwei davon lebenslang im Amte, die beiden andern 
werden alljährlid, durch neue grfeßt. 

7. Die Mitglieder der Weltgeiftlichkeit und der Unis 
verfität, desgleichen die Eigenthämer von Ländereien, Haͤu⸗ 
fern oder fonjt irgend einem dergleichen Befischume, wenn 
fie funfzig Gulden polniſch Grundſteuer bezahlen, die . 
Inhaber von Fabriken und Manufacturen, die Großhaͤnd⸗ 
ler und alle diejenigen, welche als Börjenmitglieder einges 
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ſchrieben ſind, die ausgezeichneten Kuͤnſtler in den ſchoͤnen 
Kuͤnſten und die Schulprofeſſoren ſollen, ſobald fie das erz 
forderlihe Alter angetreten haben, das ftaatsbürgerliche 
Recht haben, zu wählen. Sie können auch erwählt werz 
den, wenn fie fonft den übrigen vom Geſetze vorgejchricher 
nen Bedingungen Genuͤge leiften. 

8. Der Senat befekt die Verwaltungsftellen, und ſetzt 
nah Willen die, durd feine Macht angejtellten, Beamten 
wieder ab; er vergibt auch alle geiftlihe Pfruͤnden, deren 
Verleihung dem Staate vorbehalten ift; vier Domberrens 
ftellen ausgenommen, die den Facultätsdoctoren, welche 
Lehrämter bekieiden, vorbehalten bleiben und von der Aka: 
demie befegt werden. 

9. Die Stadt Eracau mit ihrem Territorium wird in 
Stadt⸗ und Landgemeinden eingetheilt werden. Won den 
erftern wird, fo viel es die Ortsumſtaͤnde geftatten, eine 
jede wenigſtens zweitaufend, von den leßtern eine jede 
wenigftens drei taufend fünf Hunderte Seelen ſtark 
feyn. Jede diefer Gemeinden wird einen Gemeindevorftes 
her haben, der frei ermählt wird, und dem die Vollſtreckung 
der Befehle der Regierung obliegt. In den Landgemeins 
den kann, wenn es die Umftände erfordern, der Gemeins 
devorſteher mehrere Stellvertreter haben. 

10. Sm Monate December ieden Jahres wird eine 
Repräfentantenverfammlung gehalten, deren Sigungen 
nicht über vier Wochen hinaus verlängert werden dürfen. 
Diefe Berfammlung übt alle Befugniffe der gefeßgebenden 
Gewalt aus; prüft die Jahresrechnungen der öffentlicher 
Verwaltungen, und ftellt den Etat für jedes Jahr feſt. 
Sie wählt die Senatsglieder nad) dem deshalb feſtgeſetzten 
organifhen Statut. Sie wählt deilelbengleihen die 
Richter. Sie hat das Recht, die öffentlihen Beaniten, | 
welche es auch feyn, wenn fie fich der Veruntreuung, der 
Erpreffung, oder des Mißbrauchs in Verwaltung ihrer 
Stellen verdächtig gemaht haben, durch eine Stimmenz 
mehrheit von zwei Drittel in Anklageftand zu fegen, und 
bei dem oberſten Gerichtshofe zu belangen. 

11, Die Repräfentantenverfammlung befteht: 
3) Aus den Abgeordneten der Gemeinden, deren jede 
einen wählt; 2 J 
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2) aus drei vom Senate abgeordneten Mitgliedern; 
3) aus drei vom Domcapitel abgeordneten Praͤlaten; 
4) aus drei von der Univerſitaͤt abgeordneten Faculs 
tätsdoctoren; H 
5) aus fehs im Amte ftehenden Friedensrichtern, die 
nad) der Reihe genommen werden. 
Der Dräfident der Berfammlung wird aus den drei, vom 
Senate abgeordneten, Mitgliedern gewählt. Kein Ger 
feßesentwurf, der dahin abzweckt, an einem Geſetz oder 
einer beftehenden Verordnung einige Aenderung anzubrinz 
gen, darf der Nepräfentantenverfammlung zur Berathz 
fihlagung vorgelegt werden, bevor er nicht dem Senate 
mitgetheilt worden ift, und diefer die Vorlegung des Ents 
wurfs duch Stimmenmehrheit genehmiget hat. 

12. Die Repräfentantenverfammlung wird fi mit der 
Abfaſſung eines bürgerlichen und peinlihen Gejegbuches, 
- and einer Ordnung für das gerichtliche Verfahren beichäftis 
gen. ie wird unverzäglih einen Ausfhug ernennen, 
welhem obliegt, diefe Arbeit vorzubereiten, bei der die oͤrt⸗ 
liche Beſchaffenheit des Landes und der Geift feiner Einz 
wohner gehörig beachtet -werden müflen. Zwei Senatss 
glieder werden Mitglieder diefes Ausſchuſſes feyn. 

13. Iſt ein Geſetz nicht von fieben Achttheilen der Res 
präfentanten angenommen worden, und der Senat befindet, 
durch eine Mehrheit von neun Stimmen, daß Gruͤnde 
der öffentlihen Wohlfahrt vorhanden find, es einer nochs 
maligen Berathung der Gefeßgeber zu unterwerfen; To 
wird es an die Berfammlung des nächftfolgenden Jahres 
zur Entfcheidung gewiefen. Betrifft der Gegenſtand das 
Finanzweſen; fo bleibt, bis zur Einführung des neuen Ge: 
ſetzes, das im verfloffenen Jahre beftandene in Kraft. 

14. Jeder, mindeftens fe hstaufend Seelensenthals 
tende, Bezirk foll einen, von der Nepräfentantenverfamms 
lung ernannten, Friedensrichter haben. Seiner Amtes 
führung ift eine Dauer von drei Jahren gefest. Außer 
feiner Obliegenheit als Vermittler fol er, von Amtswegen, 
über die Angelegenheiten der Minderjährigen, ingleichen 
über die Nechtshändel wachen, welche‘ die, dem Staate 
oder den öffentlichen Anftalten gehörigen, Gelder und Bes 
fistdämer betreffen. Er wird in diefen. beiden Beziehung 
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gen, im Einverfiändniffe mit dem-jängften Senator, Hans 
deln, dem die Wahrnehmung des Beften der Meinderjähris 
gen, und alles deflen, was die, auf die Gelder und Ber 
ſitzthuͤmer des Staates ſich beziehenden, Rechtsſachen bes 
trifft, ausdrüclich übertragen feyn wird, 


v5. Es foll ein Gerichtshof erſter Inftanz und ein Ap⸗ 
pellationsgerichtshof eingefegt werten, Drei Richter von 
dem erftern und vier von dem YXppellationsgerichtshofe, 
die Präfidenten beider Gerichtshöfe nit einbegriffen, haben 
ähre Stellen auf Lebenszeit. Die Übrigen Richter, die ei— 
nem jeden der beiden Gerichtshöfe in der, nach den Orts⸗ 
umjtänden erforderlichen, Anzahl beigegeber werden, häns 
gen von der freien Wahl der Gemeinden ab, und werden 
ihr Amt nur Binnen eines, durch die organifchen Geſetze bes 
flimmten, Zeitraumes verwalten. Diefe beiden Gerichts⸗ 
hoͤfe entſcheiden alle Rechtshaͤndel, wie ſie auch beſchaffen 
und wie auch die Perſonen geeigenſchaftet ſeyn moͤgen. 
Wenn die Erkenntniſſe beider Inſtanzen in ihrer Entſchei⸗ 
dung gleihförmig find; fo hat keine Appellation weiter 
Statt. Weichen ihre Entfheidungen in der Sache ſelbſt 
von einander ab, oder befindet die Akademie, nach einges 
ſehenen Arten, dab Grund vorhanden ſey, ſich über Vers 
letzung der Gefege oder wefentliher Foͤrmlihkeiten des Werz 
fahrens, in bürgerlichen Rechtsſachen zn kefchweren ; fo 
wird, mie auch bei allen, auf Todesjtrafe oter Entehrung . 
lautenden, Erkenntniſſen, die Sache nochmals vor das Aps 
pellationsgericht gebracht; alsdann aber werden ter gewöhns 
lichen Richterzahl alle Friedensrichter der Stadt und vier 
Individuen beigefellt, von denen jede Hauptpartei die 
Hälfte, nad Gefallen, aus den Bürgern wählen kann. 
Drei Richter muͤſſen gegenwärtig feyn, damit in erfter, 
— fünf, damit in zweiter, — und fieben, damit in 
Tester Inſtanz erkannt werden könne. 


16. Der oberfte Gerichtshof für die im 20, Artikel bes 
dachten Fälle fol beftehen: 
2) aus fünf durch das Loos gewählten Nepräfentanten 
2) aus drei Mitgliedern des Senats, die er ſelbſt 
auserſieht; 
3) aus den Praͤſidenten der beiden Gerichtshoͤfe; 
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4) aus vier Friedensrichtern, nach ber Reihe ger 
nommen; 

5) aus drei Bürgern, die der angeklagte Beamte er⸗ 

- wählt. 

Sur Faͤllung des Urtheils wird die Gegenwart von neum 

Mitgliedern erfordert. 

“17. Dad Verfahren in bürgerlihen und peinlichen 

Rechtsſachen ift öffentlih. Bei der Inftruction der Pros 

zeffe, (und vornehmlich folher, die im eigentlichen Sinne 

yeinlihe find,) foll sie Geſchworneneinrichtung Anwen⸗ 
dung finden, die der Ortsbeſchaffenheit (localite) des Lanz 
des, dem Grat der Bildung und der Sinnesart (cara- 
ctere) feiner Sewohner angeeignet werden wird, 
18. Dir Rechtspflege ift unabhängig. 
19. Zw Ende des fechften Jahres, von Befanntmas 

Kung der Verfaſſungsurkunde an gerechnet, folfen die Der 

dingnife, um durch die Wahl der Repräfentanten Senator 

werden zu können, folgende ſeyn: 

1) Das fünf und dreißigfte Lebensjahr voll: 
endet — 

2) feine Studien auf einer, im Umfange des ehemaliz 
gen Königreiges Polen belegenen, Höhen Schule zus 
rücgelegt — 

3) das Amt eines Gemeindevorfichers zwei Jahre lang. 
eben fo Inge das Richteramt und die Stelle eines Res 
präfentinten, während zweier Sigungen der Vers 
fammtung, bekleidet zu haben; 

4) ein auf Hundert und funfzig Gulden polnisch 
Grandftener gefchägtes, und wenigftens ein Jahr fruͤ⸗ 
her, als man erwählt wird, erworbenes nubeweglis 
ches Eigenthum zu befigen. 

i Die Bedingungen, um das Nichteramt zu erlangen, 

nd; 

1) das dreißigſte Jahr „vollendet — 

2) feine Studien auf einer der worbemerkten hohen 
Schulen zuräcgelegt, und die Doctorwuͤrde erlangt 
zu haben; 

3) ein Jahr fang bei einem Gerichtsartuar (greffhier) 
gearbeitet zu haben, und eben fo lange bei einem 
Sachwalter in Ihätigkeit gewefen zu feyn; 
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4) ein unbeweglihes Eigentum von achttanfenp 
Gulden polniſch an Werthe zu beſitzen, das wenigſtens 
ein Jahr fruͤher, als man gewaͤhlt wird, erwor⸗ 
ben iſt. 

Um ein Richteramt in zweiter Inſtanz, oder die Pas 
fidentenftelle bei einem von beiden Gerichtshoͤfen zu erlam 
gen, muß man, außer dieſen Bedingungen, annoch die 
Stelle eines Friedensrichters zwei Jahre hindurch Hekleiver 
haben und einmal Repräfentant geweſen feyn. 

Um zum NRepräfentanten einer Gemeinde gewählt zu 
werden, muß man 

ı) volle ſechs und zwanzig Jahre alt feyn; 

2) die vollftändige Studienlaufbahn auf der Erarauer 
Akademie zurückgelegt haben; 

3) ein unbewegliches, auf neungig Gulden geſchaͤtztes, 
wenigſtens ein Jahr fruͤher, als man gewaͤhlt wird, 
erworbenes Eigenthum beſitzen. 

Alle in dem gegenwaͤrtigen Artikel aufgeſtellte Bedin⸗ 
gungen find auf diejenigen Individuen, die, während das 
Herzogthum Warfchau beftand, von der Föniglichen Ernens 
nung. oder der Wahl der Bezirksverfammlungen abhängige 
Stellen bekleidet Haben, nicht mehr — und aud) nicht auf 
diejenigen anwendbar, die, aus Macht der contrahirenden 
Souveraine, angeftellt find. Solche Individuen find vols 
ftändig berechtigt, zu allen Stellen ernannt oder erfohren 
au werden. 


20, Ueber alle Handlungen der Regierung, der Ger 
ſetzgebung und der Gerichtshöfe werden die Aufjäge in pols 
nifcher Sprache abgefaßt werden. 


21. Die Einnahme und Ausgabe der Akademie wird 
einen Theil des Generaletats der freien Stadt Cracau und 
ihres Territoriums ausmachen. 


22. Sicherheit und Polizei im Innern werden durch 
eine hinreichende Abrheilung der Stadtmiliz gehandhabt 
werden. Dieje Abtheilung wird von Zeit zu Zeit abgelöft, 
und von einem bei Linientruppen geftandenen Officiere bes 
fehliget werden, der, nachdem er mit Auszeichnung gedient, 
dieje Art von Verforgung empfängt. 
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Zur Handhabung der Sicherheit der Wege und. des 
platten Landes, wird cine hinlängliche Anzahl Gensd’ars 
men bewaffnet und beritten gemacht. — 


Geſchehen zu Wien den dritten Mai des Jahres 
Chriſti Eintauſend achthundert und funfzehn. 
(Unterz.) Fuͤrſt v. Hardenberg. 
Graf v. Rafumoffsty. 
(Mit Oeſtreich iſt ein gleichlautendes Exemplar alſo ges 


ichnet. 
vn) Fürft v. Metternid. 
Fuͤrſt v. Hardenberg. 
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6... 
Teutſchland— 


Teutſchland, ein Reich, deſſen politiſche Organifation, 
gegruͤndet auf das Lehnsſyſtem und die kirchliche Hierar⸗ 
chie, in der Welt des Alterthums und der neuern Zeit 
nicht ſeines Gleichen hatte, beruhte in feinem Innern, 
bis anf den Anfang des achtzehnten Jahrhunderts, nur 
auf fünf fogenannten Reihsgrundgefegen: ber 
goldenen Bulle vom Jahre 1356, dem ewigen 
Landfrieden vom Jahre 1495, ber jedesnaligen 
Faiferlihen Wahlcapitulation (feit Karls 5 
Wahl gewoͤhnlich), dem Religionsfrieden vom 
Sabre 1555, und dem weftphälifchen Frieden 
vom Jahre 1648. — Durchgreifende Veränderungen 
in dem Länderbeftande, und, mit benfelben, zugleich in 
der Verfaſſung, bewirkte der Luͤnevil ler Friede vom 
9. Febr. 18017, in welchem das ganze linke Rheinufer 
an Sranfreich überlaffen, und, auf die Baſis deffelben, 
unter Frankreichs und Rußlands Einfluffe, am 25. 
Bebr. 1803. der NKeihsdeputationshaupts 
Thluß,zu Regensburg für die neue geographifche Form 
Teutſchlands, mit Beibehaltung der Altern Verfaflung 
des Reiches, abgefchloffen ward. 

Wie aber die Beſtimmungen des Preßburger Frie⸗ 
dens, und bie Abtretungen Deftreichs im Welten feines 
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Gebiets, dieſe Macht den teutſchen Intereſſen ſchon be⸗ 
deutend entfremdet hatte; ſo reſignirte der Kaiſer 
Franz 2, wenige Wochen nach ber Unterzeichnung der 
Confoͤderationsacte des Rheinbundes, am 
6. Aug. 1806 feine Würde als Oberhaupt des Reiches. 
Zeutfihland war feit diefer Zeit ohne Kaiferz allein Na⸗ 
poleon war in jener Acte ald Protector des Bundes 
ausgefprochen worden. Ob nun gleich der Rheinbund 
Anfangs nur das weſtliche und füdliche Teutfchland um⸗ 
fchloß und geographifch -publicikifch neu geftaltete ; fo 
führten. doch die. Niederlagen der Preußen auf dem 
thüringifchen Schlachtfeldern im Det. 1806 die Gren⸗ 
zin dieſes Bundes bis an die Ober», Mittel» und Nie⸗ 
derelbe, und felbft noch über diefen Strom hinaus, 
durch die Aufnahme der fächfifchen Länder auf dem rech⸗ 
tem Elbufer und der Mecklenburgiſchen Hänfer in den 
Bund. * 
3gwar dauerte dieſer Rheinbund nur ſieben 
druͤckende Jahre; allein waͤhrend der Zeit ſeines Beſte⸗ 
heus erhielten mehrere teutſche — durch jene Confoöͤ. 
derationsacte founeraingeworbene — Gtaaten 
neue Conftitutionen, welche größtentheild. aus⸗ 
waͤrtigen Muftern nachgebildet,- zum Theile aber doch 
auch mit Nückficht auf einheimifche Localverhältniffe ents 
worfen worden waren. Ob, wann und wie — 
ohne eine rheinifehe Eonföderationsacte — diefe teut⸗ 
ſchen Staaten befondere Eonftitutionen erhalten haben 
würden, ' bleibe dahin geſtellt; allein unverfennbar ward 
die Befanntmachung diefer Eonftitutionen durch die neue 
polieifche Form Teutſchlands herbeigeführt und befchleu« 
nige. Wenn alfo auch die Confoͤderationsacte des 
Rheinbundes fo wenig, wie bie neue teutfhe Bun 
des acte vom 8: Juny 1815 im eigentlichen Sinne 
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als eine Conftitution Teutſchlands angefchen 
erden fann; fo enthalten doch beide die Grundbrbdin- 
sungen ber neuen Geſtalt der innern und äußern 
Berhältniffe Teutſchlands überhaupt, in zwei ſchnell 
auf einander folgenden Zeiträumen, und zugleich die 
Grundbedingungen der neuen Eonftitutionen der einzel» 
. nen Staaten bes teutfchen Bundes. Unverfennbar 
wuͤrden die — theils noch geltenden, theils fchon wie⸗ 
der erloſchenen — Conſtitutionen der ſouverainen teut⸗ 
ſchen Staaten, welche in die Zeit von 1806 — 1813 
fallen, anders geſtaltet worden ſeyn, wenn ſie nach 
dem 8. Jun. 1815 gegeben worden wären; fo wie ber 
reits die ſeit diefer Zeit erfchienene Weimarifche 
Eonflifution ein ganz anderes politifches Gepräge traͤgt, 
als jene frühern teutfchen Conſtitutionen. 

Beide generelle Acten Teutſchlands haben das 
mit einander gemein, daß fie Teutfchland für einen 
Staatenbund, und jedes einzelne Mitglied des 
Bundes für fonverain erklären; allein die rheinifche 
Bundesacte gab Teutfchland einen auswärtigen 
Protector, und bie in derfelben angefündigte Bundes» 
verfammlung trat mie in Wirklichkeit ; ‚dagegen hat der 
teutfche Staatendbund weder einen inländifchen, noch 
auswärtigen Protector, und bereits ift die Bundesher- 
fammlung zu Frankfurt — obgleich. 14. Monate fpd- 
ter, als es die Bundesacte ausfprah — eröffnet 

worden. Wenn nun gleich, zum Heile Teutfchlandg, 
die rheinifche Bundesacte nur noch der Geſchich t e 
angehört; fo ift fie doch wegen der in ihr enthaltenen 
ftatiftifch » geographifchen Beftimmungen und wegen der 
Mediatifirung der großen Mehrzahl der chemali« 
gen teutfchen veichgunmittelbaren Stände, welche man 
in der teutfchen Bundesacte beibehielt, noch jetzt van 
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großer Wichtigkeit, und viele einzelne Beſtimmungen 
in den beſondern Conſtitutionen teutſcher Staaten koͤn⸗ 
nen, ohne Ruͤckſicht auf ſie, nicht verſtanden werden; 
ſo wie bei Nordamerika und beider Schweiz — 
nur freilich nach einem andern Maasſtabe — die bes 
fondern Eonftitutionen der einzelnen Provinzen und Can 
tons, ohne ihre Beziehung auf das allgemeine Bundes⸗ 
ſtatut diefer beiden Freiſtaaten, nicht völlig richtig auf 
gefaßt werden können, 


Es folgen alfo, bevor die beſon dern Conſtitu—⸗ 
tionen der einzelnen teutfchen Staaten und Länder aufs 
"genommen werden, zuerft jene beiden allgemeinen Acten: 
die Confsderationsacte des Rheinbundes, 
und die teutfhe Bundes acte. Go wieder Geiſt, 
der in ihnen herrfcht, weſentlich von einander verfchies 
“den ift; fo leuchtet auch dag Verhältniß diefer generels 
len Acten zu den, anf fie gegründeten, befondern Eon- 
ſtitutionen teutfcher Staaten von felbft ein, ohne. daß 
in Einzelnen ausführlich die Nückficht der einzelnen 
Conſtitutionen zu denfelben (5. B. der meftphälifchen, 
° franffurtifchen, Eöthenfchen zc. zur Rheinbundsacte, und 
der weimarifchen zur teutfchen Bundesacte) nachgewie⸗ 
fen werden dürfte. 


A) Eonföderationsacte des Aheinbun« 
des vom ı2. $uly 1806, 


Da Se. Maf. der Kaifer der Franzofen, König von 
Stalien einer + und andern Seits Ihro Majeftäten die Koͤ⸗ 
nige von Baiern und Würtemberg, Ihro Durdylauchten 
die Churfürften Reichserzkanzler und von Baden, ver Herr 
zog von Berg und Cleve, der Landgraf vom Heflen: Darm 

ſtadt, die Fürften von Naffau: Ufingen und-Nafau: Weil: 
Rurg, die Färften von Hohenzollern Hechingen und Ho⸗ 
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Henzollern » Sigmaringen, die Fuͤrſten von Salm /Salm 
und Salm:Kyrburg, der Fürft von Iſenburg  Birftein, 
der Herzog von Ahremberg, der Fürft ven Lichtenftein und 
der Graf von der Leyen den Wunjch nährten, durch eine 
angemeflene Uebereinfunft den innern und äußern Frieden 
dem mittägigen Teutſchlande zu verfihern, welchem, wie 
"die Erfahrung feit langem und noch ganz neuerlich lehrte, 
die teutfhe Reichsverfaſſung Feine Art von Gewähr mehr 
leiiten konnte, haben zur Abfchliefung derfelben zu ıhren 
Bevollmädtigten ernannt, und zwar: 

Se. Maj. der Kaifer der Franzofen, König von Italien: 
Herrn Karl Moris Talleyrand, Fürften und Kerjog 
von Benevent, Allerhöchftibren Oberſtkaͤmmerer und 
Mintfter der auswärtigen Verhältniffe, Großkreuz der Ehr 
tenlegion, des preußiichen ſchwarzen und rothen Adlerors 
dens, auch des St. Hubertusordens Ritter. 

Se. Maj. der König von Baiern: Herrn Anton von 
Cetto, Allerhoͤchſtihren ordentlihen Staatsrath, außer⸗ 
ordentlichen Geſandten und bevollmaͤchtigten Miniſter bet 
Sr. Maj. dem Kaiſer der Franzoſen, Koͤnig von Italien, 
des Loͤwenordens Ritter. 

Se. Maj. der Koͤnig von Wirtemberg: Herrn Levin 

Grafen von Winzingeroda, Allerhoͤchſtihren Staates 
Conferenz⸗- und Kabinetsminiſter, Ihres großen Ordens 
Nitter, Commenthur des Johanniterordens und Ritter des 
weißen Adlers. 
Se.r. churfuͤrſtliche Gnaden der Churfürfts Erzkanzler 
des teutſchen Reichs: den Herrn Karl Grafen von Beuſt, 
Hoͤchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmaͤchtig⸗ 
ten Miniſter bei Sr. Maj. dem Kaiſer der Franzoſen, Kös 
nig von Italien, des goldenen Loͤwenordens Ritter. 

Se. hurfürflihe Durchlaucht von Baden: den Kern 
Sigismund Karl Johann Freiheren von Reizenftein, 
Kabinetsminifter Sr. hurfürftl. Duchlauht, Großkreu 
des Ordens der Treue, oo 

Se. kaiſerl. Hoheit der Herr Prinz Joachim, Herzog 
Eleve und Berg: Herrn Marimilian Freiheren von 

hell. 

Se. Durchlaucht der Landgraf von Heſſen⸗Darmſtadt: 
Herrn Auguft Freiherrn von Pappenheim, Hoͤchſtihren 
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bevollmaͤchtigten Miniſter bei Sr. Maj. dem Kaiſer der 
Franzoſen, Koͤnig von Italien. 

Ihre Durchlauchten die Fuͤrſten von Naſſau-Uſingen 
und Weilburg: Herrn Johann Ernſt Freiherrn von Ga: 
gern, Hoͤchſtihren Miniſter. 

Ihre Durchlauchten die Fuͤrſten von Hohenzollern : Her 
hingen und Hohenzollern : Sigmaringen: Herrn Franz Kar 
ver Major von Fifchler. 

Ihre Durchlauchten die Fürften von Salm-⸗Salm und 
Salm: Kyrburg: denfelben Herrn Franz Kaver Major 
von Fifchler. i 

Se. Durchlaucht der Fürft von Iſenburg-Birſtein: 
Herrn von Greuhm, Refidenten und Bevollmächtigten 
Sr. Durchlaucht. 

Se. Durchlaucht der Herzog von Ahremberg: Herrn 
Durand St. André. 

Der Graf von der Leyen: Herrn Durand St. 
Andre.- 

Und diefe find nach wechfeljeitiger Mittheilung ihrer 
Bollmachten über nachftehende Artikel Übereingefommen. 

Art. 1. Die Staaten ihrer Majeftäten der Könige 
von Baiern und Wirtemberg, Ihrer Durchlauchten der 
Ehurfärften Erzkanzler und von Baden, des Herzogs von 
Berg und Eleve, des Landgrafen von Helen: Darmftadt, 
der Fürften von NafausUfingen und Naffau: Weilburg, 
der Fürften von Hohenzollern» Hechingen und Hohenzol⸗ 
lern: Sigmaringen, der Fürften von Salm:Salm und. 
Salm: Kyrburg, des Fürften von Sfenburg : Birftein, des 
Herzogs von Ahremberg und des Färften. von Lichtenjtein 
und des Srafen von der Leyen werden für immer vom teut: 
fchen Neichsgebiete abgefondert, und unter fich durch eine 
befondere Conföderation unter dem Namen: rheiniſche Bun⸗ 
desitaaten vereinigt. 

Art. 2. Alle teuefche Reichsgefege, welche Ihren Mar 
jeftäten und Durchlauchten die im vorigen Artikel benann⸗ 
ten Könige, Fürften und die Grafen, ihre Unterthanen 
und ihre Staaten oder Theile derfelben bisher angehen, oder 
für fie verbindlich feyn konnten, follen für die Zukunft in 
Hinſicht Ihrer benannten Majeftäten und Durchlauchten 
und des gedachten Grafen threr Staaten und Unterthanen 
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nichtig und von keiner Wirkund ſeyn. Ausgenommen hier 
von find jedoch) die Rechte, weiche die Staatsgläubiger und 
Penftoniften durch den Rezeß von 1803 erlangt haben, des; 
gleihen die Verfügungen des 39. $. befagten Rezeſſes in 
Betreff der Rheinfchiffahrtsortror, welche noch ferner nad) 
Form und Inhalt in Vollzug gefegt werden follen. j 
Art. 3. Seder der conföderirten Könige und Fürften 
verzichtet auf jene feiner Titel, welche irgend eine Bezie⸗ 
“ hung auf das teutfche Reich ausdrücken, und wird am er⸗ 
ften Tage des nähften Monats Auguft dem Reichstage feine 
Trennung vom Reiche bekannt machen laffen. 

Art. 4. Se. hurfürfiliche Gnaden der Reichserzkanz⸗ 
ler nimmt den Titel: Fuͤrſt Primas und Hochwuͤrdigſte 
Hoheit an. 

— dem Titel: Fuͤrſt Primas iſt aber kein Vorzug 
verbunden, welcher der vollen Souverainetät entgegen ware, 
die jeder Conföderirte genießen fol, 

Art. 5. Ihre Durchlauchten, der Ehurfürft von Bas 
den, der Herzog von Berg und Cleve, und der Landgraf 
von Heſſen⸗ Darmftadt nehmen den Titel: ro Bherzog 
an. Sie genießen der Rechte, Ehren und Dorzüge, welche 
mit der koͤniglichen Wuͤrde verbunden find. Ihr Rang und 
Ihr Vorgangsrecht find und bleiben nach der Ordnung feſt⸗ 
gefegt, in mwelder fie im gegenwärtigen Artikel genannt 
find. Das Haupt des Haufes Naffau nimmt den Titel eis 
nes Herzogs und der Graf von der Leyen jenen eines Fürs 

en an, 
r Art. 6. Die gemeinfhaftlichen Intereſſen der Buns 
desftaaten werden auf einem Bundestage verhandelt, der 
zu Frankfurt feinen Siß hat, und fi in zwei Collegien 
sheilt, naͤmlich in das Collegium der Könige und in dag 
Collegium der Fürften. 

Art. 7. Die Fuͤrſten muͤſſen nothwendig von jeder 
dem rheiniſchen Bunde fremden Macht unabhängig feyn; 
fie fönnen daher auch Dienfte irgend einer Art nur in den 
rheiniſchen oder mit dem Bunde alliirten Staaten annehr 
men. Diejenigen, welche fich bereits in Dienfter anderer 

Mächte befinden, und in denfelben bleiben wollen, find 
sehalten, ihre Fuͤrſtenthuͤmer einem ihrer Kinder zu übers 
laſſen. 
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Art. 8. Sollte der Fall eintveten, daß einer der ges 
nannten Fürften feine Souverainetät völlig oder nur zum 
heil abtreten wollte; fo kaun er es nur zu Gunſten eines 
der conföderirten Staaten - 

Art. 9 Alle Streitigkeiten, welche ſich unter den 
Bundesitaaten ergeben dürften, werden von der Bundes 
verfammlung zu Frankfurt entichieden. 

Art. 10. In der Bundesverfammlung hat Se. Kor 
Heit der Fürft Primas den Vorfig. Kat eines der ‚beiden 
Kollegien über irgend cine Angelegenheit fih allein zu der 
rathen; fo hat in jenem der Könige Se. Hoheit und in jer 
nem der Färften der Herzog von Naſſau den Vorſitz. 

Art. 11. Die Zeitpuncte, wo ſich entweder der ganze 
Bund oder ein Collegium inſonderheit zu verſammeln hat, 
die Art der Zuſammenberufung, die Gegenſtaͤnde der Be⸗ 
rathung, die Art und Weiſe, wie Beſchluͤſſe zu fallen und 
-in Vollzug zu ſetzen find, merden durch ein Sandamentak 
Statut beſtimmt. Dieſes wird Se. Hoheit der Fuͤrſt Pri⸗ 
mas binnen einem Monate nach der zu Regensburg erfolg⸗ 
ten Notification vorſchlagen, und muß von den Bundes⸗ 
ftanten genehmigt werden. Ehen diefes Fundamentak 
Statut wird den Rang der Mitglieder des Fürften »Eoller 
giums beſtimmt feftfegen. 

Art. 12. Se. Maj. der Kaiſer der Franzoſen wird 

als Protector des rheiniſchen Bundes ausgerufen, und in 
dieſer Eigenſchaft ernennt derſelbe nach dem jedesmaligen 
Abgange des Fuͤrſten Primas deſſen Nachfolger. 
Art. 13. Se. Maj. der König von Baiern tritt an 
Se. Maj. den Koͤnig von Wuͤrtemberg die Herrſchaft Wie 
ſenſteig ab, und verzichtet auf die Rechte, welche Aller 
hoͤchſtdieſelbe von wegen der Markgrafichaft Burgau anf 
die Abtei Wiblingen haben oder anfprechen Fünnte. 

Art. 14. Se. Maj. der König von Wirtemberg tritt 
an Se. Hoheit den Großherzog von Baden ab: die Graf⸗ 
ſchaft Bondorf, die Staͤdte Breunlingen und Villingen 
mit demjenigen Theile des Gebiets dieſer letztern, welcher 
auf der rechten Seite der Brigach liegt, desgleichen die 
Stadt Tuttlingen mit den auf dem rechten Donauufer ‚lies 
genden Zugehörden des Amtes dieſes Namens. 
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Ark rs. Se. Hoheit der Großherzog von Baden 
tritt ab an Se. Maj. den König von Wirtemberg Stadt 
und Gebiet von Biberach nebft allen Zubehörden. 

Art. 16. Ge. Durchlaucht der Herzog von Naſſau 
tritt ab an Se. kaiferliche Hoheit den Großherzog von Berg 
und Cleve die Stadt Deuß oder Duytz mit ihrem Gebiete, 
die Stadt und das Amt Königswinter, und das Amt 
Villich. — 

Art. 17. Se. Maj. der Koͤnig von Baiern wird die 
Stadt Nürnberg nebſt ıhrem Gebiete, ferner die Teutſch⸗ 
Drdens s Commenden Rohr und Waldftetten mit feinen 
Staafen vereinigen, und folhe mit vollem Eigenthum und 
©Souverainetät befigen. 

Art. 18. Se. Maj. der König.von Wirtemberg wird 
mit feinen Staaten vereinigen und mit vollem Eigenthuns 
nnd Souverainetät befisen: die Herrſchaft Wiefenfteig, 
und Stadt, Gebiet und Dependenzen von Biberach verz 
möge der von Sr. Maj. dem Könige von Baiern und Sr. 
Hoheit dem Großherzuge von Baden gefchehenen Abtretung 
gen, ferner die Stade Waldſee, die Grafihaft Schelklins 
gen und die Commenden Kapfendurg oder Lauchheim und 
Alfſchhauſen (mit Ausnahme der Herrſchaften Achberg und 
Hohenfels), endlich die Abtei Wiblingen. 

Art. 19. Se. Hoheit der Großherzog von Baden 
wird mit feinen Staaten vereinigen, und mit vollem Eis 
genthum und Souverainetät befißen: die Grafihaft Bonz 
dorf, ‘die Städte Breunlingen, Villingen und Tuttlingen, . 
nebjt den im vierzehnten Artikel verzeichneten Theilen ihrer 
Gebiete und Dependenzen, fo wie fie Or. Hoheit von Sr. 
Maj. dem Könige von Wirtemberg abgetreten worden find. 

Se. Hoheit wird ferner mit vollem Eigenthum be: 
fisen : das Fuͤrſtenthum Heitersheim, nebft allen jenen dazu 
gehörigen Theilen, welche in Hoͤchſtihren vermöge des ges 
genmwärtigen Vertrags beftimmten Befigungen Itegen. 

Auf gleiche Weife wird Hoͤchſtderſelbe die Teutſch⸗Or⸗ 
dens⸗ Commenden Beuggen und Freiburg mit vollem Eis 
genthum befigen. 

Art. 20. Ge. kaiſerl. Hoheit der Großherzog von 
Berg wird mit voller Souverainetät und Eigenthum ber 
ſitzen: die Stadt Deus oder Duyb mit ihrem Gebiete, 
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Stadt und Amt Königswinter, nnd das Amt Villih, gemäß 
der von Sr, Durchlaucht dem Herzoge von Naffau gefches 


henen Abtretung. 


Art. 21. Se. Hoheit der Großherzog von Heſſen⸗ 
Darmſtadt wird mit feinen Staaten die Burggrafſchaft 
Friedberg vereinigen, und fie, fo lange der jegige Burgs 
graf lebt, blos mir Souverainetät, nad) feinem Tode aber 
zugleich mit vollem Eigenthum befigen. 

Art. 22. Ge. Hoheit der Fürft Primas wird die 
Stadt Frankfurt und ihr Gebiet mit feinen Staaten vereis 
nigen, und mit vollem Eigentum und Souverainetät bes 
ſitzen. 
Art. 23. Se. Durchlaucht der Fuͤrſt von Hohenzols 
fern : Sigmaringen wird mit vollem Eigenthum und Sou⸗ 
verainetät befigen: die vorhin zur Kommende Alſchhauſen 
gehörigen Herrſchaften Achberg und Hohenfels, ferner die 
Klöfter Klofterwald und Habsthal. 

Se. Durdlaucht wird mit Souverainetät jene ritters 
ſchaftliche Befigungen erhalten, welche innerhalb feiner ges 
genwärtigen Lande und den Bezirken im Norden der Dos 
nau liegen, über die ſich Kraft gegenwärtigen Vertrages 
feine Souverainetät erſtrecken fol, namentlich die Herr⸗ 
fehaften Gamertingen und Hettingen. 2 

Art. 24. Ihre Majeftäten die Könige von Baiern 
und Wirtemberg, Ihre Hoheiten die Großherzoge von Bas 
den, Berg und Heflen : Darmftadt, Ihre Hoheit der Fürft 
Primas, Ihre Durchlauchten der Herzog und die Fürften 
von Naſſau⸗Uſingen und Weilburg, Hohenzollern : Sigs, 
maringen, Salm: Kyrburg, Iſenburg-Birſtein und der 
Herzog von Ahremberg werden alle Souverainetätsrcchte 
ausüben und zwar: 

Se. Maj. der König von Baiern über das Fürftens 
thum Schwarzenberg, die Grafihaft Kajtel, dig Herr⸗ 
ſchaften Speckfeld und Miefentheid, die Theile des Fürs 
ſtenthums Hohenlohe, welche in der Markgrafichaft Anss 


bach und im Gebiete von Rothenburg eingefhloffen find, 


namentlid das Oberamt Scillingsfürft und Kirchberg ; 
ferner über die Grafſchaft Sternftein, die Fuͤrſtenthuͤmer 
Dettingen, die Beſitzungen des Fürften von Thurn und 
Taris im Norden des Fuͤrſtenthums Neuburg, die Graf 
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ſchaft Edelftetten, die Beſitzungen des Fürften und der 
Grafen Fugger, das Burggrafthum Winterrieden und 
endlich die Herrfchaften Burheim und Tannhaufen, fo wie 
über die Totalität der Heerftraße, welche von Memmingen 
nad) Lindau führt. 

Se. Maj. der König von Wirtemberg: über die Bez 
fisungen der-Fürften und Grafen von Truchfeß : Waldburg, 
die Grafſchaften Baindt, Egloffs, Guttenzell, Hegbady, 
Seny, Königse :Aulendorf, Ochfenhaufen, Roth, Schuf: 
fenricd, und Weifenau, über die Herrfchaften Mietingen 
und Sulmingen, Neu:Ravensburg, Tannheim, Wartz 
hauſen und Weingarten, mit Nusnahme der Herrſchaft 
Hagnau, über die Befigungen des Fürften von Thurn und 
Taxis (mit Ausfchluß derjenigen, welche dem Fuͤrſtenthum 
Meuburg nördlich liegen, der Herrſchaft Strasberg und 
des Amtes Oſtrach), ferner über die Herrfchaften Gundel: 
fingen und Neufra, über die Theile der Grafſchaft Lim— 
burg⸗ Gaildorf, melde befagte Se. Maj. noch nicht be: 
figen, über alle Befisungen der Fürften von Hohenlohe mit 
der im vorhergehenden Abſchnitte gemachten Ausnahme; 
endlich über den Theil des vormals hurmainzifhen Amtes 

Krautheim, welcher. auf der linken Seite der Jagſt liegt. 
Se.. Hoheit der Großherzog von Baden: über das Fürz 
ftenthum Fürftenberg (movon jedody die Herrſchaften Gun⸗ 
delfingen, Neufra, Trochtelfingen, Sungnau, und der 
auf der linken Seite der Donau liegende Theil des Amtes 
Moͤskirch ausgenommen find), über die Kerrfchaft Hag⸗ 
nau, die Grafſchaft Thengen, die Landgrafichaft Klettgau, 
die Aemter Neudenau und Billigheim, das. Fürftenthum 
Leiningen, die auf der linken Mainfeite liegenden Befigunz 
gen des Fürften und der Grafen von Lüwenftein : Wertheim, 
wovon jedoch die Grafichaft Löwenftein, der den Grafen 
von Löwenftein gehörige Antheil an Limburg: Gaildorf, jo 
wie die Herrfhaften Heubach, Breuberg und Habizhein 
ausgenommen find, und endlich über die Befigungen des 
Firften von Salm : Neiferfcheid : Krautheim auf der Nord⸗ 
ſeite der Jagſt. 
Se. kaiſerl. Hoheit der Großherzog von Berg: uͤber 
die Herrſchaften Limburg⸗Styvrum, Bruck, Hardenberg, 
Gimborn⸗Neuſtadt, und Wildenberg; über die Grafſchaf⸗ 
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ten Homburg, Bentheim, Steinfurt, Horſtmar, und die 
Beſitzungen des Herzogs von Looz, uͤber die Grafſchaften 
Siegen, Dillenburg (mit Ausnahme der Aemter Wehr⸗ 
heim und Burbach) und Hadamar, uͤber die Herrſchaften 
Weſterburg, Schadeck und Beilſtein, dann uͤber den Theil 
der Herrſchaft Runkel, welcher eigentlich ſo genannt wird 
und auf der rechten Seite der Lahn liegt. Um eine Ver⸗ 
. bindung zwffchen dem Herzogthum Eleve und den obengez 
nannten im Norden deflelben liegenden Befigungen zu has 
ben, fol Sr. kaiſerl. Hoheit der Gebrauch einer Straße 
durch die Staaten der Fürften von Salm frei ſtehen. 

” &e. Hoheit der Großherzog von Darmftadt: über die 
Herrſchaften Breuberg und Heubach, über die Herrfchaft 
oder das Amt Habizheim, Über die Grafichaft Erbach, die 
Herrſchaft Ilbenſtadt, den Stollberg» Gedernfhen Antheil 
an der Grafſchaft Königftein, uͤber die in den Staaten St, 
Hoheit eingefchloffenen oder daran floßenden Befigungen 
der Sreiherren von Niedefel, namentlicy die Gerichte Laus 
terbah, Stockhauſen, Moos und Freienftein, über die 
Befigungen der Fürften und Grafen von Solms in der Wetz 
terau mit Ausnahme der Aemter Hohenſolms, Braunfels 
und Sreifenftein, endlich uͤber die Grafihaften Wittgens 
ffein und Berleburg und über das Amt Helen: Homburg, 
welches die davon benannte appanagirte Linie des Hauſes 
Heſſen⸗Darmſtadt im Befige hat. 


Se. Hoheit der Fuͤrſt Primas; über die auf der rechten 
Seite des Mains gelegenen Befigungen des Fürften und 
der Grafen von Löwenfteins Wertheim, und fiber die Grafs 
fchaft Rineck. E 


Ihre Durchlauchten der Herzog von Naſſau⸗Uſingen 
und der Färft von Naffau: Weilburg: über die Aemter 
Dierdorf, Altenwied, Nenerburg und den dem Fürften 
von Wied: Runkel gehörigen Antheil an der Graffchaft 
MiedersSfenburg, über die Grafjchaften Wied: Neumied 
und Holzapfel, über die Herrſchaft Schaumburg, die Grafe 
ſchaft Diez ſammt Dependenzen, über den dem Fürften von 
Naſſau-Fulda gehörigen Antheil am Dorfe Münzfelden, 
Über die Aenıter Wehrheim und Burbach, über ven auf 
der linken Seite der Lahn gelegenen Theil der Herrſchaft 
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Runkel, über das Rittergut Kranzberg, und endlich über 
die Nemter Hohenfolms, Braunfels und Greifenſtein. 

Se. Durchlaucht der Fürft von Hohenzollern : Sigmas 
ringen: über die Herrſchaften Trochtelfingen, Jungnau 
und Strasberg, über das Amt Oſtrach und den am linken 
Ufer ver Donau liegenden Theil der Herrichaft Moͤskirch. 

Se. Durchlaucht der Färft von Salm⸗Kyrburg: über 

die Herrſchaft Gehmen. 
Se. Durchlaucht der Färft von Iſenburg-Birſtein: 
über die Befigungen der Grafen von Sfenburg : Büdingen, 
Waͤchtersbach und Meerholj, ohne daß die appanagirten 
Grafen feiner Linie diefe Stipulationen zum Grunde von 
irgend einigen Anfprüchen gegen ihn anführen dürfen. 

Endlich Se. Durchlaucht der Herzog von Ahremberg : 
über die Graffchaft Dülmen. 

Art. 25. Ein jeder der conföderirten Könige und 
Fuͤrſten foll die in feinen Befisungen eingefchloffenen ritters 
Schaftlihen Güter mit voller Souverainetät befigen. Die 
zwifchen zwei conföderirten Staaten gelegenen vitterfchafts 
lichen Güter folfen in Hinfiht auf Souverainetät fo gleich 
als möglich getheilt werden, dergeftalt jedoh, daß dars 
aus weder eine Zerftüdelung noch eine Vermiſchung der 
Gebiete entftehe. 

Art. 26. Die Rechte der Sonverainetät find: Gar 
feßgebung, obere Gerichtsbarkeit, Ober s Polizei, militäs 
rifche Confeription oder Rekrutenzug, und Recht der Aufs 
Jagen. 

Art. 27. Ein jeder der jegt regierenden Fürften oder 
Grafen behält als Patrimonial: und Privateigenthum, ohne 
Ausnahme, alle Domainen, welche fie gegenwärtig befißen, 
und fo au alle Herifchaftss und Feudalrechte, die nicht 
weſentlich zur Souverainetät gehören, namentlich das Recht 
der niedern und mittlern bärgerlihen und peinlichen Ges 
richtsbarkeit, der forfteilichen Gerichtsbarkeit und. Poltzei, 
der Jagd und Fifiherei, der Berg: und Hüttenwerke, des 
Behnten und der Feudalgefälle, das Patronatrecht und anz 
dere diefen ähnlihe, fo wie die aus befagten Domainen 
und Rechten fließenden Einkünfte: 

Ihre Domainen und Güter follen in Ruͤckſicht der Auf⸗ 
lagen wie die Domainen und Güter der Prinzen des Haus 


ss -- Teutſchland. 


ſes gehalten werden, unter deſſen Souveraiuetaͤt ſie Kraft 
des gegenwärtigen Vertrages ſtehen. Sollte kein Prinz 
diefes Haufes unbewegliche Güter befigen; fo werden jene 
den Domainen und Gütern der privilegivteften Klaſſe gleichs 
gehalten. 


Uebrigens konnen beſagte Domainen und Rechte an kei⸗ 


nen der Confoͤderation fremden Souverain verkauft, noch 
auf andere Art veraͤußert werden, wenn ſie nicht zuvor dem 
Fuͤrſten, unter deſſen Souperainetaͤt fie ſtehen, angeboten 
worden find. 

" Art. 28. In peinlichen Fällen genießen die jest res 
gievenden Fürften und Grafen und ihre Erben das Recht 
der Aufträgals Inftanz, das heißt, das Recht von ihren 
Ebenbuͤrtigen gerichtet zu werden; und in feinem Falle darf 
die Einziehung ihrer Güter erkannt oder verhängt, fondern 


nur die Einkünfte innen während der Lebenszeit des Ver⸗ 


ustheilten fequeftrirt werden. 

Art. 29. Die conföderivten Staaten. tragen zur Be: 
zahlung der dermaligen Kreisfchulden nicht blos in Ruͤck⸗ 
ficht ihrer alten Befigungen bei, fondern auch für jene Ges 
biete, die jegt ihrer Souverainetät unterworfen werden. ._ 

Die Schulden des ſchwaͤbiſchen Kreifes fallen ihren 


Majeftäten den Königen von Baiern und. Wirtemberg, 


dann Ihro Hoheit dem Großherzoge von Baden, und Jh: 
- ren Durchlauchten den Fürjten von Hohenzollern: Hechins 
gen und, Sigmaringen, von Lichtenftein und von der Leyen 
zur Laft, und werden nach Verhaͤltniß der künftigen Bes 


figungen eines jeden der bejagten Könige and Färften vers 


theilt. x 
Art. 30. Die befondern Schulden eines jeden Fürs 


fienthbums, einer jeden Grafs oder Herrfchaft, die unter 
die Souverainetät eines der conföderirten Staaten kom⸗— 
men, follen zwifchen dem genannten Staate und den jeßt 
regierenden Fuͤrſten oder Grafen nad dem Verhaͤltniſſe der 
Einkünfte getheilt werden, welche der Souverain erwirbt; 
und die Fürften und Grafen nad obigen Beflimmungen 
behalten. ; 

Art. 31. Den jest regierenden Fürften oder Grafen 
und ihren Erben foll frei ſeyn, ihre — verlegen, 
wohin ſie wollen, nur muß dieſe in den Staaten eines 
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Mitgliedes oder Alliirten der rheiniſchen Conföberation, 
oder in den Befisungen feyn, welche fie mit Souverainetät 
außerhalb des Gebietes befagter Confoͤderation behalten. 
Sie fönnen alsdann ihre Einkünfte oder Eapitalien bezie⸗ 
hen, ohne irgend einem Rechte pder irgend einer Auflage 
unterworfen zu feyn. 

Art. 32. Die bei den öffentlichen Verwaltungen ir 
den FürftenthHämern, Graf⸗ oder Herrfchaften, melde 
Kraft des gegenwärtigen Bertrages unter die Souverainetät 
eines der conföderivgen Staaten fommen, angeftellten Der: 
fonen, deren Beibehaltung in ihren Dienften der Souve⸗ 
rain nicht für dienlich haͤlt, follen einer Penfion genießen, 
die derjenigen gleih kommen muß, welche die Geſetze oder 
Verordnungen des Staates den Bedienfteten von gleichem 
Grade zufichern. 

Art. 33. Die Mitglieder der militärifchen oder geiſt⸗ 
lichen Orden, welche zu Folge des gegenwärtigen Vertrages 
außer Beſitz kommen, oder fäcularifirt werden könnten, 
erhalten eine jährliche und lebenslängliche Penſion, welche 
ihren bisher gehabten Einkünften, ihrer Wirde und ihrem 
Alter angemeflen ift, und dieje foll auf die Güter verhypos 
thecirt werden, deren Nutznießer fie waren, 

Art. 34.. Die confdderirten Könige, Großherzoge, 
Herzoge und Fürften entjagen, jeder für fih, feine Erben 
und Nachfolger, jedem jeht beftehenden Rechte, welches 
derfelbe auf jeßige oder durch gegenwärtigen Vertrag bes 
flimmte Befigungen anderer Glieder der Conföderation 
hat oder in Anjpruch nehmen könnte. Ausgenommen 
bleiben blos die eventuellen Rechte der Nachfolge, aber nur 
für den Fall, wenn ein Haus oder eine Linie erlöfhen 
follte, welche dermalen die Gebiete, Domainen und GH; 
ter, über die fi) odgedachte Rechte erſtrecken können, als 
Souverain befigt, oder vermöge des gegenwärtigen Vers 
trages befigen fol. 

Art. 35. Zwifchen dem franzöfifchen Reihe und den 
theinifchen Bundesftaaten fol in ihrer Gefammtheit fowohl 
als mit jedem einzelnen ein Buͤndniß Statt haben, vers 
möge deflen jeder Krieg auf dem feften Lande, den einer 
der contrahirenden Theile zu führen haben Eönnte,. für alle 
andere unmittelbar zur gemeinfamen Sache wird. 


% 
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Art. 36. Im Falle eine dieſem Buͤndniſſe fremde 
und benachbarte Macht ſich ruͤſtet, ſollen die hohen contra⸗ 
hirenden Theile, um nicht unvorbereitet uͤberfallen zu wer⸗ 
den, auf die Anforderung, welche der Minifter eines con: 
föderirten Staates desfals zu Frankfurt machen wird, fich 
ebenfalls bewaffnen. 

Das Eontingent, melches ein jeder von den Verbuͤn⸗ 
deten zu fiellen hat, wird in vier Viertel getheilt, "und die 
Bundesverfammlung hat zu befiimmen, wie vich ‚Viertel 
mobil gemacht werden folen; aber die Bewaffnung darf 
nicht eher bewerfitellige werden, als in Folge einer von 
Sr. Maj. dem Kaifer un) Könige an jede,der verbunde: 
nen Mächte erlafienen Einladung. 

Art. 37. Se. Maj. der König von Baiern macht 
ſich anheifchig, die Städte Augsburg und Lindau zu befes 
fiigen, im erſten diefer beiden Pläge Artillerie : Etabliffes 
ments zu errichten und zu allen Zeiten zu unterhalten; am 
zweiten Drte aber einen hinlänglihen Vorrat an Flinten 
und Munition zu haben, der als Neferve dienen foll, des: 
gleihen auch in Augsburg Bäckereien anzulegen, um einen 
Vorrath von Zwieback baden laflen zu können, damit im 
Falle eines Krieges der Marſch der Armeen keinen Aufents 
halt erleide. 

Art. 38. Das von jedem der Verbündeten im Falle 
eines Krieges zu ftellende Kontingens wird auf folgende 
Weiſe feſtgeſetzt: 

Frankreich ſtellt 200,000 Mann von jeder Art Waf⸗ 
fen; das Koͤnigreich Baiern 30,000 von jeder Waffengat⸗ 
tung; das Koͤnigreich Wirtemberg 12,000; der Großher⸗ 
zog von Baden 8000; der Großherzog von Berg 5000; 
der Großherzog von Darmſtadt 4000. Ihre Durchlauch⸗ 
ten der Herzog und der Fuͤrſt von Naſſan ſtellen mit den 
übrigen verbündeten Fürften ein Kontingent von 4000 
Mann. 

Art. 39. Die hohen eontrahirenden Theile behalten 
ſich vor, in der Folge auch andere Fürften und Staaten 
Teutſchlands in den. neuen Bund aufzunehmen, deren 
Aufnahme man dem ——— Intereſſe angemeſſen 
finden wird. 
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Art. 40. Die Ratificationen des gegenwärtigen Vers 
trages fellen am 25. Julitis des laufenden Jahres zu Müns 
hen ausgewechſelt werden. So geſchehen Paris am 


12, July 1806. 
Unterzeichnet : 


Karl Moriz Talleprand, Fürft von Bene 
vent, DOberfitämmerer Sr. Majeftät des Kais 
fers der Frangofen, Könige von Stalien, 
Minifter der auswärtigen Verhaͤltniſſe. 

Anton von Cetto. 

Yevin Graf von Winzgingerobda, 

Karl Sraf von Beuſt. 

Sigismund 8.5. Freiherr von Reizenſtein. 

Maximilian Freiherr von Schell. 
. Auguft von DPappenheim. 
Johann Ernft Freiherr von Gagern. 
Für die Hdufer von Hohenzollern 
Franz Zaver von Fifchler, 
Für die Häufer von Salm 

Franz Xaver von Fiſchler. 

Für den Fuͤrſten von Sfenburg : Birftein 

Ludwig von Greuhm. 

Für Se. Durchlaucht den Herzog von ER, 

Durand St. Andre. 

Für den Grafen von der Leyen 

Durand St. Andre, 


F 


1 





Für die allgemeine Verfaſſung Teutſch— 
Lands mar es von Wichtigkeit, daß in dieſer Acte alle 
bisherige, teutfche Neichggefege für nichtig erklärt, 
alle nicht in den Bund aufgenommene Neichsftände im 
weftlichen und füdlichen Teutfchlande mediatifirt, bie 
Mitglieder de Bundes auf dem (nie erdffneten) Bun⸗ 
destage in zwei Collegia getheilt, alle innere 
Streitigkeiten unter Mitgliedern des Bundes an diefe 
Bundes verſammlung zu Sranffurt getviefen, fämmtliche 


* 
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Mitglieder für ſonverain erklaͤrt, und die Rechte der 
Souverainetaͤt in das Recht der Geſetzgebung, der hoͤch⸗ 
ſten Gerichtsbarkeit, der hohen Polizei, der Conſcrip⸗ 
tion und der Beftenerung gefegt wurden. 

Nach den Niederlagen der Preußen in Thüringen 
ward diefer Rheinbund über dag ganze ndrdliche 
Teutſchland — doch ohne Mediatifirung — erwei⸗ 
tert. Durch befondere Verträge traten demſelben beit zu 
Poſen der Churfürft von Sachfen, als König, am ıı. 
Dec. 1806; bie fünf fächfifchen Hergoge zu Pofen am 
15. Dec. 1806; die Häufer Anhalt, Schwarzburg, 
Lippe, Neuß und Waldeck zu Warfchau am 13. Apr. 
1807; bie beiden mecflenburgifchen Häufer im Februar 
"und März 1808, und der Herzog von Oldenburg am 
14. Dct. 1808. Anerkannt von Rußland und Preu⸗ 
Ben ward der Rheinbund im Frieden zu Tilfit am 8. 
und 9. July 1807, nad) welchem auch das, in diefem 
Frieden neugefchaffene, Königreich Weftphalen einen 
Theil deffelben bildere. 

Wenn nun auch die Ereigniffe, unter welchen der 
Rheinbund nach der Voͤlkerſchlacht bei Leipzig (16. und 
18. Oct. 1813) zuſammenſtuͤrzte, nicht hieher gehören; 
fo erhielt doch Teutſchland nach diefer Schlacht, durch 
die Ruͤckkehr einiger teutſcher Fürften, welche ihre Laͤn⸗ 


der verloren hatten, durch dag Erlöfchen des Koͤnigrei— 


ches Weftphalen, des Großherzogthums Frankfurt und 
des Großherzogthums Berg, fo wie durch die Medias 
tifirung der Fürften von Jfenburg and von Leyen, und 
durch die Theilung des Koͤnigreiches Sachſen fehr bes 
deutende ſtatiſtiſch⸗politiſche Beränderungen, welche 
durch die Vergrößerung Preußens und "Hannovers, 
Weimars und anderer’ tentfcher Staaten, durch den 
Beitritt Oeſtreichs und Preußens, mach ihren teutſchen 
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Rändern, zu dem feutfchen Bunde, und durch die Aufs 
nahme Holſteins und Luremburgs in denſelben noch 
folgenreicher wurden. So fam, mit Kückficht auf diefe 
neuen’ ftatiftifch » politifchen Beftimmungen, am 8. Juny 
1815 auf dem Wiener Eongreffe, nach langen Ver: 
handlungen und nach mehrern vorgelegten und vermwor- 
fenen Entwürfen, die teutfhe Bundesacte zu 
Stande, welche nach ihren eilf allgemeinen Artikeln der 
Generalacte de8 Wiener Congreffes vom 9. Jun. 1815 
einverleibt, und dadurch unter die Garantie aller auf 
dem Wiener Congreffe verfammelten europaͤiſchen Mächte 
geftelt ward. 


B) Die teurfhe DBundesacte vom 
8. Juny 1815. *) 


Im Namen der allerheiligſten und untheik 
baren Dreieinigkeit. 


Die ſouverainen Fuͤrſten und freien Staͤdte Teutſch⸗ 
lands, den gemeinſamen Wunſch hegend, den sten Artikel 
des Pariſer Friedens vom 30. Mat 1814 in Erfüllung zu 
fegen, und von den Vorthetlen überzeugt, welche aus ih: 
rer feften und dauerhaften Verbindung fiir die Sicherheit 
und Unabhängigkeit Teutſchlands, und die Ruhe und das 
Sleihgewicht Europa’s hervorgehen wirden, find überein: 
gekommen, fi zu einem beftändigen Bunde zu vereinigen, 
und haben zu diefem Behuf ihre Gefandten und Abgeords 
neten am Congrefle in Wien mit Vollmachten verfehen, 
naͤmlich: 


2) Abgedruckt nach dem authentiſchen Abdrucke, der zu 
Frankfurt am Main 1816 mit Bewilligung ber kaiſerlichen 
dftreihifhen Gefandtfhaft am teutihen Bundestage ers 

“ fchien, 
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Se. Kaiſerlich-Koͤnigliche apoſtoliſche Mexjeftät den 
Herrn Elemens Wenzeslaus Lothar Fuͤrſten von Metterz 
nih u. f. m. 

Folgen die Namen ber Bevollmädtigten „u... 0. 


In Gemäßheit diefer Befchlüffe Haben die vorftchenden 
Bevollmächtigten, nad) gefchehener Auswechslung ihrer 
richtig befundenen Vollmachten, folgende Artikel verabs 
redet; 

I. 


Allgemeine Beftimmungen. 


Artikeln. 


Die fonverainen Fürften und freien Städte Teutſche 
lands , mit Einfehluß II. MM. des Kaifers von Oeſtreich 


: und der Könige von Preufen, von Dänemark und der . 


Niederlande; und zwar der Katfer von Deftreih, der Koͤ⸗ 
nig von Preußen, beide für ihre gefammten vormals zum 
teutſchen Reiche gehörigen Befigungen; der König von Dir 
nemark für Holftein, der König der Niederlande für das 
Großherzogthum Luremburg, vereinigen ſich zu einem bes 
ftändigen Bunde, welder der teusfhe Bund heißen 
ſoll. 


Artikel 2. 

Der Zweck deſſelben it Erhaltung der dußern und ins 
nern Sicherheit Teutſchlands, und der Unabhängigkeit und 
Unverlegbarkeit der einzelnen teutſchen Staaten. 

Artifel 3. 

Alle Bundesglieder haben als folche gleiche Rechte. Sie 
verpflichten ſich alle gleihmäßig, die Bundesarte unvers 
bruͤchlich zu halten. 

Artikel 4 


Die Angelegenheiten des Bundes werden durch eine 
Bundesverfammlung beforst, in welcher alle Glieder deflels 
ben durch ihre Bevollmächtigten theils einzelne, theils Ger 


* 
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fammeftimmen folgendermaßen, jedoch — ihres 
Ranges, fuͤhren; 


1. Oeſtreich .. . . . ı Stimme. 
. Dreußen . 
. Baiern . . 
. Sadjen . . 
. Hannover 
. Wirtemberg . 
Baden .» .. 
. Churheſſen a 0.8 .o» 
. Großherzogthum Helen . . 
10. Dänemark wegen Holftein 
11. Niederlande wegen des Großherjogihums 
Luxemburg. 1 
12. Die Großherzoglich und Auꝛogli Side 


. 
. 
. 
+ 
. 


owvwenamum wen 
. 8 8 a2 8 a 0, 
Der Br 
..e. 0 0 2 8 eo, 
. 02 2 200% 
. 
Par ar er er 
. 


.o. 0 2 08 00.0 
— — — 22 — 


1% 


ſiſchen Haufe . . 1 — 
13. Braunfchweig und Naffau . . 1 
14. Mecklenburg: Schwerin und Medlenburg: 

Strelig I er 


15. un Okenbung, Anhalt und Schwarzs 


16. —— Lichtenſtein, Reuf, Schaum⸗ 
burg-Lippe, Lippe und Waldeck. 

17. Die freien Staͤdte, Luͤbeck, Frankfurt, 
Bremen und Hamburg..1 — 


Zuſammen 0. 22T... 17 Stimmen 


Artikel 5. 


Deftreich hat bei der Bundesverfammlung den Vorfis. 
jedes Bundesglied ift befugt, Vorſchlaͤge zu machen und in 
Vortrag zu bringen, und der Vorfigende ift verpflichtet, 
ſolche in einer zu beftimmenden Zeitfrift der Berathung zu 
übergeben, 


- 


Yrtifel 6. 

Wo es auf Abfaflung und Abänderung von Grundger- 
feßen des Bundes, auf Befhläffe, welche die Bundesarte 
ſelbſt betreffen, auf organiſche Bundeseinrichtungen und auf 
gemeinnügige Anordnungen fonjtiger Art ankommt, bildet 

Zweiter Band, 7 


96 i Teutjchland, 


fih die Berfammlung zu einem Plenum, wobei jedoch, mit 

Raͤckſicht auf die Verjchiedenheit der Größe der einzelnen 

Bundesftaaten, folgende Berechnung und Vertheilung der 
Stimmen verabredet iſt: 

1. Deftreih erhält - -» 4 Stimmen. 

2. Preußen .. 4 

3. Sachſen 4 

4. Baiern. 4 

5. Hannover - 4 

6. Wirtemberg - 4 

7. Baden . 3 

8. Churheſſen - -» ’ 3 

9. Großherzogthum beſin 3 

10. Holſtein 3 

11. Luxemburg 3 

12. Braunſchweigg.2 

13. Mecklenburg⸗ — ee 

2 

1 

1 

I 

I 

I 

I 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

I 

1 

1 

I 

T 

1 

1 

1 


14. Naſſau. - - — — 
15. Sachſen⸗ ‚Weimar. are 
16. ⸗ Gotha 

17. ⸗ Eoburg - 

18. ⸗ Meinungen 

19. ⸗ Hildburghauſen 

20, Mecklenburg⸗Strelitz.. 
21. Holſtein- Oldenburg...* 
22. AnhaltsDeffau » » +. 
23. 5 Bernburg - —F 
24. ⸗Ccuoͤthen .. » 

25. Schwarzburg⸗ Sondershaufen - 

26. # ⸗ Rudolſtadt 

27. Hohenzollern: Hechingen 

28. Lichtenitein - — 
29. — Sigmaringen — 
30. Waldeck . - —— 
31. Reuß, aͤltere dinie Er 

32. 3 jüngere Linie 

33. Schaumburg:tippe - 

34. Lippe 

35. Die fee Stadt übe 


a ee 
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36. Die freie Stadt Frankfurt - . ı Stimme. 
37. 13 * s Brmn... 01 — 

38. ⸗ ⸗ ⸗Hamburg 1 — 
Bufammen » > 2 0 000000. + 69 Stimmen. *) 


Ob den medidtifirten vormaligen Reichsftänden auch el 
nige Curiatitimmen in Plene zugeftanden werden follen, 
wird die Bundesverfammlung bei der Berathung der orga— 
nifchen Bundesgefege in Erwägung nehmen. 


Artikel. 7. 


In wiefern ein Gegenftand nad, obiger Beftimmung 
für da8 Plenum geeigriet fey, wird in der engern Der; 
fammlung durd Stimmenmehrheit entſchieden. 

Die der Entfcheidung des Pleni zu unterzichenden Bes 
ſchluß⸗ Entwürfe werden in der engern Verfammlung vorz 
bereitet, und bis zur Annahme oder Verwerfung zur Reife 
gebracht. Sowohl in der engern Verfammlung, als in 
Pleno, werden die Befchlüffe nach der Mehrheit der Stim⸗ 
men gefaßt, jedoch in der Art, daß in der eritern die ab⸗ 
folute, in leßterer aber nur eine auf zwei Drittheilen der 
Abſtimmung beruhende Mehrheit entfcheidet. 

Bei Stimmengleichheit in der engern Verſammlung 
ftehet dem Vorfigenden die Entfcheidung zu. 

Wo es aber auf Annahme oder Abänderung der Grund: 
gefege, auf organifche Bundeseinrichtungen, auf jura sin- 
gulorum oder Religionsangelegenheiten ankommt, kann 
weder in der engeren Verfammlung noch in Pleno ein Ber 
ſchluß durh Stimmenmehrheit gefaßt werden. 

Die Bundesverfammlung iſt beftändig, hat aber die 
Befugniß, wenn die ihrer Berathung unterzogenen Ger 
genftände erledigt find, auf eine beftimmte Zeit, jedoch 
nicht auf länger als vier Monate, fid) zu vertagen. 

Alle nähere, die Vertagung und die Beſorgung der 
etwa während derfelben vorfommenden dringenden Ger 
fchäfte, betreffende Beitimmungen werden der Bundess 
verfammlung bei Abfaflung der organiſchen Geſetze vorber. 
Halten. 


*) Später hat Hefien: Homburg die 70, Stimme. erhalten, 
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Artikel 8. 

Die Abſtimmungsordnung der Bundesglieder betref⸗ 
fend, wird feſtgeſetzt, daß, ſo lange die Bundesverſamm⸗ 
lung mit Abfaſſung der organiſchen Geſetze befchäftiget iſt, 
hieruͤber keinerlei Beſttmmung gelte, und die zufällig ſich 
fügende Ordnung keinem der Mitglicder zum Nachtheil ges 
veichen, noch eine Regel begründen fol. 

Rach Abfaſſung der organiihen Geſetze wird die Bunz 
dezverfammlung die künftige, als beitändige Folge einzus 
führende Stimmenordnung in Berathung nehmen, und 
fid) darin fo wenig als möglich von der ehemals auf dem 
Keichstage und namentlich in Gemaͤßheit des Reichs depu⸗ 
tationshauptſchluſſes beobachteten Ordnung entfernen. Auch 
dieſe Ordnung kann aber auf den Rang der Bundesglieder 
überhaupt, und ihren Bortritt außer den Verhältniflen der 
Bundesverfammlung, feinen Einfluß ausüben, 


Artifel 9. _ 


Die Bundesverfammlung hat ihren Sitz zu Frankfurt 
am Main, Die Eröffnung derfelden ift auf den 1, Sept. 
ı815 feftgefegt. : 


x 


Artikel 10. 


Das erſte Geſchaͤft der Bundesverſammlung, nad) ihret 
Eroͤffnung, wird die Abfaſſung der Grundgeſetze des Bun⸗ 
des und deſſen organiſche Einrichtung in Ruͤckſicht auf ſeine 
auswaͤrtigen, militaͤriſchen und innern Verhaͤltniſſe ſeyn. 


Artikel 11. 


Alle Mitglieder des Bundes verſprechen, ſowohl ganz 
Teutſchland, als jeden einzelnen Bundesſtaat gegen jeden 
Angriff in Schutz zu nehmen, und garantiren ſich gegen⸗ 
feitig ihre ſaͤmmtlichen unter dem Bunde begriffenen Ber 
figungen. 

Bei einmal erflärtem Bundeskriege darf fein Mitglied 
einfeitige Unterhandlungen mit dem Feinde eingehen, noch 
einfeitig Waffenftilftand oder Frieden ſchließen. 

Die Bunzesglieder behalten zwar das Recht der Buͤnd⸗ 
niffe aller Art, verpflichten fich jedoch, in feine Verbindung 


‘ 
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gen einzugehen, welche gegen die Sicherheit des Bundes 
oder einzelner Bundesſtaaten gerichtet wären. 

Die — — machen ſich ebenfalls verbindlich, 
einander unter keinerlel Borwande zu befriegen, noch ihre 
Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen, fondern fie bei der 
Bundesverfammlung anzubringen. 

Diefer liegt alsdann ob, die Vermittlung durch einen 
Ausfhuß zu verſuchen, und falls diefer Verſuch fehlſchlagen 
jollte, und demnad) cine richterliche Entjcheidung norhwenz 
dig würde, folche durch eine wohlgeordnete Aufträgal: Ins 
ſtanz zu bewirken, deren Ausſpruch die ftreitenden Theile 
fich fofort zu unterwerfen haben. 


IE. 
Befondere Beftimmungen, 


Außer den in den vorhergehenden Artikeln beſtimmten, 
auf die Fejtitellung des Bundes gerichteten, Puncten find 
die verbündeten Mitglieder übereingebommen, hiemit über. 
folgende Gegenftände, die in den nachſtehenden Artikeln 
enthaltenen Beftimmungen zu treffen, welche mit jenen Ars 
tikeln gleiche Kraft haben follen : 


Artikel ı2. 


Diejenigen Bundesglieder, deren Befigungen nicht 
eine Volfszahl von 300,000 Seelen erreichen, werden ſich 
mit den ihnen verwandten Käufern oder andern Bundess 
gliedern, mit welchen fie wenigftens eine ſolche Volkszahl 
ausmahen, zur Bildung eines gemeinſchaftlichen oberfien 
Gerichts vereinigen. 

“ Sn den Staaten von folder Volksmenge, wo fihon jegt 
dergleichen Gerichte dritter Inſtanz vorhanden find, werden 
jedoch diefe in ihrer bisherigen Eigenfchaft erhalten, wos 
fern nur die Volkszahl, über welche fie fich erſtrecken, nicht 
unter 150,000 Seelen iſt. 

Den vier freien Städten ftcht das Recht zu, fich unter; 
> einander über die Errichtung eines gemeinfamen. oberiten 
Gerichts zu vereinigen. 

Bei den folhergeflalt errichteten gemeinſchaftlichen 
oberfien Gerichten fol jeder der Partheien geſtattet ſeyn, 
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auf die Verſchickung der Acten auf eine teutsche Facultaͤt 
oder an einen Schöppenftuhl zur Abfaſſung des Endurtheils 
anzutragen. » 


Artikel 13. 


In allen Bundesftaaten wird eine TEEN Ver⸗ 
faſſung Statt finden. 


Artikel 14. 


Um den im Jahre 1806 und ſeitdem mittelbar gewor—⸗ 
denen ehemaligen Reichsftänden und Reichsangehörigen , in 
Gemäßheit der gegenwärtigen Berhältniffe, in allen Bun⸗ 
desftaaten einen gleichförmig bleibenden Nechtszuftand zu 
verfchaffen; fo vereinigen die Bundesftaaten fid) dahin: 

a. Daß diefe fürftlihen und gräflihen Käufer fortan 
nichts defto weniger zu dem hohen Adel in Teutjchland gez 
vechnet werden, und ihnen das Necht der Ebenbiürtigkeit 
in dem bisher damit verbundenen Begriffe verbleibt. 

b, Sind die Haͤupter diefer Käufer die erſten Stan: 
desherren in dem Staate, zu dem fie gehören. Sie und 
ihre Familien bilden die privilegirtefte Klaffe in demfelben, 
insbefondere in Anfehung der Beſteuerung. 

c. Es ſollen ihnen Überhaupt in Ruͤckſicht ihrer Perſo⸗ 
nen, Familien und Beſitzungen alle diejenigen Rechte und 
Vorzuͤge zugeſichert werden, oder bleiben, welche aus ihrem 
Eigenthume und deſſen ungeſtoͤrtem Genuſſe herruͤhren, und 
nicht zu der Staatsgewalt und den hoͤhern Regierungsrech⸗ 
ten gehoͤren. 

Unter vorerwaͤhnten Rechten find insbeſondere und nas 
mentlich begriffen: 

1. Die unbefchräntte Freiheit, ihren Aufenthalt in je⸗ 
dem zu dem Bunde gehörenden oder mit demfelben im Frier 
den lebenden Staate zu nehmen. 

2. Werden nach den Grundfägen der früheren teutz 
fchen Verfaflung die noch beftehenden Familienverträge auf: 
recht erhalten, und ihnen die Befugniß zugeſichert, über 
ihre Güter und Familienverhältniffe verbindliche Verfüguns 
gen zu treffen, welche jedoch dem Souverain vorgelegt, 
und bei den höchften Landesftellen zur allgemeinen Kennts 
niß und Nadhachtung RAR werden müflen. Ale bisher 
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dagenen erlaffenen Verordnungen follen für künftige Fälle 
nicht weiter anwendbar ſeyn. 

3. Privilegirter Gerichtsftand und Befreiung von aller 
Milieärpflichtigkeie für fih und ihre Familien. 

4. Die Ausübung der ‘bürgerlichen und peinlichen Ge: 
rechtigkeitspflege in erfter, und, wo die Befißung groß ge: 
nug iſt, in zweiter Inſtanz, der Forftgerichtsbarfeit, Orts⸗ 
polizei und Aufſicht in Kirchen + und Schulfachen, auch 
über milde Stiftungen, jedoch nach Vorfchrift der Landes⸗ 
geſetze, welchen fie, fo wie der Militärverfaffung und der 
Dberauflicht der Regierungen über jene Zuftändigkeiten uns 
terworfen bleiben. 

Bei der nähern Beftimmung der angeführten Befugr 
niffe fowohl, wie überhaupt und in allen übrigen Puncten, 
wird zur weitern Begründung und Feitftellung eines in als 
len deutfchen Bundesftaaten übereinftimmenden Rechtszu— 
ftandes der mittelbar gewordenen Fürften, Grafen und 
Herren, die in dem Betreff erlaflene Königlich Baieriſche 
Derordnung vom Jahre 1807 als Bafis und Norm unters 
legt werden. 

Dem ehemaligen NReichsadel werden die sub nro. 1, 
und =. angeführten Rechte; Antheil der Beguͤterten an 
Landfandfchaft, Patrimonial : und Forftgerichtsbarkeit, 
Drtspolizei, Kirchenpatronat, und der privilegirte Ger - 
richtsſtand zugeſichert. Diefe Nechte. werden jedoch nur 
nach Borfchrift der Landesgefege ausgeübt. 

An den durch den Frieden von Lünevilfe vom 9. Febr. 
180: von Teutichland abgetretenen und jegt wierer damit 
vereinigten Provinzen werden bei Anwendung der obigen 
Grundfäge auf den ehemaligen unmittelbaren Reichsadel 
diejenigen Beſchraͤnkungen Statt finden, welche die dort 
beftehenden befondern Verhältnifle nothwendig machen. 


Artikel 15. 


Die Fortdauer der auf die Rheinfchiffahrtsoctroi ange: 
wiefenen directen und fubfidiarifchen Nenten, die durch den 
Reichsdeputationsſchluß vom 25. Febr. 1803 getroffenen 
Verfügungen in Betreff des Schuldenmwefens, und feftges 
fester Penfionen an geiftlihe und weltliche Individuen 
werden von dem Bunde garantirt. 
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Die Mitglieder der ehemaligen Dom + und freien 
eich: Stifter haben die Befugniß, ihre durch ten ers 
waͤhnten Reichsdeputationsſchluß feſtgeſetzten Denfionen 
ohne Abzug in jedem mit dem teutſchen Bunde im Frieden 
ſtehenden Staate verzehren zu duͤrfen. 

Die Mitglieder des teutſchen Ordens werden ebenfalls, 
nach den in dem Reichsdeputationshauptſchluſſe von 1803 
für die Domſtifter feſtgeſetzten Grundſaͤtzen, Penſionen er⸗ 
halten, in fo fern fie ihnen noch nicht hinreichend bewilli⸗ 
get worden, und diejenigen Fürsten, melde eingezogene 
Befigungen des teutfchen Didens erhalten haben, werden 
diefe Denfionen nad Vethaͤltniß ihres Antheils an den ches 
maligen Befizungen bezahlen. j 

Die Berathung rer die Negulirung der Suftentas 
tlonskaſſe und der Penfionen für die überrheiniihen Bis 
fchöffe und Geiftlihen, welche Penfionen auf die Befiger 
des linken Rheinufers Übertragen werden, ift der Bundess 
verfammlung vorbehalten. Diefe Regulirung ift binnen 
Sahresfrift zu beendigen; bis dahin wird die Bezahlung ' 
der erwähnten Penjionen auf die bisherige Art fortgefegt. 


Artikel 16. 


Die Verſchledenheit der chriftlichen Religionspartheien 
fann in den Ländern und Gebieten des teutjchen Bundes 
feinen Unterfchied in dem Genuffe der bürgerlichen und po— 
litifchen Rechte begränden, 

Die Bundesverfamminng wird in Berathung ziehen, , 
wie auf eine möglichjt uͤbereinſtimmende Weife die buͤrger⸗ 
liche Verbefferung der Belenner des jüdifchen Glaubens in 
Teurſchland zu bewirken fey, und wie infonderheit denfelben 
der Genuß der bürgerlichen Rechte, gegen die Hebernahme 
aller Bürgerpflichten, in den Bundesftaaten verfihafft und - 
gefickert werden könne. Jedoch werden den Bekennern 
dieſes Glaubens, bis dahin, die denjelben von den einzel; _ 
nen Bundesſtaaten bereits eingeräumten Rechte erhalten, 


Artikel 17. 


Das fürftlihe Haus Thurn und Taris bleibt in dem 
duch den Reichsdeputationsſchluß vom 25. Febr. 1803 
oder in fpäteren Verträgen beftätigten Befig und Genuß 
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der Poſten ih den verfchiedenen Bundesftaaten, fo lange 
als nicht etwa durch -freig Uebereinkunft anderweitige Vers 
träge abgefchloffen werden follten. 

In jedem Falle werden demjelben in Folge des Artikels 
13. des erwähnten Neichsdeputationshauptfchluffes, feine 
auf Belaflung der Poften, oder auf eine angemeſſene Entz 
ſchaͤdigung gegründeten Rechte und Anfpräche verficyert. 

Diefes ſoll auch da Statt finden, wo die Aufhebung 
der Poften feit 1803 gegen den Inhalt des Reichsdeputaz 
tionshauptfchluffes bereits gefchehen wäre, in fo fern diefe 
Entfchädigung durch Verträge nicht ſchon definitiv feſtge⸗ 
ſetzt if, 

Artikel 18. 

Die verbuͤndeten Fuͤrſten und freien Staͤdte kommen 
uͤberein, den Unterthanen der teutſchen Bundesſtaaten fol⸗ 
gende Rechte zuzuſichern: 

a. Grundeigenthum außerhalb des Staates, den ſie 
bewohnen, zu erwerben und zu beſitzen, ohne deßhalb in 
dem frem en Staate mehreren Abgaben und Laſten unter: 

worfen zu feyn, ‚als deffen eigene Unterthanen. 
: b. Die Befugniß: 

1) des freien Wegziehens aus einem teutfchen Bundes⸗ 
ftaate in den andern, der erweislich fie zu Unterthanen anz 
nehmen will, auch 

2) in Eivils und Militärdientte deflelden zu treten; 
beides jedoch nur, in fo fern keine Verbindlichkeit zu Mis 
litärdienften gegen das bisherige Vaterland im Wege ſtehe; 
und damit wegen der dermal vorwaltenden Berfchiedenheit 
der gefeglichen Vorſchriften über Militärpflichtigleit, hier⸗ 
unter nicht ein ungleichartiges, für einzelne Bundesftaaten 
nachtheiliges Verhaͤltniß entitehen möge, fo wird bei der 
Bundesverfammlung die Einführung möglichft gleichfoͤrmi⸗ 
ger Grundfäge Über diefen Gegenftand, in Berathung. ges 
nommen: werden. 

c. Die Freiheit von aller Nachfteuer (ius detractus, 
gabella emigrationis), in fo fern das Vermögen in einen 
andern teutfchen Bundesſtaat übergeht, und mit diefem 
nicht befondere Verhältniffe duch Freizuͤgigkeitsvertraͤge 
beftchen. 2 - 
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d. Die Bundesverfammlung wird ſich bei ihrer erften: 
Zufammenfunft mit Abfaffung gleichförmiger Verfügungen 
über die Preßfreiheit und die Sicherftellung der Rechte der 
Scriftfteller und Berleger gegen den Nachdruck befchäfr 
tigen, . 

Artifel 19. 

Die Bundesglieder behalten fih vor, bei der erften Zur 
fammenfunft der Bundesverfammlung in Frankfurt, wegen 
des Handels und Verkehrs zwifchen den verfchiedenen Bunz 
desftaaten, fo wie wegen ter Schifffahrt, nach Anleitung 
der auf dem Congreſſe zu Wien angenommenen Grundfäge, 
in Berathung zu treten. 

Artikel 20. 

Der gegenwärtige Vertrag wird von. allen contrahiren? 
den Theilen ratificire werden, und die Ratificationen follen 
binnen der Zeit von fehs Wochen, oder wo möglich nod) 
früher nach Wien an die Kaiferlich : Deftreichifche Hof und. 
Staatskanzlei eingefandt, und bei Eröffnung. ded Bundes 
in dad Archiv deflelben niedergelegt werden. 

Zur Urkunde deffen haben fämmtlihe Bevollmaͤchtigte 
den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet, und mit ihren 
Wappen befiegelt. So gefhehen Wien, dem achten Juny 
im Jahre Eintaufend Achthundert und funfzehn. . 


Folgen die Unterfhriften. 


Nach diefen beiden, während eines Decenniums 
für Teutfchland erfchienenen, generellen Bundes— 
acten, folgen die befondern Eonftitutionen der ein» 
jenen teutfchen Staaten feit diefer Zeit, melche zum 
Theile wirkliche und vollfändige Conſtitu— 
tionen bilden, zum Theile blog allgemeine orga-= 
nifhe Decrete enthalten follten, um darnach die 
innern Grundverhältniffe der Staaten zu geftalten. 
Bei dem allgemeinen Verlangen aller teutfchen Voͤlker⸗ 
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fchaften, daß ihre bürgerliche Sreiheit durch Conftitu« 
tionen feftgegründet, und das Verhältniß der einzelnen 
Stände der Staatsbürger gegen einander zeitgemäß an« 
geordnet werde, wird es nicht fehlen, daß im nächften 
Decennium den bier mitzutheilenden Conflitutionen noch 
mehrere fich anfchließen werden ; befonderg rechnet ganz 
ZTeutfchland darauf, daß Wirtemberg unter feinem 
neuen Könige Wilhelm eine zeitgemäße und dem Cha— 
rafter eines Fräftigen teutſchen Volkes völlig entfpre- 
chende Eonftitution — vielleicht das Mufter vieler 
andern — erhalten wird. 


1) Deftreid. 


Neil die neue Eonftitution des lombardiſch— 
venetianifchen Königreiches im Zufammenhange der 
italienifchen Conftitutionen während der leßten 25 
Jahre gegeben werden muß; fo fan unter Deftreich 
blos die, unter einer neuen Form hergeftellte, Verfaſſung 
Ty rols aufgeführt werden, da bis jeßt noch unent- 
ſchieden ift, ob das neugebildete Koͤnigreich Illyrien 
zu den teutfchen Ländern des Kaifers von Deftreich 
zu rechnen fey, und ob diefes Königreich eine befons 
dere Conflitution erhalten werde. 


a) Ständeverfaffung in Tyrol vom 
24. März 1816. 


Wir Franz der Erſte, von Gottes Snaden Kaifer _ 
von Oeſtreich; König von Jerufalem, Hungarn, Böheim, 
der Lombardei und Venedig, von Dalmatien, Eroatien, 
Slavonien, Gallizien und Lodomerien; Erzherzog von 
Deftreich; Herzog von Lorhringen, Salzburg, Steyer, 
Kärnthen, Krain, Obers und Nieder: Schlefien; Großs 
fürft von Siebenbürgen; Markgraf in Mähren; gefürftes 
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ter Graf von Habsburg und Tyrol ꝛtc. ꝛc. Zum Beweiſe 
Unſrer väterlichen Fuͤrſorge für das Wohl der getreuen Pros 
vinz Tyrol, und mit voller Anerfennung der vielfältigen . 
Verdienite und der hochherzigen patriotifhen Geſinnungen 

der biedern Bewohner diefes Landes haben Wir den Ber 

ſchluß gefaßt, die unter der vorigen Regierung aufgehobene 

ſtaͤndiſche Verfaſſung auf der Grundlage derjenigen Privis 

legien und Freiheitsbriefe, welche Unſre in Gore ruhende 

Vorfahren und Wir felbft dem Lande aus befonderer Gnade 

verlichen Haben, herzuftellen, und dabei nur diejenigen 
Verbefferungen vorzunehmen, welde die veränderten Ver⸗ 
haltnife und das Bedürfniß der Zeit erheifchen. In dies 

fer Abſicht finden Wir hiermit folgende Beftimmungen feits 

zuſetzen: 

1. Das Land Tyrol wird durch vier Staͤnde, naͤm⸗ 
lich: den Praͤlaten-, den Herren- und Ritters, 
den Bürgers und den Bauernſtand repraͤſentirt. 

2. Alle jene Stifter und Capitel, in ſo fern ſie noch 
beſtehen oder wieder hergeſtellt werden, wie auch alle Mit— 
glieder des Herren-, Ritter- und Adelſtandes, und die 
Städte und Gerichte, welche vor der Abtretung des Landes 
in der Landesmatrifel einverleibt waren, treten wieder in 
ihre Rechte der Theilnahme an der Landftandjchaft ein; 
auch wollen Wir Nie Führung der ſtaͤndiſchen Matrikel und 
den Vorſchlag zur Aufnahme in felbige dem Landmarſchall 
und den Verordnneten des Herren-, Ritter z und Adelsitanz 
des gejtatten; jedoch behalten Wir Uns die Aufnahme in 
die Landesmatrikel felbft in Anfehung aller vier Stände vor. 

3. Zugleih erflären Wir die vormaligen Bezirke 
‚Zrient und Briren auch in Abfiht auf die ſtaͤndiſche 
Verfaſſung als Landestherle Unfrer getreuen Provinz Ty⸗ 
rol, conftituiren in denfelben die vier. Stände, wie in den 
übrigen Landestheilen, und Befehlen zu dem Ende deren 
Einverleibung in die tprolifche Landesmatrikel dergeftalt, 
daß diefelben für die Zukunft an den Rechten der Landitand- 
ſchaft gleihen Antheil wie die uͤbrigen Landestheile und 
Biertel zu nehmen haben. 

"4. Die Erblandesämter, insbefondere auch jenes des 
Erblandmarfchalles, haben wieder in ihre Rechte einzutres 
sen. Jedoch, in fo fern ein oder der andere Beſitzer der 
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lehnbaren Erblandesämter während der Trennung Tyrols 
geſtorben wäre, kann der hierzu berufene Nachfolger erft 
dann in daflelde eintreten, wenn von ihm das Belchnungss 
gefuch bei der gehörigen Behörde eingereicht, die Beleh— 
nung ihm ertheilt feyn, und derfelbe alles geleiitet haben 
wird, was Geſetze und Herkommen diesfalls beſtimmen. 

5. Die Ernennung des Landeshauptmanns bleibt für 
immer Unfrer Wahl vorbehalten, und haben Wie befchlofr 
fen, dieſes Amt, nach dem Beijpiele der, fehon unter der 
höchfifeligen Kaiferin und Königin Maria Therefia beftanz 
denen Uebung, Unferm jeweiligen Landesgouverneur in Ty⸗ 
rol anzuverftauen. 

6. Den Ständen wollen Wir zwar die Evidenthaltung, 
Repartirung und Einhebung der von Uns auf Grund und 
Boden gelegten Steuern, und der damit im Zufammen: 
hange ftehenden Leiftungen nach den von Uns feftgefeßten, 
und künftig noch feitzufeßenden Vorfchriften Übertragen; 
doc) foll ihnen Feineswegs geflattee feyn, ohne Unſre lan: 

desherrlihe Genehmigung, zu was immer für einen Zweck, 
Steuern und Abgaben auszujchreiben. 

7. Das Recht der Beſteuerung ſelbſt wollen Wir 
aber Uns feinem ganzen Umfange nach vorbehalten willen; 
jedoch werden Wir die befchloflene Ausfhreibung der Grund⸗ 
fteuer den vier Ständen, in Form eigener Poftulate, jährz 
lich befannt geben. 

8. Den Ständen fol das Necht unbenommen bleiben, 
in ihren gefeßmäßigen Berfammlungen Bitten und Vor⸗ 
fRellungen im Namen des Landes, entweder unmittelbar 
an Uns einzufenden, oder dem Landesgubernium zu über: 
veichen, welches ſolche Eingaben Unfern Hofitellen vorgules 

gen verpflichtet-ift. Deputationen an Unfer Hoflager dir: 
fen nur nad) vorläufig von Uns erhaltener Genehmigung 
abgefandt werden. 

9. In Beziehung auf die dem Lande Tyrol anklebende 
Schuld haben Wir zuförderft eine ordentliche Liquidirung 
derfelben anzuordnen befunden, und behalten Uns vor, 
wenn felbige beendigt feyn wird, zu erflären, auf welche 
Art, und in welchem Maaße die Stände diefelbe zu Übers 
nehmen haben werden. ; ; 
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so. Haben Wir Unfre Willensmeinung, daß das Land 
Tyrol zur Vertheidigung der Monarchie verhältnismäßig 
beizutragen habe, durch Stellung eines Jägerregiments 
von vier Bataillons, bereits zu erfennen gegeben, und be: 
halten Uns Übrigens vor, Unſere Entſchließung in Adficht 
auf das tyroliſche Landesdefenfionswefen nachträglich zu erz 
öffnen. 
ı1. Den Ständen geftatten Wir die freie Wahl ber 
Deputirten zu den ſtaͤndiſchen Berfammlungen, mit Beob: 
Achtung der für die Wahlen gegebenen Vorjchriften. ' 

ı2. Auch wollen Wir ihnen das Recht zur Ernennung 
der ftändifchen Beamten gegen die Verpflichtung einräus 
men, daß fie den vorläufig von Uns genehmigten Perfonal: 
und Befoldungsftand nicht Äberfchreiten. 

13. Alle Beſchluͤſſe des Landtages oder ftändifchen Aus⸗ 
ſchußcongreſſes, , wenn fie nicht auf bloße Vorjtellungen und 
Bitten gerichtet find, muͤſſen Unfrer höchften Genehmigung 
vorgelegt werden. 

14. Indem Wir Uns vorbehalten, die Stände ganz 
nad) Unferm Ermeflen aud in einem offenen Landtage zu 
verfammeln, fesen Wir zugleich feft, daß die ftändifchen 
Verſammlungen in einem großen Ausfchuffe, und in einer 
perennirenden Activitaͤt beſtehen ſollen. Erſterer hat die 
Stände vorzuſtellen, und aus 52 Vocalen, naͤmlich aus 
13. Stimmen von jedem Stande zu beftehen. Er fann 
auch nur durch landesherrliche Eonvocatorien zufammentres 
ten, und hat auf die in Unferm Namen erfolgende Ertlä: 
rung des Guberniums, daß der Ausſchußcongreß aufgcho: 
ben fey, auch gleich wieder auseinander zu gehen. 

15. Bet diefem großen Außfchußcongrefle hat der Lanz 
deshauptmann den Vorſitz, und der Landmarfchall das Dis 
rectorium zu führen. Dem Landeshauptmann fteht das 
Recht zu, feine Stimme voraus zu ſchicken, oder zuleßt 
‚ abzugeben, und ift ihm unbenommen, felbit die Stimmen 
zu fammeln. . Der Landmarfchall Hat kein eigenes Votum. 
Der Landeshauptmann hat die Gegenftände der Berathr 
fchlagung zu eröffnen, und der Generalreferent feine hier: 
über vorbereiteten Ausarbeitungen mit feinem voto infor- 
‚ mativo vorjütragen, worauf die Abſtimmung mit reihen: 

weifer Aufrufung der anwefenden Mitglieder zu erfolgen 
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hat. In Verhinderungsfällen des Landeshauptmanns und 
des Landmarfchalfs hat im erftern Falle Unfer bei dem Gus 
bernium beftimmte Hofrath, ald landesfürftliher Commifs 
für, die Sunetionen des Landeshauptmanns, und im letz⸗ 
tern Falle ter erfte Verordnete vom Adelftande jene des 
Landmarſchalls, und diefer in der Art zu beforgen, daß er 
zugleich feine Stimme ald Verordneter demungeachtet beiz 
behalte. Der ftändifche Secretär ift dazu beftimmt, un: 
ter Aufſicht des Landmarfchalls das Protocoll zu verfallen, 
und der Landeshauptmann hat fodann den Befchluß zu-pros 
elamiren. _ Die Auffäge find von dem Generalreferenten 
und den ftändifchen Secretären gu verfaflen, von dem Lanz 
deshauptmanne und Landmarfchalle zu genehmigen, ſonach 
im Namen der Stände auszufertigen, und von dem Lans 
deshauptmanne fowohl als dem Landmarfchalle zu unters 
zeichnen. 

16. Den Ausſchußcongreß erflären Wir demnach als 
die gewöhnliche und ordentliche Repräfentation, welche über 
alle Gegenftände im Namen des Landes Beſchluͤſſe zu fallen 
berechtigt iſt. 

17. Zur currenten Behandlung der den Ständen ans 
vertrauten Gefchäfte bewilligen Wir aber die einzige perpes 
tuirliche, aus vier Vocalen, und zwar aus einem Vocalen 
von jedem Stande, in Innsbruck zu beftehen habende Acti⸗ 
vität. Diefer Aectiviräe hat der Landeshauptmann vorzu⸗ 
figen; diefelbe wird mit dem erforderlichen Concepts⸗, 
Kanzlei-, Regiſtraturs⸗, Buchhalterei- und Kaflas Ders 
fonale, dann mir einer erfhöpfenden Inſtruction verfehen, 
‚und bleibt in ihren Amtshandlungen der Aufficht der 
Stände, und der Controle der Staatsverwaltung unters 
zogen. 


18. Die Stände haben in ihrer Correfpondenz an Uns 
und Unſre Hofitellen die Form der Berichte, bei Eingaben 
an die Landesftelle die Form der Erfuchfchreiden, an alle 
landesfürftlichen Behörden die Form der Noten zu beobadhs 
ten. In allen Gelegenheiten, wo Wir den Ständen uns 
mittelbare Erdffnungen machen, wird diefes durch Referipte 
gejchehen. Unſre Hofitellen haben, wie es auch vormals 
Ablich war, mit den Ständen nur durch das Landesgubers 
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nium zu correſpondiren, welches letztere mit den Staͤnden 
die Correſpondenz mit Noten zu fuͤhren hat. 

19. Uebrigens bewilligen Wir den adelichen ſtaͤndiſchen 
Mitgliedern als Merkmal Unſrer beſondern Gnade, zu ihr 
ver Nuszeichnung diefelde Uniform fammt dem Matrikelzet: 
chen wieder, welche ihnen bereits vor der Abtretung des 
Landes zugeftanden war, 


Da Wir durch die obigen Beftimmungen in ihren Kaupts i 


zügen Unſre Willensmeinung über. die hergeftellte ſtaͤndiſche 
Verfaſſung von Tyrol zu erkennen gegeben haben; fo er— 
klaͤren Wir zugleich, Daß Wir den großen Ausſchußcongreß, 
fobald die Wahl der Mitglieder deſſelben nach den gegebe— 
nen Vorſchriften beendigt feyn wird, des eheſtens zur feiers 
lichen Huldtgung, und zur Antretung feiner Functionen 
zufammen berufen, und demfelben das Landhaus und das 


ſtaͤndiſche Archiv, fo wie dem Landmarfhalle das Matrifel: 


archiv gehörig einräumen laflen werden. 
Gegeben in Unſrer k. f, Haupt: und Reſidenzſtadt 


Mien, den vier und zwanzigften Monatstag März, im 


eintaufend achthundert und ſechszehnten, Unſrer Reiche im 
fünf und zwanzigſten Jahre. 
Franz. 
Aloys Graf von und zu Ugarte, Binig: 
lich⸗ böhmifcher oberfter und erzherzoglich⸗ 
Öftreichtfcher erjter Kanzler. 
Prokop Grafv. Lazanzky, Hofkanzler. 
Auf ausdrädlihen allerhoͤchſten Befehl: 
Karl v. Eiberg. 





Nach dem Zeugniffe der Gefchichte beruhte die Stell. 


vertretung der Nation in Teutfchland von jeher auf der 
ſtaͤndiſchen Verfafung, welche von einem Repräfen- 
tativſyſteme, mie es in Frankreich, in den Niederlan- 
ben ıc. gilt, "gar fehr verfchieden ift. Abgeſehen davon, 
daß beide Syfteme, dag fländifche und dag rein reprä- 
fentative, ihre Licht» und ihre Gchattenfate haben, 


x 
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ſpricht eine ficben» bis achthundertjährige Erfahrung 
und die, bei allen Erfchütterungen in den teutfchen 
Staaten, dennoch im Ganzen beibehaltene öffentliche 
Sorm des innern politifchen Lebens. auf teutfchem Bo» 
den, für die Beibehaltung der ſtaͤn diſchen Berfafs 
fung ; auch hat fih die großherzoglich » weimarifche Con ⸗ 
ſtitution bereits practifch dafür erklärt. Allein diefe 
fändifche Verfaſſung bedarf auf teutfchem Boden einer 
zeitgemäßen Mobdification, befonders in proteftantifchen 
Ländern, wo die Fortführung eines eigenen Praͤla⸗ 
tenfiandes an eine Zeit erinnert, welche mit der Kir» 
chenverbefferung und mit dem Umſturze aller geiftlichen 
Macht im Neichgdeputationshauptfchluffe und in ber 
Rheinbundsacte längft für Teutfchland untergegangen, 
und durch die teutſche Bundesacte nicht wieder aus ih. 
rem Grabe geweckt worden if. Mag alſo noch im fas 
tholifchen Teutſchlande es nöthig feheinen, daß ein bos 
fonderer Prälatenftand verfreten werde; bie Prälaten 
des proteftantifchen Teutfchlands find Sinecureftel- 
fen mit veralteten Titeln. Dagegen aber verlangt eg 
der fortgefchrittene Geift der Zeit, daß folgende vier 
Stände von Staatsbürgern durch befondere Nepräfen- 
tanten vertreten werdens die Örundeigenthbümer 
(Adliche und Bürgerlihe) —; ber Stand der Ge» 
lehrten und der Künftler, ber dag geiftige Les 
ben der Nation erhält und befördert, und der, ſtatt 
ber Prälaten, wohl einer befondern Vertretung we⸗ 
gen feines unermeßlichen Einfluffes auf alle Theile des 
Staates bedürfte, oder da, wo man bag Veraltete 
durchaus nicht anfiquiren will, mit den Prälaten 
verſchmolzen werden Könnte; — der Bürger» 
fand mit befonderer Beräckfichtigung des Kaufmanns ⸗ 
und Gewerbsſtandes; — und ber Baucınfland. 
Zweiter Band, 8 
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Es gehoͤrt zu den guten Zeichen der Zeit, daß einige 
teutſche Staaten bereits angefangen haben, den 
Bauernſtand, wie in Schweden ſeit Guſtav Waſa's 
Zeiten, beſonders vertreten zu laſſen. Welcher teutſche 
Fuͤrſt wird aber den Ruhm in der Geſchichte der teut⸗ 
ſchen Nation erſtreben, der Erfte zu ſeyn, welcher den 
Stand, der das geiſtige Leben foͤrdert und erhält, 
durch eigene Repräfentanten zur oͤffentlichen Vertretung 
erhebt? 

Wenn diefe Bemerfungen fich überhaupt auf alle 
fiändifche Nepräfentationen auf teutfchem Boden bezie⸗ 
ben; fo gelten fie auch im Einzelnen von der wieder- 
bergeftellten und etwas veränderten Ber» 
faffung in Tyrol. Man fiehe wohl, dag Alte 
ift die Bafis bei derfelben geblieben, und eine durchs 
greifende zeitgemäße neue Organifation hat man nicht 
beabfichtigt, mahrfcheinlich weil das brave Volk von 
Tyrol durchaus allen Neuerungen abgeneigt, und für 
den großen Umſchwung, welchen das übrige Teutfch- 
fand feit 3o Jahren erhalten hat, in feinen Bergen 
noch nicht reif geworben if. Deshalb darf die Auffri= 
fehung eines befondern Prälaten- und Herren» 
ſtandes nicht befremden; treten fie doch durch die 
beiden Stände des Bürgersund Bauers, bie auch 
beſonders repräfentirt werden, in dem ganzen Spfieme 
wieder ind Gleichgewicht. Allein überrafchend-ift eg, 
daß den Ständen das Recht der Steuerbemilli« 
gung entzogen wird, dag auf teutfchem Boden fo alt 
ift, als der Nechtszuftand felbft, und das ehemals den 
tyroliſchen Ständen, wie allen auf teutſcher Erde, zuſtand. 
Eben fo ift dag Recht, „Bitten und Vorſtellun ·⸗¶ 
gen im Namen des Landes“ zu erlaſſen, ein Recht/ 
das ſich von ſelbſt verſteht, weil ja ſelbſt ın den Staats⸗ 
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verfaffungen vom firengften monarchiſchen Zufchnitte 
das Recht, bittweife an den Monarchen fich ju wen» 
ben, nicht verfümmert wird. Im dieſen Hinfichten, 
und wegen vieler übergangener Puncte, bie 
ſich in andern neuen Verfaſſungen finden, erfcheind 
dieſe tyrolifche Verfaffung alerdings Hinter der 

Zeit zu fiehen, wo fie erfchien. — | j 





2) Preußen, 


Zu großen Erwartungen iſt das preußifche Volk im 
Hinficht feiner neuen Eonftitution berechtigt; denn bei 
dem Örade der Kultur, welchen dieſes Volk erreicht hat, 
und bei der infelectuelen und moralifchen Kraft, die 
demfelben einwohnt, kann es durch etwas Unvollkom⸗ 
menes und Halbes nicht befriedigt werden. Zugleich 
verkuͤndigt die neue Conſtitution, welche das Fuͤrſten⸗ 
thum Neufchatel ſogleich nach der Ruͤckkehr unter 
die preußiſche Regierung erhielt (welche unter der 
Schweiz aufgeführt wird, weil Neufchatel nun 
einen der 22 Cantons der Schweiz bildet), daß ein 
liberaler und milder Geiſt in. den oberſten Staatsbehoͤr 
den der Monarchie waltet. 

Dieſer geſammten Monarchie ward zu der Zeit, wo 
das Volk zum zweiten Niefenfampfe gegen den wieder 
auf franzdfifchem Boden erfchienenen Napoleon aufges 
- fördert ward, — am 22. Mai 1815 vom Könige eine 
repräfentative Verfaſſung in ben heiligften Zus 
fiherungen verheißen. Bis nun diefe Verfaffung ſelbſt 
erſcheint, ſtehe hier das koͤnigliche Decret, dag 
dieſe Verfaſſung nach ihren Grundjuͤgen ankuͤndigt. 


g* 
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König. Decret vom 22. Mai 1815. 


Kir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden Koͤ⸗ 
nig von Preußen ꝛc. Durch Unfre Verordnung vom 30, 
v. M. haben Wir für Unfre Monarchie eine regelmäßige 
Verwaltung, mit Beruͤckſichtigung der frähern Provinzial 
verhäftniffe, angeordnet. Die Geſchichte des preußifchen 
Staates zeigt zwar, daß der wohlchätige Zuftand bürgerlis 
cher Freiheit und die Dauer einer gerechten, auf Ordnung 
gegründeten, Verwaltung in den Eigenfhaften der Regens 
ten und in ihrer Eintracht mit dem Volke bisher diejenige 
Sicherheit fanden, die fi bei der Unvolltommenheit und 
dem Unbeftande menſchlicher Einrichtungen erreichen läßt. 
Damit fie jedoh fefter begründet, der preußifchen 
Nation ein Pfand Unfers Vertrauens gegeben, und der 
Rachkommenſchaft die Grundſaͤtze, nach welchen Unſte Vor⸗ 
fahren und Wir ſelbſt die Regierung Unſers Reiches mit 
eraſtlicher Vorſorge für das Gluͤck Unſrer Unterthanen ge⸗ 
fuͤhrt haben, treu uͤberliefert, und vermittelſt einer ſchrift⸗ 
iichen Urkunde, als Verfaſſung des preußifhen Reiches 
dauerhaft bewahrt werden, haben Wir Nachftehendes bes 
ſchloſſen: 

9. 1. Es ſoll eine Repräfentation des Volkes 
gebildet werden. 

$. 2. Zu dieſem Zwecke find a. die Provinzial: 
ftände da, mo fie mit mehr oder minder Wirkſamkeit noch 
vorhanden find, herzuftellen, und dem Beduͤrfniſſe der Zeit 
gemäß einzurichten; b. wo gegenwärtig feine Provinzial: 
ftände vorhanden find, fie anzuordnen. 

$. 3. Aus den Provinzialftänden wird die 
Verfammlung der Repräfentantenfammer gef 
wählt, die in Berlin ihren Sitz haben fol. 

$. 4. Die Wirkſamkeit der Landesrepräfentanten 
erſtreckt fih auf Die Berathung über alle Gegen 
fände der Gefeggebung, welde die perfän: 
lihen und Eigenthumstechte der Staatsbür? 
in mit Einfhluß der Befleuerung, betref: 

en. 

9. 5. Es tft ohne Zeitverluf eine Commiſſion in Ber⸗ 


[8 
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Iin niederzufegen, die aus einfihtswellen Staatsbeamten 
und Eingefeflenen der Provinzen beftchen foll. 

$. 6. Diefe Commiſſion fol fih befdäftigen; a. mit 
der Drganifation der Provinzialftände; b. mit der 
Drganijation der Landesrepräfentanten; c. mit der 
Ausarbeitung einer Verfaffungsurfunde nach den 
ee Srundfägen. 

$. 7. Sie foll am r. Sept. d. J. zufammentreten. 

$. 8. Unſer Staatskanzler ift mit der Vollziehung 
diefer Verordnung beauftragt, und hat Uns die Arbeiten 
der Commiffion demnächft vorzulegen. Er ernennt die 
Mitgkieder derſelben, und führt darin den Vorfig , ift aber 
befugt, in Verhinderungsfällen einen. Stellvertreter für ſich 
zu beftellen. Urkundlich unter Unſrer Hoͤchſteigenhaͤndigen 
Unterſchrift und beigedrucktem königlichen Snfiege. So 
gefhehen Wien, den 22. Mai 1815 

euan Ftiedrig Wilhelm. 
€. 5. v. Hardenberg. 





3) Behsbalee 

Das Königreich Weftphalen warb im Tilfiter 
Frieden zum Dafeyn gerufen, ‚und von Napoleon aus 
Yormaligen preußifchen, churfanndverifchen, herzoglich⸗ 
braunfchmeigifchen, churfürftlich » beffifchen, oranifchen 
und einigen Bafallenbefigungen gebildet, zu welchen ins 
März 1808 die Eöniglich »fächfifchen Abtretungen, für 
den an Sachfen übergegangenen Eotbuffer Kreis, hin» 
zufamen. In diefem neuorganifirten Staate, deſſen 
König, Napoleons jüngfter Bruder, Hieronymus, 
ein Mitglied des Rheinbundes ward, warb 
äuerft auf teutſchem Boden eine Conftitution ein«- 
geführt, melche ber frangöfifchen in den meiften Puncten 
nachgebildet war, und auf ältere teutfche Sitte und Los 
calverhältniffe faft gar Feine Nückficht nahm. Die fol 
genden Conſtitutionen in den teutfchen Staaten des Ko⸗ 
nigs von Baiern, des Großherzogs von Frank⸗ 
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furt, des Fuͤrſten von Anhalt-Köchen xc., wurden 
mit ſteter Ruͤckſicht auf dieſe weſtphaͤliſch e Conſtitu⸗ 
tion entworfen und bekannt gemacht, obgleich nur die 
des Großherzogthums Frankfurt derſelben ſich am meis 
ſt en näherte, und auf fie als Urbild und Muſter ſich 
bezog. 

Wenn man nun gleich sugeftehen muß, daß manche 
Beftimmung diefer weſtphaͤliſchen Conſtitution zeitgemaͤß 
war, und daß in einem, aus ſo vielen verſchiedenarti⸗ 

gen Beſtandtheilen zuſammengeſetzten, Koͤnigreiche, wie 
Weſtphalen, die aͤltere in dieſen Landſchaften beſtehende 
landſtaͤndiſche Verfaſſung, nach ihrer fruͤhern Form, 
nicht fortbeſtehen konnte; ſo enthielt doch auch dieſe 
Conſtitution zu vieles, was der teutſchen Sitte und 
dem teutſchen Nationalcharakter bis dahin voͤllig fremd 
war, als daß dieſe Conſtitution die Wuͤnſche und Be⸗ 
duͤrfniſſe des weſtphaͤliſchen Volkes hätte beſriedigen 
koͤnnen. 

Sie ward uͤbrigens von Napoleon, alg Eroberer. 
und Beſieger der num von ihm zu einem Koͤnigreiche 
vereinigten Länder, gegeben und vorgefchrieben, 
ohne, daß die, aus biefen Ländern zur. Begrüßung ihres 
neuen Königs nach Paris gereifeten, Deputirten einen 
Einfluß auf diefelbe erhielten. Das Hauptgebrechen 
ig der Verfaſſung des neuen Königreiches Weftphalen, 
mar aber, daß, weil der Kaifer ſich die Hälfte der Als 
Iodialdomainen vorbehicht, der Staat in finanzieller 
Hinſicht nie in Ordnung und zu Kräften kommen fonnte, 
und daß bedeutende Summen jährlich aus demſelben 
nach Frankreich gingen, die für ihn verloren waren. 
Wenn alfo auch die Eonftitution die Gleichheit ale, 
ler Untertbanen vor dem Gcfege, bie Frei⸗ 
heit des kirchlichen Kultus, bie Aufhebung, 
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berLeibeigenfchaft und der Adelsborrechte, 
doch mit Beibehaltung feiner bisherigen Namen und 
Grade, die Gleichheit der Befteuerung, bie 
Grundfteuer nah dem Maasſtabe des Fünf 
tels des reinen Ertrags, ‚eine neue-Reprä> 
fentation von hundert Individuen, die Be— 
gründung. von Friedensrichtern und bie beffern 
Formen der Gerichtsperfaffung mit Beftimmt- 
heit ausfprach ; fo fonnte doch das Königreich Weftphas 
Ion, als politifches Gauzes, zu feiner innern Kraft ges 
langen, weil es, mährend der fieben Jahre feiner 
Dauer, an allen Kämpfen feines Stifters Antheil neh» 
men, fich die willführliche Erweiterung und Verminde⸗ 
rung feines geographifchen Umfanges gefallen: laffen, 
und anfehnliche Summen jährlih an Napoleon felbft 
und an feine mit großen Dotationen ausgeftattete Lieb⸗ 
linge bezahlen mußte. — Nach der Aufldfung des Kö- 
nigreiches Weftphalen gehört diefe Eonftitution zu. den 
Antiquitäten des nordfeutfchen Bodens; allein fie darf 
in der Reihe der teutfchen Eonftitutionen während ber legs 
ten 25 Jahre nicht fehlen; theils als wichtiges Acten⸗ 
frück der Zeitgefchichte felbft; theils als Vorbild mehre⸗ 
rer ihr nachfolgender Eonftitutionen in andern teutſchen 
Staaten. - : i 


2) Conftitution vom 15.November 1807, 


Bir Napoleon, von Gottes Önaden und durch 
die Conftitutionen Kaifer der Franzgofen, 
König von Italien und Beſchuͤtzer des Rhei— 
nifhen Bundes, 

Haben in der Abficht, den 19. Artikel des Tilfiter Friedens⸗ 

fchluffes fhleunig in Vollzug zu fegen, und dem Königreiche 

Weſtphalen eine Grundverfaflung zu geben, welde das 

Gluͤck feiner Voͤlker fihere und zugleih dem Souverain, 
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als Mitgliede des rheiniſchen Bundes, die Mittel gewaͤhre, 
zur gemeinſchaftlichen Sicherheit und Wohlfahrt mitzuwir⸗ 
ken, verordnet und verordnen, wie folget: 


Erſter Titel. 


Art. r. Das Königreich Weſtphalen iſt aus folgenden 
Staaten zufammengefegt, nämlich: 

aus den Braunfchweig: Wolfenbättelfhen Staaten, 

. aus dem auf dem linken Ufer der Elbe gelegenen Theile 
der Altmark, - 

aus dem auf dem linken Elbufer gelegenen Theile ber 

‘> Provinz Magdeburg, 

aus dem Gebiete von Halle, 

aus dem Hildesheimifchen und der Stadt Goslar, 

aus dem Lande Halberftadt, 

aus dem Hobenfteinifchen, 

aus dem Gebiete von Quedlinburg, 

aus der Graffhaft Mansfeld, 
x ” dem Eichsfelde, nebit Treffurt, Muͤhlhauſen, Nord? 
, aufen, 

aus der Srafichaft Stollberg » Wernigerode, 

aus den Staaten von Heſſen-Caſſel, nebft Rinteln und 

Schaumburg, jedoch mit Ausnahme des Gebietes von 

Hanau und Kagenellenbogen am Rheine, 

: aus dem Gebiete von Corvey, Göttingen und Grubens 
hagen, nebft den Zubehörungen von Hohenftein und 
Elbingerode, 

aus dem Bisthume Osnabruͤck, 

aus dem Bischume Paderborn, . 
- Minden und Ravensberg, 
aus der Grafihaft Rietberg  Kaunig. 

Art. 2. Wir behalten Uns die Hälfte der Allodials 
domainen der Fuͤrſten vor, um folde zu den Belohnungen 
zu verwenden, die Wir den Dffizieren Unfrer Armeen vers 
ſprochen haben, welche Uns im gegenwärtigen Kriege die 
meiften Dienfte leifteten. 

Die Befisnahme von diefen Gütern foll unverzüglich 
durch Unſere Sntendanten gefhehen, und das Protocolf 
darüber foll vor dem erften December mit Zugiehung ber 
Landesbehörden aufgefegt werden. " 


’ 
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Art. 3. Die, befagten Ländern auferlegten, außer: 
sedentlihen Kriegsitenern follen abgetragen, oder es foll 
für ihre Abzahlung, vor dem erften December, Sicherheit 
gegeben werden. i 

Art. 4. Den x. December foll der König durch Com⸗ 
miffarien,, welche Wir zu dem Ende ernennen werden, in 
den Befig des vollen Genufles und der Souverainetät feis 
nes Gebietes gefeßt werden. 


Zweiter Zitel. 


Art. 5. Das Königreich Weftphglen macht einen 
Theil des rheinifhen Bundes aus. 

Sein Contingent fol aus fünf und zwanzig taufend 
Mann wirklich dienftthuender Soldaten von Waffen aller 
Art beftehen, nämlich : 

20,000 Mann Sinfanterie, 
3300 — Kavallerie, 
13500 — Xrtilerie. 

Während der erften Jahre follen nur zehntaufend Mann 
Infanterie, zweitaufend Mann Cavallerie, und fünfhuns 
dert Mann Artillerie befoldet werden. Die übrigen zwölf: 
taufend fünfhundere Mann follen von Frankreich geftellt 
werden und die Sarnifon von Magdeburg bilden. Diefe 
zwölftaufend fünfhundert Mann ſollen vom Könige von 
Weſtphalen befoldet und gekleidet werden, 


Dritter Titel. 


Art. 6. Das Königreich Weftphalen foll in des Prin⸗ 
zen Hieronymus Napoleon directer, natürliher und 
rechtmäßiger Nachkommenſchaft, männlichen Gefchlechtes, 
in Folge der Erfigeburt, und mit beftändiger Ausfchließung 
der Weiber und ihrer Nachkommenſchaft, erblich feyn. 

Falls der Prinz Hieronymus Napoleon keine nas 
tärlihe und rehtmäßige Nachkommenſchaft haben würde, 
foll der Thron Weftphalens Uns, und Unfern natärlichen 
und rechtmäßigen oder adoptirten Erben und Nachfommen, 

in Ermängelung. diefer, den natürlichen und rechtmäßt, 
gen Nachkommen des Prinzen Jofeph Napoleon, Kb, 
nigs von Neapel und Sicilien, 
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in Ermangelung dieſer Prinzen, den natuͤrlichen und 
rechtmaͤßigen Nachkommen des Prinzen Ludwig Napo⸗ 
Igon, Königs von Holland, 
“und in Ermangelung diefer Iegtern, deu natürlichen 
und rechtmäßigen Nachkommen des Prinzen Joahim, 


Großherzogs von Berg und Cleve, anheim fallen. 


Art. 7. Der König von Weftphalen und feine Fami— 
fie find in dem, was fie betrifft. den Verfügungen der fais 
ferlihen Familien s Statuten unterworfen. 

Art. 8. Im Falle der Minderjährigkeit, fol der Res 
gent des Königreiches von Uns oder Unfern Nachfolgern, 
in unſrer Eigenſe als Haupt der kaiſerlichen Famille, 
ernannt werden. fe 

Er fol unter ‚den Prinzen der Föniglichen Familie ges 
wählt werden. 

Die Minderjähgigkeit des Könige endigt fih mit dem 
zuruͤckgelegten achtzehnten Jahre. 

Art. 9. Der Koͤnig und die koͤnigliche Familie haben 
zu ihrem Unterhalte einen beſondern Schatz, unter dem 
Sitei Kronfchag, welcher fünf Millionen Franken Rever 
nüen beträgt. 

Der Ertrag der Domanialmaldungen und ein Theil der 
Domainen find zu diefem Behufe beftimmt. Falle der Er⸗ 
trag der Domainen nicht zureichend ſeyn wuͤrde; ſo ſoll das 
Fehlende aus der Staatskaſſe mit einem Zwoͤlftel jeden Mo⸗ 
nat zugeſchoſſen werden. 


Vierter Titel. 


Art. 10. Das Koͤnigreich Weſtphalen ſoll durch Con⸗ 
ſtitutionen regiert werden, welche die Gleichheit aller Un⸗ 
terthanen vor dem Geſetze, und die freie Ausuͤbung des 
Gottesdienſtes der verſchiedenen Religionsgeſellſchaften feſt⸗ 
ſetzen. 

Art. 11. Die Landſtaͤnde der Provinzen, aus welchen 
das Koͤnigreich beſteht, ſowohl die allgemeinen als die be⸗ 
ſondern, alle politiſche Corporationen dieſer Art und alle 
Privilegien befagter Corporationen, Staͤdte und Provin⸗ 
gen, find aufgehoben. 
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Art. 12. Gleichergeſtalt find alle Privilegien einzelner 
Merfonen und Familien, in fo fern fie mit den Verfuͤgun⸗ 
gen vorjtehenden Artikels unverträglich find, aufgehoben, 

Art. 13. Alle Leibeigenfhaft, von welder Natur fie 
ſeyn, und wie fie heißen möge, iſt aufgehoben, indem afle 
Einwohner des Königreiches die nämlihen Rechte genichen 
follen. 
Art. 14. Der Abel ſoll in feinen verfchiedenen Graz: 
den und mit feinen verfchiedenen Benennungen fortbeftehen, 
ohne daß ſolcher jedoch ein ausichließendes Recht zu irgend 
einem Amte, Dienfte oder einer Würde, noch Befreiung 
von irgend einer Öffentlichen Laft verleihen könne. 

Art. 15, Die Staturen.der adelichen Abteien, Prios 
vote und Eapitel follen dahin abgeändert werden, daß jeder ' 
Unterthan des Meiches darin zugelaffen werden koͤnne. 

Art. 16, Es ſoll ein und daſſelbe Steuerſyſtem für 
alle Theile des Königreiches feyn. Die Grunditeuer fol 
das Fünftel der Revenuͤen nicht Äberfteigen dürfen. 

Art. 17. Das Münzfpftem und, dag Syſtem ber 
Magße und Gewichte, welche dermalen in Frankreich bes 
fiehen, follen im ganzen Königreiche eingeführt werden, 

Art. 18, Die Münzen follen mit dem Wappen 
Weſtphalens und mit dem Bildniffe des Königs geichlagen 
werden. 


| Fuͤnfter Titel. 
Art. ı9. Es follen vier Minifter feyn, nämlich: 
einer für das Juſtizweſen und die innern Angelegenheis 
ten, x 
einer für das Kriegsweſen, 
einer für die Finanzen, den Kandel und den öffentlichen 


Schatz; 
es 7 ie Minifter Staats + Serretär feyn. 
Art. 20. Die Minifter find, jeder in feinem Face, 
für die Vollziehung der Gefege und der Befehle des Königs 
verantwortlich. 


Schfer Titel. 


. Art. 21. Der Staatsrath fol zum-wenigfien aus 
ſechszehn und hoͤchſtens aus fünf und zwanzig Mitgliedern 
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beſtehen, welche vom Koͤnige ernannt werden, und deren 
Ernennung von ihm nad) Gutduͤnken zuruͤckgenommen wer⸗ 
den kann. 

Er fol in drei Sectionen abgetheilt werden; nämlich: 

Section des Juftizwefens und der innern Angelegenheis 

ten, 

Section des Kriegswefens, 

Section des Handels und der Finafzen. 

» Der Staatsrath foll die Verrihtungen des Caflationss 
gerichts verfehen. Es follen für die Gefhäfte, welde ges 
eignet find, vor das Caflationsgericht gebracht zu werden, 
und für die ftreitigen Fälle in Verwaltungsfachen, Advocas 
ten bei demfelben angeftellt werden. 

Art. 22. Das Gefeg über die Auflagen, oder das 
Finanzgeſetz, die Eivils und peinlichen Gefege follen im 
Staatsrathe discutirt und entworfen werden. 

Art. 23. Die im Staatsrathe entworfenen Gefege 
follen den von den Ständen ernannten Commiſſionen mit⸗ 
getheilt werden.. 

Dieſe Commiffionen, deren drei feyn follen, nämlich 
eine Finangcommiffion, eine Commiffion des bürgerlichen 
Juſtizweſens, und eine Commiffion des peinlihen Juſtiz⸗ 
wefens, jollen aus fünf Mitgliedern beftehen, welche in 
jeder Sefjion ernannt und erneuert werden muͤſſen. 

Art. 24. Diefe ftändifhen Commiffionen können mit 
ben reſpectiven Sectionen des Staatsrathes die ihnen mits 
getheilten Gefeßesentwärfe discutiren. 

Die Bemerkungen befagter Commiffionen follen im vers 
fammelten, vom Könige präfidirten, Staatsrathe verlefen, 
‚und es fol, wenn man es nöthig finden wird, über die 
Modificationen, deren die Gefegesentwärfe für empfaͤng⸗ 
lid) werden gehalten werden, berathfchlaget werden. 

Art. 25, Die definitiv angenommene Redaction der 
©efegesentwürfe fol durch Mitglieder des Staatsrathes 
unmittelbar den Ständen überbracht werden, welche, nach 
Anhörung der Beweggründe jener Gefegesentwärfe und 
der Berichte der Commiſſion, darüber berathfchlagen 
werden, 

Art. 26, Der Stoatsrath hat die Verwaltungs s Vers 
ordnungen zu dissutiven und folche zu entwerfen. 


+ 
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Art. 27. Er hat über die unter den Verwaltungsr 
und gerichtlihen Behörden fich erhebenden Yurisdietiongs 
Streitigkeiten, über die ftreitigen Berwaltungsgegenftände 
und über die Frage zu erkennen, ob Derwaltungsbeamte 
vor Gericht geftellt werden fönnen und follen ? 

Art. 28. Der Staatsrath hat, in Ausuͤbung feiner 
Attributen, nur eine berathende Stimme. 


Siebenter Titel. 


"Art. 29. Die Stände des Reiches follen aus hundert 
Mitgliedern beftehen, welche durch die Departementscolles 
gien ernannt worden, nämlich: fiebenzig werden gewählt 
aus der Klafle der Grundeigenthuͤmer, fünfzehn unter den 
Kaufleuten und Fabrikanten, und fünfzehn unter den Ges 

lehrten und andern Bürgern, "welche fih um den Staat 
verdient gemacht haben. 


Die Mitglieder der Stände befommen feinen Gehalt. 


Art. 30. Sie follen aller drei Jahre zu einem Drits 
tel erneuert werden; die austretenden Mitglieder koͤnnen 


unmittelbar wieder gewählt werden. 


Art. 31. Der Präfident der Stände wird vom Koͤ⸗ 
nige ernannt. j 

Art. 32. Die Stände verfammeln fi auf die vom 
Könige anbefohlene Zufammenberufung. 

Sie können blos durd den König zufammenberufen, ' 
prorogiet, vertagt und aufgelöfet werden. 

Art. 33. Die Stände berathfchlagen über die vom 
Staatsrathe verfaßten Gefeßesentwürfe, welche ihnen auf 
Befehl des Königs, vorgelegt worden, ſowohl über die Auf 
lagen oder das jahrlihe Finanzgeſetz, als über die im Ci⸗ 
vilgeſetzbuche und im Münzfpfteme vorzunehmenden Veraͤn⸗ 
derungen. 

Die gedruckten Rechnungen der Minifter follen ihnen 
alle Jahre vorgelegt werden. — 

Die Staͤnde berathſchlagen uͤber die Geſetzesentwuͤrfe 
im geheimen Serutinium durch abſolute Mehrheit der 
Stimmen, 
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Achter Titel. 


Art: 34. Das Gebiet ſoll in Departemente, die Des 
partemente in Difteiete, die Diftriete in Cantone, und 
diefe in Municipalitäten eingetheilt werden. 

Die Zahl der Departemente foll weder unter acht, noch 


über zwölf jeyn. ‘ 
Die Zahl der Diftviete foll in einem Departemente wer 


der unter drei, noch über fünf feyn. 


Neunter Titel. 


Art. 35. Die Departemente follen durch einen Praͤ⸗ 
festen verwaltet werden. 

Es foll in jedem Departernente ein Präfecturrarh filt 
die ſtreitigen Sachen, und ein Generals Departementsrath 
ſeyn. 

Art. 36. Die Diſtricte ſollen durch einen Unterpraͤ⸗ 
fecten verwaltet werden. 

Es foll in jedem Diftricte oder in jeder Unterpräfertur 
ein Diftrictsrach feyn. ‘ 

. Art. 37. Iede Municipalität fol durch einen Maire 
verwalter werden. 

Es foll in jeder Municipalicät ein Munictpafrath, ſeyn. 

Art 38. Die Mitglieder der General + Departes 
mentsräthe, der Diftrietsräthe und der Mumicipaleäthe 
ſollen alfer zwei Jahre zur Hälfte erneuert werden. 


Zehnter Titel. 


Arcrt. 39. Es foll in jedem Departemente ein Depar⸗ 
tements⸗ Collegium gebildet werden. 
Art. 40. Die Zahl der Mitglieder der Departe⸗ 
ments : Collegien ſoll durd) die Zahl der Bewohner des Dez 
partements beſtimmt werden, fo daß ein Mitglied auf tau⸗ 
- fend Bewohner deffelden kommt; doch darf die Zahl der 
Mitglieder nicht unter zweihundert feyn. 
Art. gr. Die Mitglieder der Departements; Colles 
sieh folten vom Konige ernannt and folgendermaßen ges 


9 
wählt werden, nämlich: 
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Bier Sechftel unter den fechehundert Hoͤchſt / Beſteuer⸗ 
sen des Departements, 

ein Sechſtel unter den reichften Kaufleuten und Fabri⸗ 
tanten, - 

Und ein Sechftel unter den ausgezeichnetften Gelehrten 
und Künftlern, und unter den Bürgern, welche fih am 
meijten um den Staat verdient gemacht haben. 

Art. 42. Es kann niemand, der nicht volle 21 Jahre 
alt if, zum Mitgliede eines Departements; Collegiums 
ernannt werden. 

Art, 43. Die Funetionen der Mitglieder der Des 
partements⸗ Collegien find lebenslänglich; es kann Feines 
derfelden anders, als durch einen Urtheilsſpruch, entfegt 
werden. ; 

Art. 44. Die Departements : Collegien follen die 
Mitglieder der Stände ernennen, und dem Könfge Candis 
daten für die Stellen der Friedensrichter, Departementsz, 
Diftricts: und Municipalraͤthe vorfchlagen. 

Für jede zu machende Ernennung jollen zwei Candidas 
ten vorgefchlagen werden. 


Eilfter Titel. 


Art. 45. Der Coder Napoleon foll vom r. Jar 
nuar 1808 an das bürgerliche Geſetzbuch des Königreiches 
Weſtphalen ſeyn. 

Art. 46. Das gerichtliche Verfahren ſoll öffentlich 
ſeyn, und in peinlichen Fällen ſollen die Sefhwornen : Ger 
richte Start haben. Diefe neue peinliche Jurisprudenz foll 
fpäteftens bis zum 1. Julius 1808 eingeführt feyn. 

Art. 47. Sm jedem Eantone foll ein Friedensgericht, 
in jedem Diftriete ein Civilgericht erſter Inſtanz, und in 
jedem Departemente ein peinlicher Gerichtshof, und für 
das ganze Königreich ein einziger Appellarions s Gerichtes 
Hof feyn. 

Art. 48. Die Friedensrichter ſollen vier Jahre lang 
im Amte bleiben, und follen fogleidy darauf wieder gewählt 
werden koͤnnen, wenn fie als Eandidaten von den Deparz 
sementss Eollegien vorgefchlagen worden. 


Art. 49. Der tichterliche Stand ift unabhängig. 


. 
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Art. 50. Die Richter werden vom Koͤnige ernannt. 

Ernennungen auf Lebenszeit ſollen ſie erſt erhalten, 
wenn man, nachdem ſie ihr Amt fuͤnf Jahre lang werden 
verwaltet haben, uͤberzeugt ſeyn wird, daß ſie in ihren 
Aemtern beibehalten zu werden verdienen. 

Art. 51. Das Appellationsgericht kann auf die Der 
nunciation des Föniglihen Procurators ſowohl, als auf 
jene eines feiner Präfldenten, vom Könige die Abfegung 
eines Nichters begehren, welchen es in der Ausübung feir 
ner Amtsverrichtungen einer Verletzung feiner Pflichten für 
ſchuldig hält. 

In diefem einzigen Falle fol die Amtsentfegung eines 
Richters vom Könige ausgefprochen werden können. 

Art. 52. Die Urtheile der Gerichtshöfe und Tribus 
nale werden im Namen des Königs ausgefprochen. 

Er allein kann Gnade ertheilen, die Strafe erlaffen 
oder mildern. 


Zwoͤlfter Titel. 


Art. 53. Die Militär :Confeription fol Grundgefeg 
des Königreiches Weftphalen feyn. Es dürfen Feine Wer: 
bungen für Geld Statt haben. 


Dreizehnter Titel. 


Art. 54. Gegenwärtige Conftitution fol durch koͤnig⸗ 
lihe, im Staatsrathe discutirte, Verordnungen ergänzt 
werden. - 

Art. 55. Die Gefege und Verwaltungs: Verordnuns 
gen follen im Gefek : Bulletin befannt gemacht werden, 
und haben zu ihrer Verbindlichkeit keiner anderweiten Pu⸗ 
blicaiions⸗ Formalität nöthig. 


Gegeben in Unferm Pallafte zu Fontaineblean, am 
ısten Tage des Monats November des Jahres 1807. 


Unterfhrieben: Napoleon, 
Auf Befehl des Kaifers, 
der Minifter Staats ⸗Secretaͤr 
Hugo B. Maret. 
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Wir Hieronymus Napoleon, von Gottes Gnaden 
und durch die Eonjtiturionen König von Weftphalen, 
franzoͤſiſcher Prinz ꝛc. ꝛc. 

Nah Anſicht der Conſtitution des Koͤnigreiches Weftphas 
ien, vom 15. November 1807, 

Befehlen, daß diefelbe ins Gefeg : Bulletin eingerücht und 

im ganzen Umfange des Königreiches befaunt gemacht wer⸗ 

den foll. 

Gegeben in Unferm Königlichen Pallafte zu Napoleons⸗ 
höhe am 7. Desember 1807, im ıften Jahre Unferer Res 
gierung. 

Unterfchrieben: Hieronymus Napoleon. 
Auf Befehl des Königs, 

in Abwefenheit des Minifters Staats: Serretärg, 

der Kabinets: Secretär 

Unterfehrieben: Coufin von Marinville. 
Als gleichlautend befcheiniget , 

der proviforifche Minifter des Juſtizweſens und 
der innern Angelegenheiten 

Simeon, 


b) Ergänzungsftatut vom 23. Dec. 1808. 


Wir Hieronymus Napoleon x. ꝛc. 

ben, in Erwägung, daß die allgemeine Verwaltung ber 

uſtiz und des Innern täglich) zu viele und zu verfchiedene 
Gegenjiände darbietet, als daß Unjer, mit diefen beiden 
Departements zugleid) beauftragter, Minifter die zahlreichen 
und wefentlic von einander abweichenden Details derfelben 
allein bearbeiten könnte; Kraft des 54. Artikels der Cons 
ſtitutionsurkunde, welche verfügt, daß die Conſtitution durch 
von Uns erlaflene, und im Staatsrath discutirte, Verord⸗ 
nungen ergänzt werden fol; 

nad) Anhörung Unfers Staatsraches, 

Hefchloffen, und befchließen folgendes: 

Art. 1. Die allgemeine Verwaltung der Juſtiz und 
des Innern foll, vom ı. Januar 1809 am gerechnet, zwei 
getrennte Minifterien bilden. 

Zweiter Band, 9 
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Art. 2. Die Attributionen des Juſtiz ⸗Miniſteriums 


nd: 

i Die gewöhnliche (laufende) Eorrefpondenz mit den Ger 
richtshoͤfen und Zribunalen, und mit den koͤniglichen Pros 
euratoren in allem, was auf die Verwaltung der Suftig, 
ſowohl in Civil⸗ als in peinlihen Sachen, Bezug hat; die 
Organiſation der Gerichtshöfe, Tribunale und Friedens⸗ 
gerichte, und die Ausuͤbung des Rechts der Oberaufſicht, 
und der Zurechtweiſung; das Notariats⸗ und Hypotheken: 
wefen; 

Die Berichte über die Vegnadigungsgefuche und die an 
die Tribunale zu machende Verfendung der Gnadenbriefe, 
und folder, welche eine Milderung der Strafen enthalten; 

Die Berichte über folhe Fragen, welche eine -Ausles 
gung der Geſetze nothwendig machen ; 

Die Rechenſchafi, welche dem Könige in Hinſicht der 
gefammelten Bemerkungen über die verfchiedenen Zweige 
der Geſetzgebung, über die Mißbraͤuche, welche in die Aus: 
übung der Juſtiz ſich eingefhlihen haben, und über die 
Difeiplin der Tribunale abzulegen iſt; die Anmweifung zur 
Bezahlung aller, die gerichtliche Ordnung betreffenden, 
Ausgaben; das Abdrucken der Gefege, königlichen Decrete, 
Proclamationen oder Verordnungen in das Bulletin, und 
die Berfendung deflelben an alle Behörden: 

Der Vorfig in Unferm Staatsrathe, wenn derſelbe, in 
Gemäßheit des 22. Artikels der Conftitutionsurkunde vom 
15. Nov. 1807, die Gefchäfte des Caſſationsgerichts vers 


fieht; 

Die hohe Polizei des Königreiches; 

Art. 3. Die Attributionen des Minifteriums des In: 
nern find: 

Die Correfpondenz mit den Präferten, und die Ober: 
aufficht Über die Verwaltung ; 

Die Aufrechthaltung der die Departementscollegien und 
die General:, Departementss, Diſtricts- und Municipal: 
täthe betreffenden Geſetze; 

Das Perfonale der Ernennungen der temporairen und, 
gänzlichen Dienftentfegung ‚der Präfeeten, Unterpräfesten 
und Maire; 
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Das Rehnungswefen der Departements und der Ger 
meinden ; 

Die Sefängniffe und Zuchthäufer ; 

Die Eivilhofpisäler, die zur Aufnahme der Bettler ber 
fiimmten Gebäude, die Öffentlichen Unterfiägungss und 
Wohlthätigkeitsanftalten ; 

Der Ackerbau, die Baumfchulen und Schäfereien; der 
Öffentliche Sottesdienft, die Induſtrie, die Künfte und 
Gewerbe; 

Die Prämien und Aufmunterungen, die Gefundheitss 
maßregeln, die Maße und Gewichte; 

Der öffentliche Unterriht, die Mufeen, Volksfeſte, 
Univerfitäten und Theater; 

Die Verfertigung der Bevölferungsz und der fatifti: 
fhen Tabellen, fo wie derjenigen, über den Territortalz 
Ertrag; 

Die öffentlihen Arbeiten, mit Ausſchluß der Kanäle 
und Chauffeen, welche bis zum 1. Januar 1810 fortfahren 
werden, zu den Attributionen des Sinanzminifteriums zu 
gehören, von diefer Zeit an gerechnet aber einen Theil der 
Artributionen des Minifteriums des Innern ausmachen 
follen. j 

Es ift Unfer Wille und Befehl, dab das gegenwärtige 
Statut, mit dem Staatsfiegel verfehen, in das Gefegs 
bulletin eingerückt, und an die Gerichtshöfe, Tribunale 
und Verwaltungsbehörden gefandt werde, damit diefelben es 
in ihre Regiſter eintragen, fid) genau darnach richten, und 
auf deilen Beobachtung Halten; - Unfer Juſtizminiſter iſt bes 
auftragt, über die Vollziehung deflelben zu wachen. 

Gegeben in Unferm koͤniglichen Pallaſte zu Caſſel, am 
23. December 1808; im aten Jahre Unfrer Regierung. 


4) 8 ayerm 
Die nächfte neue Eonftitution in Teutfchland nach 
der Conftitution des Königreiches Weftphalen war die 
des Königreiches Bayern. Es bedarf feiner Nach 
weifung darüber, was und wie vielaus jener in 
9 * 
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diefe hberging, fobald man beide forgfältig mit einan⸗ 
der vergleicht. Die Hauptgegenftände ihrer Verwandt⸗ 
fehaft betreffen; die völlige Aufhebung der früher beſtan⸗ 
denen Landftände, die Begründung einer neuen Natio- 
nalrepräfentation, die Vernichtung der Leibeigenfchaft, 
die Einführung einer gleichen Beſteuerung, die gleich» 
mäßige Berechtigung aller Staatsbürger zu den Staats⸗ 
ämtern, die ausgefprochene Sicherheit der Perfon und 
des Eigenthumes, die Gewiffens », Religions - und 
Preßfreiheit, die Veranttwortlichfeit der Minifter u. ſ. 
w. Doch diefe Conftitution hatte auch ihre mannigfal- 
tigen Unvolfonmenheiten und Lücken, welche felbft von 
inländifchen bayriſchen Schriftftellern wicht ungerügt 
blieben. *) So follten in jedem Kreife aus denjenigen 
zweihundert Landeigenthümern, Kaufleuten und Sabri« 
fanten des Bezirkes, welche die höchfte Grundfteuer 
bezahlen, von den Wahlmännern 7 Deputirte auf 6 
Jahre gewaͤhlt werden, modurch weder der Adel der 
Geburt, noch jener des Geiftes und Herzens, fondern 
blos das Vermögen und dag Geld die Aus— 
ficht gewährte, in die Reihe der Nepräfentanten zu 
freten. Doch wurden durch Decret vom 22. Dec. 
1811 die Majoratsherren und adlichen 
gehnsbefiger für gebohrne Nepräfentanten der 
Bayrifchen Nation erklärt. Die Prälaten und Stifter, 
welche vormals einen zu großen Einfluß auf die Landes- 
verfammlung behaupteten, wurden, fo wie die Univer- 
fitäten, ganz übergangen, obgleich die italienifchen Con« 
fiitutionen den Stand der Gelehrten in bie Res 


*) Wir folgen in der Angabe biefer Unvolllommenheiten 
einem eingebohrnen Bayer: Brendel, in ber Ge— 
fhihte, das Wefen und der Werth der Ra— 

:.tionaltepräfentation, SH 7, ©, 257 fr. 
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präfentation aufnahmen. Aus vielen Näckfichten fcheine 
die Gegenwart von Rechtsgelehrten bei der ftändifchen 
Derfammlung nothwendig, um über rechtliche Gegen« 
ftände ihr freies Gutachten zu hören ; allein die bayrifche 
Eonftitution fchloß den Nechtsgelehrten, mie ben Künfte 
ler, und wie jeden aus, der nicht fo viel Vermögen bes 
figt, um in der Klaffe der am höchften Befteuerten zu 
fiehen.. Die Wahlmänner wurden nicht von der 
Geſammtheit der Bürger von Zeit zu Zeit beftimmt, fon« 
dern, wie die Präfidenten und Secretäre der Wahlcolle⸗ 
sien, lebenslänglich vom Konige ernannt. Die Natios 
nalrepräfentanten ſollen zwar aus fich Commiffionen von 
drei bis vier Mitgliedern erwählen, um über die bürger« 
liche und peinliche Gefeßgebung, über Finanzen, über 
den Schuldentilgungsfonds und die innere Verwaltung 
zu berathfchlagen ; allein dies gefchieht nicht ex oflicio, 
fondern blog dann, wann e8 die Regierung von ihnen 
verlangt. Sind die Geſetze fo vorbereitet; fo ſtimmt 
die Verfammlung durch den Weg des geheimen 
Scrutiniums nach abfoluter Stimmenmehrheit. Es 
ift alfo Feine Rede von freier Diſcuſſion; denn nie 
mand darf das Wort führen, als die königlichen Com⸗ 
miffarien und die gewählten Glieder der Commiffionen,, 
Zwar follte der geheime Rath aus verdienten Bes 
amten aller Provinzen vom Könige gewählt, und von 
ihm jeder Gefegesentwurf im Voraus verhandelt wer⸗ 
den; allein die Grundzüge dazu werden ihm vom Ka» 
binette vorgelegt, und bie dem geheimen Rathe über« 
tragene Adminiftrationsjuftiz bringt ihn in den Fall, 
in feiner Behörde Verwaltung und Juſtiz zugleich zu 
vereinigen, fo daß er nicht nur 5. B. über die Zuläffig. 
feit einer Spetialunterfuchung erfennt, fondern auch 
über den Veſtand eines von ihm gefällten Urtheilg 
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fpricht, fobald der Angefchuldigte gegen die Specialuns 
terfuchung appellirt. 

Ob nun gleich diefe Eonftitution von der Regierung 
neuerlich felbft defavouirt, und am 20. Oct. 1814, fo 
wie am 26. Mai 1815 erklärt worden ift, baß der 
König ſchon früher befchloffen habe, „feinen Staaten 
eine Seiner Würde und den dußern und innern Verhaͤlt⸗ 
niffen angemeffene Verfaffung zu geben,“ deshalb auch 
für diefen Zweck zu München eine eigene Commiffion 
niedergeſetzt ward; fo ift doch big jetzt diefe neue Vers 
faffung noch nicht erfchienen. Co viel bleibt dag Ver⸗ 
dienft der am 1. Mai 1808 promulgirten bayrifchen 
Eonftitution, daß fie zuerft in einem reintentfchen 
Staate die Idee einer Nationalrepräfentation 
aufftellte und realifirte, und daß mehrere einzelne Bes 
flimmungen derfelben den Fortfchritten des Zeitgeifteg, 
den Grundfägen einer aufgeflärten Regierung und den 
Bedürfniffen eines mündig gewordenen Volkes ent» 


fprachen. 


a) Conftitution vom 1. Mai 1808. 


Marimilian Joſeph, von Gottes Gnaden König 
von Bayern. Don der Weberzeugung geleitet, daß der 
Staat, fo lange er ein bloßes Aggregat verfchiedenartiger 
Beitandtheile bleibt, weder zur Erreichung der vollen Ger 
ſammtkraft, die in feinen Mitteln liegt, gelangen, noch 
den einzelnen Gliedern deflelben alle Vortheile der bürgers 
lichen Vereinigung, in dem Maaße, wie es diefe bezweckt, 
gewähren kann, haben Wir bereits durch mehrere Verord⸗ 
‚ nungen die Verfchiedenheit der Verwaltungsformen in Uns 
ferm Reiche, fo meit es vor der Hand möglich war, zu he: 
ben, für die directen Auflagen fowohl, als für die indis 
recten ein gleihförmigeres Syſtem zu gründen, und die 
wichtigften öffentlichen Anftalten dem Gemeinfamen ihrer 
Beſtimmung durch Einrichtungen, die zugleich ihre beſon⸗ 
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dern fihern, entfprechender zu machen gefucht. Ferner 
haben Wir, um Unfern gefammten Staaten den Vortheil 
angcmeflener gleicher bürgerlicher und peinlicher Gefege zu 
verfchaffen, auc die hiezu nöthigen Vorarbeiten angeords 
net, die zum Theil fhon wirklich vollendet find. Da aber 
diefe einzelnen Ausbildungen: befonderer Theile der Staats; 
einrichtung nur unvollfommen zum Zwecke führen, und 
Luͤcken zuruͤcklaſſen, deren Ausfüllung ein wefentliches Bes 
dürfniß der nothwendigen Einheit des Ganzen ift; fo har 
ben Wir befhloffen, fämmtlihen Veftanttheilen der Ger 
feßgebung und Verwaltung Unfers Reiches, mir Rücklicht 
auf die äußern und innern Verhältniffe deffelben, durch ors 
ganifche Geſetze einen vollftändigen Zufammenhang zu ger 
ben, und hiezu den Grund durch gegenwärtige Conftitus 
tionsurkunde zu legen, die zur Abficht hat, durch ent; 
fprechende Anordnungen und Beftimmungen den gerechten, 
im allgemeinen Staatszwecke gegründeten, Forderungen des 
Staates an feine einzelnen Glieder, fo wie der einzelnen 
Glieder an den Staat, die Gewaͤhrleiſtung ihrer Erfüllung, 
dem Ganzen fefte Haltung und Verbindung, und jedem 
Theile der Staatsgewalt tie ihm angemeflene Wirkungs: 
kraft nach den Bedärfniffen des Gefammtwohls zu verfchaf: 
fen. Wir beftimmen und verordnen demnach, wie folgt; 


Erfier Titel. 
Hauptbeffimmungen. 


$. 1. Das Königreich Baiern bildet einen Theil der 
rheiniſchen Föderation. 

6. 2. Alle befondere Verfaflungen, Privilegien, Erbs 
Ämter und landfchaftlihe Torporationen der einzelnen Pros 
vinzen find aufgehoben. Das ganze Königreich wird durch 
eine Nationalvepräfentation vertreten, nad) gleichen Ger 
fegen gerichtet und nach gleichen Grundfägen verwaltet; 
dem zu Folge foll ein und daffelde Steuerfyftem für das 
aanze Königreich feyn. Die Grundfteuer kann den fünften 
Theil der Einkünfte nicht uͤberſteigen. 


9. 3. Die Leibeigenfhaft wird da, wo fie noch bes 
ſteht, aufgehoben. 
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9. 4. Dhne Rücficht auf die bis daher beftandene Ein: 
theilung in Provinzen, wird das ganze Königreich in mög: 
lichſt gleiche Kreife, und, fo viel thunlich, nad natürlichen 
Grenzen gerheilt. 

$. 5. Der Adel behält feine Titel und, wie jeder 
Gurseigenthämer, feine gutsherrlihen Rechte nach den ger 
ſetzlichen Beftimmungen; übrigens aber wird er in Ruͤck⸗ 
ſicht auf die Staatslaften , wie fie dermal beftehen oder noch 
eingeführt werden mögen, den übrigen Staatsbürgern 
ganz gleich behandelt, Er bilder audy Beinen befondern 
Theil der Narionalrepräfentatfon, fondern nimmt mit den 
übrigen ganz freien Landeseigenthämern einen verhaͤltniß⸗ 
mäßigen Antheil daran. Eben fo wenig wird ihm ein aus⸗ 
fchließlihes Recht auf Staatsaͤmter, Staatswärden, 
Staarspfiänden zugeftanden. Die gefammten Statuten 
der noch beſtehenden Corporationen muͤſſen nad diefen 
Srundjägen abgeändert, oder feiner Zeit eingerichtet 
werden, 

6. 6. Diefelben Beſtimmungen treten auch bei der 
Beijtlichkeit ein. Uebrigens wird allen Reltgionstheilen, 
she Ausnahme, der ausfchließliche und volltommene Be: 
fig der Pfarr:, Schul: und Kirhengäter, wie fie nach 
der Verordnung vom 1. Oct. 1807 unter die 3 Rubriken: 
des Kultus, des Unterrichts und der Wohlthärigkeit in Einer 
Adminiftration vereinigt find, beftätigt, Diefe Beſitzun⸗ 
gen koͤnnen weder unter irgend einem Vorwande eingezoz 
sen, nod zu einem fremden Zwecke veräußert werden. 
Daſſelbe gilt auch von den Gütern, welche feiner Zeit zu 
den errichtenden Bischämern und Capiteln zur Dotation 
angewiejen werden follen. 


$. 7. Der Staat gewährt allen Staatsbärgern Si⸗ 
herheit der Perjonen und des Eigenthums — volltom: 
mene Gewiflensfreiheit — Preßfreiheit nah dem Zenfurs 
edift vom 13. Juni 1803 und den wegen der politifchen 
Zeitfchriften am 6. Sept. 1799 und 17. Febr. 1806 erlafz 
fenen Verordnungen. Nur Eingeborne, oder im Staate 
Beguͤterte, koͤnnen Staatsämter befleiden. Das Indige⸗ 
nat kann nur durch eine Eöniglihe Erklärung oder ein Ges 
fe ertheilt werden, 
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$. 8. Ein jeder Staatsbürger, der das 21. Jahr zur 
rückgelegt hat, iſt ſchuldig, vor der Verwaltung feines 
Kreifes einen Eid abzulegen, daß er der Conftitution and 
den Gefegen gehorchen — dem Könige treu feyn wolle. 
Niemand kann ohne ausdrüdliche Erlaubniß des Monars 
chen auswandern, in dag Ausland gehen oder in fremde 
Dienfte übergehen, noch von einer ausmärtigen Macht 
Gehalte oder Ehrenzeichen annehmen, bei Verluft aller buͤr⸗ 
gerlihen Rechte. Alle jene, welche außer den durch Herr 
kommen oder Verträge beftimmten Fällen, eine fremde Ges 
richtsbarfeit über fich erkennen, verfallen in diefelbe Strafe, 
und fönnen nach Umſtaͤnden mit einer noch fchärfern belegt 
werben, 

Zweiter Titel. 
Bon dem königlihen Haufe 


$. 2. Die Krone ift erblidy in dem Mannsſtamme des 
regierenden Haufes, nad dem Rechte der Erfigeburt und 
der agnatijch s linealifchen Erbfolge. 


6. 2. Die Prinzefinnen find auf immer von der Re⸗ 
gierung ausgeſchloſſen, und bleiben es von der Erbfolge in 
fo lange, als noch ein männlicher Sprofle des regierenden 
Hauſes vorhanden ift. 


$. 3. Mac) gänzlicher Erlöfhung des Mannsftammes 
fällt die Erbfchaft auf die Töchter und ihre männliche Nach⸗ 
kommenſchaft. 


G. 4. Ein beſonderes Familiengeſetz wird die Art, 
wie diefe Erbfolge eintreten foll, beſtimmen; jedoch mit, 
Vorbehalt der im $. 34 der rheinifchen Föderationsacte ers 
wähnten erblihen Anſpruͤche, in fo weit jie anerfannt und 
beſtimmt find. Der Lestlebende vom koͤniglichen Haufe 
wird ducch zweckmaͤßige Maaßregeln die Ruhe und Selbſt⸗ 
ftändigfeit des Rechts zu erhalten ſuchen. 


6. 5. Die nachgebohrnen Prinzen erhalten feine lies 
gende Güter, fondern eine jährlidhe Appanagialrente von 
hoͤchſtens 100,000 Gulden aus der föniglihen Schatzkam⸗ 
mer in monatlihen Raten ausbezahlt, die nad Abgang 
ihrer männlichen Erben dahin zuruͤckfaͤllt. . 
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» 6.6. Zweimal Hundert Taufend Gulden jährliche Eins 
Fünfte nebft einer anftändigen Refidenz find als Marimum 
für das Witthum der vegierenden Königin beftimmt; das 
Heirathgut einer Prinzeflin ift auf 100,000 Gulden fefts 
gefeßt. 

6. 7. Alle Glieder des königlichen Hauſes ftehen unter 
Gerichtsbarkeit des Monarchen, und können bei Verluſt 
ihres Erbfolgerechts nur mit deffen Einwilligung zur Ehe 
ſchreiten. 

$. 8. Die Volljährigkeit der koͤniglichen Prinzen tritt 
mit dem zuruͤckgelegten 18. Jahre ein. 

$. 9. Einem jeden Monarchen ſteht es frei, unter 
den volljährigen Prinzen des Haufes den Reichsverweier 
während der Minderjährigkelt ſeines Nachfolgers zu waͤh⸗ 
len. In Ermangelung einer folhen Beflimmung gebührt 
fie dem nächften volljährigen Agnaten. Der weiter Ents 
fernte, welcher wegen Unmuͤndigkeit eines nähern die Vers 
waltung uͤbernommen hat, feßt fie bis zur Volljährigkeit 
des Monarchen fort. Die Regierung wird im Namen des 
Minderjährigen geführt; alle Aemter, mit Ausnahme der 
Juſtizſtellen, tönnen während der Regentfchaft nur provis 
forifch vergeben werden. Der Reichsverweſer kann weder 
Kronguͤter veräußern, noch neue Aemter fchaffen. In Erz 
mangelung eines volljährigen Agnaten verwaltet der, erfte 
Kronbeamte das Reich. Einer verwittweten Königin kann 
die Erziehung ihrer Kinder unter Auficht des Reichsver⸗ 
wefers, nie aber die Verwaltung des Reichs Übertragen 
werden. 

$. 10. Es follen 4 Kronämter des Reiches errichtet 
werden. Ein Kron : Oberfthofmeifter — ein Krons Oberfts 
kaͤmmerer — ein KronsDOberftmarfhall — ein Kron: 
Dberftpoftmeifter , die den Sigungen des geheimen Rathes 
beimohnen. Alle wirklich dirigirende geheime Staatsmints 
fter genießen alle mit der Kronämterwärde verbundenen 
Ehren und Vorzüge. 

6. 11. Die am 20. Det. 1804 Wegen Unveräußers 
lichkeit der Staatsgüter erlaffene Pragmatik wird beftätigt, 
jedoch ſoll es dem Könige frei ftehen, zur Belohnung großer 
und beſtimmter, dem Staate geleifteter Dienfte, vorzügs 
lich die künftig heimfallenden Lehen oder neu erworbene 
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Staatsdomainen dazu zu verwenden, die fodann die Eigen⸗ 
fchaft von Mannslehen der Krone annehmen, und woräber 
Feine Anwartfchaft ertheilt werden kann. 


Dritter Titel. 
Bon der Verwaltung des Reiche. 


6. 1. Das Minifterium theilt fi in 5 Departements: 
jenes der auswärtigen Verhältniffe, der Juſtiz, der Finan⸗ 
zen, des Innern und des Kriegswefens. Die Gefchäftss 
ſphaͤre eines jeden ift und bleibt durd, die Verordnungen 
vom 26. Mai 1801, 29. Oct. 1806, und 9. März 1807 
beſtimmt. Mehrere Minifterien können in Einer Perfon 
vereinigt werden. Das Staatsfecretariat wird von einem 
jeden Minifter für fein Departement verfehen; daher müfr 
fen alle koͤnigl. Decrete von demfelben unterzeichnet werden, 
und nur mit diefer Formalität werden fie als rechtskräftig 
angefehen. Die Minifter find für die genaue Vollziehung 
der fönigl. Befehle fowohl, als für jede Verlegung der 
Eonftitution, welche auf ihre Veranlaflung oder ihre Mits 
wirfung Statt findet, dem Könige verantwortlih. Sie 
erftatten jährlich dem Monarchen einen ausführlichen Bes 
sicht Über den Zuftand ihres Departements. 

$. 2. Zur Berathfchlagung über die wichtigften innern 
Angelegenheiten des Neiches wird ein geheimer Rath anges 
ordnet, der neben den Miniftern aus ı2 oder hoͤchſtens 16 
Sliedern beſteht. Die geheimen Räthe werden von dem 
Könige anfänglich auf Ein Jahr ernannt, und nicht cher 
als nach Hjährigem Dienfte ald permanent angefehen. Der 
König und der Kronerbe wohnen den Sigungen des geheis 
men Rathes bei; in beider Abweſenheit praͤſidirt der aͤlteſte 
der anmefenden Staatsminifter. Der geheime Rath ent: 
wirft und discutirt alle Gefege und KHauptverordnungen 
nach den Grundzuͤgen, welche ihm von dem Könige durch 
die einfhlägigen Minifterien zugetheilt werden, befonders 
das Geſetz über die Auflagen, oder das Finanzgeſetz. Er 
entfcheidet alle Competenzftreitigteiten der Gerichtsftellen 
und Verwaltungen, wie auc) die Frage: ob ein Verwal 
tungsbeamter vor Gericht geftelle werden könne oder folle? 
Zur Führung der Gefchäfte wird .der geheime Rath in drei 


138 Bayern. 


Sectionen getheilt: jene der birgerlihen und peinlichen 
Geſetzgebung, der Finanzen und ber innern Verwaltung. 
Eine jede Section .befteht wenigftens aus 3 Mitgliedern, 
und bereitet die Gefchäfte zum Vortrage im verfammelten 
Rathe vor. 

6. 3. Der geheime Rath hat in Ausuͤbung feiner At⸗ 
tributen nur eine berachende Stimme. 

G. 4. An der Spige eines jeden Kreifes ſteht cin för 
nigl. Generalcommiflair, dem wenigftens 3, höchitens 5 
Kreisräthe untergeordnet find; ferner beſteht in einem jes 
den Kreife 

a) eine allgemeine Verfammlung, und 

b) eine Deputation. 

Erftere wählt die Nationalrepräfentanten ; legtere wird 
vom Könige aus der Mitte der Kreisverfammlung gewählt, 
und bringt 

3) die zur Beftreitung der Localausgaben nöthigen Auf⸗ 
lagen in Vorſchlag, welche gefondert in den jährlichen 
Finanzetat aufgenommen, von den Rent: und Steuers 
beamten mit den Auflagen des Reiches erhoben, und 
ausschließlich zu dem Zwecke, wozu fie beſtimmt find, 
verwendet werden muͤſſen. 

2) Laͤßt fie die, die Verbefferung des Zuftandes des 
Kreifes betreffenden, Worfchläge und Wünfhe durch 
das Minifterium des Innern an den König gelangen. 

Die Stellen bei der allgemeinen Berfammlung werden 
von dem Könige auf Lebenszeit vergeben; fie werden aus 
denjenigen 400 Landeseigenthümern, Kaufleuten oder Far 
brikanten des Bezirks, welche die hoͤchſte Grundſteuer bes 
zahlen, nach dem Verhältnig von ı zu 1000 Einwohnern 
gewählt, und verfammeln fih, fo oft die Wahl eines Re⸗ 
präfentanten vorfällt, oder es der Monarch befiehlt. Ihre 
Berfammlungen dauern höcftens 3 Tage. Der König 
ernennt den Präfidenten und die Übrigen Officianten auf 
eine oder mehrere Seflionen; erftere Stelle kann auch dem 
Generalcommiſſair des Kreifes Übertragen werden, - Die 
Kreisdeputation wird jährlich zu dem dritten Theile ers 
neuert. Der König ernennt die Glieder derfelben aus den 
Deputirten der allgemeinen Verfammlung. Der Name der 
Austretenden wird duch das Loos beſtimmt. Die Depu— 
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sation verfammelt fich jährlich auf hoͤchſtens 3 Wochen, 
Zeit und Ort des Zufammentrittes werden von dem Mo: 
narchen beftimme. Mit dem Vorftande und den Secretai⸗ 
ven wird es fo, wie bei der Generalverfammlung gehalten. 

6. 5. Die Landgerichte üben die Localpolizei unter. der 
Aufſicht der Generalcommiſſariate aus, und erhalten zu 
diefem Behufe einen oder mehrere Polizeiactuarien. Für 
eine jede ftädtifche und Nuralgemeinde wird eine Localverz 
waltung angeordnet werden, 

$. 6. Die Gefälle, Steuern und Auflagen des Reiches 
werden, fo wie die Local: Nebenbeifchläge, durch die Rent⸗ 
ämter und die übrigen zur Einnahme der Auflagen bejtimms 
ten Beamten erhoben. 

$. 7. Alle VBerwaltungsbeamte, von dem wirklichen 
Rache an, unterliegen den Beitimmungen der Hauptvers 
srönungen vom 1. San. 1305, und 8. Juni 1807; jedoch 
werden alle künftig Anguftellende nur dann als wirklide 
Stantsbeamte angefehen, wenn fie ein Amt, welches die: 
fes Recht mit ſich bringt, 6 Jahre lang ununterbrochen 
verwalter haben. Wegen der Unterftügungsbeiträge der 
übrigen Fönigl. Diener und ihrer Wittwen wird eine eis 
gene zweckmaͤßige Verordnung erlaflen werden. 


Vierter Titel. 
Von. der Nationalrepräfentation, 


6. 1. Sn einem jeden Kreife werden aus denjenigen 
200 Landeigenthümern, Kaufleuten oder Fabrifanten, wels 
he die höchfte Srundfteuer bezahlen, von den Wahlmän: 
nern fieben Mitglieder gewählt, welche zufammen die 
Reichsverſammlung bilden. 

6.2. Der König ernennt einen Präfidenten und vier 
Secretaire aus den Mitgliedern der Verfammlung auf eine 
oder mehrere Sigungen. 

$. 3. Die Dauer der Functionen der Deputirten 
wird auf fechs Jahre beſtimmt; jedoch find fie nach Verlauf 
diefer ſechs Jahre wieder erwählbar. 

§. 4. Die Nationalvepräfentation verfammelt fich we: 
nigftens einmal im Jahre auf die vom Könige erhaltene 
Zufammenderufung, welcher die Verfammlung eröffnet und 
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ſchließt. Er kann fie auch vertagen ober aufloͤſen; jedoch 
muß im legten Falle wenigftens innerhalb zwei Monaten 
eine neue zufammenberufen werden. 

6. 5: So oft die Wahl eines Deputirten oder auch 
der ganzen Reichsrepräfentation gorzunchmen ift, werden 
entweder alle oder die bethetligte Kreisverfammlung durch 
tönigliche offene Briefe, welche der Minijter des Innern 
erpedirt, hierzu aufgefordert. 3 

6. 6. Die Verfammlung wählt unter fih Commiſſio⸗ 
nen von. drei, höchitens vier Mitgliedern; jene der. Finan⸗ 
zen, der bürgerlichen und peinlichen Gefeßgebung, der ins 
nern Verwaltung und der Tilgung der Staatsfhulden. 

Diefe verfammeln fich und correfpondiren mit den einfchläs 
gigen Sertionen des geheimen Rathes über die Entwürfe . 
der Geſetze und Hauptreglements ſowohl, als den jährlichen . 
Finanzetat, fo oft es die Regierung von ihnen verlangt. 
$. %: Die auf folhe Art vorbereiteten Gefege werden 
. an die Repräfentation durch zwei, höchftens drei Mitglier 
der des geheimen Nathes gebraht; die Verfammlung 
ftimmt darüber durch den Weg des geheimen Scrutiniums 
nach der abjoluten Mehrheit der Stimmen. Niemand iſt 
befugt das Wort zu führen, als die koͤniglichen Commiffaire 
aus dem geheimen Rathe und die Glieder der einfchlägigen 
Eommiffion der Repräfentation. - 


Sünfter Titel. 
Bon der Jufiz. 
$. 1. Die Zuftig wird durch die, in geeigneter Zahl 
beftimmten, Dber : und Untergerichte verwaltet. Für das 
ganze Reich befteht eine einzige oberfte Juſtizſtelle. 
$. 2. Alle Gerichtsjtcllen find verbunden, bei Endur⸗ 
theilen die Entfcheidungsgründe anzuführen. 

6. 3. Die Glieder der Zuftigcollegien werden von dem 
Könige auf Lebenszeit ernannt, und können nur durch einen 
förmlihen Spruch ihre Stellen verlieren. 

$. 4. Der König fann in ‚Triminalfachen Gnade er: 
theilen, die Strafe erlaffen oder mildern, aber in feinem 
Falle irgend eine anhängige Streitfache oder angefangene 
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Unterfuchuug hemmen, vielmeniger eine Partei ihrem ges 
feglihen Richter entziehen. 

$. 5. Der königlihe Fifeus wird in allen ftreitigen 
Privatrechtöverhältniffen bei den königlichen Gerichtshöfen 
Recht nehmen. j 

6. 6. Die Güterconfifcation hat in keinem Falle, den 
der Defertion ausgenommen, Statt; wohl aber koͤnnen 
die Einfünfte während der Lebenszeit des Verbrechers fer 
queftrirt und die Gerichtskoften damit beftritten werden. 

6. 7. Es ſoll für das ganze Neich ein eignes buͤrger⸗ 
kiches und peinliches Gefegbuch eingeführt werden. 


. Schfer Titel - 
Bon dem Militärftande, 


6. 1. Zur Vertheidigung des Staates und zur Erfüls 
lung der durch. die rheinifhe Bundesarte eingegangenen 
Berbindlichkeiten, wird eine ftehende Armee unterhalten. 

$. 2. Die Truppen werden durch den Weg der allger 
meinen Militäreonfeription ergänzt. 

$. 3. DieArmee handelt nur gegen dußere Feinde; im 
Innern aber nur dann, wenn ed der Monarch in einem 
befondern Falle ausdrücklich befiehlt, oder die Militärmacht 
von der Eivilbehörde förmlich dazu aufgefordert wird. 

6. 4. Die Militärperfonen ftehen nur ih Eriminals 
und Dienftfachen unter der Militärgerichtsbarfeit; in allen 
übrigen aber find fie, wie jeder Staatsbürger, den eins 
fchlägigen Eivilgerichten unterworfen. 

6. 5. Die Bürgermiliz wird beftätigt. Zur Erhaltung 
der Ruhe in Kriegszeiten wird eine Nationalgarde, und 
zur Handhabung der Polizei eine Gensd’armerie errichtet 
werden. . 

Dies find die Grundlagen der fünftigen Verfaflung - 
Unfers Reiche. Ihre Einführung wird hiermit feftgefegt 
auf den ı. Det. biefes Jahres. In der Zwifchenzeit werden 
die hiernach zu entwerfenden Geſetzbuͤcher, fo wie die eins 
zelnen organifchen Gefege, welche obigen Beftimmungen 
zen zur nähern Erläuterung dienen, theils die Art und 

eife ihres Vollzugs vorzeichnen, nachfolgen. — Voͤlker 
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Unfers Reiches! Die Befeftigung eurer gemeinfchaftlichen 
Wohlfahrt ift Unfer Ziel. Te wichtiger euch daflelbe erz 
fcheint, und je durchdrungener ihr von der Erkenntniß 
feyd, daß fein befonderes Wohl ſich anders, als in der 
engſten Verbindung mit dem allgemeinen dauerhaft erhals 
ten kann; defto ficherer wird diefes Ziel erreicht, und Un⸗ 
fere Regentenforge belohnt werden. So gegeben in Unſe⸗ 
ver Haupt: und Refidenzftade Münden, am erfien Tage 
des Monats Mai, im Eintaufend Achthundert und Achten 
Jahre, Unfers Reiches im Dritten. 


Marimilian Joſeph. 


Frei. v. Montgelas. Graf Morawizky. 
Freih. v. Hompeſch. 


\ 





Auf diefe Conftitution folgten, zur Ergänzung ber 
einzelnen algemeinen Beftimmungen derfelben, mehrere 
organifche Ebdicte. 


b) Organiſches Edict vom 4. Jun. 1808, 
die Bildung des geheimen Rathes 
betreffend. 


Wir Marimilian Joſeph von Sottes Gnaden 
König von Bayern 

haben zur Vollziefung der im dritten Titel 9. 2 — 3 der 

Eonftitution über die, die Errichtung des geheimen Rathes 

enthaltenen allgemeinen, Beftimmungen folgende organifche 

Anordnungen gu treffen befchloflen, und beſchließen hierz 

mit wie folget: 


Erfier Titel. 


Eonftituirung des Perfonals. 


Art. 1. Wir und Unfer Kronprinz wohnen den St: 
Bungen des geheimen Rathes bei. 
Diefer fol beftehen a) aus Unfern Miniftern; b) aus . 
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12, böchftens 16 geheimen Käthen, die Wir ernennen 
werden; c) auch Unfre Kronbeamte können während ihrer 
Anmwefenheit in Unfrer Nefidenz den Sigungen des gehei⸗ 
men Rathes beiwohnen, und nehmen alsdann ihren Plag 
nad) Unfern Miniftern; d) die Stelle des General-Se; 
eretärs bei dem geheimen Rathe wird Unferm: geheimen 
Eonferenz Secretär übertragen. 

Art. 2. Die geheimen Käthe werden anfänglich von 
Uns nur auf ein Jahr ernannt, und find nicht eher als 
nach fechsjähriger ununterbrochener Dienftleiftung in diefer 
Eigenfchaft als permanent anzufehen. 

Ale Jahre mit dem ı. October wird eine von Uns 


= angeordnete Lifte der geheimen Raͤthe erfcheinen. Diejeniz 


gen, welche nicht auf diefer Lifte ftehen, hören von ſelbſt 
auf, geheime Raͤthe zu ſeyn. 

Art. 3. Der Gehalt eines geheimen Rathes wird 
auf 4500 Gulden feftgefegt, mit Einrechnung desienigen, 
den ein Mitglied wirklich fchon bezieht. 

’ Art. 4. Der Gehalt des General: Secretärs tft 4000 
Gulden; was derfelbe dermal bezicht, wird gleichfalls eins 
gerechnet. 

Art. 5. Die auf Lebenszeit ernannten ‚geheimen 
Nähe und der GeneralsSercretär erhalten alle. Vortheile 
der Pragmatik für den Staatsdienft, wenn fie ihnen nicht 
ſchon nach ihren. bisherigen Dienftverhältniffen zuftehen ; 
fo wie fie auch allen aus derfelden Hervorgehenden Verbinds 
lichkeiten unterworfen find. 


Zweiter Titel. ’ 
Gefhäftsfreis des geheimen Rathes. 
Art. 2. Unfer geheime Rath .ift in Gemäßheit des 

Titels III. $.2. der Eonftitution die höchfte berathjchlagende 

Stelle in den wichtigften innern Angelegenheiten Unſers 

Reiches. 
Art. 2. Er kann fih nur auf unfern Befehl vers- 

fammeln. . } 
Art. 3. Er hat in feinem Gefhäfte die Initiation, 

und ann nur über diejenigen Gegenftände berathfchlagen, 

welche auf Unfern Befehl von Unfern Miniftern an ihn. ges 
weiter Band, 10 
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bracht werben. Ueber die Gegenſtaͤnde, die ſich zur Berar 
thung in dem geheimen Rathe eignen, werden die Sitzun⸗ 
gen, fo oft Wir es auf den Vortrag Unfrer Minifter nds 
thig erachten, von Uns beftimmt. Es wird nie eine Vor⸗ 
ftellung unmittelbar an den geheimen Kath gerichtet, fonz 
dern allezeit an Uns, mit Bemerkung des Gegenftandes. 

Art: 4. Zufolge des G. 2. Titel IIL discutirt und 
entwirft er die Gefege und Hauptverwaltungs⸗Verordnun⸗ 
gen nach den Örundfägen, die ihm von Uns durd) die einz 
ſchlaͤgigen Minifterien werden mitgetheilt werden. 

Art. 5. Ueber die an Uns gerichteten und von Uns 
an ihn durch die einfchlägigen Minifterten gewiefenen Fra⸗ 
gen, den Sinn der Geſetze betreffend, hat der geheime 
Rath Uns fein Gutachten vorzulegen, 

Art, 6. Er vereinigt mit dem Character der berath⸗ 
fhlagenden Stelle den richterlichen in allen contentiöfen ads ' 
miniftrativen Gegenftänden, die auf Unfern Befehl durch 
die einfhlägigen Minifterien an ihn gemacht werden, und 
für welche er die legte Inſtanz nad) den nähern Beftimz 
mungen bildet, die hierüber fowohl in Beziehung auf die 
Gegenftände, als auf die dabei zu beobachtenden Foͤrmlich⸗ 
keiten nachfolgen werden, } 

Art. 7. Er beurtheilt a) die Competenz: Streitigkeiz 
ten zwifchen der Gerichts⸗ und Verwaltungsftelle; b) die 
Trage: ob öffentliche Beamte wegen begangenen Verbrechen, 
vor Gericht geftellt werden können und follen, -- . 

Art. 8. Wegen diefer Judicialgefhäfte verfammele 
fi) der geheime Rath wöchentlich einmal an einem noch zu 
beftimmenden Tage. Bei diefen Berfammlungen muͤſſen 
jedesmal zwei Drittheile der Mitglieder gegenwärtig feyn. 


Dritter Titel. 
GSefdhäftsgang 
Art. 1. Aus der General » Verfammlung des geheis. 
men Rathes werden nad) den ihr zugewiefenen. Gegenftäns 
den dtei Sectionen gebildet : . i 
a) Det bürgerlichen und peinlichen Gefeßgebung, b) der 
Finanzen, und ©) der innern Verwaltung. 7 
Art. 2. Jede Sertion beftcht wenigftens aus 3 Mit⸗ 
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gliedern. Wenn fein befonderer Präfident als Vorftand der 
Section von Uns ernennt wird; fo fommen dem älteftem 
Mitgliede derfelben die Functionen des Dirigenten zu. 

Art. 3. In den einzelnen Seetionen werden die das 
bin gewiefenen Gegenftände zum Vortrage in der allgemeiz 
nen Berfammlung vorbereitet. 

Art. 4. Die einzelnen Sectionen verfammeln ſich fo 
oft, als es dic Bearbeitung der ihnen zugewiefenen Gegen- 
ftände erfordert. Ein geheimer Secretär desjenigen Miniz 
fterials Departements, zu deflen Gefchäftskreife der zu ber 
arbeitende Gegenftand gehört, führt dabei das Protocol. 

Art. 5. Im der General: Berfammlung wird allezeit 
auf den Vortrag derjenigen Section berathichlagt, welche 
den Segenftand hiezu vorbereitet hat. 

Art. 6. Wenn Wir oder Unfer Kronprinz der Siz⸗ 
zung nicht in Perfon beimohnen ; fo präfidirt der Altefte der 
anwefenden Staatsmintfter. 

Art. 7. Der General:Secretär führe in der Gene⸗ 
ral: Berfammlung das Protocol. In denjenigen Bern 
Sammlungen, welde durch wichtige innere Angelegenheiten: 
des Reiches, oder durch die zu discutirenden Gefegentwürfe, 
veranlaßt werden, ift er verbunden, über jeden diefer Ger 
genftände ein eigenes Protocol zu führen, weldhes Uns; 
durch den einfchlägigen Minifter zur Genehmigung vorges 
legt wird. Derfelbe führt auch das Einlaufsprotocoll über 
die an den geheimen Rath gemwiefenen Gegenftände, vers 
wahrt die Protocolfe, und forgt für die Fertigung der nör 
thigen Ertracte, die von ihm unterzeichnet werden. 

Art. 3. Die Erfenntniffe des geheimen Nathes in 
eontentidfen adminiftrativen Sachen; fo wie die Entfchelr 
dungen der Anfragen, welche entweder Kompetenzftreitigz 
keiten der Gerichts » und Vermwaltungsftellen, oder dig 
Stellung eines äffentlihen Beamten vor das Gericht ber 
treffen, werden in Unferm Namen mit Bemerkung der hier⸗ 
uͤber vorausgegangenen Bernehmung des geheimen Rathes 
durch die einfchlägigen Minifterien ausgefertigt. 

Art. 9. Sobald die Entfchließungen des geheimen 
Rathes in organifchen Verwaltungsgegenftänden,, die durch 
den einfchlägigen Minifter Uns vorgelegt. werden, Unfere 
Genehmigung erhalten. haben, bilden fie Decrete, und 

ı0 * 
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werden von demſelben Minifterium, in deſſen Gefchäftss 
kreis ſie einſchlagen, in Unſerm Namen ausgefertigt. 

Art. 10. Ergibt fi der Fall, daß ein in dem geheis 
"men Rathe auf Unfern Befehl in Berathung gefommener 
Sefegentwurf nach Unferer durch den einfchlägigen Minis 
ſter zuvor hierüber erhohlten Genehmigung, den Reichs⸗ 
ſtaͤnden mitzutheilen ift; fo wird derfelbe jedesmal durch 
die von Uns dazu befonders zu ernennenden Mitglieder des 
geheimen Rathes mit dem in dem organifhen Edict über 
die National; Repräfentation vorgefchriebenen Förmlichkeis 
ten an die Verfammlung der Neichsftände gebracht. 

- Art. 11. Iſt Über einen folhen Gefegentwurf mit 

der National: Repräfentation das Erforderliche berichtigt 5 
fo kommt derfelbe in das einfchlägige Mintfterium zurück, 
und wird, nachdem er Uns durch diefes zur endlichen Ber 
ftätigung wieder vorgelegt worden, auf gehörige Art aus⸗ 
gefertigt. 
. Art, 12. Ein jeder Unfrer Staats: und Conferenz⸗ 
minifter wird hiemit beauftragt, zur Ausführung diefes 
organifhen Edicts die in feinem Wirkungstreife einfchlägis 
gen weitern Einleitungen zu treffen, daß daflelbe mit Ans 
fange des künftigen Etats; Jahres in Vollzug geſetzt wer⸗ 
den kann. 

München, den 4. Juny, 1808. 

Mar Joſeph. 
Freiherr v. Montgelas. Graf Morawigky. Freiherr 
v. Hompeſch. 
Auf königlichen allerhoͤchſten Befehl 
v. Biarowsky. 


c) Drganifhes Edict vom 24. Suly 
‚1808, die Öeridhtsverfaffung be» 
treffend. 


Bir Marimilian Joſeph, von Gottes Gna— 
den König von Bayern. 

Zur Vollziehung des V. Titels der Eonftitution, und um 

in Unſerm Königreiche eine gleihförmige, den Verhältnijr 
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fen und der Geſetzgebung entfprechende Gerichtöverfaflung 
zu bilden, haben Wir die näheren organifchen Verordnuns 
- gen zu treffen beſchloſſen, und beſchließen, wie folgt: 


IL Titel 
Allgemeine Eintheilung der Gerichte. 


9. 1. Es follen in jedem Kreife Unfers Königreiches 

Untergerichte als erfte Inftaugen in Civilrechtsfachen,, dann 
‚ als inftruirende Behörden in peinlichen Proceſſen für die 

ihnen angewiejenen Bezirke bejtchen. 

$. 2. Es werden Appellationsgerichte, in der Regel 
je für zwei Kreife, als zweite Inftanzen in flreitigen Ci: 
vilrchtsfahen und als erfte entfcheidende Stellen in peinlis 
hen Nechtsfällen errichtet. 

$. 3. In Unfrer Refidenzftade foll ein Dberappellas 
tionsgericht als letzte Inſtanz in Civil: und peinlichen 
Nechtsfällen für Unfer ganzes „Königreich angeordnet 
werden, 

I Titel. 
Von den Untergerichten. 

$. 4. Die Untergerihte, melche in jedem Kreife bes 
ſtehen, theilen ſich in Stadtgerichte, in Landgerichte und 
in Patrimonialgerichte. 

$. 5. Die Stadtgerichte beftchen aus einem Stadt: 
richter und mehreren Stadtgerichts: Beifigern. Die Zahl 
der legtern wird nach dem Verhältniffe der Population 
beftimmt. j 

$. 6. Die Untergerichte auf dem Lande beftehen aus 
einem Richter und zwei bis drei der Rechte fundigen. und 
geprüften Landgerichtsbeifigern, aus welchen Einer befonz 
dere Beweife über theoretiſche und practifche Kenntniffe in 
der peinlichen Rechtswiflenfchaft abgelegt haben muß. 

$. 7. Sur die Patrimonialgerichte, welche Wir als 
tünftig zu beſtehende Untergerichte beftätigen werden, wird 
ruͤckſichtlich ihrer Beſetzung ſowohl, als ihres künftigen 
Beſtandes eine eigene Verordnung folgen. 

$. 8. ‚Die Gerichte erſter Inſtanz der Unſrer Souve⸗ 
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vainetät untergebenen mebiatifirten Fuͤrſten und Grafen 
nehmen gleiche Verfaſſung, wie Unfre Untergerichte an. 

5.9. Wir werden ein Verzeichniß aller in jedem 
Kreife beftehenden Untergerichte, mit genauer Bemerkung 
ihres Bezirkes, öffentlich befannt machen, . 

$. 10. Die Competenz der Untergerichte erſtreckt fich 
auf alle in ihrem Bezirke angebrachte Real: und Derfonalz 
Hagen, ohne Ruͤckſicht auf die bisher beitandenen perfbnlis 
hen Privilegien und Eremtionen. 

6. 11, Nur den Unfter Souverainetät unterworfes 
nen Fürften und Grafen, welche in dem wirklichen Beſitze 
der Patrimonialguͤter ſich befinden, ſo wie jenen, welche 
Wir ihnen gleich zu ſtellen etwa fuͤr gut finden werden, 
bleibt das erſtere nad) Unſrer Declaration vom 19. März 
1807 in allen fie betreffenden Neal: und Perfonalllagen 
eingeräumte privilegirte Fotum erfter Inſtanz bei den Aps 
pellationsgerichten. 

Die übrigen Glieder diefer Familien find dem ordentlis 
chen Gerichtsftande unterworfen. . 

$. 12. In Anfehung der Klagen in Wechfels und 
Merkantilfachen bleibt es bei der fchon beſtehenden Verfaſ⸗ 
fung, nach welcher fie in erfter Inftanz zu den Wechſelge⸗ 
richten gehören. — 

$. 13, Die Stadtgerichte üben in ihrem Bezirke bie 
Eivilgerichtsbarfeit in collegialifcher Form, nach den ihnen 
bei ihrer Organifation ſchon erteilten, oder noch zu ertheis 
lenden Vorfchriften aus, 

Die Inſtruction der peinlihen Proceffe über die in den 
Gefängniffen der Stadtgerichte verwahrten Webelthäter, 
und die übrigen in die peinliche Gerichtspflege ihres Bezir⸗ 
kes einfchlagenden Sefchäfte werden durch den Stadtrichter 
felbft, oder aus deffen Auftrag von einem oder mehrerer 
Stadtgerichtsbeifigern beforgt. ; 

Sie fenden die inſtruirten Acten zur Entfheidung ar 
die Appellationsgerichte, vollziehen die Urtheile diefer Ju⸗ 
ftishöfe, und haben ihre Aufträge zu befolgen. 

Sie wachen Äber die in ihren Gefaͤngniſſen befindlichers 
———— uͤber ihre Verwahrung, Nahrung, Behand⸗ 
ung. 

9. 14. Bei den Landgerichten koͤnnen jene Civilſtrei⸗ 
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tigfeiten, wobei nad) der Gerichtsordnung Fein Schriftenz 
wechfel Statt findet, von dem Landrichter allein, mit Bei: 
ziehung eines Protocollführers, oder nad) Auftrag deffelben 
von einem Landgerichtsbeifißer, mit gleicher Beiziehung des 
Protocolfführers, vorgenommen und geichlichtet werden, 

Dieje Befugniß koͤmmt auch dem Landrichter, oder den 
Landgerichtsbeifigern in jenen Handlungen zu, welche blos 
die Inſtruction der übrigen Civilproceſſe betreffen, z. B. 
Zeugenverhoͤre, Productionen, Commiſſionen ꝛc. 

Decrete und Beſcheide hierin, weiche nicht definitiv 
find, erlaͤßt der Landrichter allein; bei denjenigen aber, die 
eine definitive Kraft haben, treten die Gerichtsmitglieder 
zufammen, und entſcheiden nach der Stimmenmehrheit, ' 
— Bei Stimmengleichheit entſcheidet der Nichter. 

Die oben $. 13 erwähnten Gefchäfte der peinlichen 
Gerichtöpflege liegen dem Landeichter, oder: nach deffen 
Auftrag einem der Landgerichtsbeifiger ob, 

In Abwefenheit, oder im Verhinderungsfalle'des Land? 
vichters, vertritt deflen Stelle der ältefte Beijiger. 

$. 15, Bei jenen mediatifirten Fürften und Grafen, 
welche fich in dem Beſitze der peinlichen Gerichtsbarkeit bes 
finden, haben die Juſtizkanzieien die Obliegenheiten und 
Befugniffe der Untergerichte, Sie fenden auch, wie diefe, 
die inftruirten Proceſſe an die Appellationsgerichte zur 
Entſcheidung ein. 

G. 16, Den Patrimonialgerichten kͤmmt nur die Er} 
greifung und Verwahrung der in ihrem Bezirke betretes 
nen, eines Verbrechens verdächtigen, Perfonen zu; fie 
liefern die Verhafteten längftens binnen 48 Stunden an 
das nächte Landgericht aus. 

. $. 17. Bon den Untergerichten geht in dem durch die 
Gerichtsordnung zu beftimmenden Civilfaͤllen die Berufung 
an die Appellationsgerichte. * 

$. 18. Bon den Gerichten erſter Inſtanz der mediaz 


tifieten Fürften und Grafen geht die Appellation an ihre 


Suftizkanzleien, 

$. 19, m nicht fireitigen Eivilrechtsfachen find- don 
den Untergerichten jene Gefchäfte zu beforgen, welche ihnen 
durch das Civilgeſetzbuch und die Gerihtsorduung güge: 


theilt werden, » 
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: 20. Wir werben den Untergerichten überhanpt 
über ihre Gefchäftszweige und Gefhäftsführung befondere 
Inſtructionen ertheilen. 

6. 21. Ueber die Gehalte der Stadtgerichtämitglieder 
wird bei ihrer Organifation die Beftimmung folgen. » 

$. 22. Die Landrichter behalten big auf weitere Bes 
ſtimmung ihren dermaligen Gehalt. 

Die Gerichtöbeifiger erhalten Bis auf weitere Verord⸗ 
nung den bisher für die Landgerichts; Artuare ausgefproches 
nen Gehalt, 


III Titel. x 
Bon den Appellationsgerichten. 


6. 23. Für zwei Kreife Unfers Königreiches fol in 
der Regel ein Appellationsgericht als zweite Inſtanz in Eis 
vilrechtsfahen, und als erfte entfcheidende Stelle in peins 
Jichen Fällen errichtet werden, 

Daffelbe iſt zugleich die erfte Inſtanz für die mediatiſir⸗ 
ten Fuͤrſten und Grafen, und diejenigen, welche Wir die; 
fen zu aſſimiliren für gut finden werden. 

Es werden auh, als Ausnahmen, für einzelne Kreife 
Appellationsgerichte beftchen. 


$. 24. Die zu errichtenden Appellationsgerichte ſi ind 
daher folgende: 


1. Für den Mainfreis ein Appellationsges 


richt in » Bamberg. 
2. Fuͤr den Pegnitz⸗ und Nabkreis ein Ay: 
pellationsgeriht in . Amberg. 
3. Für den Rezatkreis cin Appellationsge⸗ 
richt in . Ansbach. 
4. Fuͤr den Oberdonau⸗ und Altmöhltreis 
ein Appellationsgeriht in - -- . Neuburg. 
5. Hürden Ser: und Lechkreis ein Appei⸗ 
lationsgericht in .Memmingen. 
6. Fuͤr den Regen⸗ und unterdonaukreis 
ein Appellationsgericht in. Straubing. 


7. Für den Iſar⸗ und Salzachkreis ein 
Appellationsgeriht in » : 2 2“ Münden. 
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8. Fuͤr den Eiſak⸗ und Innkreis ein Ap⸗ 
pellationsgeriht in inn. 

9. Für den Erfchkreis ein Appellationsges 

Ha re ee ao Trient, 

$. 25.. Wo zwei Kreife einem Appellationsgerichte 

untergeordnet find, befteht daflelbe aus ı Präfidenten, 

2 Directoren, 16 Räthen, 4 Serretären, ı Erpeditor, 
2 Regiftvatoren, 8 Kanzelliften, ı NRathsdiener, 2 Boten. 

6. 26. Jene Appellationsgerichte, welche nur einen 
Kreis zu ihrem Bezirke erhalten, beftehen aus ı Präfidenz 
ten, ı Director, 8 Räthen, 2 Seeretaͤren, ı Erpeditor, 
2 Regiftratoren, welhe auch im nöthigen Falle zu Secres 
tärsdienften zu gebrauchen find, 4 Kanzelliften, ı Raths⸗ 

diener, 2 Boten. i 
6.27. Das Appellationsgericht, welches für 2 Kreife 
befteht, theilt fih alle Rathstage in Senate, bei weichen 
nicht unter 5, und in peinlichen Fällen nit unter 7 Mitz 
glieder, mit Einſchluſſe des Vorſtandes anweſend feyn 
dürfen. 

$. 28. Der Präfident kann abwechſelnd allen Scna: 
ten beiwohnen. Er hat in den Sefjionen die Direction, 
hält das Praͤſenz-Protocoll und die Umfrage, und gibt, 
wenn Stimmengleichheit vorhanden ift, die Entſcheidung. 

Die Geihäfts: und Difsiplinaraufficht ſteht dem PDräs 
fidenten zu, welcher in wichtigen Fällen den Rath der Dis 
rectoren zu erhohlen hat. 

-  $. 29. Wenn der Präfident abwefend, oder verhins 
dert ift, vertritt der Altefte Divector fowohl in als außer 
dem Rathe feine Stelle, in dem VBerhinderungsfalle der 
Directoren kommt die Reihe an den älteften Kath. 

:..$. 30, Es ſollen wenigftens drei Seſſionen des Ap⸗ 
pellationsgerichts in, jeder Woche gehalten werden. Bei 
großem Drange der Gefchäfte find nebſt diefen noch außerz 
sedentlihe Sitzungen zu veranftalten, 

$. 31. Die Appellationsgerichte erkennen als Appella: 
tions; Inſtanzen in allen jenen ftreitigen Eivilfacyen, welche 
nach der Gerichtsordnung von den Untergerichten ihrer Bes 
zirke im Wege der Berufung an. fie gelangen koͤnuen, und 
gelangen; find in erfter Inſtanz bei den Civilſtreitigkeiten 
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ber Mebiatifiiten und derjenigen, welche Wir ihnen gleich 
gu ftellen für gut finden werden, 

$. 32. Ste erkennen auch in zweiter ımd letzter In⸗ 
ſtanz in freitigen Wechſel- und Merkantilfahen, welche 
won den Wechfelgerichten erfter Inſtanz durch Appellation 
on x fommen. 

. 33. &ie entfcheiden alfe durch die inguirirenden 
——* ihrer Kreiſe inſtruirten peinlichen Proceſſe, und 
air die Acten mit dem Urtheile zur Execution dahin 
zuruͤ 

Sie ordnen die vor der Entſcheidung allenfalls noch 
noͤthigen Erſetzungen und Inſtructionen an. 

$. 34. Den wirklichen Beſitzern der mediatiſirten Fürz 
ſtenthuͤmer und Grafſchaften bleibt künftig das beftimmte 
Austrägalgeriht, fo wie es in der Declaration vom 19. 
März 1807 ausgefprochen iſt. 

9. 35. Wenn ein Untergeriht von einem ftreitenden 
Theile aus VBerdachtsgründen, oder anderer Urfache recu⸗ 
firt wird, entfcheidet Über den Beftand oder Unbeſtand der 
Recufation die Appellationsftelle, und verweifet im erften 
2 den Streit an ein anderes nahe gelegenes Unterges 
richt 

$. 36. Wenn zwifchen Untergerichten, welche unter 
demjelben Appellationsgerichte ftehen, Competenzeonfliete 
fi ergeben ; fo hat das Appellationsgericht Bericht darüber 
zu erſtatten und Unſre allerhöchfte Entſcheidung zu erholen, 

6. 37. Die Appellationsgerichte Haben die unmittels 
bare Auffiht fowohl im Civil⸗ alg peinlihen Fache über 
die Untergerichte ihres Bezirkes, fie erhalten ihre Arbeits 
gabellen, welche fie alle Quartale mit ihren Erinnerungen 
an das Minifterial: Zuftigdepartement einzufenden, und 
4 alfenfalls daſelbſt entftandenen Gebrechen anzuzeigen 

aben. 
’ 6. 38. Dieſe Gerichtshöfe find übrigens an die bes 
ftehende Rathsordnung in Hinſicht auf ihre Geſchaͤftsfuͤh⸗ 
gung angewieſen. 

$. 39. Der Präfident ber jährlichen Gehalt 4000 fl. 
ber ältefte Director . - ER E28 3000 — 
der zweite . - Tee ae. 2500 — 
die 4 älteften Raͤthe jeder . ar rer A000 — 
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die nachfolgenden 6 jeder » « “x 2 2. . 1800 fl. 
die 6 jünaften jeder > 2 2 er 1600 — 
der erfte Serretär +». 20 0. 21000 — 
der zweite . RT TE TR 900 — 
der dritte u 1. 1 Tre 850 — 
der vierte ar Tr TR rer Te 800 — 
dev Erpedltor 2 m 2 Korn er. 1000 — 
der erſte Resifirator « +» 0. = . 900 — 
der zweite * * De re 22 800 — 
die 4 erfien Canzelliſten jder « . x» 600 — 
die folgenden jeder « » m 2 a rn nn 50 
der Rathsdiene. 460 — 
ber Bote (Bee ee ee Fe ee 400 — 


$. 40. Bei den Appellationsgerichten, welche nur eis _ 


nen Kreis zum Bezirke haben, hat der Präfident 4000 ff. 
dev Ditetor 2 nn 3000 — 
von den 2 älteften Räthen jeder . » «1800 — 
von den 3 jüngften jeder » = 2» 2... 1600 — 
ber erfte Gertetär « = 2 20 0 0 0 = 1000 — 
der zweit... 8860 — 
ber Expediteeeeee 7000 — 
der erſte Regifttator : . . . 228900 — 
der zweite. —800 — 
von den 2 aͤlteſten Canzelliſten jder . 600 — 
von den 2 lebten jeder > 2 Re Fe 
der Rathsdienrer. 500 — 
dsr Bote — 400 — 


IV. Titel. 
Bon dem Oberappellationsgerichte. 


'$. 41. Das Dberappellationsgericht befteht aus einem 
Präfidenten, 3 Directoren, 30 Raͤthen, 4 Serretären, 
ı Nathödiener, 2 Voten, Pi 

$. 42, Es theile fih in 3 Senate; doc ſteht dem 
Prafidenten frei, wenn die Zahl der Geſchaͤfte es ers 
heiſcht, auch 4 Senate zu bilden, bei welchen aber nicht 
weniger, als 6 Räthe und ein Vorftand, bei Todesurtheir 
len aber. 9 Räthe, mit Einfchluffe des Vorſtandes, anmes 
fend feyn muͤſſen. - 
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8 43.Der Praͤſident kann abwechſelnd jedem Se⸗ 
nate beiwohnen. — 

Er hat in den Sefjionen- die Direetion, hält das Praͤ⸗ 
fenz: Protocoll, die Umfrage, und gibt, wenn Stimmens 
gleichheit vorhanden ift, die entfcheidende Stimme. Außer 
der Verfammlung - gebührt ihm die Eröffnung des Einlaus 
fes, die Vertheilung der Arbeiten. 

Die Gefchäftss und Difeiplinaraufficht fteht dem Präs 
fidenten zu, weicher in wichtigen Fällen den Rath der Dis 
rectoren zu erholen hat. 

. 44. In Abweſenheit des Präfidenten vertritt der 
‚ältefte Director deflen Stelle. - 

$. 45. Es follen alle Wochen wenigftens 3 Seffionen 
der Senate Statt finden, in dringenden Fällen werden 
außerordentliche Sigungen gehalten. 

$. 46. Jaͤhrlich treten aus jedem Senate 3 Käthe 
nad) dem Dienftalter aus,- und gehen in einen andern über, 
und fo durchgehen fie alle Senate. 

Die Directoren können, nach Gutbefinden des Draft dens 
ten, von Zeit zu Zeit in den Senaten gewechfelt werden. 

$. 47. Wir werden bei Befegung der ſich fünftig ers 
ledigenden Stellen der Dberappellarions ⸗Gerichtsrathe diefe 
Stelle 2 ihrem Gutachten vernehmen. 

$. 48: Das Oberappellationsgericht erfennt in legter 
Infany — ſtreitige Civil: und Äber peinliche Rechtsfaͤlle 
des ganzen Königreiches. 

9. 49. Ueber welche Civilrechtsſtreite die Berufung 
von den Appellationsgerichten an dieſes Tribunal ergriffen 
werden koͤnne, wird die Gerichtsordnung angeben. 

$. 50. Wenn ein Appellationsgericht von einem ſtrei⸗ 
tenden Theile aus Gründen eines rechtmäßigen Verdachts, 
oder aus einer andern Urfache reeufirt wird, entfcheidee 
Aber die Starthaftigkeit der Recufation das Oberappella⸗ 
tionsgericht. 

6. sı. Wenn zwiſchen Appellatiousgerichten unter 
ſich, oder zwiſchen Untergerichten, welche nicht unter einem 
und demjelben Appellationsgerichte fichen, Competenzconz 
fliete fi) ergeben; fo hat das Oberappellationsgericht Bes 
er zu erflatten, und Unſre — ——— zu 
erholen. 


Drganifches Edict vom 24. July 1808. 155. 


6. 52. Sn. peinlichen Proceſſen ftcht dem Oberappel⸗ 
Iationsgerichte die Nevifion, ‚oder das Appellationserkennts 
niß in den durch bejondere Verordnungen von Uns gefeglich 
zu beftimmenden Fällen zu. 

$. 53. Es kann in peinlichen Fällen die Urtheile der 
Appellationsgerichte nur beflätigen, oder zum Vortheile der 
Angefchuldigten reformiren. 

9. 54. Diefem DObergerichte ſtehet die Aufſicht über 
die fämmtlihen Appellationsgerichte Unfers Reiches zu. 

Es kann Uns, wenn es Vifitationen derfelben nothwen⸗ 
dig finder, feinen Anfragsbericht hierüber erftatten, und 
nad) erfolgter Genehmigung dieſelben abordnen, und Eins 
fiht von dem Gange der Geſchaͤfte nehmen, und Uns ſo⸗ 
dann mit Anlegung der Protorolle und DBeifügung feiner 
Erinnerungen berichtlihe Anzeige über den Befund machen. 

$. 55. Wir werden durch Unſer Juſtizminiſterium 
die Viſitatoren Unjers Oberappellationsgerichts anorönen _ 
laflen. 

$. 56. Der Präfident diefes Obertribunals hat zum 


jährlichen Gehalte . - .» 8000 fl. 

der Altefte Divetoe - 2 2 2 202% 4000 — 
der zweitte3900 — 
der dritte ee 3000 — 
von den 15 älteren Raͤthen jede.2500 — 
von den folgenden jeder « - = 2 2 2.2 2200 — 
die Älteren 2 Secretäre jeder © » « * 2. 1500 — 
die folgenden jeder - - = 2 2 2 2.0. 17200 — 
der Nachödineer =» = = 02 600 — 
Der Dee 0 0 ee ee 400 — 

V. Titel. 


Allgemeine Verfuͤgungen. 


$. 57. Den Definitivurtheilen in Civil⸗ und peinli⸗ 
hen Proceſſen muͤſſen von allen Gerichten künftig die Ent: 
fheidungsgründe beigefügt werden. 

6.58. Mit dem 1. Sinner 1809 treten fämmtliche 
neu organifirte Gerichtshöfe und Gerichtsftellen ihre Ber 
rufsgefchäfte an, und die bei den nicht mehr beſtehenden 
Gerichten noch vorhandenen Acten, Documente, Depofis: 
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ten; Bücher, f. a. werden an die betreffenden Gerichtsbe⸗ 
hörden ausgeliefert. Es muß zu diefem Ende von den Er⸗ 
ften ein Verzeichniß aller oben genannten Gegenſtaͤnde bis 
zur Auslieferung gefertigt werden, 


$. 59, Die Juftiz kann in Unferm ganzen Königreide 
nur von den von Uns neu organifirten oder beftätigten Gez 
ticheshöfen in Unferm Namen, nach Unfern Gefegen und 
Vorſchriften verwaltet werden. 

Dom 1. Jänner des künftigen Jahres hören daher die 
Gefchäfte aller jener Gerichtsbehörden auf, welche von Uns 
nicht als fünftig befichend öffentlich bekannt gemacht wor⸗ 
den find. 

Diejenigen, welche nach obigem feftgefegten Termine 
fich einer fernern Gerichtsbarkeit anmaßen, ſollen als Vers 
leer Unſrer Hoheitsrechte beſtraft, und ihre Handlungen 
als nichtig angeſehen werden. 

Unſer Juſtizminiſter iſt beauftragt, mit Anfange des 
kuͤnftigen Jahres gegenwärtige Drganifation in ro, 
bringen zu laflen, 


München, den 24. July 1308. 
Mar Zofeph. 


Seid. v, Montgelas, 
Sr. Morawißty. 
Freih. v. Hompeſch. 





d) Organiſches Ediet vom 28. Jul. 1808, 
die kaͤnſti gen Verhaͤltniſſe des En 
betreffend . 

Wir Marimilian Jofeph, von Gottes Snas 

den König von Bayern. 


Wir haben in Gemäßheit des I. Titels $. 5. der Con⸗ 
ſtitution Unſers Koͤnigreiches uͤber die kuͤnftigen Verhaͤlt⸗ 
niſſe des Adels beſchloſſen und — wie folgt: 
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T. T i t e l. 
Von dem Abel uͤberhaupt. 


1, Kapitel. 
Von Erlangung des Adels. 


9. 1. Der Adel kann nur durch eine koͤnigliche Conref⸗ 
ſion erlangt werden. 


$. 2. Deſſen politiſche Verhaͤltniſſe find durch die Con⸗ 
ſtitution beſtimmt. 

9. 3. Die Befugniß, Majorate zu errichten, ſteht ihm 
ausſchließlich zu. 

‘6. 4. Den mediatiſirten Fuͤrſten, Grafen und Her— 
ren verbleiben die Rechte, welche Wir ihnen in Unſrer Er⸗ 
klaͤrung vom 19. Maͤrz 1807 zugeſichert haben, in ſo weit 
ſie den ausdruͤcklichen Beſtimmungen der EIER 
Titel I. $. 5. nicht widerfprechen. 

$. 5. Denjenigen Majoratsbefigern, welche Wir mit, 
diefem Rechte für ihre Perſon allein, oder ihre Erben zu 
begünftigen für gut finden werden, gebührt der privilegirte 
Gerichtsſtand, wie er in dem G. 9. erften Abfag und $. tz. 
der erwähnten Declaration enthalten ift. 


2. Rapitel. 


Bon der Vererbung des Geburts, und Adopa 
tions s Adels. 


$. 6. Der Adel wird dur die rechtmäßige eheliche 
Geburt von adelihen Aeltern, oder duch Adoption vers 
erbt. 

6. 7. Alle, die in Unferm Königreiche als Adeliche 
anerkannt ſind, behalten fuͤr ſich und ihre ehelich gebohrne 
Kinder ihre bisherigen Adels + Titel. 

. 8. Sn den Fällen, in welchen die Adoption nad) 
den heſetzen Statt hat, kann auch mit Unſrer Genehmi— 
gung der Adelds Titel auf den adoptirten Sohn vererbt 
werden, 
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> 3: Kapitel. 


Bon der Erwerbung des Adels buch Gna— 
denbriefe 
$. 9. Derjenige Unfrer Unterthanen, welcher einen 
Adels: Titel duch einen Gnadenbrief von Uns erwerben 
will, muß in einer an Uns gerichteten, und bei Unferm 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten übergebenen 
motivirten Vorftellung durch glaubwürdige Zeugnifle oder 
Urkunden darthun: 
1) Nebit Namen, Vornamen, Alter, Wohnort,- feine 
bisherige Dienftess oder fonftige Functionen; 
2) feine und feiner Familie Verdienſte um den Staat; 
3) die Zahl feiner Kinder beiderlei Geſchlechts; 
4) ein hinlängliches fhuldenfreics Vermögen. 
$. 10. Genanntes Minifterium prüft die in der Vor⸗ 
ftellung enthaltenen Angaben, und erftattet an Uns daräber 
einen ausführlichen motivirten Antrag. 


. 6. 11. Wenn das Gefuh Unfre allerhöchfte Geneh⸗ 
migung hierauf erhält; fb wird durch das nämlihe Minis 
fterium der Adelsbrief, mit der Beſchreibung des bewillig⸗ 
ten Wappens, in ber hergebrachten Form ausgefertiger,' 
und nad) erlegter Tare in das hierüber zu führende befons 
dere Regifter eingefchricben, dem Supplicanten fodann zus 
geſtellt, und durch das Regierungsblatt bekannt gemacht. 


4. Rapitel. 
Verluſt des Adels. 


$.. 12. Der Berluft der bürgerlichen Rechte hat zu⸗ 
gleich den Verluſt des Adels zur Folge; jedoch nur für die 
Perfon des Titulairs, und nicht für deſſen vechtmäßige» 
Erben. y 
6. 13. Die Erneuerung des Adels: Titels ift eine 
neue Verleihung, und muß unter den nämlichen Bedin⸗ 
gungen, wie in dem 3. Kapitel vorgefchrieben ift, ger 
ſchehen. ur 


* 
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5. Kapitel. 


Matrikel fuͤr ſaͤmmtliche Adeliche des 
Koͤnigreiches. 


8. 14. Sämmtliche Adeliche Unſers Königreiches, for 
wohl der alten Geſchlechter, als auch diejenigen, welche 
erft in neuern Zeiten die Adelstitel erhalten haben, follen 
in eine befondere Matrifel eingetragen werden. 

9. 15. Zu dem Ende find alle adelihe Familien sehals 
ten, innerhalb 6 Monaten nach der Publication des ger 
genwärtigen Edicts, bei Unferm Minifterium der auswaͤr⸗ 
tigen Angelegenheiten in beglaubten Abfchriften einzugeben: _ 

a) Ihre Adelstitel und die Diplome, oder fonftige Urs 
kunden, durch welche derfelhe bewiefen wird; 

b) ihre Familien: Wappen ; 

c) den Vors und Zunamen aller Familienglieder,, ihr 
Alter, ihren gegenwaͤrtigen Wohnort, mit einer Ans 
zeige der Stellen, die fie bekleiden. 

$. 16. Bei jeder adelichen Familie werden diefe Ans 
gaben, nachdem ihre Beglaubigung unterfucht und richtig 
gefunden worden ift, in die Matrifel eingetragen. 

$. 17. Eben fo werden in der nämlihen Matrifel alle 
Veränderungen vorgemerkt, die mit einer Familie fih eve . 
geben. 

9. 18. Wer in dieſe Matrikel nicht eingetragen iſt, 
wird in Unferm Königreiche in den öffentlichen Acten nicht 
als adelich erkannt. 

6. 19. Die Ertracte aus diefer Matrikel geben- volls: 
fommenen Beweis für den Adelstitel, 

$. 20. Diefe Matrikel wird unter der Aufficht Unfers 
Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten geführt. 

$. 21. Die über den Adel vorfommenden ftreitigen Fälle 
aber werden bei den einfchlägigen Appellationsgerichten vers 
Handelt und entjchieden. . 

$. 22. Sollte das gerichtlihe Erkenntniß Veraͤnde—⸗ 
zungen in dem Adelstitel zur Folge haben; fo müflen diefe 
dem genannten Minifterium angezeigt werden, damit, duch 
daflelbe, die den Vorſchriften gemäßen Verfügungen vers 
anlaßt werden können. 


Zweiter Band, net 11 
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II, Zitat 43% 
Bildung Fünftiger Majorater 
1. Kapitel. * 
Allgemeine Vorſchriften. 


9. 23. Die Majorate koͤnnen zukuͤnftig nur gegruͤndet 
werden auf Cinkuͤnfte eines freien in Unſerm Koͤnigreiche 
gelegenen Landeigenthums. 

9. 24. Dieſes muß von allen Schulden und ſonſtigen 
Laften frei feyn, worüber die obrigkeitlichen Beurfunduns - 
gen und Auszüge der Hypothekenbuͤcher vorgelegt werden 
muͤſſen. F 
9. 25. Durch das Majorat darf. der Pflichttheil der⸗ 
jenigen, welchen ein folder nach den Geſetzen gebührt, 
nicht verlegt werden. an; 
8.26. Unter dem Betrage von viertaufend Gulden 
yeiner Nenten darf Erin Majorat sonftitnirt, oder bejtätigt 
werden. 

$. 27. Die Errichtung der Majorate erfordert allegeit 
Unfere befondere Bewilligung. '; 

9. 28. Dieſe wird in einer an Uns gerichteten, und 
bei Unferm Juſtizminiſterium übergebenen Korftellung nach⸗ 

eſucht. 

9 $. 29. Es müllen in der Supplik die Motive zur 
Errichtung eines Majorates angegeben ſeyn, und derſelben 
beurkundete Ausweiſungen uͤber den Vermoͤgensſtand bei⸗ 
liegen. 
9. 30. Genanntes Miniſterium hat die vorgelegten 
Motive und Beweiſe, nach vorläufiger Vernehmung der 
geeigneten Juſtizſtellen, zu unterfuchen, und Vortrag an Uns 
zu erſtatten. - 

$. 31. Erfolgt hierauf Unfere Genehmigung; fo wird 
äber die Errichtung des Majorates eine Urkunde, in welcher 

a) die Motive des errichteten Majorates, - * 
b) der Adelstitel desjenigen, welcher es conſtituit 
©) woraus es befieht, unter Unferm groͤßerm Siegel 

‚ausgefertigt, in eine Matrifel eingetragen, und nach 

erlegter Tare durch das Regierungsblatt befannt ger: 
macht, and muß der Majoratsbrief indem Hypothe⸗ 
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kenbuche, wo die Güter gelegen find, ‚eingetragen 
werden. ne 

$. 32. Es wird ferner bei der einfchlägigen Gerichtsr 
felle eine.eigene Matrikel über die in ihrem Bezirke befinds 
lichen Maforatsgüter mit einer genauen Befchreibung ders 
felben geführt. 

$. 33. Im denjenigen Fällen, in welhen Wir eine 
Adelöverleifung oder Standeserhöhung mit einer Major 
tatsbotation ertheilen, werden Wir Unfer darüber ertheils 
tes Decret, nebft einem Verzeichniffe der das Majorat conz 
ſtituirenden Güter. Unferm Miniftertum der Sufti und der 
auswärtigen Verhaͤltniſſe zufertigen, welchem erftern fodann - 
obliegt, hienach die Majoratsurtunde auszufertigen, und 
bie Eintragung in das Hypothekenbuch ſowohl, als in die 
Matrikel des einjchlägigen Gerichtes, und die Bekanntma— 
hung durch das Regierungsblatt zu verfügen ; letzterem aber 
die Adelsverleifung oder Standeserhöhung in das Adelsre⸗ 
gifter eintragen zu laſſen. 

$. 34. Wenn die Dotation nur zum Theile durch Une 
gefhieht; fo muß wegen des andern Theiles die vorgejchries 
bene Unterfuhung der erfüllten Bedingungen vorangehen, 
ehe die Majoratsurkunde ausgefertigt wird. 

F. 35. Die Güter, welche das Majorat bilden, er⸗— 
halten übrigens Feine beſondere Befreiung von Staatsla—⸗ 
fien, fondern fie find diefen, wie das Eigenthum der ans 
dern Bürger, unterworfen. i 


2. Rapitel. 


Von den Wirkungen des errichteten Mas 
- jorates. 


In Anſehung der Perſonen. 


6. 36. Das Majorat wird auf die. männliche leibliche, 
oder bei Abgang derfelben, durch Adoption nad den Ger 
fegen berufene Defcendenz in der Linealordnung nach der’ 
Erfigeburt, errichtet. 

6:37. Damit aber die Adoption die Wirkung der Ver⸗ 
erbung auf das Maforat erhalte, iſt Unfre ausdrückliche 
Bewilligung durch ein, heſonderes Decret hiezu erforderlich, 

11* 


® 
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6. 38. Diejenigen, welche in das Majorat eintreten, 
muͤſſen folgenden Eid ablegen: ’ 
„Ih ſchwoͤre Treue dem König und dem föniglichen 

Haufe, Gehorfam gegen die Conftitution, die Geſetze 
und Verordnungen des Neiches, und ich verfpreche, 
die Waffen zu ergreifen, zur Vertheidigung des Da: 
terlandes in alfen Fällen, in welchen demfelben Ger 
fahr drohet, und ich von dem Monarchen dazu aufger 
fordert werde.” 

6. 39. Don den Fürften und Grafen wird diefer Eid 
in Unſre eigenen Hände abgelegt; die übrigen Adelichen lei⸗ 
ften denfelben an Unfrer Statt Unferm Minifter der aus— 
wärtigen Angelegenheiten, oder demjenigen, welchen ders 
felbe auf Unfern Befehl hiezu beauftragen wird. 


3. Kapitel. 
In Anfehung der Güter. 


6. 40. Die Güter, welche das Majorat bilden, erz 
Halten oder behalten die Eigenfchaft der Stammgüter. - 

6. 41. Bienach find fie unveräußerlich und dürfen we⸗ 
der mit Schulden, noch mit fonftigen Laften von dem Nutz⸗ 
nießer belegt werden. nat 

6. 42. Alle durch den Befiger derfelben vorgenom⸗ 
mene Veräußerungen, von welcher Art fie ſeyn ‚mögen, 
alle darauf conftituieten Nechte oder-Hypothefen find nich⸗ 
tig, und fein Gericht darf fie als gültig erfennen, 

$. 43. Würde von einem Gerichte dagegen gehandelt; 
fo follen feine Erkenntniſſe auf Anrufen des Nachfolgers im 
Majorate von dem unmittelbar höhern Tribunale caſſirt, 
und der urfprüngliche Stand des Majorats hergeſtellt 
werden, 

6. 44. Unferm Minifterium der Juſtiz liegt ob, für die 
Erhaltung der bei ihm einvegiftrirten Majorate zu wachen. 


4. Rapitel. 3 
Bon dem Genuſſe der Majoratsguͤter 


$ 45. Der Genuß der Majsratsgüter koͤmmt demje⸗ 
nigen zu, welcher durch die Gefege zur Erbfolge nad) der 
eben beſtimmten Ordnung berufen tft, 
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6. 46. Er hat die Verbindlichkeit, die darauf liegen, 
den Staatslaften zu entrichten, und die Güter in gutem 
Stande zu erhalten, 

$. 47. Wenn der letzte Befiger zur Bezahlung feiner 
Schulden, außer dem Majorate, kein anderes hinlaͤngli⸗ 
ches Vermoͤgen zuruͤcklaͤßt; fo haftet der Majoratsnachfols 
ger für die in den Gefegen privilegirten Forderungen, 
welche er aus den Einkünften des Majorats zu tilgen vers 
pflichtet ift; jedoch dergeftalt, daß nie mehr, als der.dritte 
Theil der. jährlihen Einkünfte dafür angewiefen werden 
diirfe, wonach der ganze Betrag diefer Forderungen in 
verhältnigmäßige Friſten eingetheilt werden muß. / 

$. 48. Wenn der Majoratsbefiger eine Wittwe zu: 
ruͤcklaßt, die weder ein zu ihrem Unterhalte eigenes hin⸗ 
Tängliches Vermögen befist, noch, daß andre Güter außer 
dem Maiorate vorhanden find, auf welchen ihr ftandesmäs 
Giger Unterhalt angewiefen werden könnte; fo geht, in 
Ermangelung beider obiger Huͤlfsquellen, die Verbindliche 
keit an die Majoratsbefiger Über, ein verhältnißmäßiges 
Witthum aus den Majoratseinfünften zu leiften, 

$. 49. Diefes Witthum darf jedoch den dritten Theil 


der Einkünfte des Majorats in feinem Falle Überfchreiten, . 


und follten mehrere zu leiftende Witthume und zu iilgende 
privilegirte Forderungen bei einem Majoratsbefiser zuſam⸗ 
mentreffen; fo muß diefem allezeit ein Drittheil der Eins 
kuͤnfte frei bleiben. 

$. 50. Auch Hört das Witthum durch die zweite Vers 
heirathung auf, 


5. Kapitel, 


Bon der Veräußerung der Majoratsgäter, 
den dabei zu beobachtenden Förmlidkeiten, 
und der Erferung derfelben. 


$. gr. Diejenigen Adelihen, melde ein Majorat ers 
richtet haben, können in Fällen der Nothwendigkeit, oder 
eines befondern Nugens die Veräußerung der Guͤter, auf 
welhe das Majorat gegründet worden it, und ihre Erz 
fegung durch ‚andre entweder im Ganzen, gder zum Theile 
nachfuchen, 


N 


164 Bayern. 
$. 52. Sie mäffen die Motive in einer der einfehläs 


digen Juſtizſtelle Übergebenen Vorſtellung anzeigen, und - 


derfelben ein Verzeichniß der zu veräußernden und dagegen 
einzutaufchenden Güter," mit einer, genauen Beſchreibung 
derfelben,, nebſt einem Auszuge aus den Kppothetenbüs 
chern, belegen. , 

$. 53. Nach dem von diefer Stelle hierüber erſtatte⸗ 
ten Berichte werden Wir, auf Vortrag Unſers Miniſte⸗ 
riums der Juſtiz, eine den Uns dargelegten Verhaͤltniſſen 
der Sache angemeſſene Eutſchließung erlaſſen. 

9. 54. Wenn dieſe dem Geſuche des Supplicanten 
guͤnſtig iſt; ſo treten im Falle eines Tauſches die eingetauſch⸗ 
ten Güter an die Stelle der dafuͤr abgetretenen, unter Ber 
obachtung der, im Artikel 31. und 32. vorgefchriebenen 
Förmlichkeiten, 

6. 55. Im Falle eines ohne Taufh von Uns geftatz 
teten Verkaufs muͤſſen die Kaufsbedingungen Uns angezeige 
werden, 

$. 56. Wenn diefe von Uns, nad Vernehmung der 
einfchlägigen Zuftizftelle, genehmigt werden; fo werden die 
veräußerten Güter unter Beobachtung der nämlichen Foͤrm⸗ 
fihfeiten von dem Majoratsverbande gelöft, unter welchen 
fie demfelben übergehen worden waren, und fie treten dann 
in das freie Commerz zurüd, 

$. 57. Nach volljogenem Verkaufe ift der Majorats ⸗ 

beſitzer berechtigt, die geſetzlichen Zinſen von dem Kauf—⸗ 
ſchillinge ſo lange zu fodern, bis derſelbe baar erlegt iſt. 
wenn auch feine Zinfen ſtipulirt worden wären. 

6. 58. Der Kauffchilling wird an einen öffentlichen 
Fond entrichtet, den Wir befonders beftimmen werden, 
welcher dem Titulaiv dafür haftet, und an ea ‚die 
hergebrachten Zinfen einftweilen bezahlt, 

s 


6. Rapitel, 


Bon ber Wiederanlegung des aus den verdus 
ferten Gütern erlöften- Geldes, 


6. 59. Die erlöfte Kauffumme muß innerhalb 6 
Monaten, nach vollzogenem Verkaufe, zur Erwerbung 
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ähnlicher Güter verwendet werden, welche zur Bildung eis 
nes Majorats nach dem $. ıı, erfodert werden. 

$. 60. Die von dem Titulaive zur Erwerbung in Vor: 
fehlag gebrachten Güter muͤſſen Uns, mit einer genauen 
Befchreibung und mit den gerichtlichen Ausweifungen über 
das freie Eigenthum derfelben, ihren Werth und ihren 
wirklihen Ertrag, nach vorläufiger Unterjuchung der eine 
ſchlaͤgigen Juftigftelle, angezeigt werden; 

$. 61. Sollten die Ausweifungen nicht richtig und ges 
gründet befunden worden ſeyn; fo werden Wir dem Titus 
lair einen weitern Termin zur Erfegung der veräußerten 
Güter verftatten. 

$. 62, Finden Wir aber in der Erwerbung der ange: 
zeigten Güter, nad obiger Unterfuchung der geſetzlichen 
Bedingungen, einen hinreichenden Erfag; fo werden Wir 
darüber ein genehmigendes Decret ertheilen, und ihre Einz 
regiſtrirung, unter den im $. 31, und 32, bemerkten Forms 
lichkeiten, verfügen. 

$. 63. Die auf folhe Art fürrogirten Güter treten in 
allen gefeglichen Wirkungen an die Stelle der veräußerten, 


7. Kapitel 


Bon der Hänzlihen Aufldfung des Mas 
jorates. 


$. 64. Das Majorat, welches von einem Titulair 
auf feinen Gütern errichtet worden ift, wird aufgelöft: 

a) wenn die leibliche oder adoptirte männliche Defcenz 
denz deffelben erlöfht, Der legte Befiger genieße 
alsdann alle Rechte einer freien Difpofition Nach den 
Gefegen, und wenn derfelbe davon keinen Gebrauch 
macht; fo tritt nach feinem Ableben die gemeine Ins 
teftaterbfolge ein; ferner 

b) durch die Einwilligung fämmtlicher lebender Majo⸗ 
ratserben, welche gerichtlich erhoben werden muß, mit 
Unfter darauf erfolgten Genehmigung. 

9. 65. Bei gänzlihem Abgange eines andern Ver: 
mögens wird die Alimentation der nachgebohrnen Kinder 
beiderlei Gefchlechts auf die Einkünfte des Majorates nach 
der Zahl derfelben angewieſen, jedoch in einem ſolchen Ver⸗ 
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haͤltniſſe, daß fie die Hälfte derſelben in feinem Falle uͤber⸗ 
fteigen, und mit Einrechnung aller übrigen Laften der dritte 
Theil der Einkünfte dem Befiger fvei bleibe. Die Vers 
Handlung wird von den Suftizitellen berichtigt, und von 
Uns beftätigt, 

$. 66. Das Majorat wird allezeit in den Pflichteheil 
des Nachfolgers im Majorate eingerechnet, 

$. 67. Die Auflöfung gefhicht mit Beobachtung dev 
Hei der Errichtung der Majorate vorgefchriebenen Foͤrmlich⸗ 
keiten. 

9. 68. Wenn Wir ſelbſt das Majorat im Ganzen, 
oder zum Theile unter Vorbehalt des Nückfalles nach erz 
Jofhenem Mannsftamme des Titulairs, dotirt haben; fo 
fallen diefe Güter in dem eintretenden Falle der wirklichen 
Erlöfhung ter ehelihen männlihen Defcendenz deflelden 
zu Unfrer weitern Difpofition zuruͤck. 


3. Kapitel, 


Awmwendung ber gegenwärtigen Difpofitigs 
nen über die Majorate auf die Fideicommiffe 
der in Unferm Königreihe angefeffenen 
adelihen Gefhledter. 


6. 69. Die dermaligen Fideicommiſſe Unfrer adelihen 
- Familien find in allen ihren dermaligen rechtlichen Wirkun⸗ 
gen aufgehoben, wie fie auch in der Vorausfegung andrer 
ſtaatsrechtlichen Verhältniffe von Uns bereits beſtaͤtigt wor⸗ 
den find. ° 
6. 70, Sie nehmen jedoch die Figenfchaft eines Ma⸗ 
jorates mit allen demfelben durch die gegenmärtige Verordz 
nung beigelegten rechtlichen Eigenfchaften an, wenn fie 
a) von Adelichen errichtet find, 
b) in liegenden Gütern beftehen, 
c) von Uns beftätigt und immatriculirt find, 5 
d) die Summe von 4000 fl. jährficher reiner Einfänfte 
erreichen, und 
e) wenn fi die Befiger innerhalb 6 Monaten, von 
dem Tage der Kundmachung diefer Verordnung, 
ſchriftlich bei Uns mir der Erklaͤrung melden, daß fie 
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wuͤnſchen, ihre Fideicommiſſe mögen in-ein Majorat 
übergehen. : 
$. 71. Zur Berichtigung der Berhältniffe einer jeden 
Kamilie wird eine befondere Commiffion von Uns ernannt 
werden. 
‚Si 72. Die Regredientanfprüche werden ganz aufges 
en. ’ 
Münden, den 28. July, 1808. 
ß Mar Iofeph 


Freih. v. Montgelag, 
Graf Morawitzzky. 
Freih. v. Hompeſch. 





e) Organiſches Edict vom 28. July rg0g, 
die gutsherrlichen Rechte betreffend. 


Wir Maximilian Joſeph, von Gottes Gnaden 
Koͤnig von Bayern. 
In Erwägung des Tit. I. $. 3. der Conſtitution, mo 
feftgefest ift: . 
Der Adel behält — wie jeder Gutseigenthümer — 
feine gutsherrlihen Rechte nad) den gefeglihen Beftimmunz 
gen ꝛc. haben Wir befchloflen wie folgt: 


J. Abſchnitt. 


Rechte, welche den Gutsherren in Beziehung 
auf die verſchiedenen Zweige der Regierungs— 
gewalt uͤbertragen ſind. 

9. 2. Die Ausuͤbung der in gegenwaͤrtigem Abſchnitte 
begriffenen Rechte koͤmmt nur jenen Gutsherren zu, welche 
ein eignes Gericht zu bilden vermoͤgen. 

DI Titel. 
Geſetzgebung und Oberaufſicht. 

§. 2. Das Recht der Geſetzgebung und allgemeinen 

Oberaufſicht tft in feinem ganzen Umfange und mit allen 
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ſelnen Wirkungen dem Souverain, nach dem Inhalte dev 
Conſtitution, allein vorbehalten. 

8. 3. Alle in den mediatiſirten Beſitzungen beftehen: 
den Geſetze und Gewohnheiten, oder Particularrechte, 
welche auf alten Mediatgütern noch gelten könnten, unters‘ 
liegen den Beftimmüngen des allgemeinen buͤrgerlichen Ges 
ſetzbuches, in fo fern fie im gegenwärtigen Edicte nicht auss 
drücklich beftätigt find. 

$.4. Das Regierungsblatt ift als allgemeines Organ 
der Geſetze und DVerordnungen des Reiches bei den gutes 
herrlichen Gerichten eben jo, mie bei den Jandgerichten zu 
fammeln und aufzubewahren. - 

6. 5. In Fällen, wo eine befondere Bekanntmachung 
einzelner Gejege, oder Verordnungen befohlen wird, ſoll 
diefe durch das gutsherrliche Untergericht, oder durch dig 
Seelforger des Ortes vorgenommen werden, *5* 


II. Titel. 
Juſtizgewalt. 
6. 6. Sn der Ausuͤbung der Juſtizgewalt haben ſich 
die Gutsherren nach den über die Juſtizverfaſſung Unfers 


Reiches im’ Allgemeinen und über die Patrimonialgerichte 
insbefondere fund gemachten organifchen Edieten zu achten. 


III. Titel, 
Polizeigewalt. 


g. 7. Alle Polizeifunctionen, welche dem gutsherrli⸗ 
chen Beamten nach gegenwaͤrtigem Edicte obliegen, muͤſ⸗ 
ſen von dem naͤmlichen Subjecte, welches die sutsherrlihe 
Gerichtsbarkeit verwaltet, ausgeübt werden. Der Patri⸗ 
monialrichter foll gehalten feyn, in Polizeifachen Anzeigen 
an den Sutsheren zu machen, und wenn derfelbe in dem 
Sige des Gerichts anweſend iſt, feine Aufträge hierüber 
zu erhohlen, 

A, Bevslferungss Polizet. 

$. 8. Die Gutsbefiser haben das Recht, neue Hin⸗ 
terfaflen anzunehmen; jedoch ift die Genehmigung bei je: 
dem alle duch den gutsherrlihen Gerichtsbeamten von 
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Bem Generals Kreiscarmmiffaie hiezu einzuhohfen, und von 
keiner Seite zu erfchweren. 

..$. 9. Wegen des Judenfchuges bleibt es bei den ber 
ftehenden Verordnungen, bis hierüber anders befiimmt 
wird. 

6. 10. Die Ausmanderungen gutsherrliher Hinter⸗ 
faffen in das Ausland find den nämlihen Bedingungen uns 
terworfen, welche bei Unfern übrigen Unterchanen cins 
treten. 

$ 11. Die Regifter und Aeten des Civilftandes wer⸗ 
den, nach dem allgemeinen Civilgefege, von den gutsherrs 
lichen Gemeindevorftehern und Gerichtshaltern beforgt., 


B. Unterrihtss Polizei, 

6. 12. Die Einrichtung neuer Schulen fteht den 
Gutsherren, in fo fern das Beduͤrfniß aus dem allgemeis 
nen Schul; Organisınus hervorgeht, nah) eingehohlter Bes 
willigung Unfrer Ober » Schulbehörde zu. 

$. 13. Schon beftehende gutsherrlihe Schulen fans 
ften ohne die eben bemerkte Bewilligung weder unterdrückt, 
noch verfegt werden. > 

6. 14. Die gefammten gutsherrlichen Schulanftalten 
find der Auffiht Unfrer Generals Kreiscommiffariate und 
Inſpectionen untergeordnet. 

6. 15. Bon den dahin gewidmeten Fonds darf ohne 
Bewilligung des General: Kreiscommiflariates nichts vers 
äußere werden. : 

- 6. 16. Die Anftelung der Schullehrer bleibt den 

Sutsbefisern, wo fie diefelbe Hergebracht haben, zwar 
vorbehalten; der ernannte Candidat muß aber die in der . 
Schulordnung vorgefehriebenen Eigenfhaften befigen, und 
zur Unterfuchung derfelden der angeordneten Behörde präs 
fentirt werden, 

$. 17. Nach dem Nefultate diefer Unterfuchung ers 
folgt die Beftätigung , oder die Auflage an den Gutsheren, 
ein taugliches Subject zu ftellen, 


©. Sicherheits: Polizei, 


128. Allgemeine Sicherheitsanftalten werden allein 
von den Generals Kteiscoemmillariaten und den Landgerich⸗ 
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ten, als Unter⸗Kreiscommiſſariaten, angeordnet und ge⸗ 
leitet, ſofort von den gutsherrlichen Beamten in Vollzug 
gebracht. 

§. 19. In gemiſchten Orten, wo bie Gerichtsbarkeit 
mehrerer Gutsherren, oder die gutsherrliche und jene Un⸗ 
frer Untergerichte concurrirt, haben letztre die Sorge für 
bie Localſicherheit und die hiezu erforderlichen Anordnun⸗ 
gen, namentlich die Löfchanftalten zu übernehmen. An 
ungemiſchten Orten hingegen koͤmmt die Local⸗Sicherheits⸗ 
polizei dem gutsherrlichen Gerichte zu, B 

6. 20, Die Gertattung Öffentlicher Tänze, Schaur 
fpiele, Scheibenfhießen, Wettrennen und andrer Öffentliz 
her Unterhaltungen, dann die Aufficht über diefelben, 
tömmt nad) den diesfalls beftehenden Verordnungen, jes 
doch mit dem eben feſtgeſetzten Unterfchiede, den Gutsher⸗ 
ren zu, — 
21. Die Bewilligung zur Errichtung von Lotte⸗ 
ricen, oder des fogenannten Gluͤckshafens gebührt den 
Gutsherren nicht, 


D, Dorfs: und Gemeinde: Polizei. 
6. 22. Die Dorfs- und Gemeinde: Polizei, welde 
auf die Verwaltung des Gemeindegutes, auf die Einrichs 
sung oder Erhaltung der Armenanftalten, der Gemeinder 
wege, auf. die Leitung der Gemeindeverfammlungen, und 
überhaupt auf die Handhabung der Öffentlichen Ruhe fi 
bezieht, fteht in Dörfern, welche ungemifcht find, dem 
gutsherrlihen Gerichte zu, 

$. 23. In gemifchten Dörfern bleibt fie gemeinfchaftz 
lic), fo weit es dabei auf die Verwaltung des Gemeinde: 
vermoͤgens und auf die Leitung der Yrmenanfalten anz 
koͤmmt. 

Die Sicherheitspolizei auf dem Felde und im Dorfe 
Hingegen ſteht in ſolchem Falle mit dem Rüge: und Straf⸗ 
gerichte Unferm Landgerichte zu, 


E. Gewerbs- und Handels; Polizei. 


$. 24. Die Aufficht über das Zunftwefen, die Beftär 
tigung oder Einführung von Zunft: und Handwerks⸗Ord⸗ 
nungen, die Enticheidung der Streitigkeiten der Zünfte 
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und Zunftgenoflen unter fih, ih Beziehung. af diefe Ver⸗ 
Bindungen und auf die Ausäbung ihrer Gewerbe, fteht 
ausjhließend Unſern General⸗ Kreiscommiſſariaten und 
Landgerichten, als Unter / Kreiscommiſſariaten, zu. 
$. 25. Bei der Annahme der Handwetker, bei Were 
leihung neuer oder Wiederbefegung erlöfhender Gewerbs⸗ 
Gerechtigkeiten koͤmmt den gutsherrlihen Gerichten blos 
die Inſtruction des Gefuches nach der: Verordnung vom 5. 
Senner 1807 zu; bie Bewilligung oder Entfcheidung Hinz 
gegen ift, nad) den Beftimmungen der angeführten Verord⸗ 
nung, bei dem General⸗Kreiscommiſſair felbft nachzufuchen. 
$. 26. Die Aufficht über den Handel im Allgemeinen 
unterliegt den beftehenden Geſetzen, und ift Unfern obern 
Zandesftellen vorbehalten, wohin auch 
$. 27. die Annahme neuer Handelsleute und die Er⸗ 
theilung der Fabrik⸗ und Manufacturconceſſionen geeigr 
net iſt. 
$. 28. An Orten‘, wo die Gutsherren Jahrmaͤrkte 
Hergebracht haben, follen die hierauf fich beziehenden Lans 
desverordnungen befolgt werden. Die Gutsgerichte behale 
ten aber die Locals Polizeiaufficht, und find verantwortlich 
für die Vollziehung der angeführten Verordnungen, \ 
9. 29. Der Grundfag des freien Verkehrs foll zwi⸗ 
fhen den gutsherrlihen KHinterfaflen und Unfern übrigen 
Unterthanen allenthalben in Anwendung kommen, Kein 
fogenanntes Bann z oder Zwangsrecht fol jemals dagegen 
geltend gemacht werden fönnen. 
8. 30. Die Auffiht und Unterfuchung über Elfe, 
Maaß und Gewicht, Über die Güte der Arbeiten und Feil: 
ſchaften, insbefondere die Muͤhlbeſchau, fteht der gutsherr? 
lichen Localpolizei zu. 

6. 31. Die Beftimmung der Taren der Lebensmittel, 
bes Arbeitslohnes u. f. w. fteht, in fo ferne diefe State 
finden, den General Kreiscommiffartaten zu. 

Die Auffiht über die Beobachtung der feftgefegten Ta; 
nen liegt den gutsherrlichen Beamten ob. 


F. Straßen: und Waffer  Polizet. 
6. 33. Die Oberanfiht anf die Heerſtraßen ‚una 
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Fluͤſſe gehört einzig zu dem Geſchaͤftskreiſe Unfter Generals 
Straßen: und Wafferbau » Directiom, — 
$. 33. Die Polizeiaufſicht hingegen auf die Bruͤcken 
und Wege, welche die Verbindungen einzelner 
unterhalten, gebührt dev Local: Polizeibehörbe. 


G. Rulturs Dolizei, 
$. 34. Die Anordnungen in Abſicht auf allgemeine 
Sandeskultur gehören zur Oberpoligei, und fiehen den Ger 
neral: Kreiscommiffariaten, nad) der ihnen ‚ertheilten In⸗ 
feruetion, zu ; ihre Vollziehung, wie auch die erſte Jufta 
in Rulturftreitigketten, in jo ferne der Gutsherr nicht ki 
dabei betheilige ift, bleibt den gutsherrlichen Patrimonia 
gerichten überlaflen. — 
or Forſt⸗zund Jagd⸗Polize i. 
6. 35. Die Forſt⸗ und Jagd⸗ Polizei, „fo wie die 
Fovftgerichtsbarfeit, verbleibt den Gutsherren in ihren. eis 
. genen. und in den Gemeinderwaldungen; jedod) find fle vers 
Hunden, Unſre Forſt⸗ und Jagdordnungen unter der Ober⸗ 
aufficht Unfers oberiten Forftamtes zu befolgen, und ihre 
Hinterſaſſen hiezu anzuhalten. re 
I. Sefundheits ⸗Polizei. 
8. 36, Das Medieinalweſen hängt lediglich von be 
oberſten Polizeigewalt ab, welcher auch alle Anordnungen 
über Gefundheitspolizet zuſtehen. — — 
6. 37. Die Local⸗Polizeibehoͤrde iſt mit ihrer Voll⸗ 
ziehung beauftragt. —— % 
8.38. Das Ärztliche Dienftperfonal- wird in, der Res 
gel nur von Uns ernannt; jedoch ſteht den Gutsherren.der 
Vorſchlag der Individuen für ihre Gerichtsbezirke zu. 
6.39: Die Polizei-der Nahrungsmittel, die Sorge 
für die Reinigung der Straßen, die. Anftalten gegen Ver⸗ 
breitung anftecfender Krankheiten unter Menfhen und 
Vieh⸗ und alle übrigen auf die Erhaltung der Geſundheit 
ſich beziehenden Localanſtalten gehoͤren gleichfalls zu den 
gutsherrlichen Polizeiamtern; jedoch unter. der Aufſicht Und 
Leitung der obern ———— und inſoferne der Titel IL. 
5. 19 nicht entgegen fehl: 2 73, 


+ 
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IV. Titel. 
Kirchengewalt. 


8. 40. Die oberſte Kirchenpolizei ſteht dem Souve⸗ 
rain zu; die weltlichen und geiſtlichen Obrigkeiten auf den 
utsherrlichen Beſitzungen muͤſſen die in Kirchen⸗Polizei— 
fagen erlaffenen landesfuͤrſtlichen Verordnungen vollziehen, 


und für ihre Beobachtung wachen. 

$. 41. Die Errichtung neuer Confifigrien bleibt der 

Staatsgewalt vorbehalten, . 

9. 42. Die: Eonfiftorialgerichtsbarkeit wird blos von 

Unfern Appellationsgerichten ausgeübt. Jedoch bleibe es in 
Anfehung jener Grundherren, welche förmliche Juſtizkanz⸗ 
leien mit Unſrer Bewilligung halten, bei der Derlaration 
vom 19. März 1807, Lit. F. n. 4. wonach fie in derlei 
Faͤllen die Stelle Unſrer Appellationsgerichte vertreten. 
9. 43. Die nicht gerichtlichen Conſiſtorialſachen der 
Proteftanten aus jenen gutsherxlichen Bezirken, wo feine 
befondern Confiftorien beftehen, gehören vor. Unfte Conſi⸗ 
ſtorien, „oder die an deren Statt tretende Behörde. 
5. 44. An jenen Orten, wo noch befondere gutshere, 
liche Eonfiftorien vorhanden find, ‚bleibt diefen, oder den 
dafür anzuftellenden Specials Superintendenten die Vers 
Handlung der Konfiftorialfachen, wie bisher, mithin auch 
die Aufiiht auf Pfarreien und Schulen, die Anordnung 
der Berwefung derfelben, die Verfügung fehriftlicher oder 
muͤndlicher Admonitionen; jedoch find fie Unſern Conſiſto— 
rien oder Generals Superintendenten untergeordnet, und 
gehalten, 

) firengere Grade von Correctionen, Dienftfufpenfior 
nen ıc. diefen anzuzeigen, und die Beftätigung eins 
zuhohlen. 

b) Von den Ausſpruͤchen dieſer beſondern Conſiſtorien, 
oder der Special⸗Superintendenten über die Exa- 
mina pro ministerio,' über die Präfentationen ıc. 
ann der Recurs an Unfer Eonfiftorium ergriffen 
werden. ' 

e) Aljährlich muͤſſen an diefes die Eonduitenliften der 
Geiſtlichen und Schullehrer eingefender werden: 
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"8.45. Das Recht der Befiegelung, Beſchreibung 
und Verhandlung: der geiftlihen Verlaffenfhaften kann von 
den gutsherrlihen Gerichten nur da, wo es hergebradht, 
oder wo es von Uns befonders zugeftanden worden iſt, auss 
‚geübt werden, - 

6. 46. Das Patronatrecht bleibt den Gutsbefigern 
‘da, mo fie es hergebracht haben, mit oder ohne Verbine 
dung von Gerichtsbarkeit. Ueber die Qualification der 
Subjeete muͤſſen Unfre Gefege beobachtet werden, insbe— 
fondre für die katholiſchen Geiftlichen die Verordnung vom 
30. Dee. 1806 für die Proteffanten die nen einzuführende 
Examinationsordnung. 

$. 47. Das Inſtallationsrecht kann von jenen Guts⸗ 
beſitzern, welchen es bisher zugeftanden hat, nur in Unz 
ferm Namen, auf den von Uns hiezu erhaltenen Poflefs 
fionsbefehl ausgeübt werden, 

6. 48. Jene Gutsbefiger, welche als Kirchenpatiunen 
gewiſſe Ehrenrechte hergebracht haben, werden hierin bes 
ſtaͤtigt; jedoch) follen in dem Kirchengebete feine auf die vors 
malige Eigenfchaft der medtatifirten Gutsherren fich bezier 
hende Ausdrüce vorkommen. Das Trauergeläute nach 
dem Tode eines folhen Gutsherren darf nicht über drek 
Tage dauern, 

G. 49. Die Verwaltung des Kirchen, Schulenr und 
milden Stiftungsvermögens bleibt unter der unmittelbaren 
Leitung und Aufficht des einfchlägigen gutsherrlichen Ges 
richts; diefes tft aber verbunden, nad) den Beſtimmungen 
des organifchen Edicted vom 1. Det. 1807.Über die Admis 
niftration des Stiftungs; und Communalvermögens, und 
den über diefen Gegenitand künftig noch zw erſcheinenden 
Verordnungen ſich zu achten, 

V. Titel 
Finanzgewalt. 
A. Beftenerung. 


9. so. Sämmtlihe Gutsbefiger und Ihre Hinterſaſ⸗ 
fen find, in Folge der Conſtitution Titel I. $. 2, und 5, 
wis den Übrigen Staatsbuͤrgern zu ing, ganz gleichen 


t l 


“ 


ns 
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Teilnahme an den Stantslaften , tie ſie dermal beftchen, 
oder kuͤnftig bejtimme werden mögen, verbinden. 
Sie haben naher zu den Staatsbeduͤrfniſſen, ‚wie auch 


zu den zur Errichtung und Erhaltung allgemeiner Landes; 


anftalten beitimmten Abgaben verhältnißmäßig zu coneurz 
viren, ſofort die hierüber ſchon beftehenden ſowohl, als die 
künftig erfcheinenden Finanzgefege zu befolgen. 

$. 51.. Die Staatsgewalt allein hat das Recht, 
Steuern und andere öffentliche Abgaben in der conſtitutio⸗ 
nellen Form auszuſchreiben und einzuziehen. 

$., 32. Ihre Erhebung geſchleht durch die von Uns 
angeordneten Recepturen. 

d. 53. Die nämlihen Grundfäge gelten von der Acz 
elfe öder den Confumtionsauflagen, 

$. 54. Die gefftlihen und milden Stiftungen der, 
gütsherrlichen Befisungen follen wie die übrigen Stifenns 
gen befteuert werden, 


B. Fiscal-oder fonftige Territoriälgefälte. 


$: 55. Wegegelder und Bruͤckenzoͤlle, wo fie noch 
befichen, gehören zu den Jandesfürjtlichen Gefälfen. J 
§. 56. Auch das Heimfallsrecht, die confifeirten Guͤ— 
ter, das erblos gewordene Privateigenthum ſtehen als 

Rechte der Landeshoheit dem Staate zu. 
Die ſich hierauf beziehenden Verhandlungen werden , 

von Unfern Gerichtsitellen vorgenommen, 

6 57. Die Einführung und Beziehung der Stempel 
tare hängt gleichfalls blos von der Staatsgewalt ab; ferner 

-$ 58. die Anlegung und Bezug der Zölle, 

6. 59. Uebrigens find alle Gutsbefiger mit ihren Hin⸗ 
terjaflen Unfeen Maut; und Zollordnungen unterworfen, ' 
und es iſt ihnen weder eine Zolls noch Mautfreiheit ferner 
zu geftatten, : 

6. 60. Nur allein den mediatifirten Fuͤrſten und Gras’ 
fen geftatten Wir noch ferner die ihnen in Unſrer Erklärung 
vom 19. März 1807 bewilligte Zolls und Chauffees oder 
Wegegelds : Befreiung, mie fie in der Mautordnung vom 
8. März 1:5, näher beftimmt ift. 

$. 61. Die Umlagen zur Unterhaltung des Militärs, - 

Zweiter Band, 12 


4 


176 Bayern. 


zus Tilgung der Kriegskoſten und der unter diefem Titel 
contrahirten Schulden, im fo fern erflere nicht von den 
Gemeinden privatim unter fich geſchehen, find zu den bier 
ſem Zwecke gewismeten öffentlichen Kaflen zu verrechnen. 

5. 62. Dagegen bleiben den Gutsbefigern alle Geld⸗ 
firafen als Frächte der Grund: und Polizeigerichtsbarkeit ; 
jedoch find fie an die Beſtimmungen der darüber beftehenz 
den Geſetze gebunden. 

$. 63. Der Bezug von Targeldern in Suftips und 
Volizeigegenftänden, welche zur Competenz ihrer erichte 
gehören, oder für Ausfertigungen bei Ausübung der ihnen 
im gegenwärtigen Edicte zugeſtandenen Rechte, z. B. für 
die Pfarrpräfentationen, verbleibt ihnen nad den beites 
henden oder künftig erfcheinenden Tarordnungen. 

6. 54. Der Vogthaber, wo er Herkommens ift, ger 
oͤrt gleichfalls zu den gutsherrlihen Sefällen; die Guts⸗ 
erren behalten ihn, wenn auch die Gerichtsbarkeit an bie 

Landgerichte uͤbergeht. 2 

$. 55. Wenn Gutsbefiger das Nachſteuerrecht herge⸗ 
Bracht haben; fo fol ihnen baffelbe gegen auswärtige 
Staaten, mit welchen feine Freizügigkeitsverträge beftehen, 
verbleiben; im Innern des Reichs hingegen und gegen 
Auswärtige, mit welchen Sreigügigkeitsverträge beſtehen, 
ſoll es aufgehoben feyn. 

$. 66. Die Entſchaͤdigung jener Gutsherren, melde 
durch den Verluſt der zur Souverainetät gezogenen Steuern, 
Öffentlichen Abgaben und anderer Koheitsgefälle, einen ber 
deutenden Entgang an Einkünften leiden, in fo fern fie 
noch nicht ausgemittelt, oder der Titel hiezu durch gegens 
waͤrtiges Edtet erft entftanden wäre, richtet fh nach) dem. 
Beſtimmungen, welde in Unſrer Erklärung vom 31. Der, 
1306, die der koͤniglichen Souverainetät unterworfene . 
Nitterfchaft betreffend, enthalten find. 

$. 67. Me übrigen Abgaben, welche:zu den Domatz - 
nials und Privargefällen gehören, insbefondre die aus . 
Bergwerken, Sagden, Forften, Fifhereien fließenden Ab⸗ 
gaben verbleiben den Gutsherren da, wo fie diefelben her⸗ 
gebracht haben, 
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VI. Titel 
Militairgewalt. 


9. 68. Alles, was mit der Militairgewalt in Ver⸗ 
bindung ſteht, iſt dem Souverain ausſchließend vorbehal⸗ 
ten. Alle Anordnungen hieruͤber koͤnnen nur von ihm 
ausgehen. 

6. 69. Die Verordnungen über Militairconfeription, 
Über das Bürgermilitair, über die Gensd’armerie muͤſſen 
von den Gutsherren und Hinterſaſſen ald allgemeine Lanz 
deögefege befolgt werden. Ihre Gerichts s und Polizeiber 
Hörden nehmen an diefen Anftalten nad) den Beſtimmungen 
der angeführten Gefege Theil. 

6. 70. Keinem Gutsherrn iſt geftattet, ohne Unſrer 
Bewilligung Militair zur Bewachung feiner Perfon und 
feiner Schlöffer zu halten. . 

Die Anorönung von Polizeiwachen ift ihnen aber nach 


der Erklärung vom 19. März 1807 umd in fo fern fie 


ben Gefegen über die Gensd’armerie nicht entgegen iſt, 
geſtattet. 


IL Abſſchnitt. 
Rechte der Gutsherren, welche ſich auf das 

Eigenthum beziehen. 

A Volles Eigenthum. 

$. 71. Die Gutsherren haben ſich, fo viel. das Eir 
genthum ihrer Güter, deflen Erhaltung, Benutzung, Vers 
befferuug, Veräußerung oder Verſchreibung an Dritte ber 
trifft, nach dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche in 


allen jenen Fällen und Gefchäften zu achten, woruͤber die 


ſes Beftimmungen enthält. 

9. 72. Bet Ausübung ber Fiſcherei, des Jagd⸗, 
VForſt⸗ und Bergrechts haben ſich die Gutsherren an die 
hierüber —— beſondern Verordnungen zu halten, 
und nach dem Inhalte der hiezu etwa noͤthigen landes fuͤrſt⸗ 
lichen Conceſſionen zu achten. 

B. Getheiltes Eigenthum. 

$. 73. Wenn der Gutsherr feinen Grund und Boden 

uicht ſelbſt und auf eigene Regie, aber von Andern unter 
12 * 


d 
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einer von dem allgemeinen birgerlichen Geſetze anerkannten 
Form bewirchfchaften läßt, fondern einen fogenannten Cor 
lonar s und andern ähnlichen grundherrlihen Vertrag über 
die Bebauung und Benugung feines eigenthuͤmlichen Grunz 

des eingegangen hatz fo fol es bei diefen Verträgen nach 
den am Orte, mo die Güter Tiegen, vor dem 1. Sjennet 
1809 geltenden Gewohnheiten und Gejeßen fein Bewender 
haben; jedoch werden alle in ven grundherrlichen Verträs 
gen conſtituirten ftän.igen und nichtftändigen Nenten und 
Buͤrden fir ablösbar erklärt. 

Die Vereinbarungen hierüber follen der freien Unterz 
andlung der Betheiligten überlaffen ſeyn, ohne daß derlet 
blöfungen als eine Verletzung der ehemaligen Fideicom⸗ 

miſſe und gegenwärtigen Majoratsverhälmiffe, oder ande⸗ 
rer gerichtlichen Beftimmungen angefehen, und von den 
Gerichtsftellen behandelt werden follen, wenn das dafür zu 
leitende Surrogat in Geld nad) den Geſetzen Hergeftelle 
feyn wirds . 

Zugleich werden fuͤr diefe Verträge ſolgende Beſtim⸗ 
mungen feftgefeßt. . 

$. 74. Bei keinem Veränderungsfalle, — es mögen 
viele oder wenige. Theilhaber dabei concurriren, — kann 
mehr als,ein doppeltes Handlohn (audemium) berechne, 
— mehr als ein doppelter Leib angejegt werden. “ 

Das Quantum beftimme. fih nad) den bisherigen Los 

cal: Statuten, ’ 

$. 75. Vieh und Fahrniß (fahrende. Habe), baares 

Geld, duͤrfen bei der Schägung zur Behandlung des Laue 
demiums oder des Leibfalles nicht angefchlagen werden. 

$. 76. Das Laudemium vom Werthe der Häufer, wo 

es hertömmlich iſt, darf nicht erhoͤhet, wo es aber nicht 
hergebracht war, darf es gar nicht angefegt werden, . 
* 8. 77. Bon dem Austrage, Alıtheil, Gutsabtrage, 
oder von Abfindungen im Gelde darf fein Laudemium, kein : 
Leibfall befonders angefeßt werden. . 
%. 78. Die Koften der Schaͤtzung bei Laudemiak 
und Leibfällen bezahle derjenige, der fie fordert. s 
$. 79. Ruͤckſtandszinſen oder die Forderung eines hös 
heren Betrages wegen Ruͤckſtandes geundperrliher Gaben, 
haben in keinem Falle Platz. 


r 
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9. 80. Grundherrliche Forderungen an Stiften und 
Gilden oder andern jährlichen Präftationen richten fich vom 
1. Jenner 1809 an nach den allgemeinen Gefegen über die 
Verjährung jährlicher Nenten. 

$. 81, Die Heimfälligkeit ( Taducität ) eines Gutes 
wird hiermit als aufgehoben erklärt. . 

$. 82. Beiden Abzuge vom Gute muß dem Grund⸗ 
Holden der Gurswerth, nach Abrechnung der darauf hafz 
genden Forderungen,, und nach öffentlicher Verfteigerung 
an den Meiſtbietenden vergütet werden. 

$. 83. Der Sutsherr kann in Fällen, wo font die 
Eaducität Statt hatte, wenn er durch die hiezu Anlaß ges 
benden Handlungen befhädigt wurde — auf Schadenerz 
faß Klagen. 

6. 84. Das geundherrliche Einftandsrecht hat künftig 
nicht mehr Statt, 

$. 85. Wenn Klagen von gutsherrlihen Hinterſaſ— 
fen gegen ihre Grundherren wegen übermäßigen grundherr⸗ 
lichen Forderungen erhoben werden; jo follen fie vor den 
srdentlihen Gerichten verhandelt werden, 


c. Gutsherrlide Rechte, melde auf getheils 
tem oder auf fremdem Eigenthume — 
werden. 
a. Scharwerk. 

6. 86. Die ungemeſſene Scharwerk ſoll durchgehende 
in gemeflene oder beftimmte Dienfte verwandelt werden. 

$. 87. Diefe Verwandlung folf Fein Entſchadigungs⸗ 
geſuch begruͤnden koͤnnen. 

9. 88. Alle gemeſſene Scharwerk ſoll nach einem 
durch beſondere Verordnung näher: zu beſtimmenden Maaß— 
abe in eine Geldabgabe verwandek werden. 

b, Zehendredte, 
"9. 89. Der Zehend ift eben. fo, wie andere grunds 
herrliche Rechte, auf eigenen Gütern dem Loskaufe unters 


— 
Bis zur Abloͤſung, die auf einem beiderſeiti⸗ 


—— beruht, verbleibt der Zehend den Zer 
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—— nach den jedes Orts Üblichen Geſetzen, 
ewohnheiten, oder nad) den beftehenden Verträgen. 
c. Bodenzinfe, 
91. Ale, wo und wie immer beftchenden Boden⸗ 


* in Frucht, oder in Geld können nad) beiderfeitiger 
eveinbarung abgelöft werden. 


München, den 28. July, 1808. 
Mar Joſeph. 
Freih. v. Montgelag, 
u Graf Moramigty. 
Freih. v. Hompeſch. 





f) Organiſches Ediet vom 31. Aug. 1808, 
die Aufhebung der Leibeigenfhafe 
betreffend. 


Bir Marimilian Joſeph, von Gottes Gnaden 
Koͤnig von Bayern. 

Durch die Unſerm Reiche gegebene Conſtitution J. Tit. 

9. 3. haben Wir die Leibeigenſchaft, wo ſie noch beſteht, 
fuͤr aufgehoben erklaͤrt. 
Unm uͤber die Anwendung dieſer conſtitutionellen Ver⸗ 
ordnung alle moͤglichen Streitigkeiten und Anſtaͤnde zu be⸗ 
ſeitigen, und die Wirkungen der Leibeigenſchaft, welche da⸗ 
durch aufgeloͤſt werden, genauer zu bezeichnen, treffen 
Wir nachfolgende naͤhere Beſtimmungen: 

9. 1. Unter der Leibeigenſchaft, welche durch die Con⸗ 
ſtitution aufgehoben ift, wird das Verhaͤltniß verftanden, 
nad welchem der Unterthan feinem Hesen auf ſolche Weife 
dienftbar und unterwärfig war, daß ihm und feinen Kins 
‚dern entweder kein, oder nur ein fehr befchränktes Recht 
über ihren Stand und Erwerb zuftand.. 

$. 2. Durch die conftitutionelle Aufhebung diefes Ver: 
haͤltniſſes werden nicht nur. alle Gefege, melde diefen Zus 
fand bisher noch zugelaflen Haben, und die Leibeigenfchaftss 
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vertraͤge, mo fie noch beſtanden haben, aufgehoben, ſon⸗ 
dern auch die Beſtimmung gegeben, daß auch in der Folge 
Niemand, weder durch Vertrag, noch durch Geburt, noch 
durch Verjährung das Recht der Lelbherrſchaft Aber einen 
Unterthan erwerben, nod) aud) Jemand ſich in den Stand 
der Leibeigenfchaft begeben könne, 

8. 3. Die Auflöjung Diefes Bandes tritt nicht blos 
bei der perfönlichen Leibeigenfchaft ein, fondern fie erſtteckt 
fih aud auf die Leiheigenfihaft, welche mit dem Befige 
eines Gutes verbunden ift, und daher von vermifchter Mas 
sur angejehen wird. 

$ 4. Indem erften Falle der blos perfönlihen Leib⸗ 
eigenfchaft hören alle Wirkungen derfelben, fie mögen in 
Dienften, Abgaben, oder in andern Verbindlichkeiten bes 
ftehen, ohne Unterſchied und ohne Entjchädigung auf, und 
der Leibeigene tritt aus dem bisherigen Unterthänigfeitss 
verhältniffe gegen feinen Herrn in den freien, bürgerlichen 
Zuftand, mit Unterordnung unter die Geſetze, über. 

$. 5. Mit diefer Veränderung erlöfhen daher von 
Seiten des Leibeigenen aller Dienfizwang, die Entrichtung 
des Leibzinfes, das Mortuarium, die Abzugs⸗ und ans 
dere ähnliche Gebühren, er kann von feinem vorigen Leibs 
deren nicht‘ mehr veräußert oder avocirt werden; feine 
Standesveränderung hängt nicht mehr von beflen Bewilli⸗ 
gung ab; dagegen hören auch von Seiten des Leibherrn 
ale Verbindlichkeiten auf, welche derfelbe gegen den Leibei⸗ 
genen nach Gefegen oder Herkommen getragen hat. 

6. 6. Iſt die Leibeigenfchaft mit dem Befige eines 
Gutes verbunden; To find die Verbindlichfeiten, welche 
aus der Leibeigenfchaft fließen, von denen, welche auf dem: _ 
Gute haften und jonft dem Gefege nicht widerfprehen, zu 
unterfcheiden. 

$. 7. Sind diefe BVerbindlichfeiten ſchon durch Ges 
feß, Vertrag oder Herkommen ansgefchieden, und fteht die 
Leibeigenſchaft mit dem Befige ‚des Gutes blos in zufällis 
ger Verbindung, fo daß der Leibeigene befondere Verbinds 
licyleiten in diefer Eigenfchaft zu leiften, und andre Dienite 
und Abgaben von dem Gute zu entrichten hat; fo werden 
jene Berbindlichkeiten aufgelöft, die Srundpräftationen aber 
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werden in Folge des T. Tit. $. 5. der Eonftitution, welche 
die grundherrlihen Rechte garantirt, nicht verändert. - - 
$. 3. Wenn aber diefe Laſten nicht durch eine bes 
fimmte Norm unterfchieden find, und die Präjtationen 
des Leibeigenen mit dem Beſitze des Gutes jelbit in unzer⸗ 
trennbarer Verbindung ſtehen; jo wird zwar dem Leibeiges 
. nen ebenfalls feine Freiheit wieder gegeben, fein Verhaͤlt⸗ 
niß gegen en Grundheren muß aber nach den Gefegen über 
das nutzbare Eigenthum gerichtet werden. 
Dem Gutsheren ſtehen über die freigelaffene Perfon 
ferner keine andere Rechte zu, als welche die Gefeke dem 
Grundherrn ruͤckſichtlich der Hinterſaſſen, eincäumen ; — 
er verliert die Anſpruͤche an ſeine Verlaſſenſchaft oder das 
Mortuarium, die Abzuggelder bei der Verheirathung des 
Grundholden, und andere gleichartige Abgaben. 
9. 9. Dagegen verbleibt ihm das dominium dire- 
ctum, — die jaͤhrlichen Abgaben nehmen die Natur und 
den Namen einer jährlihen Grundabgabe oder Canon an, 
— die bedungenen Dienjte werden wie andre Gild: oder 
Grundfrohnen beurtheilt, und unterliegen gleichen Beſtim⸗ 
mungen; — und dürfen die Güter, welche. bisher. fein 
Laudemium, KHandlohn, Lehenreich, Antrittgebuͤhr, oder 
ähnliche Leistungen entrichtet haben, in Zukunft nicht das 
mit beſchwert werden, 5 an ‘ 
6. 10, Da das in verfchiedenen Provinzen Unfers 
Reiches noch befichende Recht oder Herkommen, nad) wel: 
em die Unterchanen oder ihre Kinder auf gewille Zeit den 
Grunds oder Gerichtsheren zu dienen angehalten werden, 
nur eine Art von Leibiigenfchaft ift; fo foll mit der Leibeiz 
genſchaft auch diefer Gefinde: Dienjtzwang Aberall ohne 
Entſchaͤdigung aufgehoben feyn, und feine perfänliche 
Dienjibarfeic diefer Art in Unferm Königreiche mehr gejegr 
lihen Schuß finden. 


Münden, den 31. Auguft, 1808, 
Mar Joſeph. 


Freih. v. Montgelas. 
Gr. Morawitzky. 
Freih. v. Hompeſch. 
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g) DOrganifhes Edict vom 8. September 
3808, die Patrimonialgerichtsbarfeit 
betreffend. 


Wir Marimilian Joſeph, von Gottes Gna⸗ 
den Koͤnig von Bayern. 


Sin Erwägung der Conſtitution Unſers Reiches, Tit. I. 
$. 2, fo wie Uniers organiſchen Edictes Über die Gerichts⸗ 
verfaffung Tit. II. 6. 8. und in befondrer Erwägung, daß 
die Grundfäge ver bevorftchenden neuen Geſetzgebung eine 
durd alle Theile des Staatsgebietes gleichmäßig durchges 
führte Organijation der Gerichtsverfaffung nothwendig maz 
chen, haben Wir beichluffen, auch die Patrimonialger ichts⸗ 
barkeit einer durchgreifenden Revifion zu unterwerfen, und 
daher in Anfehung der Bildung, des Wirkungskreiſes und 
der Verwaltung derfelden Folgendes zu verordnen. 


I Titel. 


Von den geographifhen Verhältniffen, und 
von der Bildung der Patrimonialgerichte. 


G. 1. Die Patrimonialgerichtsbarkeit kann nur in ges 
ſchloſſenen oder zuſammenhaͤngenden Bezirken ausgeuͤbt 
werden, uͤber welche dem Inhaber ſchon vorhin dieſe Art 
von Gerichtsbarkeit zugeſtanden hat. 

9. 2. Geſchloſſen iſt ein ſolcher Bezirk, wenn keine 
fremde Gerichtsbarkeit derſelben Art darin Statt findet. 

Zufammenhängend iſt er, wenn die Gerichtsgewalt von 
ihrem Sige zu allen ihr untergebenen Hinterfaflen gelans 
gen kann, ohne einen fremden Gerichtsantheit zu durchs 
fchneiden. 

6. 3. Der Bezirk eines Patrimonialgerichts muß wer 
nigitens funfzig Familien in fi) begreifen. 

$. 4. Die Größe der Patrimonialgerichtsbezivke wird 
durch den Grundſatz beſtimmt, daß der entfernteſte Ge⸗ 
richtsgeſeſſene nicht uͤber vier Bayeriſche Straßenſtunden 
von dem Gerichtsſitze entlegen ſeyn ſoll. 

9. 5. Die Familien mehrerer Guͤter oder Patrimos 
nialgerichte, welche von einem und demfelben Gerichtsins 
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haber abhängen, drfen zufammengezähle werden, um das 
mit die feitgefegte Zahl von funfzig zu bilden, wenn fie 
inner der im vorgehenden $. 4. fejtgefegten Abftände ſich 
Befinden. 

$. 6. Die außerhalb des bemerkten Abftandes geleges 


nen Familien bilden, fo ferne fie die vorgefchriebene Ans ' 


zahl erreichen, ein eigenes Patrimonialgericht. 

Sind fie hiezu nicht hinreichend, und tritt der Fall der 
Weberlaflung an ein benachbartes Patrimonialgericht nach 
den unten folgenden Beftimmungen nicht ein; fo fällt die 
Gerichtsbarkeit Unfern Untergerichten zu. 

$. 7. Samilien, welche forthin verſchiedenen Patri⸗ 
monialgerichts s Inhabern zugethan bleiben, zur Bildung 
der Normalzahl zufammen zu zählen, fie mögen inner oder 
ar des fejigefegten Abftandes angeſeſſen feyn, iſt nicht 
erlaubt. 

9 8. Dagegen ftcht es jedem Patrimonialgerichtss 
Inhaber frei, von benachbarten, Patrimonialgerichten oder 
vom Staate die unter feiner Gerichtsbarkeit, und inner 
des fejigejegten Abftandes von vier Bayerifhen Straßens 
ſtunden zerftreut liegenden fremden Gerichtsantheile durch 
Tauſch gegen eigene Gerichtögefeflene zu erwerben, ſofort 
die Normals Familienzahl zu bilden, und feine Gerichts: 
barkeit zu purificiren. 

9. 9. Auch durch Kauf fremder Gerichtsantheile unter 
Privatgerihtsinhabern kann die Bildung der Normal: Bas 
miltenzahl und die Purification der Patrimonialgerichtsber 
zirke bewirkt werden. 

$. 10. Vom Staate hingegen fann durch Kauf keine 
Gerichtsbarkeit, weder Über eine, noch über mehrere Fa⸗ 
milien erworben werden, 

$. 11. An Orten, wo vorhin nur Siggerichtsbarfeie 
beftanden hat, oder wo niemals Patrimonialgcrichtsbarkeit 
ausgeübt wurde, kann kein neues Patrimonialgericht gebils 
det werden; es findet fohin weder Kauf noch Taufh von 
Serichtsantheilen zu einem folhen Zwecke Statt. 

$. 12. Sogenannte einfichtige Unterthanen können: 
von denjenigen Gutsherren, welche an dem Tage der Ps 
blication diefes Edictes fih in dem ruhigen, unangefochtes 
nen Befige der Gerichtsbarkeit befinden, zur Bildung der 
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zu einem Patrimonialgerihte erforderlichen Familienzaht 
eingerechnet werden, wenn fie in der ausgefprochenen Ent: 
fernung von vier Stunden gelegen find. 

$. 13. Die Bildung der Patrimonialgerichtsbezirte 
nad) vorjiehenden Beftimmungen foll bis zu dem x, October 
1809 als peremtorifcher Termin vollzogen ſeyn. 

$. 14. Demnach find alle Patrimonialgerichtbarfeite; 
Inhaber gehalten, bei Verluft der Gerichtsbarkeit, die Be; 
ſchreibung ihrer Gerichtsbezivke, die Nachweiſung der Far 
milienzahl, mad der Vorschrift mit der Beglaubigung des 
Landgerichts, und die Beweiſe, daß ihnen die Gerichtsbar: 
feit über diefelben zuftehe, bei dem einfchlägigen General: 
kreiscommiflariate bis dahin vorzulegen, durch welches fie, 
nac) geeigneter Prüfung, an Unſer Minifterium der aus; 
märtigen Angelegenheiten, als Hoheitsdepartements, mit 
einem, den ganzen Kreis umfaflenden, Berichte zur Ein: 
hohlung Unferer Genehmtgung eingefendet werden, 

6. 15. Nah dem Erfolge derfelben werden die als 
vorſchriftmaͤßig gebildet von Uns erklärten Parrimonialge: 
richte in das offieielle Verzeihniß fämmelicher Gerichtsbe⸗ 
zirke Unfers Reiches aufgenommen, und mit diefen öffent: 
dich bekannt gemacht. 


II. Titel. 


Bon dem Wirkungskreiſe der Parrimonial; 
gerichte. 


$. 16. Das Patrimonialgericht übt in feinem Bezirke 
bie nicht freitige Gerichtsbarkeit in ihrem ganzen Umfange 
‚aus; ihm fteht das Recht der Verbriefung und der Aufs 
nahme aller derjenigen Verträge und Privatrechtsgeſchaͤfte 
gu, welche. gemäß dem bürgerlichen Geſetzbuche eine gerichtz 
liche Urkunde erfordern, oder da, wo Diefes den Partheien 
freigeläffen it, nad) Verabredung derfelben gerichtlich ges 
ſchloſſen werden wollen. 

6. 17. Der Patrimonialgerichtsverwalter ift in Faͤl⸗ 
len, wo das Geſetz einen Bamilienrath erfordert, bei Bes 
yormundungen, nterdictionen, Prodigalitätserklärungen 
und dergleichen der Vorftand des Familienrathes, und hat 
in dieſer Eigenfchaft alle Rechte und Verbindlichkeiten, 
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welche das buͤrgerliche Geſetzbuch einem Beifiger des Uns 
tergerichts, als Vorftande des Familienrathes, beilegt. 

An den Fällen, wo das Geſetz cine Beftätigung des 
Beſchluſſes des Familienrathes, oder eine in Anfehung befz 
felgen zu erlaffende richterliche Enticheidung erfordert, hat 
das Parrimonialgericht denfelben dem föniglichen Unterges 
richte "einzufenden, and von daher die Beſtaͤtigung oder 
Entfceidung zu erwarten. 

$. 12. Desgteichen hat der Verwalter der Patrimos 
nialgerichtsbarkeit die Verrichtung eines Civilſtandesbeam⸗ 
ten, fowohl was das Aufgebot als auch die Eingehung der 
Ehe und die Vollziehung der gerichtlich ausgefchriebenen 
Eheſcheidung betrifft. j 

Er har die Heirathsregiſter, dem Gefege gemäß, dop⸗ 
pelt zu führen, und ein Eremplar am Schluffe des Jahres 
in das Archiv des Patrimonialgerichts niederzulegen, das 
andre zu dem koͤniglichen Untergerichte einzufenden. 

Das königliche Unsergericht hat in Anfehung der richtis 
gen Führung diefer Eiviljtandesregifter die Aufſicht und 
Controlle über den Patrimonialrichter, und ift in diefer 
Ruͤckſicht an die Beobachtung aller in dem bürgerlichen Ger 
ſetzbuche enthaltenen Vorfchriften ſtreng gebumden. 

-$. 19. Dem Vatrimonialgerichte ſteht in feinem Ber 
zirke die Führung der Hypothekenbuͤcher zu. 

-$. 20. Die Gerichtsherren find befugt, ihre liquiden 
Berichts: und Grundgefälle und andere unbeftrittene gutsz 
herrliche Praͤſtationen, nicht aber folhe, welche aus Dars 
-Iehen oder andern perfönlichen Forderungen entfprungen 
find, durch ihre Gerichtshalter beitreiben zu laflen, fo weit 
der. Grundunterthan unter ihrer eigenen Jurisdiction ges 
laffen iſt. 

Das dem fäumigen Gerichtsunterthan wegen Zing, 
"Stift, Laudemien und andern dergleichen gutsherrlichen 
Geldpräftationen abgenommene ‘fand, wozu das dem Lands 
manne nöthige Ackergeräthe und unentbehrliche Vieh nie 
genommen werben darf, foll von dem Gerichssverwalter, 
nach vorhergehenden öffentlichen. Bekanntmachungen, an 
den Meiftbietenden verfteigert und, nach Abzug der ſchuldi⸗ 
gen Summe, der Heberveft dem Ausgepfändeten zurüchger 
geben werden, > \ 
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6. 21. Wenn die Gerichtsherrſchaft die in dem vor⸗ 
bergehenden $. beſtimmten Grenzen der Selbiterecution 
oder Pfändung Überfchritten; wenn fie mehr oder anderes, 
als ihr gebührte, genommen; wenn bei Gelegenheit der 
Auspfändung von der Gerichtsherrſchaft eine Mißhan lung 
der Derfon des Schuldners, oder fonftige unerlaubte Ber 
fhädigung feiner Güter vorgefallen; wenn in Fällen, wo 
das bürgerliche Gefeß zu einem Nachlaſſe verpflichtet, oder 
dem Richter Zahlungsfriften zu ertheilen erlaubt, die Forz 
derung mit unbilligev Strenge beigetrieben worden; fo ift 
der Gerichtsunterthan berechtiget, fih mit feiner Bez 
fhwerde oder Klage zu dem Lönigligen Untergeridhte zu 
wenden, 

$. 22. In allen ftreitigen Civilz oder Polizeiſachen, 
dieſe mögen den Gutsherrn und deſſen Gerichtsinfaflen, oder 
die Berichtsinfaffen unter fich betreffen, find die koͤniglichen 
Gerichte die allein zuftändige Behörde, 

$. 23. In Eriminalfällen gebähren den Patrimoniak 
gerichten nur die Apprehenfion und Detention der Anger 
ſchuldeten. Sie find gehalten, diefe fpäteft binnen acht 
und vierzig Stunden in den Sitz Unfers einfchlägigen 
Land: oder Stadtgerichts auszuliefern. 

Unter denfelben Bedingungen iſt ihnen geftattet, ihre 
Deconomieverwalter wegen Veruntreuung in fihere Vers 
wahrung nehmen zu laſſen. 

5. 24. Alles weitere Verfahren in Triminalfällen 
bleibt den Patrimonialgerichten, unter was immer für cie 
tem Namen, ohne Unterfehied, ob fie vorhin Eriminale 
gerichtsbarkeit ausgeübt haben oder nicht, für immer vers 
boten. 
9. 25. Den Patrimonialgerichtsherren ſteht innerhalh 
ihres Bezirkes die niedere Polizei zu, nach den Beſtimmun— 
gen des organifihen Edictes über die gutsherrlichen Rechte, 

$. 26. Zur Geltendmachung polizeiliher Anordnunz 
gen, zur Erhaltung der Öffenclichen Drdnung gegen Ruber 
ftörer und Widerfvenjtige find fie befugt, ſich der Uebertrer 
ter zu bemächtigen, und diefelben im Sefängniffe, jedoch 
nie über acht und vierzig Stunden, zu deiiniven. 

9. 27. Sobald die polizeiliche Uebertretung eine ſchwe— 
tere Ahndung, als die 9. 25. beſtimmte Strafe nach ſich 
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ziehen muß, ift der Fall an die einſchlaͤgige koͤnigliche Bee’ 

hörde zu berichten, welcher alsdann allein die Kognition 
und Beftrafung gebührt. BERN: 

$. 28. Die Gerichtsherren find nicht befugt, polizel⸗ 
liche Uebertretungen mit Geld zu ahnden, wenn nicht Unſre 
Verordnungen ausdruͤcklich eine ſolche Strafe damit verbun⸗ 
den haben. 

Wenn mit einem koͤniglichen Polizeiverbote, welches 
einen in den polizeilichen Wirkungekreis der Patrimonialz 
gerichte einfchlagenden Gegenftand betrifft, eine Gelditrafe 
‘ Yerbunden worden; fo find diejelden zu deren Beitreibung 
“ grmächtigt, fo ferne die ange rohte Geldbuße die Summe 
von fünf Gulden nicht Überfchreitet. 

Alfe mit groͤßern Geldbußen verpänten Polizeivergehen 
gehören zur Cognition und Beſtrafung der königlichen Ber 

drden. _ 

9 9. 29. Wegen auferehelihen Schwängerungen darf 
künftig weder von einem Patrimonialgerichte, noch von eis 
nem töniglichen Gerichte irgend eine Strafe in Geld oder’ 
an der Ehre, oder fonft auf andere Weife erkannt und in 
Vollzug gefegt werden. Unfte befondere Verordnungen 
werden hierüber noch das Nähere beftimmen, 

. 30. Die Patrimonialgerichte find gehalten, afler 
drei· Monate ihre Strafprotocolle an das Generals Kreise 
commiflariat einzufenden. ; 

III. Zitel 
Bon der Beftellung der Patrimontalgerichte. 
$. 31. Die in dem vorftchenden Titel beitimmten 

Rechte der Patrimonialgerichtsbarkeit werten durch einen 
von dem Gerichtsinhaber erwählten, von Unferm Generals 
Kreiscommiflartate bejtätigten, in Unferm Namen beeider 
ten Serichtsverwalter ausgeübt. 

9. 32. Diejenigen Gerichte, welche nebft dem Ger 
gichtsverwalter nicht zugleich mit einem Actuar beſtellt find, 

aben die Verbindlichkeit, zu allen denjenigen Gerichts⸗ 
andlungen, bei welchen das Geſetz die Mitwirkung eines 
beeideten Gerichtsſchreibers erfordert, zwei maͤnnliche, groß⸗ 
jährige Zeugen, welche leſen und fehreiden innen, beizus 
ziehen. 
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$. 33. Die Patrimonialgerichtöverwalter haben die 
naͤmlichen Eigenſchaften nachzuweiſen, welche von Unſern 
Landrichtern erfordert werden. 


$, 34. Der Patrimonialgerichtsinhaber Bat feinen 
Gerichtsverwalter aus der Zahl der für den Staatsdienft 
aus der Rechtswiſſenſchaft und der Staatsverwaltung ges 
prüften und zugelaflenen Candidaten zu erwaͤhlen. 


Doc) find die Gerichtsherren nicht verbunden, bei ihrer 
— die Ordnung der Elafjification der Candidaten gu ber 
Igen. 
5. 35. Nur jene Berichtövermalter, welche zugleich 
Deconomieverwalter find, haben dem Serichtsheren eine 
befondere Berwaltungspflict auf Handtreue zu leiſten. 


6. 36. Advocaten können nicht Gerichtshalter fepn- 


. 37. Mehrere — —— koͤnnen 
derſelben Perſon die Verwaltung ihrer Gerichtsbarkeie 
Übertragen. 


9. 38. Der Berichtövermalter darf aber nicht vier 
Stunden von den verfchiedenen Gerichtsfigen entfernt 
wohnen. 


Auch fol der Sitz des Amtes an einem ein für allemal 
beftimmten Orte feyn. 


$. 39. Der Gerichtsinhaber kann feine Gerichtsbar⸗ 
keit felbft verwalten; er muß ſich aber, wenn er nicht die 
in Unfrer Verordnung vom 7. November 1807 $. 6. ber 
zeichnete Eigenfchaft hat, über feine Faͤhigkeit und Kennt 
niffe der nämlichen Prüfung und andern Bedingungen uns 
terwerfen, welche den befondern Geridhtsverwaltern vorger 
fehrieben find. 


Doc kann derfelbe diejenigen Rechtsgefchäfte, Com 
tracte, Teſtamente u. dgl., welche ihn feldft betreffen, 
oder bei welchen er betheiligt it, und zu ihrer Foͤrmlichkeit 
bie gerichtliche Genehmigung oder Mitwirkung erfordern, 
niemals felbft vornehmen. fondern er muß diefelben bei 
demjenigen Gerichte vornehmen laffen, welchem ex ſelbſt 
fuͤr ſeine Perſon unterworfen iſt. 
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IV. Titel 


Bon dem Aufhoͤren und der Suſpenſion der 
Patrimonialgerichtsbarkeit. 


9. 40. Die Patrimonialgerichtsbarkeit Hört gänzlich 
auf, wenn die Normal: Familienzahl, gemäß den Beſtime 
mungen des I. Titels, nicht gebildet werden fan. ER 

$. 41. Sie iſt nur fufpendirt, wenn fie der Snhaber 
nach Unſrer Verordnung vom 7. November 1807 Unferm 
Untergerichte aufträgt 

& 42. Die Untergerichte find fchuldig, jenen Guts⸗ 
beſihern, welche ihre Gerichtsbarkeit ihnen entweder frei⸗ 
willig überlaffen Haben, oder welche derfelben, gemäß 
6. 40, verluſtig geworden find, in Berreibung. ihrer li⸗ 
quiden geundherrlichen Forderungen, nad en in Bezie⸗ 
hung auf die Fameräl: Grundrenten beſtehenden Vorſchrift 
ten, auf jedesmaliges Anrufen behilflich zu feyn, 

68. 43: Wenn der Patrimonialgerichtsherr , welcher⸗ 
feine Gerichtsbarkeit felbit verwaltet, ans Unwiſſenheit 
oder Nachläfiigkeit ſolche zum Nachtheile der Unterthanen 
ausübt; fo wird er zur Beftellung eines Gerichtshalters 
angehalten. . — 

Wenn der von ihm beſtellte Gerichtshalter auf gleiche‘ 
Weiſe fich zur Verwaltumg diefes Amtes untauglich zeigt; 
fo-wird der Gerichtsherr angehalten, einen andern an feine 
Statt zu beitellen, 

Der Gerichtsherr hat Überdies für allen, aus Nade 
laͤſſigkeit oder Unwiſſenheit des Serichtshalters entfiehenden, 
Schaden zu haften, 

5, 4 Wenn der Gerichteherr die ihm anvertraute 
Gewalt in rechtswidrigem Vorfage dergeſtalt mißbraucht, 
daß der Mißbrauch in ein in dem Criminalcoder benanntes 
Verbrechen übergeht; So iſt derfelbe, vorbehaltlich aller 
Übrigen verwirkten Strafen, der Serichtsbarkeit auf feine 
Lebenszeit verluſtig, unbefchadet der Rechte feiner Erben 
und andern Rehtsnachfolgern. 

Münden, den 8. Sept. 1808, a er 

’ May Spofeph. 
Freih. v. Montgelas. Graf Morawib kye 

Freih. u Hom peſch. 


or 
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5) Wirtemberg. 


Der erfte König von Wirtemberg, Friedrich, 
der in dem Preßburger Srieden vom 26. Dec. 1806 
bie koͤnigliche Würde erhielt, nachdem fein Staat be 
reits durch den Neichsdeputationghauptfchlug vom 
»5. Gebr. 1803 bedeutend vergrößert worden tar, 
bob fogleih, nach erlangtee Koͤnigswuͤrde und Sou⸗ 


verainctät, die auf alten Verträgen berubende land» 


ftändifhe Berfaffung in feinem Erblande auf. 
So wilführlich diefer Schritt war, meil andere Staas 
ten die landftändifche Verfaffung mit der Souverainetät 
des Megenten durchaus nicht im Gegenfage fanden, 
und weil felbft Sranfreich und Großbritannien, 
die bedeusendften Reiche Europens, eine repräfentative 
Berfaffung hatten; fo blieb es doch bei dem Befchluffe 
des Königs, der feit diefer Zeit bis zum Wiener Eon 
greffe fireng monarchifch regierte, nachdem er am 18. 
März 1806 durch ein wichtiges Drganifationsdecret 
den Gefchäftsfreis alter höchften Behoͤrden des Koͤnig⸗ 
reiches feft beſtimmt hatte. Da, außer der Einthei- 
lung ded Königreiches in 12 Landvoigteien, jenes Der 
eret das einzige war, welches für die innere 
Etaatsform bis zu den lebten Jahren galt; fo findet 
es bier feine Stelle. 


a) Organifationsdecret vom 18. März 
1806. | j 
Bir Briedrih, von Gottes Gnaden König 
von Wirtemberg, 1. x. 
entbieten Unfern lieben und getreuen Dienern, Vaſallen 
und Unterthanen Unfre Königliche Gnade. 
Wir finden für noͤthig, für die Geſammtheit Unfrer 
zu einem Ganzen vereinigten alten und neuen Staaten eine 
Aweiter Band, _ 13 


J 
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durchaus gleihfärmige Staatsverwaltung anzuordnen und 
feftzufegen, und haben daher befchloflen und beſchließen wie 
olgt: 
1. Die oberſte Staatsbehoͤrde im Koͤnigreiche iſt 
das Koͤnigliche Staatsminifterium. Es beſteht aus 
den Chefs fämmtlicher Departements und denjenigen Mit: 
gliedern, welhe Wir außer diefen noch zu ernennen für 
gut finden. 
6. 2. Es find 6 Departements: 
1) das Departement der auswärtigen Angelegenheiten, 
2) dad Departement des Innern, 
3) das Suftigdepartement, 
4) das Kriegsdepartement, 
5) das Finanzdepartement, 
5) das geiftlihe Departement. 
$. 3. Das Departement der auswärtigen Angelegen 
heiten, unter der Benennung Kabinetsminifterium, hat zu 
beforgen: alle Verhandlungen mit Auswärtigen, die Aufz 
rechthaltung und genaue Befolgung der beftehenden Tractaz 
ten, die Correfpondenz mit auspaͤrtigen Miniſtern, die Aus⸗ 
fertigung der öffentlichen Correfpondenz des Königs mit ans 
dern Regenten und Gouvernements, die Angelegenheiten : 
des Königlichen Hauſes, das Ceremoniel mit Auswärtigen, 
das Ceremoniel im Innern, die Direction des Poſtweſens, 
Drdensängelegenheiten, Stamdeserhöhungen, die VBerwenz 
dung für die Königlichen Unterthanen im Auslande, Auss 
fertigung von Paͤſſen und Beurkundung von Documenten, 
die für daflelbe — ſind. 
F. 4. Das Departement des Innern umfaßt das po⸗ 
lizeiliche, faatswirchihaftlihe und Regiminalfach nach den 
weiter unten folgenden nähern Beftimmungen. 
$. 3. . Zu dem Reflort des Juſtizdepartements gehört 
das Juſtizweſen in feinem ganzen Umfange. Es führt die 
Oberaufſicht über ſaͤmmtliche Civil; und Criminaljuftizftelz 
len, über Advocaten und Motarien, und befchäftigt ſich 
mit dem Vortrage neuer Gefege und Verordnungen, in fo 
fern fie auf rechtliche Verhaͤltniſſe und die Zuftizpflege Ber 
zug haben: 
$. 6. Das Kriegsbepartement beforgt alles, was zu 
Militaireincichtungen dm Allgemeinen gehoͤrt. 
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6.7. Das Finanzdepartement begreift umter fich al 
les, was fi auf Staatseinnahmen, fie mögen Namen har 
ben welche fie wollen, bezieht, die Oberaufſicht über die 
Hauptſtaatskaſſen, über das Rechnungsweſen, und über 
alle Staatsausgaben nad) dem zu beflimmenden Finanz⸗ 
plane, Verbeſſerung der Landesadminikration in Finanzs 
ſachen, die Oberaufficht über das Forjidepartement, Salis 
nen: und Bergwertsdepartement, über das Muͤnz⸗ und 
das Poſtweſen, in fo fern in Bezug auf das Letztere von 
Einnahmen und Ausgaben die Rede tft. 

$. 8. Zu dem Gefchäftskreije des geiftlihen Departer 
ments gehört der Cultus, ſowohl der evangeliſchen als ka⸗ 
tholiſchen Religion, und anderer im Staate tolerirten Ger 
meinden, das Curatorium der Univerfität, Schulen, und 
überhaupt gelehrte und Bildungsanfalten. 

$. 9. Die Chefs der Departements haben Uns den 
Vortrag bei Bejegung der darunter begriffenen Stellen zu 
machen, und zwar gemeinſchaftlich, je nachdem ein Amt in 
verfchtedener Beziehung unter mehr ald ein Departement 

oͤrt. 
weh $. 10, Die koͤniglichen Collegien find angewieſen, 
tie ihnen von dem Ötaatsminifterium zukommenden Ber 
fehle aufs genaucfte zu befolgen, welche durch den Chef des 
Departements und zwei andre Mitglieder des Staatsmini— 
ſteriums unte zeichnet find. 

d. 11. Der Chef eines Departements hat im Staats⸗ 
miniiterium den Vortrag Über die zum obenbemerkien Ge; 
ſchaͤftskreiſe g hoͤrigen Angelegenheiten. 

$ 12. Es werden fo viele geheime Serretairs ange⸗ 
ftellt als Departements find, Jeder führe das Protocol 
in der © ffior über die in fein Departement einſchlagenden 
Gegenſtande, und wird in der Ausarbeitung von den wenir 
ger bejchäftigten unterftägt. Der erſte geheime Secretair 
empfangt alle einfommende Sachen, führe darüber ein 
Diarium, nurmerirt die verfchloffenen,, und ftellt die an das 
Staatsminifterium, ohne Bezeichnung des Departements, 
adrejfirien der geheimen Regiſtratur, die für einzelne Des 
yartements gehörigen aber den Secretairs derſelben zu, 
welche fie dem Chef zur Eröffnung und Zuräidgabe, um 
das Diarium dev Materie nach fuppliren zu können, übers 
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geben. - Außerdem find bei dem Staatsminiſterlum an⸗ 
eftellt: 

2 R geheime Archivarti, 2 geheime Regiftratoren, um 
5 geheime Kanzelliften. . 

. 9. 13. Zudem Departement der auswärtigen Anges 
legenheiten oder dem Kabinets miniſt erium gehören: 

2 Kabinetsminifter, der Oberceremonienmeiſter, der 
Chef vom Bürcau der auswärtigen Angelegenheiten, 3 vors 
tragende Räthe, 3 geheime Legationsferretairg, 1 geheimer 
Dberarchivar, 1 geheimer Regiftvator, 3 geheime Canzel⸗ 
kijien. 

$. 14. Das dem Kabinetsminifierium untergeordnete 
Oberpoftdireetorium. befteht aus 

ı Oberpoftdirector, 2 Oberpofiräthen, ı Dberpojtfes 
eretair, 1 Secretair, ı Canzelliſten. 

6. 15. Dem Miniſter des Innern iſt ein Generals 
fecretair und ein Eanzellift zugegeben. Der Generalfecres 
tair empfängt die an den Minifter befonders einfommenden 
Saden, hält ein Diarium darüber, übergibt die verſchloſ⸗ 
fenen jenem zur Eröffnung und Vertheilung an die nachger 

‚ Testen Stellen, und contrafignirt die Erpeditionen, weld) 
‚von dem Minifter unterzeichnet werden. 
9. 16. Der ganze Umfang der zu diefem Departement 
gehörigen Gefchäfte theilt fich unter folgende Stellen: 
I) Ober» Landesregierung. 
- Diefe beftcht aus 1 Präfidenten, 8 Räthen, 5 Ser 
cretairs, 2 Negiftratoren und 5 Canzelliſten. 

Zu ihrem Reſſort gehört das Regiminalfach, befonders: 
die Wahrung der Königlichen Souverainetätsrechte, die Lanz 
despolizei im Alkgemeinen, worunter jedoch die Ortspolizei 
von den 2 Hauptftädten Stuttgart und Ludwigsburg niche 
begriffen ift, die Oberaufſicht Über die Landbeamten in allen 
Faͤchern, mit Ausfchlufe der Zuftizverwaltung, Beſtaͤti— 
gung der Wahlen zu Magiftrats ; und andern Stellen, 
Sachen in Beziehung auf Auswanderung, Ertheilung des 
Unterthanen » und Bürgerrechte, Bevälkerungstabellen, 
Sefängniffe, Zucht⸗, Arbeits, und Waifenhäufer, Armens 
anſtalten, Zünfte und Handwerker, Brandafleruration. 

9. 17. Den Lehenhof bilden der Minifter des Innern 
als Lehenpropft, und: 2 Referenten in Leheusfachen; dazu 
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sehören 1 Secretair und ı Regiſtrator. Die Belehnun⸗ 
gen felbft aber gefchehen vor ‚der Oberlandesregierung in 
Gegenwart des Minifters des Innern. 

$. 18. Eine befondere Direction beforgt den Stra: 
Ben:, Brüden: und Wafferbau, Marſch— und 
Einquartierungsfahen. Sie beiteht aus 

1 Director, 2 Räthen und 2 Kunftverjtändigen in Be⸗ 
ziehung auf den Bruͤcken- und Waſſerbau, 1 Secretair, 
ı Saffierer, ı Eanzelliften. 

$. 19. Zu Verfehung der auf die Medicinalans 
Kalten und das Sanitätswejen überhaupt fich bezie⸗ 
henden Gefchäfte befteht eine befondere Direction in 

2 Räthen, den wirklichen Leibmedicis, 2 Leibchirurgis 
und 2 Thierärzten, welche ı Secretair und ı Canzelliften 
erhalten. - 

$. 20. DI) Ober: Landesäconomiecollegium. 

Es hat das ftaatswirthfchaftlihe Fach im Allgemeinen 
unter fich; dazu gehören befonders: Kommerz und Landes 
euktur, Manufarturen und Fabriken, die Äber dieſe Gegens 
ftände einfommenden periodifchen Tabellen und Berichte, 
Seftüte und Schafzucht, Deconomie der Communen, pio- 
zum Corporum und Spitäler, das Deconomifche der Uni⸗ 
verfität, welches vom Staatsminifterium dahin zu geben iſt. 

9. 21.  Diefes Collegium befteht aus 

ı Director, 6 Raͤthen, 6 Rechnungsräthen, 4 Se⸗ 
eretairs, ı Regiftrator, 4 Canzelliſten. 

Nah Beſchaffenheit der Gegenftände wird der Minifter 
des Innern oder der Director KHandlungsverftändige, die 
Directoren der Fabriken und Meanufacturen, und übers 
haupt Sachverſtaͤndige in fonftigen Fächern beiziehen. 

$. 22. Das Königreich ift in folgende ı2 Kreife ges 
theilt: 
? 1. -Rreis Heilbronn. 2. Kreis Ludwigsburg. 3. Kreis 
Stuttgart. 4. Kreis Maulbronn. 5. Kreis Schorndorf, 
6. Kreis Urach. 7. Kreis Rotenburg. 8. Kreis Calw. 
9. Kreis Rottweil. zo. Krein Tuttlingen, 11. Kreis 
Zwiefalten. ı2. Kreis Ellwangen, 

Die zu jedem Kreife gehörigen Aemter und Ortſchaf⸗ 
sen behalten Bir ne 8 bevor, u en zu 
machen. 
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6. 23. Es wird eine zweckmaͤßige Eintheilung und 
Vereinigung der Ober: und Stabsämter, Steuereinneh⸗ 
mereien, Kellereien, Verwaltungen u. |. w. nach und nach 
getroffen werden. 

$. 24. Die unter ber Kreiseintheilung beariffenen, 
bisher zu der fogenannten Kammerfchreiberei, nun zur Hofe 
und Domainenfammer gehörigen Aemter und Drte find nur 
in Beziehung auf Negiminaly, Juſtiz- und Polizeiadminis 
firation zu den Kreifen gerechnet. Die Einkünfte davon 
werden nad) wie vor unmittelbar an die Generals Domais 
nenfafle eingeliefert und auch dahin die Rechnungen geftellt. 

$. 25. Jedem Kreife ift ein Kreishauptmann vorges 
fest. Demfelben wird ein Actuar zugegeben, der Rechts⸗ 
fenntniffe Haben muß, und gegen Uns in Pflichten genoms 
men wird. In allen Regiminal:, Polizeiz und ftaatsı 
wirthſchaftlichen Sachen, aljo mit Ausfhluß von Gegen: 
ſtaͤnden, die ſich auf die Rechtspflege beziehen, fenden die 
Beamte ihre Berichte an den Kreishauptmann, welcher, 
wenn er nichts dabei zu erinnern finder, fie blos mit feinem 
vidit, im entgegengefegten Falle aber mit jeinen Bemers 
tungen begleitet, und ah die höhern Behörden abgehen 
laͤßt. Seine Verrichtungen beziehen fich hauptſaͤchlich auf 
obgenannte Gegenftände im Umfange des ihm untergebes 
nen Kreiſes. Insbeſondere beforgt er Straßenſachen, 
Feuer-, Loͤſch-, Armen-, Vettel: und uͤberhaupt Sicher⸗ 
heitsanſtalten. Er dirigirt das Marſchweſen und die Con— 
ſcription. Die zu dem Kreiſe gehoͤrigen Beamte ſtehen 
unter ihm, uͤber deren Amtsfuͤhrung uͤberhaupt ihm eine 
ſtrenge Aufſicht zu fuͤhren obliegt. Ein bedeutender Theil 
feiner Verrichtungen wlrd in Commiſſionen beſtehen, welche 
ihm von den obern Behoͤrden werden uͤbertragen werden. 

9. 26. Die adelichen Güter gehören zu demjenigen 
Kreife, in dem fie gelegen find, oder an welchen fie mit 
dem größten Umfange anftoßen. Won den Beamten, Geijts 
lichen, übrigen Dienern und Hinterfaflen des Adels wird 
die Huldiguag Unfern Königlihen Beamten abgelegt. 
Die Rittergutsbefiger fchwören den Eid der Treue und des 
Gehorſams entweder" zu Stuttgart vor dem Minifter des 
Innern oder vor dem Kreishauptmanne. Sie ftehen in 
feiner politifchen Verbindung unter fich. 
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6. 27. Die Rittergutsbeflger bleiben im Befis und 
Genuffe ihrer bisher vechtmäßig bezogenen gutsherrliden 
und andern Revenuͤen. Jedoch gebühren Uns alle weſent⸗ 
lihe Regalien, befonders auch Zoll, Accis, Umgeld, fo 
wie das Chauffeegeld, letzteres gegen Webernahme ter 
Ehauffeekoften. 

Wo jedoch das Umgeld aus irgend einem gültigen 
Rechtstitel oder durch unvordentliche Verjährung ermeislich 
hergebracht ift, wird wegen deflen Bonification nad) einem 
billigen Durchſchnitt eine Webereinkunft getroffen werden, 
Eben fo wird. denjenigen Gutsbefigern, welche fonft ein 
nugbares Regal, außer obgedachten, anf eine rechtsbeftäns 
dige Weiſe befigen,, folches unter der Höchften Auſſicht ber 
laflen, und im Falle hierin irgend eine abändernde Maas; 
regel eintreten follte, eine Vergütung des jährlichen nach 
einer zojährigen Bilance zu berchnenden Ertrags zuge: 
fihert. 
$. 28. Die Ingefeffenen adelicher Güter genießen die 
Rechte und Vorzüge Unfrer übrigen Königlichen Unters 
thanen, und find denfelben Pflichten unterworfen, alles 
unter den in gegenwärtiger Verordnung enthaltenen nähern 
Beftimmungen. In Abfihe der Militairpflichtigkeit, der 
Einguartierung und Militairfrohnen find fle den Königlichen 
Unterthanen völlig gleichgeftellt, au in der Regel der 
Nachſteuer und dem Abzuge unterworfen, fo wie die Ritz 
tergutöbefiger ſelbſt mit ihren Angehörigen, wenn das Vers 
mögen in einen Staat exportirt wird, mit welchem fein 
Sreizügigkeitsvertrag beficht: 

$. 29. In Beziehung auf gedachte Güter hängen die 
Ertheilung des Landes; Unterthanenrehts, der Erlaubniß 
zum Auswandern, die Conceſſion zu Erbauung neucr Ge: 
bäude und Anfiedlungen, zu neuen Gewerben, Krämer 
reien, Brauhäufern, Branntweinbreunereien, Wirths⸗ 

fern, alle Einrihtungen des Salzverfaufs, fo wie über: 
—— der oberſten Landespolizei gaͤnzlich von Uns ab. 

9. 30. Die Rittergutsbeſitzer ſelbſt nebſt ihren Anger 
hörigen find den Geſetzen und Landesſtellen eben fo, wie 
andere, ohne einen Vorzug unterworfen, außer daß fie ein 
forum privilegiatum haben, weldes weiter unten bes 
ſt immt iſt. / 
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6. 31. Wir werden für die Rittergutsbeſitzer, welche 
feine Hof; oder fonftige Stellen bekleiden, auf ihr unters 
thaͤnigſtes Bitten eine eigene Uniform beflimmen, auch 
denjenigen, welche bisher zu Tragung eines Ritterordens 
berechtigt waren, eine in den Zeichen abgeänderte Decoras-. 
tion verleihen. 

$. 32. Saͤmmtliche Rittergutsbefiger find von Perfos 
nalfteuern befreit, hingegen von fonftigen Abgaben nicht, 
und von den gewöhnlichen Grundfteuern nur in Abficht 
folder Güter, welche erwiefenermaßen fchon vor 6o Jahren. 
ein eigentliches adelihes ftenerfreies Hofgut zufammen bils 
deten; die — von Einquartierungen findet fuͤr Ritter⸗ 
gutsbeſitzer in Zeiten des Kriegs, bei Lagern, und uͤber⸗ 
haupt wenn Koͤnigliche Truppen zuſammengezogen werden, 
nicht Statt. — 
6. 33. Den Rittergutsbeſitzern wird die Forſt- und 
Jagdgerichtsbarkeit, wo ſie ſolche erweislich hergebracht 
und ungeſtoͤrt ausgeuͤbt haben, in ihren eigenen geſchloſſe⸗ 
nen Jagddiſtrieten, und uͤber ihre eigene ſowohl, als die 
zum Rittergut gehörigen Communwaldungen, zur Auss 
ubung nach den Königlichen allgemeinen Forſt- und Jagd⸗ 
gefegen, und unter Oberaufjicht der Königlichen Oberforſt⸗ 
m und geeigneten Departements und Kollegien, ges 
laſſen. 

$. 34. Dem Chef des Juſtizdepartements iſt, wie dem 

Miniſter des Innern, ein Generalfecretair und cin Cans 
zellift zugegeben. Jener hat in Abjicht feiner Functionen 
das nämliche zu beobachten, was dem Generalfecretair von 
dem Departement des Innern in Beziehung auf daſſelbe 
vorgefchrieben if. . 

$. 35. Der Juſtizminiſter bat bei der Oberaufſicht 
über fämmeliche Eivils und Criminal: Zuftizftellen beſon⸗ 
ders fein Augenmer? darauf zu richten, daß jede Inſtanz 
in dem vorgejchriebenen Gange ihrer Gefchäfte und Vers 
richtungen bleibe. 
Alle Klagen über verzögerte Juſtiz muͤſſen zuerſt an 
ihn gebracht werden, und erſt dann, wenn feine. Abhülfe 
von feiner Seite gefchieht, darf man ſich deswegen an 
Uns unmittelbar wenden. 

Wenn dergleihen Beſchwerden über Verzögerungen 
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oder Saumſeligkeit und Nachlaͤſſigkeit der untergeordneten 
Stellen oder Perſonen vorkommen; ſo wird der Miniſter 
die Beſchaffenheit der Sache ſogleich ernſtlich unterſuchen, 
und nach Umſtanden, wenn die Klage gegruͤndet iſt, ent⸗ 
weder Verweiſe geben, oder beſonders aggravirende Faͤlle 
zu Unfrer Kenntniß bringen, um mit ſchaͤrfern Ahndun⸗ 
gen ftufenweife von Geldoſtrafen, welche bei ſolchen Geles 
genbeiten ad pios usus verwendet werden follen, bis ſelbſt 
za Dimifjion vorgehen zu können. 
9. 36. Unter dem Juſtizdepartement ftehen folgende 
Collegien : 


I) Das Ober s Appellationstribunal. 


Hiezu gehören: x Präfidene, ı Director, 8 Dbers 
Tribunalräthe, 2 Secretairs, 2 Canzelliſten, 1 Pedell, 
2 Bothe. 

Es entſcheidet als oberfte Juſtizbehoͤrde alle Civil «Zus 
ſtizſachen in legter Inftanz, und bilder zugleich die Nevis 
fionsbehörte. B 

$. 37. Mündliche Vorträge der Partheien finden bei 
diefem Tribunale nicht Statt, Es werden fchriftliche Aps 
pellationslibelle eingereicht, und es dürfen neue Gründe 
und Beweiſe im Appellationsprocefle gebraucht werden. 

$. 38. In zweifelhaften, wichtigen und weitläufigen 
Faͤllen wird dem Referenten ein Coreferent zugegeben, 
deſſe hl von dem Praͤſidium abhaͤngt. In eben ſolchen 
Faͤll culiren die Acten weiter bei dem Praͤſidenten und 
noch einem Rathe, der durch jenen beſtimmt wird. 

$. 39. An das Ober-Appellationstribunal wird von 
dem zweiten Senate des Dber » Juftizcollegiums in Sachen, 
die mehr ald den Werth von 200 Gulden betragen, oder 
welche die Ehre, Gerechtſame oder das ganze Vermögen 
einer Parthie betreffen, appellirt. In legtgedachten Fäls 
len, oder wenn der Betrag der Sache die Summe von 
1500 Gulden Äberfteigt, darf die Nevifion, nach vorgäns 
giger Hinterlegung der Succumbenzfumme von 100 Reichs⸗ 
thalern (den Fall der gerichtlich beurfundeten Unvermögens 
heit ausgenommen, wo die Revifion auch ohne diefe erlegte 

- Summe Statt finden kann) ergriffen werden, welche fos 
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dann mach angeordneter Veränderung der Referenten vor 
eben diefem Tribunale vorgenommen werden wird. - 

Nach der auf diefe Art gefüllten Sentenz findet nur in 
dem außerordentlihen Falle eine meitere Verhandlung 
Statt, wenn Wir Uns nad) unmittelbar eingefommener- 
Beſchwerde einer Parthie, nach Befund der Umftände, 
bewogen finden, ein befonderes Eaflationstribunal nieders 
zulegen, um die Sache in endlicher Inftanz ohne Geſtat⸗ 
tung fernerer Rechtsmittel zu entſcheiden. 

Wenn übrigens bei dem ergriffenen Nechtömittel der 
Hevifion wegen Unvermögenheit feine Summe hinterlegt 
worden, und die Parthie offenbar als murhwilliger oder 
verwegener Kläger erfiheint; fo foll die Strafe einer 14taͤ⸗ 
gigen, oder nach Befchaffenheit der Umftände länger dauz 
renden Incarceration gegen diefelbe erkannt werden. 


6. 40°. ID) Dber Juſtizcollegium. 


Dieſes theilt ſich in 2 Senate. Der erſte Senat bes 
ſorgt das Criminalfach, beſtimmt den Fall, wo Santpros 
ceſſe Statt finden follen, und behandelt die dahin gehöris 
gen Straffälle, 

Derfelde beſtehet aus ı Präfidenten, 8 Räthen oder 
Affefforen, 2 Secretairs, ı Regijtrator und 2 Canzellüten, 

$. 41. Von dem erften Senate werden alle Straffälle, 
bet denen nnter und bis auf zZmonatliche Zuchthaus: und 
Feftungsftrafe erfannt mird, ohme weiteres Anbringen erz 
Icdigt, eben fo Geldftrafen, welche jedoch fo ſparſam wie 
möglich zu wählen find, bis inchufive 100 Thaler. 

Legalſtrafen werden ohne weiteres von dieſem Senate 
erkannt; ſo wie endlich Commiſſionsberichte, welche hoͤhere 
Straffaͤlle betreffen, zur weitern Verhandlung dahin vere 
wiejen werden. 

$. 42. Wenn Jemand, gegen welchen der erfte Se 
nat eine Strafe erkannt hat, ſich darüber beſchweren zu 
fönnen glaubt, oder um deren Machlaß, Verminderung 
oder Verwandlung einfommt; fo iſt von Seiten des Senats 
der Fall jedesmal dem Suftiminifter vorzulegen,. welcher 
dann denfelben zur höheren Entjcheidung bringt. 

$. 43. Zu dem Sefchäftsumfange des zweiten Sena⸗ 
tes gehören alle Civil: Appellationsgegenftände,, welche von. 
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den Oberamteir, Stadt: und Patrimonialgerichten dahin 
gebracht werden, die Leitung der Proseffe bei den untern 
Gerichtsſtellen, ferner Eheſachen, Wechfelfahen und Les 
hensprocefle. Für die erimirten Perfonen bilder diefer Se⸗ 
nat in Abſicht der Gerichtsbarkeit die erſte Inſtanz. Er 
beſteht aus 

» Präfidenten, 10 Raͤthen oder Affefforen, 4 Secre⸗ 
tairs, 3 Regiſtrator und 4 Canzelliſten. 
: 6 44. HI) Die Oberauffiht Über das gefammte Pus 
pillenweſen ift einem befondern Collegium ; dem Königlichen 
Tutelarrathe übergeben, Derfelbe beſteht aus 

1.Präfidenten, 3 Ober: Zuftizeäthen, ı Tutelarrathe, 
4 Rechnungsverftändigen, ı Secretair und 2 Canzelliften. 

$. 45. Die hienach bemerften Untergerichte wenden: 
ſich in Faͤllen, wo Eonfilin eingehohlt werden, entweder au 
die SJuriftenfacultät in Tübingen, oder an eines der Kons 
fulentencollegien, wovon das eine in Stuttgart, das andere 
in Tübingen errichtet wird, und jedes aus 7 Zuriften bes 
fieht, deren Einem die Direction Übertragen wird. Das 
gegen ift gedachten Gerichten unterfagt, fid) an einzelne 
Nechtsgelehrte oder an auswärtige Facultaͤten zu Einhoh: 
kung von Gutachten zu wenden. 

6: 46. -Die Dorf: und Stadtgerichte bleiben vor der 
Hand an denjenigen Orten, wo fie hergebracht find. 

Wir behalten Uns jedoch vor, diesfalls eine zweckmaͤßi⸗ 
gere Einrichtung feiner Zeit zu treffen. 

& 47. Die Stadtgerichte entfcheiden alle Angelegen: 
heiten, die fich bis auf 50 Gulden inchufive belaufen, ohne 
daß. diesfalls eine weitere Appellation Statt finden kann. 
In Sachen aber, fo fi darüber belaufen, wie auch in’ 
ſolchen, welche Ehre, Gerechtſame, Gilden und Rechte 
überhaupt, ingleichen das ganze Vermoͤgen einer Parthie 
betreffen, kann an den zweiten Senat des Ober s Zuftizcols 
legiums appellirt werden. Hingegen cefliren von nun an 
alle Appellationen an die Stadtobergerichte der drei Haupts 
ſtaͤdte Stuttgart, Tübingen und Ludwigsburg. 

$. 48. Ueber die Stadtgerichte hat der Oberamtmann 
die Führung der Direction fich ernftlic angelegen feyn zu 
laſſen, und iſt Uns derfelbe vorzüglich für fchleunige und 
unpartheilfche Juſtizpflege verantwortlich. Um fchriftliche 
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Proceſſe ſo viel moͤglich zu vermindern, und Streitigkeiten 
auf dem Wege der Güte zu ſchlichten, wird ſich der Ober⸗ 
amtmann nad) der im folgenden 9. enthaltenen, hierauf: 
fi beziehenden Vorſchrift richten. 

$. 49. In Anfehung der bärgerlihen Gerichtsbarfere 
wird in Aemtern, wo feine Stadtgerichte befindlich find, 
die Rechtspflege in erfter Inſtanz von dem Ober⸗ oder 
Stabsamtmanne mit Zuziehung und in Beifeyn des Amtes 
ſchreibers als Actuars, und zweier Urfundsperfonen, wozu 
er zwei der tauglichften Magiftratsperfonen oder Schulthei⸗ 
en zu nehmen hat, an den von ihm an beftimmten Tagen 
abzuhaltenden Amtstagen ausgeht. 

In fehr bedeutenden Sachen, wo nämlich die Größe 
oder die Wichtigkeit des ftreitigen Gegenftandes, oder die 
Auseinanderjegung ſchwerer und verwidelter Rechtsfragen: 
es nothwendig machen, hat der Beamte nicht felbft zu ent⸗ 
fcheiden, jondern entweder von Amtswegen, oder auf Vers 
‚langen der ftreitenden Theile, die Arten entweder an die 
Juriſtenfacultaͤt in Tübingen, oder an eines der oben er⸗ 
wähnten Confulentencollegien zum Spruch Rechtens zu 
fenden. In geringern Fällen hingegen, 3. B. bei Inju⸗ 
rien, Schuldflagen ꝛc., in welchen eigentlihe Proceßſchrif⸗ 


"ten nicht gewechfelt werden, find die amtlihen Befcheide 


zu vollziehen, fo fern nicht einer der ſtreitenden Theile. 
fogleich oder längftens in drei Tagen um förmliche gerichts 
liche Verhandlung der Sache bitter. : 

Der Dberamtmann hat die Partheien, welche zu einem 
ſchriftlichen Procefle zugelaffen werden wollen, erſt vorzu⸗ 
befcheiden, ihren Streitpunct genau zu beftimmen, und 
fih Mühe zu geben, den Proceß durch einen Vergleich abs 
zufchneiden. Das hierüber zu führende, und von den Urs 
tundsperfonen und Partheien zu unterjchreibende, Protorolf 
ift den Proceßacten anzuſchließen. In allen diefen Fällen 
bezahlen die Partheiendie hergebrachten Sporteln, welche 
aber von dem Dberamte der herrfchaftlichen Caſſe zu vers 
rechnen, und wovon die zwei Urfundenperfonen nad) dem 
vorgefchriebenen oder in dergleichen Fällen fonft uͤblichen 
Maasitabe zu belohnen find. 

Der Gerichtszwang erftreckt fich über den ganzen Bes 
zirk des Obers oder Stabsamtes, und wo, wie gedacht, 
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feine Stadt⸗ oder Dorfsgerichte eingeführt find, hat der 
Dber : oder Stabsamtmann das Recht, die actus volun- 
tariae Turisdictionis auszuüben. 

In Abſicht der Appellation von diefen Oberamtsgerich 
ten und der Appellationsſumme gelten die nämlichen Bes 
ftimmungen, wie bei den Stadtgerichten. 

6. zo. Im Straffällen dürfen die Ober: oder Stabs⸗ 
beamten bis auf 10 Thaler und bis auf 8 Tage Incarcera⸗ 
tion erkennen, 

In Krantheits⸗ oder Abwefenheitsfällen it der Ober⸗ 
amtsactuar der gefeßlihe Amtsverweier. Derfelbe muß 
fi) aber vor feiner Annahme, die fo wie feine Belohnung 
und Entlaffung dem Beamten uͤberlaſſen bleibt, der weiter 
unten angeordneten Prüfung unterwerfen, und gegen Uns 
durch den Kreishauptmann im Pflichten genommen und bes 
eidigt werden, welchem letztern auch jede Veränderung mit 
dem Actuar zeitig anzuzeigen iſt. 

$. 51. Wo adelihe Patrimonialgerichte beftehen, üben 
diefe die Eivilgerichtsbarkeit in erſter Inſtanz aus. 

Bon denfelben wird, wie von den vorgedachten Unterz 
gerichten, unter gleihen Beftimmungen, an dem zweiten 
Senat des Ober + Juftizcollegiums appellirt. 

Die anzuftellenden Juftitiarien muͤſſen vorher ſich einer 
Prüfung über ihre Kenntniffe und fonftige Qualitäten auf 
die hienach beftimmte Art unterwerfen, die hödfte Confir⸗ 
mation abwarten, und befonders dahin verflichtet werden, 
in allen ihren Amtshandlungen die Königlichen Gefege und 
die ihnen von den Königlichen Landesſtellen zugehenden Vers 
ordnungen zur alleinigen Richtſchuur ihres Verfahrens zu 
nehmen. Wer nicht einen eigenen Juſtitiarium diefer Art 
hält und die ihm zuftehende Civiljurisdietion ausüben will, 
* hiezu mit Vorwiſſen des Königlichen Ober-Juſtizcol⸗ 
egiums zweiten Senates einem benachbarten Königlichen 
—* oder bereits beſtaͤtigten Juſtitiario den Auftrag zu 
ertheilen. 

$. 52. In Straffaͤllen iſt die Befugniß der Juſtitia⸗ 
rien die naͤmliche wie die der uͤbrigen Koͤniglichen Beamten; 
es wäre denn, daß die Ortsherrſchaft ein Mehreres in Be: 
ziehung auf die Eriminaljurisdicriom hergebracht hätte, im 
welchen dalle die Eindohlung von Eonfilien bei dem obenger 
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nannten Behoͤrden Statt finden, und die Acten vor der 
Publication und Vollziehung der Strafe an den eriten Ser 
nat Unfers Ober-Juſtizcollegiums eingeſchickt werden 
follen, welcher die hoͤhern Fälle zu Unfrer Allerhoͤchſten 
Genehmigung vorlegen wird, 

9. 53. Sämmtlihe Rittergutsbefiger find als Priv 
fegiart in Civil ; Aurisdietionsfällen dem zweiten Senate des 
Oder » Auftizcolfegiums in erſter Inftanz, fo wie in Crimi⸗ 
nalfaͤllen dem erſten Senate deſſelben unterworfen, 

J. 54. Der Kriegsminifter erhält für die Kriegsraͤth⸗ 
liche und Militairgeſchaͤfte feine eigne Canzlei. 

Das bereits organiſirte Kriegscollegium befteht 
aus ı Präfidenten, dem Kriegsminifter, dem Vicepraͤſi⸗ 
denten, zugleich General; Intendant, dem jeweiligen Di: 
tector des Ober -Finanzdepartements, ı Ober⸗Kriegscom⸗ 
miffario, ı Ober: Intendanten, 2 Kriegsräthen, 1 Rech⸗ 
nungscontroleur, 2 Secretairs und 2 Canjelliſten. 

G. 55. Unter dem Finanzminiſter ſtehen nachfolgende 
Behoͤrden, von welchen allen er Praͤſident iſt. Um die 
ſtete Communication mit dieſen verſchiedenen Stellen zu 
unterhalten und zu erleichtern, find ihm neben dem Gene 
ralfecretait und einem Canzelliten, befonders zwei Käthe 
zugegeben, in Verbindung mit weldyen letztern er zugleich 
die Generalſtaatscontrole bildet, und vierteljährig Über alle 
Zweige der Finanzadminiftration einen umfaflenden Gene 
ralbericht erſtattet. 


I) Ober-Finanzdepartement. 


Es beſteht aus ı Director, ı Procurator, ı2 Räthen, 
ı Generalcajjierer mit Sig und Stimme im Collegio, wels 
er 2 Kammerräthe und 2 Buchhalter unter fi) hat. 

Zu der Nechenbanf, worüber 2 Räthe befonders die 
Aufjicht führen, gehören 24 Kammerraͤthe, 4 Forſt⸗ Kams 
merräthe,. 12 Buchhalter, 

zu dem Secretaäriat und Schreibtifh: 8 Secretairs, 
3 Regiftvatoren für die laufenden Acten, 4 Regiſtratoren 
für die Altern Acten, 8 Canzelliſten. ; 


U) $orftz Direction. 
Hiezu gehören: 3 Forfimänner aus den erſten Claſſen 
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der Forſtbeamten, ı Juſtizrath, 2 Hofraͤthe, 4 Forftrdr 
the mit Sig und Stimme, fodann 2 Secretairs, ı Regi⸗ 
firator, 2 Canzelliſten. 
III) Berg:, Salinen: und Münzdirection. 

ı Director, 1 Juſtizrath, 2 Hofs und Finanzräche, 
3 Bergräthe mit Siß und Stimme, ı Secretair, ı Can 
zellift. 

IV) Ober: Steuerdirection. 

2 Director, ı Rath aus dem Ober: Finangdepartement, 
2 Ober: Steuerräthe, fodann 2 Ober s Steuereinnehmer, 
2 Commiſſarii oder Kammerräthe, 2 Buchhalter, zugleich 
Secretair, ı Canzelliſt. 

V) Landbaudirection. 

Der Finanzminiſter fuͤhrt wie bei den obigen Stellen 
die Oberdirection. 

2 Mitglieder aus dem Hofdepartement, 4 Raͤthe, um 
ter denen der Ober: MWaflerbaudirertor und Inſpector, 1 
Hofbaumeiſter und 6 Landbaumeifter mit Sis und Stimme, 

ſodann 4 Bautontroleurs, 3 Secretairs, 1 Regiftrator, 

3 Canzelliſten. 

VI) Tarr, Zolls and Accisdirection, 
welche die Aufjicht und Controle über alle Zoll, Aecis⸗, 
Umgeid⸗, Stempelpapier :, Tarı, Brüdens und Ghanilee; 
geldeinnahmen führt, beftehend aus . 

ı Director, ı Juſtizrathe, 4 Finanzrächen, fodann 
4 Kammerräthen, 8 Buchhaltern, 2 Secretairs, ı Can⸗ 
zelliſten, = Zolls und 2 Aceisfchreibern. 

VII) Renovations » Revifprat. 

ı Nenovationsrath, 4 Unterrenovatoren. 

d. 56. Die Hofs und Domainenfammer fleht 
unmittelbar unter Uns, und beftcht aus 

ı Director, 1 Hof⸗ und Domainenrathe, ı Generals 
Caffierer, fodahn 2 Kammerräthen amd ı Buchhalter. 

$. 57. In jedem Kreife wird ein Steuerrath aufger 
ftellt, der dem Kreishauptmanne beigegcben iſt. Er führe 
vorzüglich die Aufſicht Über die Rechnungen der Beamten, 
welche ev nach Belieben von Zeit zu Zeit einzufehen hat, 


206 Wirtemberg. 


Außerdem wird derfelde auch befonders in Commiſſtonsſa⸗ 
chen gebraucht, die in das Rechnungss und Abgabenfach 
einſchlagen. 

6. 58. Die Inngeſeſſenen von adelichen Gütern ent⸗ 
richten ganz nad) dem Maaßſtabe, welcher den Königlichen 
Unterthanen überhaupt vorgejchrieben iſt, fo wie die Rit⸗ 
tergutsbefiger felbft, unter den oben feftgejesten Beftims 
mungen alle allgemeine Landeslajten, die Grund: und Ger 
werbjteuer, fo wie jämmtliche Übrige eingeführte indirecte 
Abgaben, in die ihnen anzumweifenden königlihen Camerals 
einnehmereien. 

Die Steuereinnehmer der bisher fogenannten neuen 
Lande, die Keller, Verwalter, und überhaupt alle in diefe 
Claſſe gehörige herrfchaftlihe Einnehmer Kefördern die Eins 
nahmen unmittelbar an die königliche Gencralcaffe des Oberz 
Finangdepartements zu Stuttgart, oder dahin, wohin fie 
von legterer angemwiefen werden, machen aber jedesmal dar 
von dem betreffenden Steuerrathe des Kreijes die Anzeige. 

$. 59. Der Chef des geiftlichen Departements erhält, 
wie die vorhergehenden, zu feinen unmittelbaren Geſchaͤf⸗ 
ten einen Seneralfecretaie und einen Canzelliften, 


Bon diefem Departement reffortiven : 
I) Das Ober s Confiftorium. 


Es führt die Aufficht Über das gefammte evangelifche 
Kirchens und Schulwefen, fo wie über die dabei angeftells 
ten Diener, auf gleihe Art auch über die übrigen im Koͤ— 
nigreiche .tolerirten Gemeinden, umd befteht aus ı Präfis 
denten, ı Director, 3 weltlihen, 3 geijtlihen Räthen, 
2 Secretairs, 1 Negiftrator, 2 Canzelliſten. 

$. 60. Bei Befegung geiftlicher Stellen hat der Mir 
nifter des Departements, wie die Übrigen, Uns den Bor: 
trag Ju machen. 

Alle Candidaten werden vor dem Obereonſiſtorium erar 
minirt, und über fie fowohl als über fämmtliche angeftellte 
Decane, Pfarrer und Vicarien wird jährlich eine Lifte, uns 
ter gewiflenhafter Angabe ihres moralifhen Betragens, 
Fleißes und = Talente vorgelegt. 

$. 61. In Abſicht der vormaligen alten Lande hat es 
vor der Hand bei der Eintheilung in 4 Generalate fein Ver⸗ 
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bleiben. In Bezug auf die bisher fogenannten neuen Lande 
. wird ein weiteres Öeneralat errichtet, unter welchem zus 

nacht die Decanate von Heilbronn und Hall ſtehen. Die 
Decanate Nalen, Eßlingen und Reutlingen, werden unter 
die übrigen Generalate vertheilt. 


Die Gerieral: Superintendenten führen den Character 
als Praͤlaten. 


9. 62. Was die befiehenden evangeliihen Semina⸗ 
rien betrifft; fo bleibt das theologiiche Stift in Tübingen, _ 
unter einer-zu beflimmenden zwechmäßigeren Difciplinarz 
einrihtung. Bon den Klofterjchulen werden die zu Blauz 
beuren und Bebenhaufen aufgehoben, und mit den zu Den: 
fendorf und Maulbronn vereinigt. 


8. 63. ID In Anfehung der Farholtichen Kirche bes 
fteht, neben dem Biſchoffe und deffen Officialate, ein beſon⸗ 
derer fogenannter geiftliher Rath zu Beforgung und 
Wahrung der Öouverainetätsrehte. Derjelbe wird mit 
2 weltlichen und ı geiftlichen katholiſchen Raͤthen befegt, 
und erhält 1 Secverair und ı Canzelliſten. 


$. 64. IE) Für die Aufſicht über ſaͤmmtliche Lehran⸗ 
ftalten, befonders in Beziehung auf die wiſſenſchaftlichen 
Fächer, ift eine eigene Sendien: Dberdirection ber 
ſtellt; ſolche befteht aus 1 Präfiventen, 2 weltlichen 
Raͤthen, 1 geiftlihem Rathe, ı Seeretair und ı Ganzels 
liften. 

6. 65. Die zu adelihen Gütern gehörigen Kirchen 
und Schulen find an alle in Anfehung der fie betreffenden 
Gegenftände ergebende föniglihe Anordnungen gebunden, 
und den dazu beitellten Behörden in gleiher Maaße unters 
geordnet, wie Jämmtliche Kirchen und Schulen des Königs 
reiche. 

Die Nittergutsbefiger follen nur da, wo fie das Patroz 
natrecht hergebracht Haben, dieſes ferner durdy Ernennung 
der Subjecte zu Pfarreien und Schuten ausüben, die Erz 
nannten aber, welche Landeseingebohrne ſeyn mäffen, von 
der vorgängigen Prüfung, und zwar die evangelifchen vor 
Unjerm Oberconfiftorium, die katholiſchen aber vor dem 
Biſchoffe und deflen Dfficialare unter Unfrer Hoͤchſter 

Zweiter Band, 14 


208 MWirtemberg. 


Oberaufſicht, und endlicd) von Unfrer jedesmaligen Con: 
” firmatien abhüngen. - 


6. 66. Mer als Candidat zu irgend einer Stelle, fey 
es im welchem Sache es wolle, auftritt oder befördert wer: 
den wili; jo wie Jujtitiarien, Advocaten, Notarii, Amtes 
actuarii over Rechnungsſubſtituten, ingleichen alle Com: 
mundtener, welche Kenntniffe aus dem juriftifchen oder dem 
Rechnungsfache befigen mäffen, find verbunden, fid) vorz 
Irufig einem Eramen zu unterwerfen. Der Candidat mel: 
der fich bei dem Minifter des betreffenden Departements, 
welcher aus demfelden 2 Räthe wählt, und fie nad) Zeit 
und Umſtaͤnden ändert, denen er die Prüfung überträgt, 
wobei icdod) Feine Belohnung dev Eraminatoren Statt finz 
den fol. Die nad) dem Nefultate auszuftellenden Zeug: 
nife werden von dem Minifter und jenen 2 Raͤthen unter⸗ 
eichner, und außerdem noc über die eyaminirten Sub: 
jeete Liſten nach einem befondern noch zu entiverfenden 
Schema geführt, und folche bei den Vorträgen in Dienftz 
erjegungsfällen zu Grunde gelegt. 


6. 67. Alle bis jetzt in den feither ſogenannten alten 
und neuen Landen beftehende Collegien, Deputationen und 
permanente Gommiffionen, die zu der Ganzlei im Allge: 
meinen gehören, find nad) ihrer gegenwärtigen Form auf: 
gehoben, und der Geſchaͤftsgang richtet ſich ganz nad) den 
niedergefegten Behörden, und zwar vom 1. Mai diejes 
Sahres an. Saͤmmiliche vorangeführte Stellen haben ihr 
ven Sitz in Un ſrer königlichen Reſidenzſtadt Stuttgart, 
mit Ausnahme des Oberappellationstribunals, welches zu 
Tübingen, und des erſten Senats des Oberjuftizcollegiums, 
welcher in Eflingen niedergefegt wird. 


Die bisher befiandenen adelichen und gelehrten Banken 
finden nicht mehr Statt, und die Räthe figen nach ihrer 
Amts s Anciennete'. ‚ 


$. 68. Die gefammte Maſſe der vorhandenen Aeten 
wird unter die verfchiedenen Stellen nad) ihren bejondern 
Veſtimmungen vertheilt, nachdem ‚vorher die dltern, auf 
welche nie oder nur felten veeurrirt wird, davon abgefonz 
dert feyn werden. Auf die Hinwegſchaffung der ganz verz 
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alteten und entfchieden unbrauchbaren ift vorgägliche Ruͤck⸗ 
ficht zu nehmen 5; hingegen ift von ſammtlichen altern, etwa 
noch brauchbaren Arten ein Hauptdepot zu formiren, wors 
Über ı Archivarius und 2 Negijtvatoren gefeßt werden, 


$. 69. In Abſicht der im Geſchaftsgange oͤfters erfors 
derlichen Communicationen verfchiedener Stellen unter jich 
wird verfügt, daß nur ih wichtigen und weitläufigen Sa— 
chen die Communication jchriftlich gefchehe.-. In minder 
wichtigen Angelegenheiten aber wird der Referent derjeniz 
gen Stelle, wo die Hauptfache verhandelt wird, bei der 
andern, mit welcher die Communicatton zu pflegen iſt, 
über den einjchlagenden Punct, worüber die Vereinigung 
erzielt werden foll, veferiven, und erit, went diefe nicht 
zu Stande kommt, tritt hier der Fall er ſchriftlichen Com— 
munication zu weiterer Diſcuſſion des Gegenſtandes ein. 


6. 70. Die Präfidenten und Divertoren der Collegien 
haben ihr vorzüglices Augenmerk darauf zu richten, daß 
jo wenig als möglich Retardate entjiehen. Zu diejem 
Zwecke follen die eintommenden Sachen, mit Ausnahme 
der privilegirten und der ihrer Natur nach unaufſchieblichen, 
nach der Folge des Diarıi vorgenommen, und wern der 
Referent, welchen es trifft, zum Vortrag noch Nicht vors 
bereitet it, der Gegenjtand nicht aus der Art gelaflen, 
fondern die auf ſolche Art ruͤckſtehenden Angelegenheiten bes 
fonders nachgeführt, und nach der Ordnung der Zeit, bis 
wohin fie zu Folge der Erklärung des Referenten, und 
Entfcheidung des Prafidviums oder Directoriums in Vortrag 
gebracht werden koͤnnen, proponirt werden. Außerdem 
werden ſich die Praſidenten und Directoren monatliche 
Verzeichniſſe uͤber die Ruͤckſtande vorlegen laſſen, um im⸗ 
mer von dem Geſchaftsgange auf das genaueſte unterrichtet 
zu ſeyn, die etwa ſaͤumigen Referenten zu Beobachtung ihr 
ver Schuldigkeit anzuhalten, und noͤthigenfalls darüber an 
den Miniſter zur berichten, 


$. 71. Schließlich behalten Wir Uns vor, jeder 
Stelle nähere und ins Einzelne gehende Vorfchriften, um 
ihren Sefchäftstreis und Befugniffe genauer zu beſtimmen, 
aufkommen zu laſſen. 
14 * 


* 
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Gegeben unter Unſrer hoͤchſten, eigenhaͤndigen un⸗ 
terſchrift und beigedrucktem koͤniglichen Inſiegel in Unfrer 
koͤniglichen Reſidenz Stuttgart, den 18. Maͤrz 1806. 

(L.S) Friedrich. 
Graf von Normann Ehrenfels. 
Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis 
proprium. 


von Bellnagel. 





ie aber die Verhandlungen auf dem Wiener Con⸗ 
greffe, welchen der König von Wirremberg frühzeitig 
verließ, die Wendung nahmen, daß die Aufnahme des 
Artikels; in allen Staaten Teutfchlands fol cine ſtaͤn⸗ 
difche Verfaffung beftehen — entfchieden war; ſo bes 
ſchloß der König, die Beendigung und Beftimmungen 
der neuen teutfchen Bundesacte nicht abzuwarten. Er 
erließ deshalb am rı. Jan. 1815 aus Stuttgart ein 
Manifeft, nach welchem fein Entfchlug — der Ein- 
- führung einer ftändifchen Verfaffung in feinen Staa« 
gen — zur Öffentlichen Kunde gebracht ward. 


b) KRöniglihes Manifeft vom 11. Sa« 
nuar 1815, 


Wir Friedrih, von Gottes Gnaden König 
von Wirtemberg, fouverainer Herzog in 
Schwaben und von Ted, 1. ꝛc. 

ehtbieten allen Unfern lieben und getreuen Dienern, Was 

fallen und Unterthanen Unſre Eöniglide Gnade. Won dem 

Augenblicke an, als gebieterifche politifche Verhältniffe die 

Staatsveränderung vom Jahre 1806 herbeigeführt hatten, 

faßten Wir den feſten Entſchluß, Unſerm Königreiche, for 

bald der Drang der Umftände aufgehört haben, und ein fer 
fer Stand der Dinge eingetreten feyn würde, eine feiner 
innern und äußern Sage, den Rechten der Einzelnen und 
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den Beduͤrfniſſen des Staates angemeſſene Verfaffung und 
feändifche Repräfentation zu geben. Die Ausführung dies 
ſes Entſchluſſes verzögerte fich durch die nachherigen Zeitz 
ereigniffe, welche die Vornahme einer folhen wejentlichen 
Grundeinrichtung der ganzen Staatsorganifation nicht räthe 
lich machen fonnten. Erſt die im vorigen Jahre eingetres 
tene Veränderung in den Öffentlihen Angelegenheiten 
tonnte diefen Unferm landesväterlichen Herzen fo angeleger 
nen Wunfch der Ausführung näher bringen, und Wir würs 
den daher gleich nach Abfchluß des Parifer Friedens denjels 
ben in Erfüllung gefegt haben, wenn nicht von dem zu 
volfftändiger Berichtigung des allgemeinen‘ Friedens bes 
ſchloſſenen Eongrefle in Wien Abänderungen in den itnern 
und äußern Verhältniffen des Königreiches zu erwarten ges 
wefen wären, und es daher zweckmaͤßiger gefchienen hätte, 
die Ausführung auf die Refultate jenes Congrefles auszus 
fegen. Indeſſen Haben Wir gleich Anfangs, in den zu Bes 
handlung der teutihen Angelegenheiten Statt gehabten Cons 
ferenzen den zu Wien verfammelten Souverains Unfern fes 
ſten Entſchluß und Abſicht der Einführung einer Ständes 
verfaffung im Königreiche erklärt. Da aber die Endrefuls 
tate diefes Gongrefles nicht jo ſchnell, als Wir in Bezie⸗ 
hung auf jene Abfiht gewuͤnſcht hätten, herbeigeführt 
werden fonnten; fo finden Wir Uns bewogen, Unferm 
Volke diefe ihm beftimmte Wohlehat nun nicht länger vors 
zuenthalten, und dadurch öffentlich zu beweijen, daß nicht 
eine äußere Nothwendigkeit oder eine gegen Andre einges 
gangene Verbindlichkeit, fondern blos die feſte Weberzeus 
gung von dem Bedärfniffe einer angemeflenen ſtaͤndiſchen 
Verfaſſung für -das weſentliche Anterefle des Staates, und 
der Wunſch Uns geleitet haben, auch hierdurch nach ſieben⸗ 
zehn ſtuͤrmiſchen Jahren, in welchen die Vorfehung Uns 
und Unfer Reich erhalten hat, das Glück Unſers Volkes 
für künftige Generationen dauerhaft zu begründen. Wir 
haben zu dem Ende die Grundzüge einer folhen Verfaſſung, 
worin die Zufammenfeßung der Stände, der ihnen zukom⸗ 
mende Antheil an der Gefeßgebung und Befteuerung, das 
Recht, ihre Bitten und Wünfche vor dem Throne nieders 
zulegen, fo wie allgemeine und mwefentliche Rechte und Ver: 
pflihtungen der Unterthanen beftimme werden, entworfen, 
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und eine Commiſſion von Staatsdienern aus verſchiedenen 
Claſſen ver Nation, verſchieden nach Stand, Amtsver⸗ 
haͤltniſſen, Religionsbekenntniß und Guͤterbeſitz, mit dem 
Auftrage niedergeſetzt, das Ganze nach feiner hohen Wich⸗ 
tigkeit in die ſorgfaltigſte Berathung zu ziehen, und den 
hiernach veiflid, ausgearbeiteren Entwurf einer Nepräfentas 
iivverfaſſung für das Reich Uns zur Genehmigung vorzu⸗ 
legen. Die von Uns fanctionirte Verfaſſungsurkunde wer⸗ 
den Wir fodann der ftändifchen Repräfentation, welche Wir 
auf den 15. März diefes Jahres hier zu verfanmeln geden⸗ 
ten, übergeben, ſie beichwören und in volle Ausabung 
fegen laſſen. Es gereicht Uns zur wahren landesväterlichen 
Freude, diefe Unfre Geſinnung und feſte Willensmeinung 
Unfern lieben und getreuen Unterthanen hierdurch zu vers 
fünden, indem Wir Uns verſichert halten, daß fie in dier 
fen Anordnungen und Einrichtungen den fprechenditen Ber 
weis Unſrer unermädeten Fuͤrſorge für ihr dauerndes Glück 
erkennen, und auch kuͤnftig ihre unter allen Veraͤnderun⸗ 
gen der Zeit unverruͤckte Treue und Anhanglichkeit an Uns 
und Unjer Regentenhaus bewähren wer en. Gegeben uns 
ser Unfver höchteigenhändigen Unterfchrift und beigedruck⸗ 
tem föniglihen Injiegel, in Unſrer königlichen Refidenz zu 
Stuttgart, den 11. Jan. im Jahre Chriſti eintaufend acht⸗ 
Hundert und fünfzehn, Unfrer föniglichen Regierung im 
zehnten. 
s (L.$S.) Friedrich. 
Der Mim ſter des Innern, Staats: und Con— 
ferenzminijter, Graf v. Reifhad. 
Ad Mandatum Sacrae Regiae Maiestatis 
proprıum, 


Minifter : Staatsfegretair,  Xreihere von 
Bellnagel, ’ 





Im Geifte dieſes Manifekes war die Rebe, welche 
ber König am 11. Jan. 1815 im verfammelten Staats⸗ 
rathe hielt, —— 
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c) Rede des Königs vom ır. Jan. 1815. 


Bekanntlich Haben die der Staatsveränderung vom 
Jahre 1806 vorangegangenen und damit verbundenen Aus 
bern politifchen gebieteriichen Verhaͤltniſſe die Aufhebung 
der alt; wirtembergifchen Landſtaͤnde zur nothiwendigen Folge 
gehabt, Diefes veraltete, mir dem Zeitgeiſte und der Einz 
heit und Kraft einer energijchen Regierung, auf welcher 
die Gründung, Erhaltung und Vergrößerung des Könige 
reiches allein beruhen Eonnte, unverträgliche Inſtitut fiei in 
ſich ſelbſt zuſammen. Die förmlihe Abſchaffung deſſelben, 
welche ſchon lange vorher durch das Fehlerhafte der Orga— 
nifation, mithin durch die innere Natur der Sache vorbe— 
veitet war, wurde durch ‚einen vorgängigen öjfentlichen 
Staatsvertrag mit dem damaligen Neichsoberhaupte und 
durch die freiwillige unbedingte Huldigung ver Volksrepraͤ— 
ſentanten bekraͤftigt. Gleichwohl bezeugten Erfahrung und 
vaterlaͤndiſche Geſchichte, die einzigen und ſicherſten Fuͤhre— 
rinnen der Regenten, welche das wohlverſtandene und 
dauernde Intereſſe ihres Volkes mit ihrem eigenen gewiſſen⸗ 
haft zu vereinigen willen, die Nothwendigkeit uns das 
Wohlthaͤtige einer, den Rechten der Einzelnen und den Bes 


därfnilfen des Staats angemeffenen, auf ſtaͤndiſche Nepräs ° 


fentation gegründeten Verfaſſung. Indem Wir Uns an 
dieje Ucberzeugung hielten und den unabänderlihen Ents 
fhluß darauf.gründeten, den Eintritt der erſten guͤnſtigen 
Zeitepoche zu Einführung einer ſolchen Verfaſſung zu bes 
nuͤtzen, fahen Wir Uns durch den nachfolgenden, ſich im 
mer gleich bleibenden, Drang der Umitände und des Ger 
fpannten der äußern Lage ſtets behindert. Eine ſolche wer 
ſentliche Veränderung der ganzen Staatsorganijatisır erforz 
dert einen ruhigen gejchloffenen Stand der Dinge, der, 
weit entfernt durch die Zeitereiguifle herbeigerühre zu wers 
den, ſich je länger je mehr zu verzögern ſchien. Die im 
vorigen Jahre eingetretenen Hauptveränderungen in dem 
Öffentlichen Angelegenheiten und der darauf erfolgte Ab: 
ſchluß des Parijer Friedens ließ die Annäherung des zu jer 
nem Zweck erwänfchten günftigen Zeitpunctes erwarten, als 
der zur vollftändigen Berichtigung des allgemeinen Frie—⸗ 


dens befshloffene Congreß zu Wien eine neue Verzögerung 


- 
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herbeifuͤhrte, indem die Reſultate deſſelben nicht unbedeu⸗ 
iende Abaͤnderungen in den innern und aͤußern Verhaͤltniſſen 
des Koͤnigreiches vorausſetzen ließen. Wie ſehr Wir es Uns 
waͤhrend Unſrer Abweſenheit in Wien zur Angelegenheit 
machten, das auf die Regulirung der teutſchen Angelegens 
heiten fich beziehende Gefchäft, welches nad) Unfrer Anficht 
bei einer ftandhaften und unbefangenen Vereinigung des 
Willens feinen wefentlihen Schwierigkeiten unterworfen" 
feyn konnte, auf- alle Art und Weife raſtlos zu befördern, 
fonnte nicht verborgen bleiben, und Wir haben. gleih Anz 
fangs in den, zu Behandlung jenes Gegenitantes Statt ges 
habten Eonferenzen der zu Wien verfammelten Souveraine 
Unjern feften Entſchluß und Abficht der Einführung’ einer 
fändifhen Verfallung in Unferm Königreiche erklärt. "Ins 
zwifhen konnte es, zu Unferm Bedauern, nicht von Uns 
abhängen, das Enprefultat der Gefchäfte des Congrefles 
Sobald herbeizuführen, als man zu hoffen und zu erwarten 
berechtigte war. Der. noch dauernde ungewiſſe, ſchwan⸗ 
tende Zuftand der Dinge kann jedoch Unſerm landesvaͤterli— 
chen Herzen nicht den Zwang auflegen, Unſern lieben und 
getreuen Unterthanen die ihnen bejtimmte Wohlthat länger 
vorzuenthalten; und um zugleid öffentlich darzuchum‘,' daß 
weder aͤußere Nothwendigkeit, noch irgend eine ſonſt ein⸗ 
gegangene Verbindlichkeit auf Unfern VBorfag irgend- einen 
Einfluß’ gehabt, und nur reine, auf die dauerhafte Ber 
gruͤndung des Gluͤckes Unfers Volkes gerichtete Abfichten 
Uns geleitet Haben, find Wir gefonnen, den längft zur 
Reife gebrachten Entfhluß nunmehr in Vollzug zu feßen. 
Wir haben Uns zu dem Ende mit Entwerfung der Grund⸗ 
züge einer fiändifhen Verfaſſung befchäfttge , wovon wir 
die Ueberzeugung haben, daß” fie dem vor Augen gehabten 
wichtigen Zwecke fo nahe als möglich kommen, und dadurch 
die Klippen vermieden werden, woran jo: manche frühere 
ähnliche Berfuche Unfrer Zeit gefcheitert find. Jene Grund: 
zuͤge begreifen vorzüglich die Bildung der ftändifchen Re: 
präfentation, ihre Verfammlung, deren innere Organiſa⸗ 
tion und Gefhäftsführung, die Gerechtſame der Stände:in 
‚Beziehung der Gegenftände der Staatsverwaltung,, insbes 
fondere der Mitwirkung bei der Beftenerung und Gefeßger 
bung, und des ihnen im Allgemeinen zufehenden Petitions⸗ 
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rechtes, endlich Beftimmungen in Anfehung allgemeiner 
Rechte und Beſtimmungen der Unterthanen. Bei der Bils 
dung der Nepräfentarion glauben Wir die Anforderungen 
und das Intereſſe der vorziiglichften Beguͤterten beachten zu 
müffen, und in diefer Hinſicht bewilligten Wir einer Ans 
zahi von Individuen diefer Klafe Virilſtimmen, jedoch ‘in 
einem folchen Berhältniffe, das kein Uebergewicht derfelben 
über die gewählten Deputirten denkbar it, und indem Wie 
nun eine Verſammlung angeordnet, entfernten Wir den 
Verdacht und die Möglichkeit, in eben diejer Klaffe der 
Staatsregierung eine eigene befondere Stüge zu fihern. 
Die Zufammenberufung der Stände ift durch Feftfegung 
einer für immer beſtimmten Zeit der Willtühr des: Könige 
entzogen, und die innere Organifation, fo wie die vorges 
ſchriebene Art der Gefchäftsführung fichert den Vertretern 
des Volkes Freiheit der Anfiht, der Deliberation und der 
Befchläffe. Weſentliche Abänderungen in der Gefeßgebung 
und Beftenerung find an die Zuffimmung der Stände ges 
knuͤpft, mit folhen Modiflcationen, welche die Einheit und 
Energie der Staatsregierung, welche die fihere Beſtreitung 
der Staatsbedärfniffe nicht verhindern, und den Einfluß 
jedes etwanigen Partheigerichts zuruͤckzuhalten vermögen. 
Durch das Petitionsrecht wird die Sicherheit des Eigens 
thums und die perfönliche buͤrgerliche Freiheit gleihfam uns 
ter die mitwirtende Gewährleiftung der Stände geftellt. 
Die Huldigung bei einer Regierungsveränderung wird durch 
die feierliche Anerkennung von Seiten des Königs bedingt. 
Durch alle diefe Beftimmungen glauben Wir die Rechte 
des Volkes auf eine unumftößliche Art feſtgeſetzt und für 
immer:gefichert zu haben. Die Grundzüge erfordern jedoch 
eine nähere Ausarbeitung im Einzelnen, und Wir haben 
Uns wer bewogen gefunden, eine eigene Commiſſien, uns 
ter dem Borfiße Unfers Staats:, Konferenz : und Finanz: 
minifters, Grafen v. Mandelslohe, befichend aus dem 
Staats: und Eonferenzminifter des Innern, Grafen v. 
Reiſchach; dem wirklichen geheimen Rathe, Landvsigt am 
sbern Neckar, Grafen v. Waldburg + Zeil : Trauchburg; 
dem Diinijter ; Stantsfecvetair v. Vellnagel; dem Prafis 
denten Staatsrath Neurath; dem Staatsrath, Landvoigt 
an der Enz, Grafen v. Berlichingen; dem Staatsvath v. 
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Dtto; dem Staatsrat) v. Schmig von Grollenburg; dem 
Staatsrarh v. Wächter; dem ÖStaatsrath v. Weifen; dem 
Dberregierungsrath v. Roel; dem Oberregierungsrath v. 
Cammerer; dem Oberamtmann v. Mieg in Ludwigsburg; 
dem Hofrath und Oberamtmann v. Hiemer in Schöndorfz 
dem Oberamtmann v. Maljchler in Marbach, niederzus 
fegen, um das Ganze in Berathung zu ziehen, und fich 
mit dem vollftändigen Entwurfe einer Repräfentativverfafz 
fung zu befchäftigen. Ein bejonderes Commiſſorial⸗ und 
Inſtructionsreſeript, welches hierüber das Nähere enthäle, 
wird den Mitgliedern der Commiſſion zugefertige werden; 
wegen deren: Zufammentritt, welcher das erſtemal naͤchſten 
Montag den 16. d. M. Statt haben foll, das Erforderliche 
zu beſorgen it. Die Bekanntmachung und Uebergabe der 
von Uns fanctionirten Verfaffunnsurkunde, fo wie die Ver— 
pflichtung auf diefelbe, gedenken Wir in der auf den 15, 
März d. J. bier einzuberufenden Ständeverfammlung vollz 
ziehen zu laflen ; inzwifchen wollen Wir vorläufig Unfre lies 
ben getreuen Unterthanen von Unfrer landesväterlichen Ger 
finnung und Willensmeinung durch ein eigenes Manifeft 
in Kenntniß gejest willen, mit deflen allgemeiner Verbrei— 
tung und Bekanntmachung Unfer Minifter des Innern * 
auftragt wird. 


Am 15. Maͤrz 1815 wurden bie Sitzungen der 
Landſtaͤnde Wirtembergs feierlich eröffnet. "Der König 
“hielt die nachftehende Rede, und ließ dann ben Staͤn⸗ 
den die Grundzüge der neuen VBerfaffungsur« 
funde vorlefen. Allein gegen diefe Urfunde erhob 
ſich bald die ftändifche Verfammlung, und drang auf 
Miederherftellung der alten VBerfaffung des vormaligen 
Herzogthums Wirtemberg, obgleich dieſelbe nicht nur 
das Gepraͤge eines laͤngſt verfchwundenen Zeitgeifteg 
trägt, fondern auch auf die neuerworbenen Länder nicht 
übergetragen werden konnte. Wenn alfo auch die 
Grundzüge der vom Könige den verfammelten Ständen 
porgelsgten DVerfaffungsurfunde nach mancher, Ver⸗ 
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befferung und Ergänzung bedurften; fo erhellt 
doch aus ihrem Charakter, daß fie auf die Bedürfniffe 
des Zeitalterg berechnet und beſtimmt war, die geſamm⸗ 
ten — alten und neuerworbenen — Länder des Koͤ— 
nigreiches gleichmäßig zu umſchließen. Der in der 
That nicht erfreuliche Kampf, welchen die Wirtembers 
gifchen Stände gegen diefe Urkunde erhoben, gehört in 
die neuefte Specialgefchichte Wirtembergs, und führte - 
endlich den König dahin, daß er den Ständen infos 
weit nachgab, zu erklären, daß die alte Verfaffung 
im vormaligen Herzogthume, oder in feinen alten Erbs 
landen, hergeftellt, die neuerworbenen Länder aber unter 
die Leitung einer neuen zeitgemäßen Gonftitution geſtellt 
werden follten. Noch mar diefe Fehde nicht beendigt, 
als der König am 30. Dct. 1816 ploͤtzlich farb, und 
fein Nachfolger, der Konig Wilhelm ı, die fländis 
fche Verfammlung bis zum 3. März 1817 vertagte, 
nachdem er in den oberften Staatsbehörden mehrere 
durchgreifende, aber nöthige und zweckmaͤßige Verän- 
derungen vorgenommen und befonders den geheimen 
Rath durch Verordnung vom 8. Nov. 1816 neu ot 
ganifirt hatte. Dem Anfcheine nach, wuͤnſcht der neue 
König die Begründung einer Gonftitution für feine ge» 
fammten Länder ; warum follte auch ein Königreich, 
das hoͤchſtens 1 Mil. und 400,000 Einwohner ums 
ſchließt, zwei verfchiedene Conſtitutionen, eine alte 
und eine neue, haben? Eben fo feheint die Sffentliche 
Stimme .in Teutfchland gegen die beharrlihe Anhaͤug⸗ 
Fichfeit des einen Theile der Wirtembergifchen Stände 
an die vormalige Verfaffung fich beftimme zu erflären. ° 
Ob aber die ftändifche Verfammlung beffer als Ein 
Ganzeg zjufammentrete, oder in zwei Kammern, 
nach dem Vorgange des brittifchen Parlaments und der 
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jetzigen franzoͤſiſchen Verfaſſung, vertheilt werde; dar⸗ 
über dürfte ſelbſt unter den aufgeklaͤrteſten Theoretikern 
uͤber die Lehre von der Staatsverfaſſung keine voͤllige 
Uebereinſtimmung moͤglich ſeyn. Beide Formen des 
Zuſammentretens haben ihre Licht» und Schattenſeiten, 
welche durch gefchichtliche Belege nachgewieſen wer⸗ 
den Finnen; und über die Güte theoretifcher Grund⸗ 
fäße in der Wirklichkeit fann nicht die Philofophie und 
die Politif, fondern einzig die Geſchichte entfchei« 
den. Den ficherften Maasftab für die Wahl zwifchen 
dieſen beiden Formen enthält wohl der politifche Chas 
rafter einer Nation; der laut und unpartheifch ausge⸗ 
fprochene Wunfch des aufgeflärteften Theiles derfels 
ben; das locale Bedürfniß, und die Nücficht auf 
die bis dahin beftandenen ftändifchen Verhältniffe, an 
welche — mit zeitgemäßen VBerbefferungen — die neue 
Form der Conftitution ſich anfchließen fol. Ob nun 
eine Bertheilung der Wirtembergifchen Stände in zwei 
Kammern dem Wsunfche der großen Mehrheit des 
MWirtembergifchen Volkes entfpreche, den Localbedürf- 
niffen angemeffen fey, und nicht zu neuen Reibungen 
jroifchen beiden Kammern führen werde; — das fann 
aus der Ferne nicht ermeffen, das fann nur durch den 
unbefangenen Blick und den fichern politifchen Tact der 
auggezeichnetften Wirtembergifchen Staatsmänner un 
Patrioten entfchieden werden. 


d) Rede des Königs am 15. März 1815 
bei Eröffnung der Ständever: 
fammlung. 

Hochgebohrne, Ehrwärdige, Edle, Liebe 

Getreue! 
Zum erftenmal fehe ch die Stellvertreter Meines Vol⸗ 
tes um meinen Thron verfammelt. Mit Schnfucht habe 
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Sch diefen Augenblick erwartet. Meine Abfiht war von 
jeher, die verjchiedenen Landestheile und alle Unterthanen, 
welche die Borfehung Meinem Scepter untergeben hat, zu 
ihrer gemeinfchaftlihen Erhaltung und zur Wohlfahrt aller 
aufs innigfte zu verbinden. Sobald die äußern Verhaͤlt⸗ 
niffe es erlaubten, und die Hindernifle Hinwegfielen, welche 
- die einzelnen Theile getrenne hatten, ſuchte Ich diefen, 
Zweck zu erreichen, und Einheit der Staats + Regierungss 
gruntfäge und gleichförmige Anwendung derfelben in allen 
Zweigen der Verwaltung war die erfte Frucht Meiner Bes 
mähungen. Die frühern Abtheilungen der Landesbezirke 
verfchwanden, die Befchränfungen des wdechjeljeitigen freien 
Verkehrs hörten auf. Die verfchiedenen Territorien find 
nun unzertrennbare Theile Eines Ganzen. Das Reli—⸗ 
gionsbefenntniß und der Stand der Einwohner hat in buͤr⸗ 
gerliher Beziehung keinen Unterfchied mehr zur Folge. Alfe 
tragen in gleihem Verhaͤltniſſe zu den öffentlichen Laſten 
bei. Sie kennen nur Ein Sintereffe; Sie leben als Buͤr— 
"ger Eines Staates; es giebt nur Wirtemberger; und ihr 
Wohl und ihre Ehre iſt das Gluͤck und der Ruhm des 
Staates. Mit Vergnügen gebe ich Meinem Bolte das 
Zeugniß, daß es durch Treue und Gehorfam dieſe Meine 
Abſichten befördert und zur Erhaltung des Königreiches 
wejentlih mitgewirkt hat. Mein Heer hat dem Namen 
Wirtembergs durch Tapferkeit und Zufammenhalten auf der 
Dahn des Ruhms und der Gefahren Ehre gemacht. Meine 
Staatsdiener. haben Mich in Meinen Bemühungen unters 
ſtuͤtzt; und Meine Unterrhanen aller Klaffen trugen die 
fchweren Laſten der Zeit, und unterzogen lich den Anſtren⸗ 
gungen. jeder Art, wodurch Sicherheit'und Erhaltung ers 
rungen werden mußte, mit williger Ergebung. und fo 
lege id) nun, nachdem die Wiederherjtellung des allacmeis 
nen Friedens einen dauerhaften Stand der Ordnung verz 
ſpricht, den Schlußitein zu dem Gebäude des Staatr, ing 
dem Ich Meinem Volke eine Verfaflung gebe, wie Sch fie 
den Bedürfniffen und dem Wohle deffelben für angemeffen 
halte. Die perfönliche Freiheit und die bürgerlichen Rechte 
der Einzelnen find darin gelichert, und die Nation wird 
durch Stellvertreter berufen, ſich mit dem Staatsober⸗ 
haupte zur. Ausuͤhung der. bedeutendfien Nechte der Negier 
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rungsgemwalt zu vereinigen. Diefe Verfaffung wird, Ich 
hoffe es, das dauerhafte Gluͤck Meines Volkes begründen; 
fie wird alle Eleinlihen und blos perſoͤnlichen Ruͤckſichten 
entfernen, und einen Getft erzeugen, der mit lebendiger 
Kraft nur auf das wahre Intereſſe des Staates und auf 
das Wohl aller Einzelnen hinwirkt. Jeder auf diefes Ziel 
gerichtete verfallungsmäßtge Wunſch Meines Volkes, Mir 
durch feine Stellvertreter vorgetragen, wird ftets ein ger 
neigtes Gehör finden. Fürften, Grafen, Edle, Diener 
der Religion, gewählte Stellvertreter des Volkes! Laßt 
Uns vereinigt zu Förderung der Angelegenheiten ter Nas 
tion, zu welcher die Verfaſſung dieje Berfammlung beruft, 
das heilige Band zwiſchen Mir und Meinen Unterthanen 
mit entgegenfommentem Vertrauen befeftigen. Nur Ein 
Intereſſe, das für König und Vaterland, nur Ein Ger 
meingeift, der des gemeinen Wohls, befeele Alle! Dann 
werden Wir ftarf und gläclich feyn, dann iſt der heutige 
Tag der fchönfte Meines Negentenlebens, und Ich finde 
fernerhin den größten Lohn Meiner fiebenzehnfährigen Anz 
firengungen in jener Treue und Anhänglichkeit Meines Vol⸗ 
tes, welche Ich ungeſchwaͤcht zu erhalten, und. auf Meine 
Nachfolger-Äberzutragen winfhe. Mein Minifter des In⸗ 
nern wird die Verfaflungsurfunde verfündigen. 





e) Grundzüge der vom Könige Frie- 
drich den Ständen vorgelegten Verfaſ— 
fungsurfunde, 


I, Die ftändifhe Nepräfentation des Königreiches bez 
ſteht: 
A) in Anſehung der Perſonen, aus denen fie 
sufammengefeßt wird: 
1. aus Mitgliedern, welde für fih Sis und Stimme 


Haben ‘ 
a. aus den Inhabern der vier Erb; Kron: Aemter: 


h. aus den Käuptern der vormals reichsunmittelbaren 
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fuͤrſtlichen und gräflihen Familten, auf deren im Reiche 
gelegenen Befisungen Reichs- oder Kreistagsitimmien 
ruhten; 

ec. denjenigen im Koͤnigreiche beguͤterten Fuͤrſten, Gras 
fen und Edelleuten, weichen der König Sig und Stimme 
verleiht; 

d. dem Kanzler der Univerſitaͤt Tübingen, und dem 
ältejten General: BQuperintendenten ; 

e. den Fatholtihen Biſchoͤffen des Königreiches und 
einftweilen ans dem General: Virar aus Ellwangen, Bi} 
fchoff von Tempe, Fürften von Hohenlohe, und dem an 
Dienftzeit älteften katholiſchen Decan. 

2. Aus gewählten Mitgliedern : 

a. Alle nicht mit eigenen Stimmen begabte Gutsbe— 
ſitzer im Königveiche, fie mögen ans dem Adelz, Bürgers 
oder Bauernſtande feyn, die aus liegenden Gränden einen 
reinen Ertrag von 300 fl. bezichen und das z5jte Jahr er: 
veicht haben, find Wahlndnner, und wählen in jedem 
Oberamtsbezirke ugter dem Prafidio des koͤniglichen Ober: 
amtmanns Einen Repräfentanten. 

b, Die Städte, welche das Prädicat: „gute“ Haben, 
ordnen jede Einen Depntirren zur Ständeverfammfung ab. 

1. Wahlfähig find Alle, welche Unterthanen find, und 
bürgerliche Rechte im Königreiche haben, wei; Standes fie 
auch ſeyn mögen, und das dreißigite Jahr erreicht haben, 

2. Auch Föniglihe Diener, mit Ausnahme der als 
Geiftliche oder Aerzte angejtellten Individuen, in fo fen 
ihre Dienftverhältnifie ſolches geftatten. 

3. Die gewählten Mitglieder werden fi) vor einer Ei 
nıglichen Commiffion, unter Zugiehung des Erbmarſchalls 
und zweier Stände, welche Virilſtimmen führen, legitis 
miren. 


B) Verſammlungen der Stände. 


1. Die Stände verſammeln fich nicht anders, als auf 
Einberufung des Königs, welcher an die Fürften umd Gras 
fen unmittelbar ein Verufungsichreiben erläßtz die Nbrigen ' 
Mepräfentanten werden durch Cireularerlaſſe des Minifters 
des Innern einberufen; von diefem werden auch die Wahr 
len angeordnet. . 
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3. Die Ständeverfammlung wird vom König nothwen⸗ 
dig alfer drei Sahre, wenn nicht dringende Umftände eine 
Abänderung nöthig machen, auf den erjten Februar einber 
rufen. Sie wird vom Könige entlaffen, vertagt, oder 
auc ganz aufgelöft, fo daß eine ganz neue Wahl der Dez 
putirten Statt findet. 

a 3. Keine Verfammlung der Stände dauert über ſechs 
schen. 

4. Die gewählten Repräfentanten gehen aller drei Jahre 
zur Hälfte ab, und werden durch neue Wahlen erfegt. 
Abgehende fönnen wieder gewählt werden. 

5. Sede Zufammenfunft der Stände ohne Fönigliche 
Einberufung, jedes längere Zufammenfeyn nad) gefchehener 
Entlaffung oder Vertsgung ift unerlaubt. 


C) Innere DOrganifation und Gefhäftsz 
führung. — 

1. Praͤſident der Staͤndeverſammlung tft der Erb⸗ 
Reichs: Marfchall. In feiner — oder in ſon⸗ 
ſtigen Verhinderungsfaͤllen, vertritt derinwefende Aelteſte 
aus dem fuͤrſtl. Hohenlohiſchen Hauſe ſeine Stelle. 

2. Dem Praͤſidenten wird ein von der Staͤndever⸗ 
fammlung zu waͤhlendes Mitglied, welches ein Rechtsge⸗ 
lehrter feyn muß, zur Aſſiſtenz beigegeben. Derfelbe iſt 
Bicepräfident, und im Falle des Abgangs wird ein anderer 
durch die Stände gewählt. 

3. Die Secretaire werden durch die Ständeverfammzs 
lung aus ihrer Mitte gewählt. Bei jeder Sigung können 
neue gewählt, oder die vorigen beftätigt werden. 

4. Das benöthigte Kanzleiperfonal von einem Archis 
var, einem Regiftvator und drei Kanzelliften wird von der 
Ständeverfammlung gewählt und aus der Staatscalle be: 
foldet. 
5. Die Sisungskoften der Ständeverfammlung, Reis 
fetoften und Taggebühren der Einzelnen werden aus der 
Staatscaffe beſtritten. 

6. Die ftändifhen Nepräfentanten fönnen, fo lange fie 
als folche beifammen find, nicht wegen Schulden, und wes 
gen anderer Anfchuldigungen, nur mit Willen und Zuftims 
mung der Ständeverfammlung, verhafter werden. Außer 


x 
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ber Zeit ihrer Verſammlung find fie, mie jeder Andere, 
. den allgemeinen Gefegen unterworfen. 

7. Die Stände haben ſich zunächft und vor allem mit 
den ihnen vom Könige mitgetheilten Anträgen zu beſchaͤfti⸗ 
gen, darüber füh zu berarhen und abzuftimmen, und die 
Mefultate dem Könige vorzutragen. Ueber die weitern 
Segenftände ihrer Berathfchlagungen folgen unten nähere 
Beſtimmungen. 

8. Der Koͤnig verſpricht auf jeden Vortrag der Staͤnde 
eine Entſchließung zu geben. 

9. Den Miniſtern iſt der Zutritt zu der Staͤndever⸗ 
fammlung zu jeder Zeit zugeilanden. Wenn fie Vorträge 
an die Verlammlung zu machen haben, benachrichtigen fie 
Tags zuvor den Präfldenten, damit fie, mit Befeitigung 
anderer Gefchäfte, von der Ständeverfammlung angehört 
werden, 

10. Den Miniſtern ſteht frei, zu ihren Vorträgen eis 
nen oder zwei Staatsräthe in die Verfammlung mitzus 
nehmen. 

ıı. Der Ständeverfammlung fteht frei, zu Vorberei⸗ 
tung der Geſchaͤfte Commiſſionen aus ihrer Mitte zu erz 
nennen, welche über die betreffenden Angelegenheiten mit 
den Miniftern communiciren koͤnnen. " 
12. Diejenigen Fuͤrſten und Grafen, welche beftändig 
außer dem Reiche wohnen und Virilſtimmen haben, übers 
tragen die Führung derfelben einem andern, im Reiche 
wohnenden, Fürften oder Grafen, der fie fodann, ohne 
Ruͤckſicht auf Inſtructionen des Uebertragenden, nach feis 
ner eigenen Ueberzeugung abgiebt. 

13. Auch andere Mitglieder vom ‚Adelftande, die Bir 
rilſtimmen haben, können diefe durch ein Mitglied ihrer 
Familie oder einen andern Ebenbürtigen vertreten laffen. 
“14. Jedoch fann ein mit einer Virilſtimmme begabtes 
ſtaͤndiſches Mitglied, außer feiner eigenen, nie mehr als 
zwei Stimmen übernehmen. 

15. Die gewählten Mitglieder der Ständeverfammlung 
geben ihre Stimmen nach eigner beſter Einficht und Webers 
zeugung. 

16. Bei der Abſtimmung in der Staͤndeverſammlung 
macht Stimmenmehrheit den Beſchluß. 

Zweiter Band, 15 
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D) Ausſchußverſammlung. 

In den Jahren, in welchen keine Staͤndeverſammlung 
einberufen wird, verſammelt ſich unter dem Praͤſidio des 
Erb-⸗Reichs-Marſchalls, oder deſſen Stellvertreters, ohne 
weitere Einberufung am erſten Februar ein, von der Stäns 
deverfammlung aus ihrer Mitte auf drei Jahre ger 
wählter, Ausfhuß von zwölf Mitgliedern auf vier 
Wochen zu Erledigung der Angelegenheiten, die feinen Aufz 
ſchub geftatten. Doch kann diefer Ausſchuß weder in eine 
Erhöhung der Abgaben, noch in eine Umänderung der Ger 
feßgebung willigen, welche beide Gegenſtaͤnde ausſchließend 
der allgemeinen Ständeverfammlung find. Beſchwerden 
und Wünfche können aber von demfelben, wie weiter unten 
beſtimmt wird, an den König gebracht werden. 


II: Die Gerehtfame der fländifhen Reprär 
fentation in Anfehung der Gegenftände der 
Staatsverwaltung beziehen fich 


A) Auf die Mitwirkung zu der Beſteuerung. 


1. Ohne ihre ausdruͤckliche Bewilligung können die 
für jeßt beftehenden Steuern, directe und indiz 
recte Staatsabgaben, welche für die Regierungszeit des 
jegigen Königs. als Grundlagen bleiben, niht erhöht 
— und felbft in Kriegszeiten feine neuen Steuern, weder 
directe noch indirecte Abgaben, eingeführt werden, 

2. Wenn eine Erhöhung der Abgaben nothwendig, oder 
überhaupt eine weſentliche Veränderung derfelben räthlich 
wird; fo muß folhe durch den Finanzminifter in Antrag 
gebracht und in der Ständeverfammlung darüber abger 
ftimme werben. 

3. Sedes Jahr wird der Ständeverfammlung oder dem 
Ausſchuſſe die Berechnung der Einnahmen und die Vers 
wendung der directen und indirecten Steuern vorgelegt. 

4. Wegen Beftimmung einer Civillifte für den Kö— 
nig werden weitere Verhandlungen Statt finden, 

5. Beim Antritt der Regierung eines 
neuen Königs wird die-Ständeverfammlung einberu⸗ 


fen, und fowohl wegen der Steuern als der 


\ 
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Eivillifte, wenn eine Statt findet, eine neue Verz 
handlung gepflogen. 


B) Die Mitwirkung der Stände zur Gefepr 
gebung. ‘ 

1. Die Initiative zu neuen Gefegen kommt 
dem Könige zu, Die Stände haben darüber zu berath⸗ 
fchlagen und abzuftimmen; * ihre Zuſtimmung erhaͤlt 
kein neues, die perſoͤnliche Freiheit und das Eigenthum 


oder die Verfaſſung betreffendes, allgemeines Geſetz die koͤ 


nigliche Sanction und kann nicht promulgirt werden. 

2. Es iſt jedoch den Ständen geſtattet, Geſetzes⸗ 
vorſchlaͤge als Wuͤnſche dem Koͤnige vorzutragen, 
und ſolche, im Falle einer abſchlaͤgigen Antwort, bis auf 
dreimal in den kuͤnftigen Verſammlungen zu wieders 
hohlen. 

3. Nach der dritten abfhlägigen Antwort 
des Königs, welche motivirt feyn muß, können die Stände, 
in Hinfihe auf die Motive, neue Vorftelluns 
gen maden. 


C) Die Stände haben das Petitionsrecht, 


und koͤnnen in dieſer Gemaͤßheit allgemeine Wünſche, 
Vorſtellungen und Beſchwerden dem Koͤnige vorlegen. 

Die von einzelnen Unterthanen an fie ges 
brachten Befchwerden dürfen von ihnen nicht anders anger 
nommen werden, als wenn befcheinigter maßen die koͤnig⸗ 
lichen ZJuftizftellen und andere königliche Behörden fich ger 
weigert haben, fie anzunehmen; in welchem Falle fie vor 
den Ständen als Beſchwerden bei dem Könige angebracht 
werden können. 


D) Wenn die Stände einen koͤnigl. Staatss 
Beamten anzuklagen im Falle zu feyn glauben; fo 
haben fie dies dem Könige unter Anführung beftimmter 
Beichuldigungen anzuzeigen, und die Anordnung einer Uns 
terfuchung zu verlangen. 

1. Auf die von dem Könige nie zu verfagende Bemilliz 

gung wird im Falle des Hochverraths und der Concuſſion 

über den Staatsbeamten von einem eigenen frändifchen Ger 

richte das Urtheil geiprochen; in Anfehung deſſen fich des 
i 15 ”* 


| 
| 
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Koͤnig das Milderungs- und Begnadigungsrecht vor⸗ 


behaͤlt. 

2. Das Gericht beſteht unter dem Praͤſidio des Juſtiz⸗ 
miniſters aus vier ſtaͤndiſchen Mitgliedern des Adels, welche 
Virilſtimmen haben, und ſechs der Landesdeputirten, welche 
die Staͤndeverſammlung zum Voraus und auf die Dauer 
einer Staͤndeverſammlung bleibend ernennt. 

3. In andern Faͤllen wird die Unterſuchung und Be⸗ 
ſtrafung in dem ordentlichen Rechtswege eingeleitet. 


DT. Beſtimmungen in Anſehung allgemeiner 
Rechte und Verbindlichkeiten der Unter: 
thanen. 

A) Alle Unterthanen ſind vor dem Geſetze gleich. Sie 
haben zu allen Stellen Zutritt. Kein Stand oder Geburt, 
und keines der drei chriſtlichen Religionsbekenntniſſe, des 
Evangeliſch⸗Lutheriſchen, Reformirten und Katholiſchen, 
ſchließt davon aus. 

B) Zu den öffentlichen Laſten und Abgaben haben, nach 
den bereits beftehenden Geſetzen, Alle verhältnißmäßig beis 
zutragen. 


C) Alte Landeseinwohner haben die Verpflichtung, für 


das Vaterland die Waffen zu tragen. Die Art der Dienft: 
leiftung im regulirten Militait oder in der Landmiliz wird 
durch das Geſetz beftimmt. . 

Die vormals unmittelbaren Fürften und Grafen, die 
auf Reichs: und Kreistagen Stimmen hatten, bleiben fm 
Befige der ihnen deshalb verwilligten Freiheit. Zu Regu⸗ 


lirung diefer Dienftleiftungspfliht werden der niedergefek: 


ten Commiſſion zwei Mitglieder vom Militair beigegeben 
werden. - 

“ D) Seder Unterthan hat, wenn er nicht conferiptiongz 
pflichtig, oder, wenn er von der Militairaushebung befreit 
iſt, oder ausgedient hat, das Recht, feinen Bi außer 
dem Reiche zu nehmen; nur muß er feinen 

Jahr zuvor anzeigen, und für fi) und feine Kinder auf das 
Unterthanen; und Bürgerrecht Verzicht leiften, auch die 
u Abzugsgebähren und jonftigen Verbindlichkeiten 

en. 


a 


orfaß ein: 
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E) Kein Unterthan fann verhaftet werden, als in Ge; 
mäßheit des Geſetzes. Kein Verhafteter darf länger als 
drei Tage unverhört bleiben. Die Minifter oder Beanız 
ten find für jede von ihnen veranftaltete unbefügie oder uns 
gefegmäßige Verhaftung verantwortlich. 

F) Kein Unterthan kann, ausgenommen in Fällen deg 
Hochverraths gegen die Perfon des Königs und den Staat, 
feinem ordentlichen Nichter entzogen — und durch eine 
außergerichtliche Commiſſion gerichtet werden. 

G) Bon einer Juſtizſtelle kann keiner ohne Urtheil und 
Recht mit Nachiheil entfernt werden, 

IV. Allgemeine Beftimmungen. 

1. Beim Antritt der Regierung eines neuen Königs 
wird obbemeldtermaßen eine Ständeverfammlung berufen. 
Der Huldigungseid wird dem Könige erft dann abgelegt, 
wenn derfelbe die Verfaſſung, fo wie fie durch die Urkunde 


beftimmt worden, befchworen hat. 

2, Alle Staatsfchulden find anf den Staat garantirt, 
and Sntereffen und Capital als erite und heiligfte Schul: 
digkeit des Königreiches verfichert. 

3. Es werden gewiſſe fichere Einkünfte der Staatskaſſe 
zu Abtragung der Intereſſen und Capitalien beftimmt, und 
dürfen diefelben unter feinerlet Vorwand zu irgend einer 
andern Beftimmung verwendet werden, 


f) Verordnung des Königs Wilhelm ı 
vom 8.Mov. 1816, die Organifation des 
geheimen Rathes betreffen. 


Im Ruͤckblick auf frühere und im Hinblick auf künftige 
Verhaͤltniſſe Haben Se. koͤnigl. Majeftät es für rathſam gez 
halten, dem Drganifmus des Staatsminifteriums , welches 
fünftig der geheime Rath genannt werden foll, einige 
von den gegenwärtigen abweichende Beftimmungen zu ges 
den, und demnad) verordnet: 


$. 1. Der königliche geheime Rath ift die zunaͤchſt uns 
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ter dem Könige ftehende oberfie Staatöbehörde, welchen. 
alle übrige Staatsverwaltungsftellen untergeordnet find. 
Er beficht wenigftens aus fieben und hoͤchſtens aus eilf Mit⸗ 
gliedern. Das Directorium darin führe jedesmal der ältefte 
Staatsminifter ohne weitern Vorrang. 

$. 2. Der König ernennt und entläßt die Mitglieder 
des u Raths nach eigner freier Entfchliegung. Er 
wird bei der Ernennung vorzäglihen Bedacht auf Einger 
bohrne nehmen, und jeden auf die Geburt oder das chriſt⸗ 
lihe Glaubensbekenntniß fih gruͤndenden Unterfhied auss 
ſchließen. Wird ein Mitglied des geheimen Rathes entz 
laffen, ohne daß Dienftentfeßung gegen daffelde erfannt 
worden wäre; fo behält ein Minifter 4000 Gulden als 
Penſion, und ein anderes Mitglied des geheimen Rathes 
die Hälfte feiner Befoldung, in fo fern dem einen oder dem 
andern nicht bei einer Anjtellung eine andere Summe zur 
gefichert worden ift. 

9. 3. Der geheime Rath iſt vorgugsweife dazu vers 
pflichtet, für die Aufrechthaltung der Landesverfaflung und 
für die Hebung aller durch die Verlegung derfelben entftes 
henden Mißverhältniffe Sorge zu tragen, indem er die dess 
halb einfommenden Vorftellungen mit feinen verfaſſungs⸗ 
mäßigen Anträgen unterftüßt, und nöthigenfalls auch von 
Amtswegen einfchreitet. Er ift demnach für alle von ihm 
ausgehende Verfügungen allein verantwortlich. 

6. 4. In Hinſicht auf die Verhältniffe zwifchen dem 
töniglichen geheimen Rathe und den einzelnen Departes 
mentsminiftern, welche darin Sitz und Stimme haben, 
wird hiermit feftgefeßt, daß in dem geheimen Rathe noths 
wendig vorzufragen und zu verhandeln find: 

1, alle allgemeine Staats⸗, Landess und Kirchenanges 

legenheiten; Dahin ift namentlich zu rechnen: 

a) alles, was auf die Staats: und Landesverfaffung 
und die Organifation der Staatshehörden und Lans 
destheile, oder ‚ 

» b) auf die Staatsverwaltung im Allgemeinen und die 
Normen derfelben ſich bezieht; ferner 

e) alle Gegenftände der Gefeßgebung und allgemeiner 
Verordnungen, fo. wie die Anftände Über die Aus— 
legung der Geſetze und Verordnungen; endlich 


t 
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d) was überhaupt ein allgemeines Staatsintereffe hat; 
2. alles, was auf die Verhältniffe mit den Landitänden 
Bezug hat; N 
3. alle Vorſchlaͤge zur Beſetzung der hoͤhern Staats: 
und Kirchenämter mit Einfluß der Ober: und Kas 

meralbeamtungen und der Deranate; 

4, alfe Angelegenheiten, welche in die Gefchäftskreife 
verjchiedener Minitterialdepartements einfchlagen, in 
fo fern die Departementschefs ſich darüber nicht vereis 
nigen können; 

5. Gompetenzitreitigfeiten verſchiedener Departgments, 
insbefondere auch zwifchen den adnfiniftrativen und ge; 
richtlihen Stellen; 

6. Berhältniffe der Kirche zum Staate, in fo fern neue 
Beftimmungen nothmwendig find, oder einzelner Kir— 
chen zu einander, wenn die Föniglihen Centralſtellen 
diefer Confeſſionen fich nicht vereinigen ; 

7. die Recurfe an den geheimen Rath von Verfügungen 
einzelner Minifterien oder Departemenschefs, durch 
die ein Dritter beſchwert zu feyn glaubt; 

8. Vorſtellungen, welche von Gentralftellen bei den ihs 
nen vorgejegten Miniftern gegen einzelne Miniftertat: 
verfügungen eingereicht werden, deren Eroͤrterung der 
Minifter, wenn er nicht ſelbſt zur Berädfichtigung- 
derfelben fich bewogen findet, auf die Entfcheidung 
des geheimen Rathes auszufeßen hat; 

9, Anftände, welche fich bei Vollziehung der von dem 
geheimen Rathe an einzelne Minifterialdepartements 
erlaffenen Verordnungen und Verfügungen ergeben, 
und endlid) 

10. alles, was dem geheimen Rathe von dem Könige 
zur Berathung oder Ausführung befonders aufgetras 
gen wird, 

$. 5. Kein Mitglied des geheimen ge fann, aus 
fer dem Falle, wenn der Gegenftand ihn perjönlich angeht, - 
von den collegialifchen Berathſchlagungen diejes Collegiums 
ausgefchloffen werden, 

$. 6, Die Gefchäfte werden in verfchiedenen Departes 

ments verarbeitet. Diefe find: 

1) Minifterium der Ju ſt iz; 
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3) Miniftertum der auswärtigen Angelegenz 
heiten; 

3) Minifterium des Innern; 

4) Minifterium des Kriegsweſens; 
5) Minifterium der Finanzen; und 
6) Miniftertum des Kirchen: und Schulmwefens. 

6. 7. Die Departementsminifter find bei dem geheiz 
men Rathe in allen jenen, zu ihrem Departement gehöriz 
. gen, Gegenftänden, welche vor das ‚ganze Colfegium ges 
bracht werden muͤſſen, in der Regel die Referenten, für 
welche aus der Zahl derjenigen Mitglieder , welche keinem 
einzelnen Departement vorſtehen, Correferenten beftelle 
werden können. Wird ausnahmsweiſe ein anderer Refer 
sent beftellt; ‘fo haben alsdann die Departementsminifter 
das Correferat zu übernehmen, 
798. Der Departementsminifter ift für dasjenige, 
was er einzeln verfüge, oder was ihm vermöge des ihm zus 
gewiefenen Geſchaͤftskreiſes zu thun oder zu verfügen ob⸗ 
liegt, perfönlih verantwortlid, 

$. 9. Das Minifferium dee Juſtiz führt die Oberz 
aufficht über alle Civil» und Erimtnaljuftizftellen, über den 
Zutelarrath, die Advocaten und Motarien. Es ift dafür 
befonders verantwortlich, daß die fehleunige und ſelbſtſtaͤn 
dige Rechtöpflege nirgends und von keiner Seite geftöre 
werde. { 

6. 10. Der Minifter der auswärtigen Angeles 
genheiten. beforgt alle Verhandlungen mit Auswärtigen, 
die Aufrechthaltung der beftehenden Verträge, die Ausferz 
tigung der äffentlichen Eorrefpondenz des Königs mit an⸗ 
dern Regierungen, das Cerimoniel gegen Auswärtige und 
im Innern, die Verwendung für Lönigliche Unterthauen 
im Auslande, die Beglaubigung der Paͤſſe und Urkunden 
für das Ausland. Er berichtet in der Regel unmittelbar 
an den König. So oft jedoch neue Staatsverträge abzu⸗ 
Schließen, oder beftehende abzuändern find; fo ift der Ger 
genftand vor dem Abſchluſſe dem königlichen geheimen Na⸗ 
the vorzulegen; bei Verträgen, die Krieg und Frieden, 
oder Familienverbindungen betreffen, jedoch nur dann, 
wenn dies ohne Gefahr und Nachtheil gefchehen kann, 

O. 11. Das Minifterium des Innern umfaßt dag 
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polizeiliche, nationalwirthſchaftliche und Regiminalfach in 
feinem ganzen Umfange. Unter der Leitung und Oberauf⸗ 
ſicht deflelben fichen alfe jene Behörden, welchen die Wah: 
rung der königlichen Negierungs : und Lehenrechte, die all: 
gemeine Landespoligei, die Auffiche über alle Beamten im 
Regiminal- und Polizeifahe, die Erteilung des Unterthas 
nenrechts und die Entlaffung daraus, die Auffiht über die 
Zudhts, Arbeits: und Srrenhäufer und die Volizeigefängs 
niffe, über die Waifenhäufer, über die Zünfte und Hand: 
werfer, Brand: und andere Aſſecuranzanſtalten, über den 
Straßens, Brücden: und Waflerbau, über Marfcheinz 
quartierungss und Militairaushebungsangelegenheiten, über 
das Medicinal: ind Sanitätswefen, über den Handel und 
die Landeseultur, Maänufacturen und Fabriken, über die 
Verfaſſung und Oeconomie der Kommunen u. f. w. über: 
tragen iſt. 

6.12. Das Kriegsminifterium umfaßt alles, 
was ſich auf die militärifhhen Einrichtungen und Anftalten 
des Königreiches bezieht. In Kinficht auf den militärifchen 
Dienſt und die Difeiplin ſteht zwar die ganze gewaffnete 
Macht unter den unmittelbaren Befehlen des Könige. In 
wie fern das Militairwefen aber in andere Verwaltungs: 
zweige eingreift, was namentlich bei Feftfegung des Milte 
tairetats, bei der Beitimmung der Militairfähigkeit, bei 
der militärifchen Suftizverwaltung und dem Deconomiewes 
fen der Fall iſt; fo iſt daflelbe auch ein Gegenftand der 
Berathung des geheimen Rathes, nach Maasgabe der für 
das Reſſort deſſelben im Allgemeinen feſtgeſetzten Beltim: 
mungen. 

$. 13. Das Finanzminifterium Bat, nach dem 
Srundfage einer meifen Sparfamkeit und auf den Grund 
der von den übrigen Minifterien einzureichenden Voran— 
fchläge, das allgemeine Staatsbedärfniß zu beſtimmen, die 
Dedung deſſelben aus Domanial: und Steuergefällen ausz 
zumitteln, für eine gerechte und treue Erhebung derfelben 
zu ſorgen, das Etats⸗-, Rehnungss und Kaſſenweſen in 
feſter und Flarer Ordnung zu halten, und für die Erhalz 
tüng der Grundbächer zu forgen. Unter feiner verfaſſungs⸗ 
mäßigen Leitung uud Aufficht ftehen alle verwaltende und 
verrechnende Behörden, . welhen die Adminiſtration de» 
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Kammerguͤter und Domanialgefaͤlle, der Forſte und Jag⸗ 
den, der Bergwerke und Salinen, der directen und indis 
vecten Steuern, die Beforgung des Staatsbauwefens, die 
Erhebung und Verwendung der Öffentlichen Gelder, die 
Renovation der Grunds und Lagerbächer, und die Prüs 
fung der Rechnungen obliegt. 
$. 14. Das Minijterium des Kirhens und 
Schulwefens, welhen für die Angelegenheiten der ka— 
tholifhen Kirche ein Mitglied des Eatholifchen Kirchenraz 
thes als Minifterialvath beizugeben iſt, hat für die verfaſ⸗ 
fungsmäßigen Rechte der verfchiedenen chriftlihen Kirchen⸗ 
und andern Glaubensbefenntniffe, der Schulen und der 
Stiftungen zu wachen, und ift dafür verantwortlid. Zu 
dem Geſchaͤftskreiſe deflelben gehören der Eultus der evan⸗ 
geliſchen, Batholifchen und jeder andern Kirche, die Aufficht 
und Leitung des Schul: und Erziehungswefens in feinem 
ganzen Umfange, auch in den Waifenhäufern, das Curas 
torium der Univerfität, der öffentlichen Bibliothefen und 
alfer Künfte und wiſſenſchaftlichen Anftalten, die Dberaufs 
fiht über die Verwaltung des Kirchengutes und des Stif: 
tungsvermögens. Unter der unmittelbaren Leitung diefes 
Minifteriums ftehen das evangelifche Oberconfiftorium, der 
katholiſche Kirchenrath, die Oberftudiendirection und der 
Spynodus. Mit diefem Minifterium wird derzeit das Präz 
fidium in dem zu errichtenden Gefeßgebungscollegium vers 
bunden, Diefe allerhöchfte Verordnung Sr. königl, Ma⸗ 
jeftät wird hierdurch allgemein bekannt gemacht, 
Stuttgart, den 8. Nov. ‚1816. 
Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis, 


Königliher geheime Rath, 





6) Großherzogtum Frankfurt, 

Als im Neichsdeputationshauptfchluffe vom 25. 
Sebr. 1803 die beiden Würden der geiftlichen Churfürs 
fen von Trier und Coͤlln aufgehoben wurden, fonnte 
auch der Mainzer Churſtaat, beffen Hauptfiadt au 
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Sranfreich abgetreten worden war, unter biefer Benen- 
nung nicht fortbeftehen. Der letzte Churfürft von 
Mainz, Friedrich Karl Joſehh, war am 26. July 
1802 geftorben, und fein Coadjutor, Freiherr Karl 
von Dalberg, nahm durch den Neichsdeputationg- 
Hauptfchluß den Namen: Ehurfürft- Ergfanzler 
an, behielt aus den Trümmern des Mainzer Churftaa- 
tes das Fuͤrſtenthum Afchaffenburg, und gewann 
außerdem noch das bisherige Bistum Negensburg, 
mit der freien Neihsftadt Regensburg und der 
freien Reichgftadt Weslar. — Wie barauf der Chur» 
fürft » Erzfanzler am ı2. July 1806 dem Rheinbunde 
beitrat, ward fein Titel in die Benennung Fürft Pri— 
mas des Rheinbundes verwandelt. Zugleich erhielt 
er durch die Eonfsdrrationgacte die bisherige Reich 8» 
ſtadt Franffurt, und die Souverainetaͤt über einige 
ritterfchaftliche Gebiete. — Eine Folge des Wiener 
Friedens vom 14. Oct. 1809 war ed aber, daß Na 
poleon, als Protector des Nheinbundes, am 1. März 
1810 den bisherigen primatifchen Staat in dag Groß 
herzogthum Franffurt verwandelte, wodurch 
der legte geifliche Etaat in Teutfchland aufgehoben _ 
ward. Zugleich warb der Vicefönig von Stalin, Eur 
gen, zum Fünftigen Nachfolger des Großherzogs be» 
flimmt, und, für das an Bayern abgetretene Fürften- 
thum Regensburg, Fulda und Hanau (mit einigen 
Ausnahmen) dem neuen großherzoglichen Staate ein« 
verleibte. — Nach der Voͤlkerſchlacht von Leipzig ver⸗ 
ließ der Großherzog am 30. Sept. 1813 feine Staaten 
und ging nach Kofinig, wo er am 30. Det. ſe ine Re⸗ 
sierung niederlegte. Die Stadt Franffurt, 
erhielt durch die Verbündeten ihre vorige politifche 
Selbſtſtaͤndigleit wieder; Hanau fam an Heffen« Cafı 
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ſel zuruͤck, Afchaffenburg fiel an Bayern, und bag 
Schickſal von Fulda ward auf dem Wiener Congreſſe 
beſtimmt. So verſchwand, nach einer kurzen Exiſtenz, 
das Großherzogthum Frankfurt aus der Reihe der teut—⸗ 
ſchen Staaten. 

Bereits am 18. Jul. 1803 gab Dalberg, als 
damaliger Churfuͤrſt-Erzkanzler, dem neugebildes 
ten Heinen Churftaate eine neue Organifation, 
in welcher zugleich zu Afchaffenburg eine Univerfität, 
aus den von der ehemaligen Mainzer Univerfität ges 
bliebenen Dofationen, errichtet ward. Diefe an fich 
zweckmaͤßige, und den politifchen Berhältniffen des klei⸗ 
nen Staates angemeffene, Drganifation fichet vollſtaͤn⸗ 
dig in Häberlins Staatsarchive, St. 42 und 43, 
und im politifchen Journale vom Sahre 1803, 
Monat Auguft, ©. 735 ff. — Wie aber der prima» 
tifche Staat in ein Großhergogfhum verwandelt worden 
war; fo gab der damalige Großherzog demfelben am 
16. Aug. 1810 eine neue Conftitution, bei wel— 
cher die Eonftitution des Königreiches Weftphalen alg 
Vorbild diente. Unlaͤugbar Hatte diefe Conftitution 
manche gute Seiten. Ihre Fändifche Repräfen- 
tation ward auf 20 Mitglieder gefegt, von welchen 
12 aus bemittelten Grundeigenthümern, 4 aus Kaufs 
leuten und Zabrifanten, und 4 aus dem Stande der 
Gelehrten erwählt wurden. Die Leibeigenfchaft ward 
aufgehoben; der Adel beibehalten, ohne doch ein auss 
fchließendes Neche zu gewiſſen Aemtern und Würden zu 
behaupten; und ein gleiches Steuerſyſtem eingeführt. 
Mit diefer Eonftitution ward unter dem 27. Def. 18310 
eine, fehr ins Detail gehende, VBerwaltungsorbs 
nung verbunden, in welcher die Functionen der Prä- 
fecte, der Generaldepartementsräthe, der Praͤfectur— 
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raͤthe, der Präfecturgeneralfecretaire, der Diftrictd, 
maire, der Maire und Adjuncten und der Municipal: 
räthe näher verzeichnet wurden. Sie fieht vollſtaͤndig 
in Winkopps rheiniſchem Bunde, Heft 51, Seite 
317 — 857. 


a) Conftitution des Großherzogthums 
Sranffure vom 16. Auguft ı8ro0. 


Bir Carl,’ von Gottes Gnaden Fuͤrſt-Pri— 
mas des rheinifhen Bundes, Großherzog 
von Frankfurt, -Erzbifhoff von Regens— 
burg ꝛc. ꝛc. 

Des Kaiſers Napoleon kaiſerl. königl. Majeſtaͤt ha⸗ 
ben Uns den 19. Februar d. J., gegen Abtretung des Fuͤr⸗ 
fienehums Regensburg und des Rheinſchiffahrtsoctroi's auf 
der vechten Rheinfeite, den größten Theil der Fuͤrſtenthuͤ⸗ 
mer Fulda und Hanau unter der Bedingniß abzutreten ges 
ruhet, daß diefe Länder, nebft dem Fuͤrſteuthume Ajchaffenr 
burg und der Stadt Frankfurt, das neue Großherzogehum 
Frankfurt bilden, und nach Unſerm tödtlichen Hintritte an 
des Vicefönigs von Italien kaiſerl. Hoheit, und fodann die 
männlihen Nachfolger Seines Großherzoglihen Haufes 
übergehen follen. 

Unfre Pflicht erfordert, daß wir den Neft Unſrer Tage 
dem Wohl derjenigen Länder widınen, welche die göttliche 
Vorſehung und die perfönlihen wohlwollenden Sefinnungen 
des Kaifers Napoleon Uns anvertraut haben, 

Die Beftandtheile des Großherzogthums Frankfurt bil: 
den nunmehr ein Ganzes, Einheit der Möglich beften Ver⸗ 
faflung wird für diefen Staat wohlthaͤtig und zweckmäßig 
feyn. 

Die beſtdenkbare Staatsverfaflung ift diejenige, in wel: 
her der allgemeine Wille der Mitglieder durch vernünftige 
Geſetze ausgedrückt wird, in welder die Verwaltung der 
Gerechtigkeit durch unabhängige wohlbefegte Gerichtsitellen 
beforgt wird, in welcher die volljirecfende Gewalt der Hand 
des Fürften ganz anvertraut ut, 
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In allen Staatsverfaflungen, welche aus dem Geifte 
des Kaifers Napoleon geflofien find, erkennt man Ans 
wendungen diefer Grundfäge ; allenthalben Haben gewählte 
Volksvertreter Einfluß auf die Annahme der Gefege und 
Verwendung des Staatsvermögens; allenthalben find die 
Gerichtöftellen von dem Einfluffe fremder Gewalt unabhänz 
gig; allenthalben it die Vollſtreckung der Geſetze kraftvoll 
und wirffam, weil fie in der Hand des Regenten ift. 

Unter allen Verfaffungen, weldhe dem Kaijer Napo⸗ 
feon ihr Dafeyn zu danken haben, enthält die Verfaflung 
des Königreiches Weſtphalen die meiſten Grundfäge, die 
man nad) Unfrer Meberzeugung auf das Wohl des Großr 
herzogthums Frankfurt anwenden kann. Gie ift eigenes“ 
Merk des Kaifers Napoleon, ift für einen teutjchen 
Staat beftimmt, hat: fi bereits durch die Regierung des 
Königs Hieronymus Napoleon Majeftär bewährt. 

ad) befhränktern Verhältniffen und befondern Locals 
umftänden fließt aus der Anwendung diejer Grundfäge, 
nad) Unfrer Ueberzeugung, folgende Organiſation Unfers 
Großherzogthums Frankfurt. 3 

$. 1. Das Großherzogthum Frankfurt befteht: 

aus der Stadt Frankfurt und ihrem Gebiete, 

aus dem bisherigen Fuͤrſtenthume Aſchaffenburg, 

dem größten Theile des bisherigen Fuͤrſtenthums 
Fulda, 

dem groͤßten Theile des Fuͤrſtenthums Hanau, 

ſodann 

der Stadt Wetzlar. * 

6. 2. Das Großherzogthum Frankfurt macht einen 
Theil des vheinifchen Bundes aus, deflen Primatialwärde 
Uns durch die eheinifche Bundesacte anvertraut iſt. 

9. 3. Das Eontingent des Großherzogthums Franke 
fart beftcht in 2800 Mann. | 

$. 4. Nach Unferm Abfterben koͤmmt das Größher: 
zosthum Frankfurt an des Prinzen Eugen Napoleon 
zaiſerl. Hoheit, und deflen gerade Abftammung von Sohn 
zu Sohn, mit beftändiger Ausfhließung der Frauen, und 
Rückfall an die faiferliche Krone, im Falle, wenn die 
männliche Linie erlöfchen follte, 

$. 5. Sobald der erzbifchöffliche Sig von Negensburg 
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nad) Frankfurt verlegt feyn wird; fo ift alsdann der künfs 
tige Großherzog verbunden, dem Erzbifchoffe, den er zu 
diefer Würde benennen wird, 50,000 Franken jährlich zu 
feinem Unterhalte angamweifen, Die Nachfolger des fünfz 
tigen. Großherzogs find auf ewige Tage Ichuldig, dieſe Ver⸗ 
bindlichkeit zu erfüllen. 

$. 6. Wir erkennen Uns verbunden, in Gemaͤßheit 
des Reichsſchluſſes vom Jahre 1803 die Nenten zu bezahr 
len, welche nach den 66. 7. 9. 14. 17. 19. 20 und 27 des 
gedachten Keichsfchluffes auf die Hälfte des Rheinoctroi's 
angemwiefen worden, und Wir werden diefe Verbindlichkeit 
erfüllen nach dem ausdruͤcklichen Inhalte des mehr erwaͤhn⸗ 
ten Reichsſchluſſes. Die Specialhyporhef der Renten, 
welche deren Eigenthümer auf die Hälfte des Octroi's hats 
ten, ift für immer gegründet auf die Domainen von Fulda 
und Hanau. Die Erfüllung diefer Pflicht werden Wir uns 
mittelbar felbft beforgen. 

6. 7. Die Donationen Sr. Majeftät des Kaifers der 
Franzofen, bis auf die Summe ven 600,000 Franken 
Renten an Domainen der Fuͤrſtenthuͤmer Fulda und Hanau, 
werden von Uns beftätige und verbürgt. 

Die Donatarien genießen diefe Güter als wahres Eir 
genthum, welches binnen 10 Jahren mit feiner neuen Aufs 
lage befchtwert werden kann; auch können fie diefe ihnen 
eigenthümlich zugehörigen Güter verfaufen, ohne day fie 
von diefem Verkaufe eine Abgabe entrichten. 

6. 8. Wir werden dafür forgen, daß die Schulden, 
mit welchen die Länder des Großherzogthums Frankfurs 
befchwert find, ordentlich und richtig —2 werden. 

§. 9. Zu Bezahlung der Schulden, welche auf der 
Rente Lohneck und dem Zolle Vilzbach hafteten, werden 
Wir verhaͤltnißmaͤßig beitragen, nebſt jenen Fuͤrſten, ſo in 
dem Beſitze der Lande find, welche dem ehemaligen Main⸗ 
zer Churftaate gehörten. 

$. 10. Wir beftimmen anf die Tage Unfers Lebens 
für den Unterhalt Unfers Hofitaates und aller damit vers 
bundenen Ausgaben an Hofperfonale, Hofdienerfchaft, Ta— 
fel, Morſtall Reifekoften, Geſchenken und Unterhalt Uns 
ſrer Perfon eine jährliche Summe von 350,000 $l., melde 
dem Verhaltniſſe in jeder Hinſicht angemeſſen iſt. Diefe 
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Summe wird von Frtrage der Waldungen, ber Domaiz 
nen-und anderer Gefälle überhaupt in Quartalvaten aus 
der Generalkaſſe erhoben. 

G. 21. Das Großherzogthum wird durch cine Conftiz 
tution regiert, welche die Gleichheit aller Unterthanen vor 
dem Geſetze und die freie Ausübung des Gottesdienftes dee 
verfchiederien verfaflungsmäßig aufgenommenen Religions⸗ 
bekenntniſſe feſtſetzt. 

$. 12. Die beſondern Verfaſſungen der Provinzen, 
Städte und Corporationen des Großherzogthums find aufs 
gehoben; eben fo die Privilegien einzelner Perfonen und 
Familien, jo weit fie mit Befolgung der Gefege im Widerz 
fpruche ſtehen; durch diefe Beſtimmung werden jedoch jene 
Befugniffe nicht aufgehoben in dem Großherzogthume Franke 
furt, welche durch die rheinifche Bundesacte den mediati— 
firten Fürften und Herren zugefichert wordett. 

6. 13. Die Leibeigenfchaft wird aufgehoben; alfe 
Einmwohner.des Großherzogthums Frankfurt genießen gleiche 
echte, 

So oft der Ertrag der Leibeigenfchaft und der dahin ger 
hörenden Abgaben wefentlihen Beitrag zum allgemeinen 
Beſten leifter, foll ein andrer billiger Erfaß eintreten durch 
Vertheilung hinreichender indirecten Auflagen, welche den 
Derfonenrechten der Unterthanen minder läftig und Eränz 
kend find. 

Sollten durd) Aufhebung der Leibeigenfchaft Privatperz 
fonen verlieren; fo ftcht ihnen der Anſpruch auf Entſchaͤ⸗ 
digung im Wege Kar offen, nad den Grundfägen, 
welche im Koͤnigreſche Weftphalen eingeführt worden. 

$. 14. Der Adel bejteht, wie bisher, mit feinen verz 
fhiedenen Benennungen und gebührender Achtung, ohne 
daß er jedoch ein ausfchließendes Necht weder zu Aemtern, 
Dienften und Würden, noch Befreiung von öffentlichen 
Laften dadurd erhält. ri i 

$. 15. Es foll ein und daflelbe Steuerſyſtem für alle 
Theile des Großherzogthums feyn; die Grundfteuer ſoll 
niemals den fünften Theil der Revenuͤen überfteigen. Pro: 
viforifch bis zur ©leichftellung bleibt es bei dem gegenwärs 
tigen Zuftande der Grundfteuer. Die Stempeltare und 
die Protocollirung (timbre et enregistrement) werden 
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eben fo wie in Frankreich eingeführt. Sollten nebft dem 
neuerlich in Beziehung auf Staatsbedärfniffe Vermehrung 
der Auflagen nöthig werden; fo find diefelben auf indirecte 
und perjönliche Abgaben nach Gradation des Vermögens in 
verhaͤltnißmaͤßig erhöhten billigen Maasſtabe anzuſetzen; 
und im Falle eine Kopfſteuer unvermeidlich werden ſollte; 
fo kann dieſes nur alsdann geſchehen, wenn hieruͤber mit 
den Staͤnden verfaſſungsmaͤßige Verhandlung eingetreten 
ſeyn wird. 

$. 16. Das Syſtem von Maas und Gewicht, wel⸗ 
es in Frankreich beiteht, foll in dem ganzen Großherzoge 
thume eingeführe werden; welches zum Theile jchon gefche⸗ 
ben ift. Hieruͤber wird noch eine befondere Inſtruction 
nad). vorhergegangener reifer Berathung erfolgen. 

$. 17. Wir werden einen Minifter des Innern, der 
Juſtiz und Polizei, einen Miniſter der Finanzen, der Doz 
mainen und des Handels und einen Minilter : Staatsferrer 
taiv, welchem die auswärtigen Angelegenheiten, die Ber 
ſchuͤtzung des Kultus und Aufſicht über Adminiftration der 
Kriegstaffe anvertraut find, ernennen. Die Mintfter find, 
jeder in feinem Fache, für die Vollziehung der Gefege und 
Vollſtreckung der daraus fließenden Verfügungen verantz 
wortlich. 

$. 18. Den Vorſitz in dem Staatsrathe hat der 
Großherzog ſelbſt. Die Beijiger find die drei Miniſter und 
fehs Staatsräthe, deren Ernennung eben fo, wie jene ded 
Generalfecretaivs des Staatsrathes, von Uns gefchieht. 

6. 19. Alle Gefege über Auflagen, die Einführung 
neuer Civil: und peinlicher Gejege follen in dem Staats 
rathe vorbereitet, dilcutirt und entworfen werden. 

$. 20. Die in dem Staatsrathe entworfenen Gefege 
follen den von den Ständen ernannten Commifjionen mits 
getheilt werden. Jede Commifjion befteht aus drei Mits 
gliedern. Die Commifjionen find; 

die Finanzcommifflon , 

die Civiljuſtizeommiſſion, und 

eine Commiſſion des peinlihen Juſtizweſens; 
welhe in der Seſſion ernannt, und nah Verſchiedenheit 
der Gegenftände erneuert werden. 

$. 21. Die ftändifhen Commiſſionen können difeutiren 
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über die Gefegentwärfe mit denjenigen Mitgliedern bes 

Staatsrathes, welche dazu den Aufteag erhalten. Die 
Vemerkungen der Commiſſionen werden in dem ©taats: 
rathe unter Unferm Vorſitze gelefen, und über nüßliche 
Modificationen berathfchlagt. 

$. 22. Die Redaction der Geſetzentwuͤrfe foll durch 
zwei Mitglieder des Staatsrathes den Ständen überbracht 
werden, welhe fodann darüber, nad; angehörten Beweg⸗ 
genden, berathſchlagen werden, 

9. 23. Der Stantsrath hat die Verwaltungsverord⸗ 
nungen zu difeutiren und zu entwerfen. 

$. 24. Er hat über die Streitigkeiten zu erkennen, 
weldye fih zwiſchen den vermwaltenden und gerichtlichen 
Stellen erheben; auch hat der Staatsrath über die Frage 
zu entfcheiden, 06 angeklagte Verwaltungsbeamte vor Ge: 
richt geftelle werden follen. 

$. 25. Der Staatsrath hat in Ausuͤbung feiner Atz 
tribute eine berathende Stimme; in Gegenftänden aber, 
welche geeignet find, vor das Caſſationstribunal gebracht 
zu werden, verficht der Staatsrath die Stelle des Laflar 
tionsgerichts. Für freitige Fälle in Verwaltungsjachen 
werden Advofaten bei demfelben angeftellt. 

§. 26. Die Stände des Großherzogthums beſtehen 
aus 20 Mitgliedern, deren 12 aus reihen Grundeigen⸗ 
thümern, 4 aus veichen Kaufleuten oder Zabrifanten, 4 
aus vorzüglichen Gelehrten von den Departementscollegien 
ernannt werden. Sie befommen von dem Staate feinen 
Gehalt, wohl aber mäßig beſtimmte Taggelder von jedem 
der Departemente, j 

$. 27. Sie werden aller 3 Jahre um ein Drittel er 
neuere; die Austretenden können unmittelbar wieder ger 
waͤhlt werden. 

Der Präfident der Stände wird von Uns ernannt. Die 
Stände verfammeln fi auf Unfre Berufung; ihre Vers 
fammlung fann von Uns prorogirt oder aufgelöft werden. 

. 9. 28. Die Stände berathfchlagen über die Geſetz⸗ 
entwürfe, welche der Staatsrath verfaßt hat. Die ger 
druckten Rechnungen der Minifter und des Generalcaifier 
vers find ihnen alle Jahre vorzulegen. 
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Die Stände berathfchlagen über Gefegentwärfe im ger 
Heimen Serutinium durch abfolute Mehrheit der Stimmen. 
$. 29. Das Großherzogthum wird in Departemente, 
Diſtricte und Municipalitäten eingetheilt. 
Die vier Departemente find: 
1) die Stadt Frankfurt und ihr Gebiet; 
2) das chemalige Fuͤrſtenthum Afchaffenburg ; 
3): der größte Theil des ehemaligen Fuͤrſtenthums Fulda; 
4) der größte Theil des ehemaligen Fuͤrſtenthums Has 
nau, welches unter gewillen Beziehungen mit dem 
Frankfurter Departemente in Verbindung gefegt wird, 
weil Hanau befanntlich eine Fabrifftadt, und Franke 
furt eine Handelftadt ift. 

Für die Stade Wetzlar wird ein Unterpräfeet ernennt. 

$. 30. In jedem Departemente wird ein Präfecturs 
rath errichtet zur Entſcheidung der Streitigkeiten, welche 
bei den Verwaltungsgegenitänden vorfommen, 

$. 31. Die Mitglieder des Praͤfecturraths und der 
Präferturgeneralfecretair werden von Uns ernannt, 

6. 32. Es wird in jedem Departemente ein Departer 
Mmentscollegium gebildet, deſſen Mitglieder ihre Stellen 
lebenslänglich bekleiden. Wir werden eheitens die Mirglies 
der diefer Departementscollegien ernennen. 

9. 33. Diefe Benennung wird beftehen in % der 
Meiftbegüterten; 4 wird beftehen aus den reichften Kaufe 
leuten und Fabrifanten, und & aus vorzüglichen Gelehrten 
und Künftlern. 

F. 34. Es kann Niemand zum Mitgliede der Depar⸗ 
tementscollegien gewählt werden, der nicht großjährig iſt. 

8. 35. Die Departementscollegien ernennen die Mitz 
glieder der Stände. Jedes Departement ernennt drei Guͤ⸗ 
terbefiser, einen Handelsmann oder Fabrikanten, einen 
Gelehrten oder Künftler. 

G. 36. Es wird aud in jedem Departemente ein Ger 
neraldepartementsrath feyn. Zu jed& Ernennung werden 
Uns von den Departementscollegien zwei Candidaten (der 
ven einer Mitglied der Departementscallegien feyn darf) 
vorgefchlagen. 

Eben fo. werden Uns von den Depa 
die Munieipalväthe vorgefchlagen. 





mentscollegien 
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Die Mitglieder der Departements: fowohl als Munis 
eipalräthe werden aller zwei Jahre zur Hälfte erneuert, 

6. 37. Die Einführung des Eoder Napoleon vom 
s. Sänner 1811 an ift bereits von Uns für das Großherz 
zogchum Frankfurt verordnet worden. 

$. 38. Die Gerihtöftellen in Civil: und Kılminalfas 
chen beftehen proviſoriſch, wie bisher. k 

6. 39. Der gerichtliche Stand ift unabhängig, Die 
Richter werden von Ins ernannt, 

6. 40, Die Urtheile der Serichtshöfe werden in Un: 
ferm Namen ausgefprohen. Wir behalten Uns das Recht 
vor, die Kriminalftrafen zu mildern oder zu erlaflen. 

$. 41. Die Militatreonfeription ift ein Grundgefeg 
des Großherzogthums Frankfurt. 9 
9. 42. In dem Großherzogthume Frankfurt find die 
Minifterien der Zuftiz, der Polizei und des Innern in eis 
ner Perſon vereinigt. Als Minifter der Juſtiz wachet der: 
ſelbe auf den gefeßmäßtgen, feften und unpartheiiſchen Ger 
ſchaͤftsgang fämmtlicher Juſtizſtellen; als Minijter der Por 
lizei und des Innern ftehen in dahin gehörigen Gegenſtaͤn⸗ 
den die Präferte der Departemente unmittelbar ‚unter ihm; 
fo wie dann die Präfecte mit jedem Minifter in Verbindung 
fiehen, und von ihm in feinem Wirkungstreife Weifungen 
eshalten. Die Präfecte beforgen die Vollſtreckung der Ger 
feße, koͤnnen aber diefelben nicht Überfchreiten. Jedem 
liegen ob in feinem Departemente Aufficht über Erziehung, 
Ackerbau und Gewerbe, milde Stiftungen, Armenanftals 
ten, Gemeinheitswälder, Wege, Gemeingüter, Sicherheit 
des Kultus, Mitwirkung bei der Aushebung der Milizen 
und Sicherheit der Steuerregifter. 

Der Praͤfect theilt dem Generaldepartementsrathe jaͤhr⸗ 
lich die Darftellung desjenigen mit, was binnen Jahres⸗ 
frift im Departemente gefhehen, und zu defien Wohl zu, 
Stande gekommen ift. 

Aus befondrer Vorliebe für Künfte und Willenfchaften 
behalten Wir Ins, wie bisher, unmittelbar vor die Leir 
tung der Afchaffenburger Univerfitätsgefchäfte und des Frank⸗ 
furter Kunſtmuſeums, desgleichen auch ver Ajchaffenburger 
Bibliotheken und Unfrer Gemäldefammlung, Wir werden 
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. Jedoch auch hierüber, unter Berathung mit Unferm Minis 
fier des Innern, das Nähere noch bejtimmen. 

$. 43. Unter das Finanzminifterium gehören die Doz 
mainen, der Öffentliche Schag, Kandlung, Fabriten und 
Ermunterung der Künfte. 

Der Finanzminiſter hat die Oberaufſicht über die Gene; 
ralkaffe, in welche alle Einnahmen des Staats fließen, def; 
fen Ausgaben daraus verwendet und den Ständen verrech— 
net werden. 

Den Seneralfafiierer ernennen Wir ſelbſt; deſſen Kaf 
fecontroleur und Einnehmer in den Departementen bringt 
Unfer Finanzminifter zum Vorſchlage. 

Insbeſondre ſtehen auch unter der Oberauffüht des Fir 
nanzminiteriumsd die directen und indirecten Steuern, 
Zölle, Poſten, Schiffahre, Chauffeen, Negalien, Lotte— 
vieen, Lombard, Münzen, Bergs, Salz uud Hütten: 
werke, Mineralwafler und alle Gegenfiände, welche dem 
öffentlihen Schage cin Einkommen geben; fo wie derfelbe 
auch das Prajidium der Handelstanımer führt, 

In Betreff der gedachten Gegenſtaͤnde ertheilt er die 
zweckmaͤßigen Weifungen an die Praͤfecte, welche hierin 
auch an ihn angewiejen find. 

$. 44. In der Perfon Unſers Minifters : Staatsfes 
cretairs find vereiniget das Minifterium auswärtiger Anger 
legenheiten, die Beſchuͤtzung des ungejiörten Kultus, die 
Beforgung der Militairz, Sold: und Verpflegungsadminis 
firation, und die Ausfertigung ſaͤmmtlicher großherzoglicher 
Entſchließungen. 

9. 45. Jeder Miniſter referirt unmittelbar an den 
Großherzog Aber jene Gegenſtaͤnde, die nach der beitehens 
den Verfaſſung und nach ſchon beſtimmten geſetzlichen Norz 
men in feinem Wirkungskreiſe zu beſorgen oder zu entjcheiz 
den vorfommen. Wenn hingegen etwas Neues darin bes 
ſtimmt, vorgefhrieben oder eine Abänderung in der befte: 
henden Verfaflung, Verordnungen und Directionsnormen 

‚ getzoffen werden foll; fo hat Ins der betreffende Miniſter 
blos feinen Antrag vorzulegen, damit Wir diefen vorerft, 
ehe Unfre Entſchließung ‘oder Enticheidung erfolgt, dem 
Staatsrathe zum Gutachten mittheilen fönnen, 

Jeder Minifter hat fein eigenes Buͤreau, deſſen Mits 
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arbeiter wähle er felbft unter Quiefcenten oder Frem⸗ 
den, unter Rejponfabilitäe auf die Rechtichaffenheit der 
Letztern. 

8. 46. Dieſes Organiſationspatent enthält Grundzuͤge, 
deren naͤhere Beſtimmung und Entwickelung ſich nach und 
nad) durch Verhandlungen und Zuſammenwirken der Stel: 
len mehr und mehr ausbilden werden. 


Unterdeffen enthält das Organifationspatent mehrere 
unwandelbare Säge. Dergleichen find diejenigen, die fich 
auf den Vertrag vom 19. Februar d, J. gründen; desglei⸗ 
hen find auch diejenigen, melde aus den allgemeinen 
Srundfägen der Geſetzgebung des Kaifers Napoleon her: 
vorleuchten, daß namlidy die Mitglieder eines jeden Staa⸗ 
tes repräfentird feyn muͤſſen; daß die Zuftigverwaltung un: 
abhängig, und nad) dem Gewiſſen der Richter entfcheiden 
müffe, und daß die vollfireefende Gewalt ganz durch die 
Hand des fouverainen Fürften wirke. 


- Die übrigen Gegenftände dieſes Organifationspatents 
fi nd aus Unfter Üeberzeugung und aus dem aufrichtigen 
Wunſche für das Wohl des Großherzogthums gefloffen ; 
muͤſſen fich jedoch erft (wie gefagt) durch Erfahrung als volls 
fländig verläßig bewähren, 

Wenn Uns der Allmächtige bis dahin das Leben friſtet; 
fo behalten Mir Uns vor, die zweckmaͤßig befundene Vers 
faſſung der Prüfung und Genehmigung Unfers verehrungss 
würdigen Herrn Nachfolgers und der Beſtaͤtigung des Kaiz 
fers Napoleon Majeſtat ehrerbietigft vorzulegen. 

9. 47. Jene bisherigen Landesftellen, deren Wir: 
fungsfreis mit dem gegenwärtigen Organiſationsſyſteme 
des Großherzogthums Frankfurt nicht vereinbarlich ift, wer⸗ 
den vom 1. Sinner 1811 an als erlofchen erkläre. Ihre 
Mitglieder erhalten theils ihre organifationsmäßige Anftels 
lung; in Fällen, wo diefes unmöglich ift, behalten ſi fie 
fihere verfaffungsmäßige Penfionen. 


Aſchaffenburg, den 16. Aug. 1810. 
— Cart, Großherzog. 
L. s.) 
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b) Beilage zur Conftitution vom zo. 
September 1810. 


Bir Carl, von Gottes Gnaden Färft Pri— 
mas des Rheinifhen Bundes, Großherzog 
von Frankfurt, Erzbifhoff von Regenss 
burg ic ꝛc. 

Haben zu Vollziehung der Art. 32. 33. 34. 35 und 36 Uns 

fers Organifationspatents vom ı6ten v. M. und der darin 

beitimmten Grundfäge, auf den Vortrag Unfers Minifters 
des Innern, nunmehr weiter befchloffen : 

Art. 1. Die Anzahl der Mitglieder der Wahl: oder 
Departementscollegien joll nach dem Maasſtabe der Bevöls 
Berung für das Departement, Frankfurt, mit Einfchluß der 
Stadt Weglar, auf . A ; R 505 

für das Departement Afhaffenburg auf . . 805 

für das Departement Fulda auf . R R 905 

für das Departement Danau auf . 5 603 
feſtgeſetzt ſeyn; ſo daß auf 1000 Einwohner in runden Zah⸗ 
len ein Mitglied des Wahlcollegiums ernannt iſt. 

Art, 2, Die Mitglieder der Departementscollegien 
folfen, fo viel es ihre perfönlihen Verhaͤltniſſe geftarten, 
fid) in dem Hauptorte des Departements, an dem von Uns 
zu beftimmenden Tage, verfammeln, wo ein fchickliches Los 
eale zur Vornahme ihrer Gejchäfte von Uns angewiefen 
feyn wird, 

Art. 3. Den Depyartementscollegien liegt 0b: 1) die 
Stände des Großherzogthums zu wählen; jodann 2) die 
Subjerte zu den Departements + und Municipalväthen 
vorzufchlagen. Da jedoch zu den Vorſchlaͤgen der beiden 
legtern für das bevorftehende Jahr 1811 die Zeit zu kurz 
iſt; fo werden Wir für dieſes Jahr 1811 die Departes 
ments: und Municipalräthe, ohne den gedachten Vor— 
ſchlag, jedoch dergeftalt ernennen, daß die Ernannten le: 
diglich für das Jahr 1811 gelten follen. 

Art: 4. Für jedes Departementscollegium werden 
Wir einen Präfidenten ernennen, und ihm auch fir cas 
erftemal einen Secretair beigeben. Bei fünftigen Verſamm⸗ 
lungen diefer Departementscollegien wird der Seeretair 
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von den Departementscollegien felbft gewählt, und bis 
diefe Wahl gejchehen it, beſtimmt einftweilen der Präfiz 
dent eines der anmwefenden Mitglieder zu diefem Secre⸗ 
tariat. j j 


Art. 5. Die Dräfidenten leiften fchriftlich folgenden 
Eid: 
„Ich gelobe eidlich Gehorfam der Verfaffung und den 
Geſetzen; Treue dem Großherzoge; ic) verfpreche, 
daß ich indem Wahlcollegium, worin mir der Vor⸗ 
fig aufgetragen iſt, Drdnung erhalten, auch dafür 
forgen werde, daß fich daffelbe lediglich mit den Ge: 
genjtänden befchäftige, welche das Zufammenberu: 
fungsdeeret vorfchreibt; daß ic) auf der freien und ges 
feglihen Abgebung der Stimmen beftehen, auch die 
Sisgungen zur beftimmten Zeit fliehen, und übers 
Haupt meine Gefchäfte mit Eifer, Genauigkeit, Fe: 
ftigkeit und Unpartheilichkeit verrichten werde.” 

Art. 6. Bei Erdffnung der Wahlverfammlung, wels 
he am Vormittage des beftimmten Tages Statt haben ſoll, 
Jäßt der Präfident die anwefenden Mitglieder einen Eid 
dahin ablegen: 

„Wir geloben eidlich Gehorfam der Verfaffung und 
den Gefegen; Treue dem Großherjoge; verjprechen 
diefemnach, daß wir die uns ÜÄbertragenen Wahlen 
nach beftem Wiffen und Gewiſſen vornehmen werden.“ 


Art. 7. Der Präfident ernennt fodann unter den ger 

‘ genmwärtigen Gliedern zwei Wahlzeugen, und zwei andere 
Wahlzeugen werden duch verjchloffene Billete, nach Mehrz 
heit der Stimmen, von den Departementsgliedern gewählt. 
Der Praͤſident erbricht die Billete in Gegenwart der von 
ihm ernannten zwei Wahlzeugen, und zweier weitern, die 
hiezu vorher noch durd) das Loos Öffentlich in der Berfamms 
lung beſtimmt werden. 

Art. 8. Der Secretair eröffnet das Protocol. Der 
Praͤſident läßt fodann feine, und bei der eriten Zufammenz- 
tunft auch des Secretairs Ernennungsurfunden, die Ver: 
‚ordnung, welche die Zufammenberufung des Wahlcollegiums 
befiehlt, und gegenwärtiges Reglement verlefen, welches 

als geſchehen in das Protocol eingetragen wird. 
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Art. 9. Der Präfident macht hierauf befannt, daß 
die Stimmenabgebung , zur Ernennung der Mitglieder der 
Stände, ihren Anfang nehmen jolle. 


Art. 10. Mit Ausnahme der Minifter und der lie; 
der des Staatsraches it jedes Amt, mit Inbegriff der Dez 
partementsglieder, mit der Function eines Mitgliedes der 
Stände vereinbarlih; nur müflen die gewählten Mitglie: 
Beh der Stände das dreißigfte Jahr ihres Alters erreicht 

aben. 


Art. ır. Jedes Mitglied giebt einen verfchloffenen, 
den Namen des Wählenden nicht enthaltenden, Zettel ab, 
worauf blos die Namen von drei Güterbefigern, einem 
Kaufmanne oder Fabrifanten, und einem Gelehrten oder 
Künftler bemerkt find. Alle diefe Zettel werden in voller 
Verſammlung von jedem Mitgliede in eine Tafche geworz 
fen, worauf die Verſammlung einen Abtritt in ein Neben: - 
zimmer nimmt. Der Präfident erbricht in Gegenwart des 
Secretairs und der vier Wahlzeugen einen Zettel nach dem 
andern; jeder der vier Wahlzeugen notirt deren Inhalt auf 
einem befondern Bogen; die vier Bogen werden collatios 
nirt, und es ergiebt fih daraus, welche fünf Verfonen, 
als erwählte Stände, die Mehrheit der Stimmen für ſich 
haben. Wenn diefes gefchehen iſt; fo werden die Wahls 
zettel auf einer Kohlpfanne verbrannt. 


Die Verfammlung wird alsdann zurücgerufen, und 
die Wahl wird von dem Präfidenten bekannt gemacht. Ges 
wählt find diejenigen, welche die abſolute Mehrheit der 
Stimmen für ſich haben. Sollten aber einige gleiche 
Stimmen zählen; To werden deren Namen von den durch 
das Collegium gewählten Wahlzeugen auf Zettel geſchrie⸗ 
ben,. und daraus von dem Secretair das Loos gezugen. 


Art. ı2. Iſt nun auf diefe Art die nöthige Zahl der 
Mitglieder der Ständeverfammlung für das Departement 
ernannt und proclamitt, aud) der ganze Hergang zu Pros 
tocoll genommen; ſo ift für das erftemal, nämlich fir dad 
Jahr 1811, das Gefhäft des Wahlcollegiums geendigt. 


Art. 13. Bei den nächften und künftigen Zuſammen⸗ 
berufungen wird, fohald die Wahl der Stände vollbracht 
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ift, zur Wahl der Gandidaten für die Departementsräthe 
mit den nämlichen Formalitäten, welche bei Ernennung der 
Stände beobachtet worden, nur mit dem Unterfchied, daß 
die doppelte Zahl der Tandidaten vorgefihlagen werten 
muß, gejdritten. 

Art. 14. Nah gefchloflener und proclamirter Wahl 
der Candidaten für den Departementsrath wird in den 
künftigen Jahren nah 1811 zur Wahl der Candidaten für 
die Municipalräthe jeder einzelnen Gemeinde des Depar⸗ 
tements geſchritten, und folhe auf die nämlihe Art, wie 
“hei den Departementsräthen, vollzogen. 

Bei jeder Wahl, nämlich der Stände fowohl, als der 
Departements; und Municivalräthe, bringen die Waͤh— 
lenden allemal ihre Wahlzettel ſchon mit in die Verſamm⸗ 
lung. 

Art. 15. Ueber die Zahl der Departements: und 
Municipalräthe, (welche Wir für das erftemal und für das 
Jahr 1811 felbft ernennen,) werden Wir mittlerweile nad) 
Berhältniß der Localität und Größe der Mimicipalitäten 
proviſoriſch Entfehließung nehmen, und folde zur Kennt: 
niß der Departementscollegien bringen laflen. j 

Art, 16. Das erftemal wird das Gefchäft der Wahl: 
eolfegien in einem Tage vollzogen feyn; fünftige Jahre 
kann die Verfammlung der Departementscollegien nicht 
länger als zehn Tage dauern. Mac) Ablauf diefer Zeit ift 
ſolche aufgelöft. 2 

Art. ı7. Die Wahlcollegien haben fich lediglich mit 
den Wahlen und Vorfchlägen zu beichäftigen, welche der 
einzige Zweck ihrer Verſammlung ift. Indeſſen behalten 
Wir Uns vor, in befonders wichtigen Fällen, über Gegen: 
ftände, welche das allgemeine Wohl des Departements be: 
treffen, mit dem Präfidenten des Departements, auch den 
Departementsräthen, Uns zu berathen, 

Art. 18. Das über das Wahlgefhäft gefährte Pros 
tocoll wird Ung jedesmal von dem Präfidenten eingefchict. 
Ein Eremplar davon bleibt in der Regiftratur des Deparz 
“tementscollegiums aufbewahrt. 


Art. 19, Unſerm Minifter der Juſtiz, des Innern 


. Beilage zur Conftit. vom 10. Sept. 1810. 249 


und der Polizei ift die Vollziehung der gegenwärtigen Der: 
ordnung übertragen, welche in das Negierungsblatt eins 
gerückt werden full. 


Afhaffenburg, den ro. Sept. 1810. 
Earl, Großherzog, 
(L 5) 
Auf Befehl des Großherzogs, 
der Minifter Staatsſecretair, 
Freiherr von Eberfteim. 
Für gleichlautend. 
Der Zuftigminifter, -. 
Freiherr von Albint, 





7) Großherzogthum Baden. 


Unter der Regierung des verewigten Großherzogs 
(erſt Markgrafen, dann Churfuͤrſten) Karl Friedrich 
von Baden, ward dieſer Staat binnen einem Jahrze⸗ 
hend von nicht gang 300,000 Menfchen, 5i8 über eine 
Million Einwohner vermehrt und vergrößert. Bei der 
Verbindung vieler ganz heterogener Befißungen und 
Landestheile mit dem Erblande der Dynaſtie Zähringen 
war es faft unvermeidlich, die bis dahin beftehende 
Vandftändifche Verfaffung in den alten und neuen Pän- 
derbeftandtheilen aufzuheben, um dem ganzen 
Staate eine neue und zeitgemäße Verfaſſung zu geben. 

Diefe neue Berfaffung ward denn auch, durch 
Edict vom 5. July 1808 (f. Winfopps rhein. Bund, 
Heft 20, ©. 312 ff.) dem ganzen Staate von bem ver» 
ewigten Großherzoge feierlich zugefichert, nachdem ſchon 
mehrere orgamifche Edicte von demfelben in Hinſicht der 
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Borrechte bes Adeld, der Standesherren, bed Verhäkts 
niffe® der firchlichen Eonfeffionen gegen einander u. f. w. 
erlaffen worden waren. Der Großherzog fagte aus⸗ 
drüclich in jenem Edicte: . 


„Die Neihefolge der wichtigften Veränderungen, wel 
che die Auflöfung der Berfaffung des teutfchen Reiches 
und die Bildung des rheinifchen Bundes herbeigeführt 
haben; die Einverleibung fo verſchiedenartiger Länder 
in Unjern Staat; die Wahrnehmung, daß, ungeachz 
- tet der von Uns erlaffenen Conftitutionsverordnungen, 
neue Verfügungen nothwendig find; die vielfältigen 
Erfahrungen über die, den Zeitforderungen mehr 
‚entfprechenden, Verwaltungsformen; die jüngften 
Vorgänge endlih in den beiden größern 
Bundesflaaten Bayern und Weftphalen, 
fprechen das Beduͤrfniß ftärker als je aus, Unferm 
Großherzogthume eine Srundverfaffung und 
zwecmäßigere WVerwaltungsordnung zu geben. — 
Wir find daher entjchloflen, die Staatsverwaltung auf 
einfache und pragmatiſche Grundfäge, welche dem 
Geifte der Zeit entſprechen, zurädzuführen; Wir wol: 
len, daß die verfchiedenen Provinzialgefeßgebungen 
aufgehoben und der Code Napoleon, als das vor: 
züglichfte Refultat geſetzgebender Weisheit, mit einiz 
ger Ruͤckſicht auf die, wegen der Landeseigenheiten 
nothivendigen, Modiftcationen und der in Frankreich 
wicder neuerdings eingeführten fideicommiſſariſchen 
Eigenthumsvyerhältniffe eingeführt werde. Wir wolz 
len ferner ein gleihförmiges Abgabefuftem, 
durch Tilgung der durch die Kriegsverhältniffe ange: 
wachſenen Schuldenmaffe des Staatsfredits erhoben, 
uud mittchft einer Landesrepräfentation, wie 
fie in Weſtphalen und Bayern eingeführt 
worden, das Band zwifchen Uns und den Staates 
bürgern noch tiefer, wie bisher, gefnüpfe wiſſen.“ ze. 


Zunaͤchſt ward durch dieſes Edict das big dahin beftan- 
dene geheime Nathecollegium, als oberfie Staatäbe- 
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Hörde, völlig aufgehoben, und die Eentralverwaltung 
des Staates in fünf Minifterialdepartements (der Zus 
ſtiz, der auswärtigen Verhältniffe, des Innern, der 
Finanzen, des Kriegsweſens) eingetheilt. — Doch 
dieſe Einrichtung erhielt durch dag Edict vom 26. Nov. 
1809, mit welchem niehrere Beilagen verbunden wa— 
ren, eine vollige Veränderung, und der Staat eine neue 
Drganifation, fowohl in Hinſicht der geographifchen 
Eintheilung, als auch in Hinficht aller einzelnen Zweige 
ber Staatsverwaltung. (Vergl. Winfoppg rhein. 
Dund, Heft 40, ©. 27 ff. und Heft 44, ©. 239 ff.) 
Bemerkenswerth ift es, daß bei diefer neuen Organifa= 
tion des Staates das frühere Verfprechen einer ftäns 
diſchen Repräfentation nicht wiederhople 
ward, ’ 

So blieb es, ſelbſt nach dem Negierungsantritte 
des neuen Großhergogs Karl, bis endlich die teutfche 
Bundesacte für die Errichtung. ftändifcher Verfaffungen 
in allen teurfchen Bundesſtaaten entfchied, und auch in 
Baden mehrere öffentlihe Stimmen für das Bedürfs 
niß diefer Errichtung fich erflärten. So weit dieſe An- 
gelegenheit zur Sffentlichen Kunde gefommen ift, ward 
fie behandelt in dem allgemeinen Staatsver— 
faffungsarchive (Weimar 1816), ı. Band, ztes 
Heft, S. 391° ff. Es erfchien auch in der That am 
16. März 1816 folgendes großherzogliches Reſcript, 
welches dag Zufammentreten der Landftände auf den 
1. Auguſt 1816 anfündigte, die aber nicht xra 
folgte: 

Wir Karl, von Gottes Gnaden Großher— 
309 von Baden ic. 

Mit der. wiederhergeftellten Ruhe und Ordnung in 

Europa ift auch. der Zeitpunet erfchienen, der ung 
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erlaubt, die künftigen vorfalfungsmäßigen 
Rechte unfrer Unterthanen *) näher feftzufegen, und 
ihnen eine hoͤchſte Grundlage und Garantie zu geben. 
Wir find Äberzeugt, dab wir diefe Rechte nicht daucrs 
hafter begründen, und zugleich unfern Unterthanen 
aller Klaffen über ihr Verhältniß gegen ung und 
unfere Behörden und über unfre Regierungsgrunds 
fäge mit beruhigenderm Zutvauen erfüllen können, als 
durch die Einführung einer Tandfländifhen Ver: 
faffung in unferm Großherzogthume. Wir haben 
bereits hierzu die nöthigen Vorarbeiten angeordnet, 
und diefe find fo weit gediehen, daß wir, nad anger 
hoͤrtem Staatsrathe ,. Sefchloffen Haben, daß auf den 
1. Auguft d. 3. die erfie tändifhe Verſamm- 
lung uufers Großherzogthums eröffnet werden ſoll.“ 


Statt diefer Eroͤffnung erfchien in dem babenfchen Ne» 
gierungsblatte eine großhergogliche Erflärung vom 29. 
July 1816 (vgl. Ag. Zeitung, Nro. 219, ©. 874) 
folgenden Inhalts ı 


„Bei der auf den Anfang Auguſts fefigefegten er⸗ 
ften fändifchen Verſammlung hätte der Großherzog 
gehofft, daß in der Zwilchenzeit diejenigen Gegens 
- ftände der teutfchen Bundesverfaffung, mit melden 
er die befondere Verfaſſung des Großherzogthums in 
Einflang zu fegen gedähte, durd nähere Wer 
hereinfunft mit den fämmtlichen Bundesgliedern würz 
den verabredet und beftimmt werden; dieſe Hoffnung 
aber fey zur Zeit noch nicht in Erfüllung gegangen, 
und er fehe fi) Daher veranlaßt, die dem Lande 
zu gebende fändifhe Confitutfon, welz 
che bereits vollendet zu feiner hoͤchſten 
Sanction vorbiege, für jetzt moch nicht zu vers 
kuͤnden.“ 


Aus dem Letztern erhellt wenigſtens ſo viel, daß der 


*) Der vorige Großherzog bediente ſich in feinen Edicten 
des Ausdrucks: Staatsbuͤrger. 
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Großherzog die neue Eonftitution ald einen Act der 
Souverainetät mittheilen, und den Ständen und 
einzelnen Staatsbürgern fein Recht der Mitbeftimmung 
bei derfelben zugeftehen werde. 


r 


8) Chucheffen 


In dem Staate des Churfürften Wilhelm ı von 
Heffen- Kaffel beftand bis zum Jahre 1806 eine 
landftändifche Verfafung. Die Stände wurden 
aus drei Klaffens Prälaten, Nitterfchaft und ftädti- 
fchen Deputirten (der fogenannten Landfchaft), gebildet, 
wie in den meiften teutfchen Staaten. Die Graffchaft 
Ragenelnbogen wurde durch ein, aus den Landesvor- 
ftehern gewähltes, Subject auf den Heffifchen Landta⸗ 
gen vertreten. Die Graffchaft Schaumburg hatte be» 
fondere Landflände, und das Fuͤrſtenthum Hanau 
‚gar feine Repräfentation. 

Die nun im Jahre 1806 der Ehurfürft durch Na- 
poleon feines Landes beraubt, und diefes durch den Til- 
fiter Frieden am 8. Jul. 1807 mit dem neugeftifteten 
Koͤnigreiche Weftphalen verbunden ward; fo 
galt die, meiter oben mitgetheilte, Conftitution deffel- 
ben, mit allen ihren Mängeln und Vorzügen, in dies 
fem Lande. Wenigſtens war durch fie das Beduͤrfniß 
einer neuen und zeitgemäßen Conftitution da, mo fie 
gegolten hatte, angeregt worden. 

Nothwendig fiel diefe Eonftitution mit der Aufld- 
fung des weſtphaͤliſchen Königreiches nach ber Voͤlker⸗ 
ſchlacht bei Leipzig, und nach der Ruͤckkehr der vorigen 
Megentendpnaftie nach Kaffel, welche, durch einen zu 
Sranffurt am 2. Dec. 1813 mit den Verbündeten ab⸗ 


ı 
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gefchloffenen Vertrag, in ihre vorigen Rechte eingefetst 
ward, und nach welchem Vertrage zugleich die Ver- 
faffung vom Jahre 1806 hergeſtellt wer- 
den follte. 

Allein diefe Herftellung erfolgte nicht; es berief 
vielmehr der Churfürft durch Edict vom 27. Dec. 1814 
zwanzig fländifche Deputirte (2 aus den Prälaten, 
5 aus der Nitterfchaft, 8 aus den Städten, und 5 
aus dem Bauernfiande) zu ciner am ı. März 
1815 zu eröffnenden fändifchen Verfammlung. Wenn 
‚gleich die Aufnahme des Bauernftandes unter 
die ſtaͤndiſche Nepräfentation eine an ſich zweckmaͤßige 
Verbefferung war; fo hätten dod) die Stände zuvor 
darüber gehört werden follen, 

Die Streitigkeiten, welche bald darauf zwifchen der 
Negierung und den ftändifchen Deputirten ausbrachen, 
und in der Folge erft zur Vertagung, und endlich zur 
völligen Aufldfung der ſtaͤndiſchen Verfammlung durch 
den Churfürften führten, gehören nicht in die Ge— 
fehichte der neucuropäifchen Eonftitutionen. Sie find 
ausführlich zur öffentlichen Kunde gefommen in der 
beurfundeten Darftellung ber churbeffi- 
fhen Landtagsverhbandlungen (welche die 
DVerfammlung im Jahre 1815. betreffen); in den 
churheffifhen Landtagsverhandlungen 
vom Jahre 1816; und in der Ueberſicht der Ber 
bandlungen der churheffifhen Landſtaͤnde 
in den Jahren 1815 und 1816, melde in 
dem allgemeinen Staatsverfaſſungsarchive, 
1. Band, Stüf 4, und 2. Band, Stuͤck ı, fi 
befindet. 

Hieher gehoͤrt nur das, was von dem, ben Depu⸗ 
tirten vorgelegten, neuen Conſtitutionsent⸗ 
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wurfe oͤffentlich bekannt geworden iſt, obgleich der⸗ 
ſelbe, wegen der Gegenbemerkungen der Staͤnde nicht 
angenommen ward. Entſchieden war das, was von 
dieſem Entwurfe zur Publicitaͤt gelangte, zeitgemaͤß 
und gut, und in dieſer Hinſicht befremdet der Wis 
derfpruch der Stände; allein die finanziellen Forderun⸗ 
gen ber Regierung, und daß die Verfaffung als ein 
Act der Regentengemwalt gegeben werden follte, 
war vielleicht die Urfache jenes Widerſpruchs. Auf den 
Geift und Charakter des Conſtitutionsentwurfs laͤßt fich 
von dem fchließen, was in dem Abfchnitte, der don 
ben Landftänden handelt, befannt wurde, 


Art. 1. Befondere Repräfentationen ber Praͤlaten 
und Nitterfchaft, der Städte und der Bauern hören, - 
zur Vermeidung alles Anlafles zum Zwiefpalt der Stande, 
für die Zukunft auf. Saͤmmtliche Landragsdeputirte zus 
fammen machen die Stände aus, und jeder Landragsdes 
putirte repräfentire die Unterthanen, ohne Unterjchied 
ihres Standes, 


Art. 2. Die Anzahl der Deputirten fol, außer 
dem Präfidenten, aus dreißig Perfonen beftehen, und 
die drei vornehmjten Diener der drei chriftlihen Confeſ— 
fionen, und, wenn bei einer derfelben mehrere von gleis 
chem Range find, der, welcher feinen jegigen Poiten 
am längjten bekleidet hat, find ohne weitere Wahl Land: 
tagsdeputirte. Die Übrigen 27 Deputirten jollen, jez 
doch in Nückficht der Vorzüge, die vorher jeder Stand 
bei der Wahl einer gewiſſen Anzahl von Deputirten gez 
noffen hat, a) zu einem. Drittheile aus den Prälaten 
amd der Ritterfchaft, und zwar aus zwei Prälaten und 
fieben Rittern, b) zu einem Drittheile aus den Stadtz 
bewohnern, jedody mit Einſchluß des jedesmaligen Buͤr⸗ 
germeijters zu Kaffel, welcher als beftändiger Deputir⸗ 
ter angefehen ift, und c) zu einem Drittheile aus den 
Grundeigenthuͤmern des platten Landes und den Übrigen ' 
Unterthanen, welche: hei den erften Wahlen nicht zuger 
Zweiter Band, 17 
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zogen worden, genommen, und aus dieſen Klaſſen ge⸗ 
waͤhlt werden. 

Art. 3. Um zum Deputirten gewaͤhlt werden zu 
koͤnnen, iſt erforderlich, daß der zu Wählende 1) zu ei⸗ 
ner ver drei chriſtlichen Confeſſionen ſich bekenne, 2) das 
25. Jahr zuruͤckgelegt, 3) keine von einer rechtmaͤßigen 
Behörde verhängte Gefaͤngnißſtrafe ausgeſtanden habe, 
und 4) daß er in feiner Unterfuchung begriffen fey. 

Art. 4. Die einzelnen Vorfchriften, wie die Wahs 
len vorzunehmen feyen, befagt die Anlage A. 

Art. 5. Sie aͤußern ihre Meinung nicht nach 
Vorſchrift eines etwas erhaltenen Auftrags, fondern 
nach ihrer eigenen Weberzeugung. 

Art. 6. Sie können weder einen Dritten, noch 
felbft einen Landtagsdeputirten beauftragen, in ihrem 
Mamen zu flimmen. \ 

Die Deputirten find der Regel nach auf ſechs Jahre 
gewählt. In dem fechften Jahre wird zu einer neuen 
Wahl geichritten; jedoch können die nämlichen Deputirs 
ten von neuem gewählt werden. Sie verlieren ihr 
Recht als Landtagsdeputirte früher, wenn entweder der 
Landesherr die ganze ftändifhe Verſammlung aufhebt, 
oder fie fih eines Vergehens ſchuldig gemacht haben, 
welches von den competenten Berichten mit Gefängniß: 
ſtrafe belegt worden. In dem erften Falle können fie je⸗ 
doch unbedingt, in dem legten aber niemals wieder ge: 
wählt werden. Die Stände haben das Recht, jeden 
Staatsbeamten, welcher fi einer Webertretung der Con: 
ftitution, einer Malverfation oder Concuffion fchuldig 
macht, anzuflagen. Die Sache muß alsdann auf dem 
gefeglihen Wege unterfucht, und den Ständen von dem 
Erfolge Nachricht gegeben werden. Die Deputirten 
koͤnnen während der Sigungsperiote nicht anders, als 
mit Zuftimmung der Verfammlung verhaftet, und zu 
feiner Zeit wegen Aeußerung ihrer Meinung zur We: 
henfhaft gezogen werden. Die Landftände können zu 
neuen Gefegen und zur Verbefferung der alten Anträge 
machen, auf welche befonders, fobald fie die Handels x 
und Gewerbfreiheit betreffen, vorzüglihe Ruͤckſicht ge: 
nommen werden fol. In diefer Form können fie die 
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beſondern Beſchwerden einzelner Unterthanen, welche zu 
ihrer Kenntniß gelangen, vorbringen, in ſo fern es nicht 
das Intereſſe Einzelner betrifft, mithin zur Entſchei⸗ 
dung der Gerichte gehoͤrt. Die Zuſammenberufung der 
Staͤnde muß wenigſtens aller 6 Jahre geſchehen, und es 

iſt alsdannı der Regel nach der Anfang des Monats 
März dazu beftimmt. Eine außerordentliche Zufammenz 
berufung ift jedesmal nöthig, wenn ein Landesherr mit 
Tode abgeht; der Tag der Zufammenkunft darf nicht 
länger als einen Monat nady dem Todestage ausgeſetzt 
werden. Der Regent kann die Sigung vertagen. Er 
kann auch den Landtag diffolviren, it jedoch verbunden, 
fogleich mit der Auflöfung die Wahl neuer Depurirten 
zu verordnen, und kann fie noch in demfelben Jahre zu 
einer Zufamtaenfunft berufen. Die Landiage dürfen 
der Regel nach nicht Iänger als zwei Monate daucen, 
und es it aus diefem Grunde mit den wichtigſten Ger 
fhäften der Anfang zu machen. Kein Grundeigenthum 
in dem Staate kann ferner frei feyn; alle Eremtionen, 
auch die der Domainen, der Kirchen, der Schulguͤter 
and anderer wohlchätigen Anitalten find aufgehoben ıc. 


Zwar läßt fih, vor voͤlliger Mittheilung der 
vom Churfürften den Deputirten. vorgelegten Conſtitu⸗ 
tion, fein ficheres Urtheil über diefelbe fällen, und es 
war wohl ein Fehlgriff der Stände, wenn fie verlang« 
ten, daß zwei teutfche Mächte die befondere 
Garantie ber neuen Verfaffung übernehmen möchten, 
während der Großherzog von Weimar die, feinem 
Staate gegebene, neue Conftitution unter die Garantie 
des ganzen teutfhen Bundes ſetzte; allein 
eine Stelle in dem churfürflichen Minifterialrefeript vom 
2. Mai 1816, welches der Aufldfung der fändifchen 
Verſammlung wenige Tage vorausging, verfündigte 
Öffentlich die ſtaatsrechtlichen Grundfäge, nad 
welchen die neue beabfichtigte Conſtitution dem Chur» 
ſtaate mitgetheilt werden follte. 

17 * 
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„Wenn Se. Koͤnigl. Hoheit den Entſchluß gefaßt ha⸗ 
ben, nad) völliger Berichtigung der Territorialaus: 
gleihungen eine auf ſaͤmmtliche Provinzen ſich erſtre⸗ 
ende Eonſtitution (woraus die landſtaͤndiſche Repraͤ⸗ 
ſentation auf eine dem dermaligen Zuſtande von 
Teutſchland angemeſſene Weiſe beſtimmt werden ſoll), 
als Landesgeſetz bekannt zu machen; fo hätte der na⸗ 
türlihe Zufammenhang der Sachen den zum gegenz 
wärrigen engern Landtage erfchienenen Ständen und 
Deputitten ſchon die Ueberzeugung einflößen muͤſſen, 
daß hier nicht von einer neuen Gründung des Staa: 
tes, nicht von einer vertragsmäßig einzu— 
gehenden Regierungsform die Rede it, daß 
vielmehr Se. Königl. Hoheit, als rechtmäßiger Res 
gent des churhefiifchen Staates, aus landesväterlicher 
Zuneigung für das Wohl Ihrer getreuen Unterthänen 
die in verfchiedenen Provinzen noch gänzlich manz 
gelnde ftändifche Nepräfentation neu zu gründen, und 
im Nieder und Oberfürftenthume Heflen dem ftändiz 
ſchen Mitwirkungsrechte eine 5* Ausdehnung zu 
geben geneigt ſind, als dieſelbe nach der fuͤrſtlichen 
Reſolution vom Jahre 1655 und nach dem Herkom⸗ 
men bisher gehabt hat. Aber was der Regent in die⸗ 
fer landesvaterlichen Abſicht zu verwilligen und rer 
halten Willens ift, gehört nicht zu ſolchen Gegenftän: 
den, woräber vorerfi zu tractiren ſteht, 
und die partiellen Stände einzelner Provinzen, feyeh 
es auch die volfreichften des Staates, Dürfen ſich 
nicht ihrem Regenten gegenüber ftellen, 
nicht mit ihm handeln, nicht verlangen, daß, 
zur Schmälerung der Negierungsrechte, er noch ein 
Mehreres, Als das Intereſſe des Staates und die 
Handhabung der Gerechtigkeit und Ordnung, unter 
Entfernung —5 Maasregeln, erfordern, 
einraͤumen ſolle. as hiernach aus eigenem landes⸗ 
vaͤterlichen Antriebe dem ſtaͤndiſchen Mitwirkungs⸗ 
rechte Kraft eines Landgrundgeſetzes Unterworfen wird, 
iſt fortdauernd gültig, ohne daß es darum ei: 
ner vorgängigen Unterhbandlung, als über 
einen abzufhließenden Vertrag bedarf, 
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weil, ſobald die von dem Regenten ausge— 
hende Conſtitution mit der Kraft eines Lands 
grundgefeges befannt gemacht und darnach verfahs 
ven wird, dagegen nicht gehandelt werden kann, 
vielmehr fie auf ewige Zeiten verbindlich iſt.“ sc. 





9) Herzogthum Anhalt- Köthen. 


Unter den fouverainen Zürften des Nheinbuns 
des nahm es der verftorbene Herzog Auguft Chri— 
flian Friedrich von Anhalt» Köthen mit der 
Nachahmung franzöfifcher Verfaffung und Einrichtun- 
gen am ernfthafteften. In feinem Duodesftaate von 
hoͤchſtens 29,000 Einwohnern warb am 28. Dec. 1810 
eine neue Conflitution von ihm, aus eigner Macht» 
volfommenheit, eingeführt, und in demfelben Geifte 
am: 19. Febr. 1811 die neue Drganifation bee 
Herzogthums, fo wie am 22. Febr, 1811 von demfel- 
ben eine Berwaltungsordnung, welche fich auf 
‚ jene Eonftitution gründete, bekannt gemacht. Napos 
leon felbft fol diefe Kleinlihe Nachahmung gemißbillige 
haben. Allein fie gehört, als Factum, der Gefchichte 
Zeutfchlands an, und darf in ber Reihe der fonderbas - 
- ren Erfcheinungen während der fiebenjährigen Dauer 
des Rheinbundes nicht überfehen werben. 

Der Herzog felbft erlebte nicht lange die Folgen feis 
nes Wertes; er ftarb am 6. Mai ıgı2. hm folgte 
in der Regierung bes Landes der Sohn feines (am 16. 
Sept. 1802) verftorbenen Bruders Ludwig, ber junge 
Herzog Ludwig Auguft Sriedrih Emil, der erft 
nad) feines Vaters Tode am 20. Sept. 1802 geboh⸗ 
ren, und deſſen Lande während feiner Minderjährigkeit, 
unter die Vormundfchaft feines Stammvetters, des 


+ 
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Herzogs von Anhalt» Deffan, geſtellt warb, 
obgleich der verfiorbene Herzog, in bem von ihm be» 
fannt gemachten Hausgefege vom 24. Jul. 1811, den 
Großherzog von Neffen» Darmftadt, als Großvater bes 
jungen Pringen, zum Vormunde beftimmt, und diefer 
die eventuelle VBormundfchaft bereitd im Jahre 1811 
übernommen hatte. Doch verzichtete er auf biefelbe, 
weil fie gegen die Anhaltifchen Hauggefege war, und 
ber Herjog von Deffau trat diefelbe am 3. July 1812 
an, morauf er am 24. Det. 1812 die neue Staats» 
und Juftizverfaffung fufpendirte, und die vorige 
an deren Stelle feste. *) 


a) Conftitution vom 28. Dec. 1810. 


Wir Auguft Chriftian Friedrih, von Gottes 
Gnaden fouvwerainer Herzog zu Anhalt x. ꝛc. 
An Erwägung, daß die bisherige Verfaflung und Ei: 
vilgefeggebung Unſers Landes nach Auflöjung der teutſchen 
Reichsconitirution in mehrern Puncten durchaus nicht mehr 
paſſend ift, und befeelt von dem Wunjche, das Glück Unfrer 
- Unterthanen nad Kräften zu befördern, glauben Wir dens 
felben keine Keilbringendere Gonftitution geben zu können, 
als diejenige, welche der größte Gefeßgeber der Welt, Nas 
poleon der Große, feinen Völkern, welche er als Vater 

liebt, gegeben hat. - 
Wir haben daher befchloffen und befchließen hiermit, in 
Unfern Landen das nämliche Geſetzbuch einzuführen, wel: 
ches Unfer erhabenfter Protertor als das angemeſſenſte bes 

funden hat; haben decretirt , und decretiren, wie folgt: 
Ari. ı. Der Code Napoleon erhält in Unfern 
Staaten gefegliche Kraft vom erften März künftigen Jah⸗ 
res an, und iſt alleiniges Gefesbuhy fo wie der Code 
de procedure die Beftimmungen für die Proceßords 

nung giebt. 

Die wenigen Erläuterungen, welche Wir dabei für nd? 


») Winkopps rhein, Bund, Heft 65, ©, 225 ff. 
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thig erachten, werden Wir durch ein befondres Reſcript 
noch befannt machen. 

Art, 2. In Betreff der nach dem Code Napoleon 
erforderlichen Injtitute wird es wie im Königreiche Wefts 
phalen gehalten. 

Art. 3. Die Juftiz wird in der erften Inſtanz durch 
ein Civiltribunal verwaltet, jedoch werden zur Eutſcheidung 
‚ gewiller Streitigkeiten und zur gätlihen Vermittlung der 
Proceſſe, nach dem Beifpiele von Frankreich, Friedensge⸗ 
tichte angeordnet. 

Art. 4. Unfre bisherige Landesregierung wird aufges 
löfet und das Perfonale derfelben beim Civiltribunal anges 
ftellt werden. 

Art.:5. Das Appellationsgericht wird feinen Sig in 
der Stadt Nienburg haben, und werden Wir, um Unfern 
Unterthanen allen Koftenaufwand fo viel möglich zu erfpas 
ven, demfelben Unſer Schloß zu den Sigungen einräumen, 

Art. 6. Der Kaflationshof folk mie dem Staatsrathe 
vereinigt feyn. 

Art. 7. Wir werben das Nähere wegen der Juſtiz⸗ 
verwaltung und fämmtlicher dazu dienenden Perfonen noch 
befonders feftfegen. 

Art 8. Alle Unfre Unterthanen find vor dem Ges 
feße gleich. k 

Art. 9. Der Adel beftcht fernerhir fort, hat jedoch 
auf Staats: und Hofchargen fein ausfchließliches Recht, 
da nur das Verdienft Hierauf Anſpruch hat. 

Art. 10.8 Alle Patrimonialgerichtsbarkeiten, als uns 
vereinbarlich mit dem nenen Geſetzbuche, hören mit dem 
zur Einführung deſſelben feftgefesten Zeitpuncte gänzlich 
auf, Die Patrimonialgerichtshalter dürfen nach diefer Zeit 
feine Handlungen der Gerichtsbarkeit mehr verrichten, 
noch Unfre Unterthanen folche anerkennen, 

Art. 11. die verjchiedenen Diente betrifft, ; 
welche auf Grundbefigungen haften; fo koͤnnen ſolche eben 
fo, wie im Königreihe Weftphalen, abgelöft werden. 

Art, 12, Das Verhaͤltniß der Lehne in Unferm Lande 
bleibt ferner beſtehen; jedoch werden Wir auf einzelne Als 
Todificationsgefuche nach Umftänden Ruͤckſicht zu nehmen 
» nicht: unterlaffen, 
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: Art, 13. Auch auf Unfre Unterthanen jüdifher Res 
ligion finder Art. 8. Anwendung; jedoch haben diefelben 
alle bürgerlichen Verpflichtungen zu übernehmen , und find, 
wie alle Unſre Unterthanen, der allgemeinen Confeription 
unterworfen, 

Art. 24. Alle Corpprationen und Privilegien hören 
vom Tage der Einführung an auf. 

Art. 15. Wir werden jedoch diejenigen Innungen, 
welche dem allgemeinen Beften nicht nachtheilig ſind, fort 
beſtehen laſſen. 

Art. 16. Es wird ſofort eine allgemeine Conſeription 
vom 1. Januar 1811 an guͤltig, fo wie demnaͤchſt auch ein 
neues auf Grundfägen der allgemeinen Gleichheit beruhens 
des Steuerſyſtem eingeführt und befannt gemacht werden. 

Art. 17. Unſer Land foll in zwei Departements, jes 
des au zwei Diftricten, eingetheilt werden. 

t. 18. Die Landesverwaltung wird unter Unſerm 
Borfige vom Staatsrache dirigirt. 

Art. 19. Die_bisherige Ritterfchaft, ala unvereinbarz 
Hich mit der neuen Eonjtitution, hört mit dem Tage der Un: 
serfhrift diefes Edicts auf, umd werden an die Stelle 
berfelben die Landftände treten, 

Die Landftände beftehen aus zwölf Mitgliedern, deren 

achte aus der Klafle der Ackerbautreibenden Unz 
terthanen,, 
zweie aus der bes Hanbelsftandes, und 
zweite aus der des gelehrten Standes 
genommen werben. 

Sie füllen in den wichtigern Angelegenheiten Unfers 
Landes das Drgan Unfrer getreuen Unterthanen feyn, und 
Wir behalten Uns vor, wegen des Umfangs ihrer Wirk: 
famteit, fo wie wegen ihrer Wahl, das Nähere mitteljt eines 
befondern Referipts zu beflimmen. 

Wir befehlen Unferm Staatsrathe nicht nur die öffents 
liche Bekanntmachung diefes Edicts zu verfügen, fondern 
auch die weitern Vorbereitungen und Einrichtungen zu defs 
fen genauefter Vollſtreckung zu treffen. 

Gegeben ig den 28. Der. 1810. 

(L. S) Auguft Ehriftian Friedrich, 
Herzog zu Anhalt. 


Srganifation vom 19. Febr, 1811. 263 


b) Organifation des Herzogthums vom 
19. Februar 1811. 


Bir Auguft Chriftian Friedrih, von Gottes 

Gnaden fouveroiner Herzog zu Anhalt ıc. ıc, 

In Beziehung auf Unfer Edict vom 28. Der. 1810 und 

in der feiten Meberzeugung, daß nur die gänzliche Einfühs 

sung der franzöfifhen Konftitution das Glück Unfrer ges 

treuen Unterthanen begründen kann, haben Wir folgende 
‚Drganifation Unfers Herzogthums feftgefegt. 

Art. 2. Unfer Herzogthum wird in fehs Diftricte 
eingetheilt, Der erſte Diftrict begreift das Land Köthen 
in fih; der zweite Diſtrict das Land Wulfen; der dritte 
Stadt und Land Nienburg; der vierte die hohe Grafſchaft 
Warmsdorf; der fünfte Stadt und Amt Roslau; der 
fechfte die Grafſchaft Lindau. 

Art, 2. Die Diftriete theilen fi in Cantons, die 
Eantons in Municipalitäten. Jeder Canton wird durch 
einen Gantonmaire verwaltet werden, Jede Municipalitäg 
beſteht aus einem Maire und einem Municipalrathe. 

Art. 3. Das Herzogthum erhält eine Gonftitution, 
wodurch die Gleichheit aller Unterthanen yor dem Geſetze 
und die freie Ausuͤbung des Gottesdienſtes aller, vermöge 
der Verfaffung aufgenommenen, Religiorten feftgefegt iſt. 

Art. 4. Schon unterm 19. Sept. 1809 haben wir 
einen Staatsrath errichtet, welcher künftig aus drei Mit 
gliedern beftehen wird. Wir ſelbſt Haben den Vorſitz im 
Staatsrathe, 

Art, 5. Alle Sefege über Steuern, civils und peins 
liche Segenftände, chen fo alle Verwaltungsverordnungen 
werden yon dem Staatsrathe vorbereitet, diſcutirt und 
entworfen. 

Art. 6. Auch bat der Staatsrath Über obwaltende 
Streitigkeiten zwiſchen den verwaltenden und gerichtlichen 
Behörden, und aud Über die Frage: ob angellagte Vers 
re vor Gericht geftellt werden follen? zu ent 

eiden. 


Art. 7. Wir vertheilen die ſaͤmmtlichen Zweige der 


Staatsverwaltung unter die Mitglieder des Staatsrathes 


—— 
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dergeſtalt, daß einem die Geſchaͤfte des Innern, der Ju⸗ 
ſtiz und Polizei; einem die der Finanzen, Domainen und - 
des Handels, und einem die Geſchafte der auswärtigen 
Angelegenheiten und des Kultus anvertraut find. Jeder im: 
feinem Fade, iſt für die Vollziehung der Gejege und Boll: 
ſtreckung der daraus fließenden Verfügungen verantwortlich, ° 

Art, 8. Wir haben den Art. 17. Unf dicts vom 
28. Dec, 1810 in Erwägung, daß das Ganze dadurch ohne 
daraus fließende Beſchwerde vereinfaht wird, dahin abz 
geändert: Daß Unſre Lande nur ein Departement bilden 
follen, und ernennen Wir in diefer Rädfiht einen Praͤ⸗ 
fecten. 

Art. 9. Zur Entfheidung der Streitigkeiten, welche 
bei den Verwaltungsgegenjtänden vorkommen, wird ein 
Praͤfecturrath errichtet, deifen Mitglieder und Praͤfectur⸗ 
feeretair von Uns ernannt werden, 

Art. 10. Es wird ein Departementscollegium gebils 
det, deſſen Mitglieder großjaͤhrig ſeyn müffen, und ihre 
Stelle Iebenslänglicy behalten. Wir ernennen die Mitglier 
der des Departementscolfegiums, deren Anzahl achtzehn 
feyn wird. Die Ernennung befteht aus 4. der Meijtbeanr 
terten, 3 der reichften aus dem Handelsftande, und % aus 
den Gelehrren und Küänftlern. Der Präfert-legt dem Dez 


’ partementscollegium jährlich einen Bericht über alles das: 


jenige vor, was binnen Yahresfrift im Departement ges 
fihehen , und zu deflen Wohl zu Stande gefommen if, 

Art. ıı. Das Departementscollegium ſchlaͤgt Uns 
die Mitglieder der Stände vor, deren Anzahl zwölf iſtz 
acht aus den Acderbautreibenden Unterthanen, zwei aus 
dem Handels⸗ und zwei aus dem Gelehrrenftande: Wir 
ſelbſt ernennen den Dräfidenten der Stände, 0 

Art. ı2, Zu jeder Ernennung werden Uns von dem . 
Departementscollegium zwei Candisaten vorgefchlagen, 
wovon nur einer ein Mitglied des Departementscollegiums 
feyn darf. ’ 

Art. 13. Die Mitglieder der Stände follen aller 
drei Jahre zu einem Drittheil erneuert werden; die austrez 
tenden können unmittelbar wieder gewählt werden. Die 
Stände verfammeln ſich auf die von Uns befohlene Zufamz 
menberufung, und werden dieſelben auch von Uns wieder 
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entlaffen. Die. Mitglieder de Stäude erhalten feinen Ge: 
halt; fondern für die Zeit ihres Zufanımenjeyns angemel; 
fene Diäten, 

Art. 14. Den Ständen follen die im Staatsrathe 
entworfenen Geſetze mitgetheilt werden. Die Stände dig; 
eutiren über die Gefegentwürfe, mit demjenigen Staats; 
vathe, welcher dazu den Auftrag erhalten hat. Die Bez 
merfungen und Modificationen der Stände werden Uns 
im Staatsrathe zur Berathfchlagung vorgelegt, und darz 
über beſchloſſen. 

Art. ı5. Es foll für Unfer ganzes Land, nad einer 


möglichft gleichen Eintheilung, ein Steuerſyſtem entworz 


fen werden. Die Stempeltare und Protocollirung (timbre 
et enregistrement) werden eben fo wie in Weftphalen hier 
eingeführt, und werden Uns überhaupt die in diefem Kö— 


nigreiche befindlichen, hierauf Bezug habenden, Verfuͤgun⸗ 


gen zur Richtſchnur dienen, 

Art. 16. Die Direction der Steuern (Landeseinz 
fünfte) wird von der Verwaltung der Domainen und Re— 
galien getrennt. Die Vorjchläge zur Befteuerung werden 
von Uns geprüft, und beſtaͤtigt. Mitder Steuerfaffe wird 
auch zugleich eine Amortifationskaffe verbunden werden ; 
worüber Wir zuerſt die Vorſchlagge Unſers Staatsrathes 
erwarten. 


Art, ı7. Die Adminiſtration Unſrer Domainen und 


Regalien wird wie im Koͤnigreiche Weſtphalen eingerichtet 
werden. 


Art. 18. In Betreff der Jagd haben Wir feftges 


feßt: daß deren Ausübung jedem Jagdberechtigten bleibe, | 


Jedoch ſoll jeder Jagdberechtigte verpflichtet feyn, den 


Grundeigenthiümern denjenigen Schaden zu erfeken, wel⸗ 
her ſowohl duch das Hochwild, als auch durch die Auss 
übung der Jagd angerichtet wird, und findet der Art, 1385. 


des Code - civil hierauf ebenfalls feine Anwendung. Auch 


haben Wir verordnet, daß. die Jagd in Unfern Landen. jer 


desmal mit dem x. September anfangen, und mit dem. 


1. $ebruar gejchloffen feyn ſoll. 
Art, 19. Die allgemeine Militairconfeription, welche 


vom 2, San. ıgır am, eingeführt it, ift ein Grundgefeb- 


Unfers Herzogthums. 


—— 
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Art. 20. Die Einführung des 'Code-civil vom 
1. März 1811 iſt ſchon von Uns verordnet. Die zu Straß: 
Burg in der Druckerei des Herrn Levrault für dag Kö: 
nigreich Weftphalen erfchienene officielle Ausgabe des Code 
Napoleon it allein officielf Für Unfre Lande, 

Art. 21, Mit diefer Einführung Hören alle befondere 
Verfaflungen der bisherigen Aemter, Städte, Corporatio⸗ 
non, fo wie auch die Privilegien einzelner Perfonen und 
Familien, in Unferm Herzogthume, in fo weit fie mit den 
Eeſetzen in Widerſpruch ftehen, in Gemäßheit des Art. 14, 
Unfers Edicts vom 28. December 1810 auf. 

Art. 22. Das gerichtliche Verfahren folf öffentlich 
und in Eivilfahen die im Königreihe Weftphalen einge: 
führte Proceßordnnng und Sporteltare für Gerichte, Pros 
euratoren und Motarien, Norm feyn. 

Art. 23. In peinlihen Fällen follen die geſchwor⸗ 
nen Gerichte nach den Vorfchriften, wie im Königreiche- 
Weftphalen Statt haben, 

Art: 24. In jedem Diftriete iſt ein Friedensrichter, 
im ganzen Herzogthume ein Civiltribunal erſter Inftanz, 
und ein Appellationsgerichtshof. welcher zugleich peinlicher 
Gerichtshof, fo wie das Tribunal zugleich das Corrections⸗ 
gericht iſt. x Ä 

Art. 25. Die höchfte Behörde in Rechtsſachen ift 
das Chffationsgericht, und follen Unſre Staatsräthe Rich⸗ 
ter deſſelben feyn. 

Art. 26. Die Friedensrichter follen vier Jahre lang 
im Amte bleiben und können fogleich wieder gewählt werden, 
wenn fie ald Candidaten von dem Departementscolfegio 
vorgef-hlagen werden. Daher die jeßt bei der Einführung 
der Gerichtsverfaffung angeftellten von Uns nur proviforifch 
ernannt find. 

Art. 27. Die Richter des Tribunals und Appellas 

"tionsgerichtshofes werden von Uns ernannt, 

Art. 28. Die Urtheile der Gerichtshöfe werden in 
Unferm Namen ausgefprohen. Wir allein können daher 
nur Gnade ertheilen, die Strafe erlaflen oder mildern. 

Art. 29. Da nach Art. ı2. Unfers Edicts vom 28, 
December 1810 die Lehensverhältnifie in Unfern Landen 
fernerhin Heftehen; fo ſollen folhe, nad) den -bisherigen 
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Befegen, und den fämmtlichen Lehenspflichtigen ertheilten 
Lehenbriefen, jedoch nad der Form der Civilſachen, und 
bei den angeordneten Behörden verhandelt und entfchieden 
werdeh; 

Art. 30. Die Beleihung mit den großen Lehnen, . 
wo der Bafall entweder perjönlic, oder mit Unſrer Bewil⸗ 
ligung, durch einen Bevollmächtigten belichen wird, ges 
‚hört vor den Staatsrath. Hingegen von Uns herrührende 
andere und Erbzinsichne find proviforifch dem Tribungale 
übertragen. 

Art. 31. Die von Uns am 3t. Aug. 1802 gnädigft 
erlaffene Wechfelorönung wird in der Art beibehalten, daß 
das Berfahren nad) der weitphälifchen Proceßordnung einges 
richtet wird, daher die Art. 2063. 2065, 2066 und 2667 des 
Code-civil in Wechſelſachen feine Anwendung finden. 
Diefe Verfügung wird jedoch bis zur Einführung des Hans 
delsgeſetzbuches als proviforifch betrachtet. 

Art. 32: Bei der Einführung ber Inſeription und 
Transfeription des Hypothekenweſens der Errichtung der 
Procuratoren, Motarien, und der Civilftandsbeamten. ift 
die koͤnigl. weftphälifche Verfallung als Norm von Uns as 
genommen. 

Art 33. Das Conſiſtorium hat in feiner jeßigen 
Befchaffenheit an und für fich aufgehört, jedoch, feßen Wir 
eine Behörde nieder, welche aus einem Teibunaltichter und 
zwei von Uns dazu ernannten Predigern beftehen - foll, 
welche die Befchäfte in Difeiplinfachen, Prüfung der Kennt: 
niffe, Injpectian ꝛc. über die Geiftlichen verwalten. Diefe 
Behörde erhält den Namen Conſiſtorium. 
Art. 34, Das Polizeiſyſtem, welches im Koͤnigreiche 
Weſtphalen beſteht, fol in Unferm Herzogthume einge: 
führt werden, welches ſchon zum Theil gefhehen iſt. Hier⸗ 
über wird eine befondere Inftruetion nach weiterer Vera: 
thung erfolgen. 
Art. 35. Gegenwärtige Organifation kann durch 
Unfre im Stantsrathe difrutirte Verordnungen ergänzt 
werden, 

‚Art. 36, Die Gefege und Verwaltungsverordnuns 

gen follen im Wochenblatte bekannt gemacht werden, und 
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iſt zu ihrer Verbindlichkeit keine anderweite Publications⸗ 
formalität nöchig. 

Art. 37. Das bisherige Wochenblatt Unſrer Reſi⸗ 
benz foll fünftig den Namen: Anhaltifhe Anzeige, führen 
und wöchentlih zweimal, Mittwochs und Sonnabends, 
erfcheinen. 

Gegeben in Unfrer Refidenzftadt Köthen, am 19. Ges 
bruar 1811. 

(L. 8.) Auguft Ehriftian Friedrich, 
- Herzog zu Anhalt. 





ec) Verwaltungsorbnung vom 22. Fe⸗ 
bruar 1811. 


Wir Auguf Chriſtian Friedrid, von 
Gottes Gnaden fouverainer Herzog zu Aus 
halt x. ꝛc. 

fegen in Gefolge Unfers Edictd vom 19. Februar fol 

gende Berwaltungsordnung feft. 


Erfter Titel 


6 1 
Departementalbehdrden. 

Art. 1. In Gemaͤßheit der neuen Konftitution foll 
ein Präfeet, ein Generalfecretair der Präfertur ‚sein Präs 
fecturrath und ein Departemensrath feyn. # 

. Urt. 2. Der Präferturrath befteht aus zwei Mits 
gliedern, außer dem Präferten; und der Departernensrath 
aus fechs Mitgliedern, wozu aus jedem Diftticte eins ers 
nannt wird. 

9. 2. 


Bondem Präfecten 
Erfier Abſchnitt. 
Berwaltung 


Art. 3. Der Präfeet ift unter der Autorität und 
Auffiht von Uns, als dem Dberhaupte des Landes und der 
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Verwaltung, mit allen Zweigen diefer Verwaltung und ins 
fonderheit mit denen beauftragt, welche Bezug haben: 

1) auf die Aufficht über das Exrziehungswefen, nament; 
lich alle Schul: und Unterrichtsanftalten jeglicher Art; 

2) auf die Verwaltung und Verwendung der Etats bder 
Fonds, welche zur Ermunterung von Ackerbau, Kunft 
und Gewerbe, auch öffentlicher Wohlthaͤtigkeit be: 
ſtehen; 

3) auf die Verwaltung der Hoſpitaͤler, Kranken⸗ und 
Arbeitshäufer, der Gefängniffe und auf die Verbeſſe⸗ 
rung dieſer Anftalten; 

4) auf die Unterfiägung der Armen und Auffiht über 
Stipendien, milde Stiftungen und fonftige wohlthäs 
tige Anftalten ; 

5) auf die Erhaltung des öffentlichen Eigenthums; 

6) auf die Erhaltung der Wälder, Wege, Gewäffer und 
anderer Gemeinheitsgegenjtände ; 

7) auf die Leitung und Vollendung der zur Anlegung 
und Unterhaltung der Heerſtraßen abzweckenden Ar: 
beiten; . 

8) auf die Erbauung und Ausbeſſerung der Kirchen, 
Pfarrhäufer und anderer zur Ausuͤbung des Gottes; 
dienftes nöthigen Gegenſtaͤnde; 

9) auf die Erhaltung der Gefundbeits: und Sicherheits⸗ 
anftalten und der Öffentlihen Ruhe, beſonders auf 
Unterdrädung des Vagabundenweſens und der Betz 
telet. 


Zweiter Abfchnitt. 


Art. 4. Dem Präfeeten foll ferner alles, was den 
Dienft der Gensd’armerie betrifft, übertragen feyn. 

Art. 5. Derfelbe har über die Erfüllung der Cons 
tracte zu wachen, welche wegen Verpflegung von Militär 
oder Gensd'armerie, jo wie wegen Lieferungen für felbige 
gefchloffen werden. 

Art. 6. Derfelbe leiter die Maasregeln Behufs der 
Aushebung der Eonferibirten und der Anfertigung der Liz 
ften von denen zum Dienft einberufenen Conferibirten; er 
bat bei der Ziehung den Vorfis, und entfcheider nebft dem 
mit der Eonjeription beauftragten Dfficier über Dienftbes 
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-freiungen, nad) Maasgabe befonderer Verordnungen, wel: 
che Wir darüber erlaflen werden. Ueber die Ausmufte: 
rung dagegen entjcheidet jener Officier allein, 


Dritter Abſchnitt. 


Art. 7. Dem Präfeet liegt endlich 06: 

1) die Steuerregifter fertigen und die Bertheilung der 
Grundfteuer unter die Steuerpflichtigen einer jeden 
Municipalität deforgen zu laſſen; 

3) über die Erhebung der indirecten und Conſumtions⸗ 
auflagen die Aufficht zu führen; 

3) über einen gänzlichen oder theilbaren Stenererlaß zu 
erkennen; . 

4) alles das, was fowohl die Erhebung und Abzahlung 
des Steuerertrags, als die Dienftverrichtüngen der 
Steuerbeamten betrifft, zu reguliven und in Aufſicht 
zu halten; 

5) die Berichtigung der auf den Steuerertrag angewie⸗ 
fenen Ausgaben anzuordnen und vollftrecken zu laſſen. 


9. 3: , 
Streitige Gegekfände 
Präferturrath, 


Art. 8. Dem Praͤfecturrath liegt 06 ju erkennen: 

3) über die Geſuche von Privatperfonen um Verminde⸗ 
rung oder Erlaß ihres Beitrags zur directen Steuer ; 

2) über alle Schwierigkeiten, welche wegen Beitreibung 
der indirecten und Lonfumtionsfteuern entfichen koͤn⸗ 
nen; fo wie aud) über die Defraudationen und Ueber: 
zretungen, wobei fie die gefeslihen Geldftrafen und 
Gonfifsationen auszufprehen haben; ausgenommen, 
wenn die abgehaltenen Protocolle wegen Unrichtigkeit 
angefochten worden find, oder eine der Partheien ſich 
an das Kriminalgericht gewendet bat; 

3) über die zwifchen den Unternehmern öffentliher Arz 
beiten Und den Verwaltungen entftehenden Streitigz 
keiten über die Auslegung und Vollfivefung der Cons 
tractsbedingungen ; : 

4) über die Anſpruͤche von Privarperfonen, welche ſich 
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über Schäden beſchweren, die ihnen durch die perſoͤn⸗ 
liche Schuld der Unternehmer Hffentlicher Arbeiten 
bei deren Vollführung zugefügt worden ; 

5) über Entfihädigungsgefuhe von Privatperfonen mer 
gen der beim Straßen s oder Wafferbau, oder zu fons 
fligen Öffentlihen Arbeiten ihnen genommenen oder 
beichädigten Ländereien; 

6) über die wegen der Brüden und Chauffeen, der Leins 
pfade, Lands und Heerſtraßen entjtehenden Schwies 
tigfeiten; 

7) über Gefuche der Communen um Erlaubniß vor Ge; 
richt auftreten zu dürfen. j 

8) Der Präfeet fol den Sigungen beiwohnen und den 
Vorſitz führe. 


6. 4 
Vertheilung der Auflagen. 


Art. 9. Der Departementsrath fol fih all 
jährlich einmal verfammeln. Wir werden die Zeit feiner 
Zuſammenkunft beſtimmen, und follen feine Sigungen längs 
ſtens acht Tage dauern. 

Art. 10. Er hat eins feiner Mitglieder zum Praͤſi⸗ 
denten und eins zum Secretair zu ernennen. Der Prafir 
dent hat eine entfcheidende Stimme. 

Art. 11. Der Departementsrath hat: ; 
” 3) die Vertheilung der direrten Steuern unter die Dir 

. ftricte zu nehmen; 

2) auf die von einzelnen Communen eingehenden Ger 

ſuche um Stenerverminderung zu verfügen; 

3) den Betrag der Steuerzulage, welche zur Beſtrei⸗ 
tung der Departementsatisgaben erforderlich iſt, mit 
gefegmäßiger Einſchraͤnkung fetzufegen ; 

4) die Rechnung des Präfesten über die. Verwendung 

dieſer Steuerzulage abzuhören ; 

5). fein Gutachten ber die Lage und Beduͤrfniſſe des 
Landes abzugeben. 

Art. 12. Der Departementsrath fann nur dann bes 
rathſchlagen, wenn wenigftens zwei Drittheile der Mits 
Hlieder zugegen find. 


Zweiter Band, 18 
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Ark. 13. Er darf durchaus Feine Verwaltungsacte 
machen, da folde lediglich dem Praͤfecten zuftehen. 


9 5 i 
Secretariat und Ardive. 


Art. 14. Der Generalfecretair ift der Vorſteher bes 
Archives und Director der Verwaltungsbüreaur. 
 Mrt. 13. Er vertritt die Stelle des Präfeeten bei 
deffen Abweſenheit oder Krankheit; jedod kann der Praͤ⸗ 
fect hiezu auch einen Praͤferturrath beauftragen. 

runterzeichnet die Ausfertigungen und iſt der Ge⸗ 
huͤlfe des Präferten bei allen oͤffentlichen Dienftverrich: 
tungen. 
Zweiter Titel 
9. 1. 
Bonden Municipalitaͤten. 

Art. 16. Jede Munteipalitäe ſoll von einem Maire 

und von Adjuncten verwaltet werden; auch fuͤr jede ein 
Municipalrath ſeyn. 
. Art. 17. Die Verwaltung kommt dem Maire allein 
gu; nur vermoͤge feines Auftrages oder wenn cr abweſend, 
krank oder ſonſt geſetzlich behindert iſt, können die Adjunc⸗ 
ten daran Theil nehmen. 

Art, 18. Die Amtsverrichtungen des Maire ficheg 
unter Aufficht des Präferten und befichen in folgenden: 

1) die gemeinheitlichen Befigungen und Einkünfte dee 

Communen zu verwalten; 

3) die Ausgaben zu beftreiten, welche aus den Ger 
meindegeldern bis zum Belauf des vom Praͤfecten 
feftgefegten Etats bezahle werden muͤſſen; 

3) die oͤffentlichen Bauten und Arbeiten zu leiten und 
volbringen zit laffen, welche vom Municipalvach ans 
- geordnet worden find; 

4) die zur Gemeinde gehörigen, aus ihren Mitteln zu 
unterhaltenden oder zum Beten ihrer Mitbürger aus: 

druͤcklich geitifteten, öffentlichen Anftalten zu verwalten ; 

5) dafür zur forgen, daß die Einwohner die Vortheile 
einer guten Polizei, befonders in Hinſicht der Rein— 
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lichkeit, der Sefundheitspflege, der Sicherheit und 
Ruhe in den Straßen und an Öffentlichen Orten, und 
Haͤuſern genießen. 

Art. 19. Den Maires können auch Verrichtungen 
der Seneralverwaltung übertragen werden, jedoch muͤſſen 
folhe von ihnen unter Autorität des Präfecten vollſtreckt 
werden. 

Es find folgende: 

1) Vertheilung der direrten Steuern unter die Gemein⸗ 
deglieder ; 

2) Berfteigerung der Erhebung diefer Steuer ; 

3) Auffiht Über die Einnahme und Einlieferung ber 
Steuern ih die Öffentlichen Kaſſen; 

4) unmittelbare Leitung der Öffentlichen Arbeiten anf 
dem Gemeindebezirk; 

5) unmittelbare Verwaltung der dem allgemeinen Ber 
ſten gewidmeten öffentlichen Anftalten ; 

6) Auffiche und Verwaltung, welde die Erhaltung des 
öffentlichen Eigenthums erfordert; 

7) direete Aufiiht über Ausbefferungen und Wiederr 
herftellungen der zum Gottesdienft beftimmten Ges 

"  bäude; 
8) Beforgung ber Aushebung der Eonferibirten des Orts, 


9. 2 
Municipalrath,. 


Art. 20. Es follen fo viel Municipalraͤthe ſeyn, als 
die Zahl der Stadt; und Tantonsmaire beträgt. 

Art. 21. Für die Bevölkerung einer Stadt oder eis 
nes Cantons unter 2500 Einwohner fol der Municipal 
rath aus acht, für eine ftärfere Bevölkerung aber aus ſechs⸗ 
zehn Mitgliedern beitehen. 

- Art. 22. Der Maire ift darin vorfigendes Mitglied. 
Der Municipalrarh ernennt eins feiner Mitglieder zum 
Secretair. 

Art. 23. Dei Abweſenheit, Krankheit oder ſonſtiger 
Behinderung des Maire foll ein anderes Mitglied ſtatt feis 
ner, nad der Ordnung ihrer Ernennung, den Vorſitz 
haben. — 


18* 
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Art. 24. Der Municipalrath verfammelt fih den 

18. Nov. jeden Jahres, und kann 6 Tage zufammen 
bleiben. FR 
Art. 25. Der Municipalvash foll die Rechnung über 
die Municipaleinnahmen und Ausgaben abhören und dage⸗ 
gen feine Bemerkungen machen; "die legte Ablegung dieſer 
Rechnung gefhicht hiernaͤchſt dem Dräfecten. 
Art. 26. Bei Vorlegung diefer Rechnung im Mur 
nicipalrath giebt der Maire dein Vorfig ab, und wird durch 
ein anderes Mitglied erfegt, welches durch geheime Samm⸗ 
lung der Stimmenmehrheit gewählt wird. * 

Art. 27. Der Municipalrath berathſchlagt uͤber die 
Art der Vertheilung der gemeinheitlichen Holzungen, Wei⸗ 
den, Ernten und ſonſtigen Nutzungen. 

Art. 28. Desgleichen über beſondere Ortsbeduͤrfniſſe 
der Municipalitaͤten. 

Art. 29. Ferner Über die Anleihen und Steuerzu⸗ 
lagen, welche zur Beftreitung Ihrer Bedärfniffe für noͤthig 
befunden werden. — 

Art. 30. Er ordnet die Vertheilung der zur Unter⸗ 

altung des Eigenthums erforderlichen und den Einwohnern 
öbliegenden Arbeiten an. 

Art. 31. Der Präfeet kann ihn im Laufe des Jahres 
außerordentlich zufammenberufen. Solches ift nothwendig, 
wenn es darauf ankoͤmmt, über Erwerbung oder Veraͤuße⸗ 
tung von Grundſtuͤcken, über die Verwendung von Ver⸗ 
Faufsfummen oder von ruͤckgezahlten und beigetriebenen 
Geldern, ingleihen über das Beginnen oder ſelbſt über die 
Fortſetzung eines Proceffes zu berathfchlagen. 

Art. 32. Aue ſolche Berathſchlagungen, welche eine 
Sufammenberufung erfordern, koͤnnen nut mit Bewilligung 
des Präfesten in Vollziehung geſetzt werden. 

5. 3. 
Secretariat und Ardive 

Art. 33. Sn jeder Municipalität fol ein Secretair 
feun, der die Ausfertigungen unterzeichnet und das Archiv 
in Auffiht hat. 
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Dritter Titel. 
Bon den Ernennungen. 

Art. 34. Der Präfect, die Präfecturräthe, die 

Mitglieder des Departementsraths, der Generalfecretaiv 
der Praͤfectur, die fämmtlichen Maires und ihre Adjuncten, 
die Mitglieder der Municipalraͤthe und der Polizeicommif⸗ 
fair werden von Uns ernannt. 
Art. 35. Was jedoh die Mitglieder der Departe⸗ 
ments; und Munitipalväshe betrifft; fo gefchiehet Unſrer 
Seits deren Ernennung auf geſchehene Prafentasion durch 
das Departementsrollegium. 

Art. 36. Die Secretairs der Maires der Städte 
werden von Uns auf deren Vorfchlag ernannt; den übriz 
gen Kantonmaires aber wollen Wir diefe Wahl felbft übers 
Jaflen, 

j Bierter Titel 
Bon den Gefällen. 

Art. 37. Die Gehalte der Berwaltungsbedmten 

werden durch ein befonderes Neglement beftimmt, fo wie 


auch deren Buͤreaukoſten. 
Art. 38. Gehalte und Koften in Betreff der Muniz 


cipalbeamten werden von den Gemeindeeinkünften beftritten,. 
Art. 39. Unfer Staatsrach ift mit der Vollſtreckung 
diefes Decrets beauftragt. 
Gegeben Köthen den 22. Febr. 1811. 
I. 8.) Auguft Chriftian Friedrich, 
Herzog zu Anhalt. 





10) Fuͤrſtenthum Walded» Pyrmont, 


Die großen finanziellen Anftrengungen, zu welchen 
alte teutfche Fürften, nach der Leipziger Voͤlkerſchlacht, 
von den Verbündeten verpflichtet wurden, fcheinen zu⸗ 
naͤchſt — wie auch in der Einleitung ausdrücdlich bes 
merft wird — ben Zürften Georg Heinrich non 


’ 
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Walde und Pyrmont veranlaßt zu haben, am 
28. Januar 1814 dag nachftehende Verfaſſung s⸗ 
und Organiſationsdecret zu erlaffen. Beide 
Gegenftände, Berfaffung und Verwaltung, find in 
demfelben berückfichtigt; es enthält Feine reine Confti- 
£ution des Staates, aber auch Feine bloße Verwaltungs 
ordnung. Die Unvolllommenheit der ganzen Form dies 
fe8 Deerets, die Unbehülflichkeit des Ausdruds. bag 
Bermifchen des Eonftitutionellen und des Adminiftratis 
ven, fo wie die vielen Lücken, welche dag Decree — 
ungeachtet fo vieler bereit vorhandenen frühern Con⸗ 
flitutionen nicht bloß in mehrern europäifchen „ fondern 
felbft in teutfchen Staaten — enthält, Finnen hoͤch⸗ 
fiend nur durch bie dringende Noch des Augenblickes 
entfchuldigt, und durch die ausgefprochenen wohlwol⸗ 
lenben Gefinnungen ber Regierung nicht ganz aufgewo⸗ 
gen werden. Der mefentliche Vortheil diefes Decrets 
fheint auf das Fuͤrſtenthum Pyrmont zu fallen, 
welches durch daffelbe berechtigt wird, zu den fländi- 
fchen Repräfentanten des Fürftenthums Waldeck in 
Zufunft vier Deputirte-zu fenden, bie daffelbe be— 
fonderg vertreten, und aus zwei Orundbefißern, einem 
Deputirten aus dem Gewerbsftande und einem Gelchr« 
ten beftchen ſollen. 


Verfoffungs« und Organifationsdecree 
vom 28. Januar 1814. 


Bon Gottes Gnaden Georg Heinrich, tegiez 
sender Färk zu Walde und Pyrmont ır. ꝛc. 
Demnach Wir die fefte Ueberzeugung gefchöpft x 
daß die blsherige Staates und Finanzeinvichtung Unſrer 
beiden Fuͤrſtenthuͤmer Walde und Pyrmont den jegigen 
Zeitumſtaͤnden, beſonders bei den außerosdentlihen Anftrenz 
gungen „ denen jeder Staat ſeit Jahren her {chen unterge⸗ 
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legen hat, und jegt gerade, wo die größte Anfpannung 
und Aufbietung aller Kräfte für den großen Zweck Teutſch⸗ 
lands erforderlich wird, durchaus nicht mehr angemeflen ift; 
daß in Entrichtung von Abgaben, Freiheiten, die Freiheit 
und Gerechtigkeiten, die öffentliche Gerechtigkeit zernichten; 
daß durch eine gleihe Vertheilung der Staatslaften alle 
Unterthanen nur eine Furcht, aber auch nur eine Hoffnung 
Haben; — daß durch fie der Enthufiasmus der Freiheit, — — 
der mahre Parriotismus entſteht, welcher, heller betrach⸗ 
tet, nichts anders als die Vorſtellung der allgemeinen Ger 


Mnfer Fürftliches Haus in eine fo große Schuldenlajt ge: 
ftärge worden iſt; — daß daher nichts billiger iſt, als daß 
von nun an feine Staatsbürger mehr, fo wenig als-Wir 
felöft, von Unferm Dominials und Privatvermögen, in 
Anfchung der Beiträge zu den Staatsbedärfnillen, befreit 
werden; als haben Wir uns bewogen gefunden, zu verord⸗ 
nen hiermit, wie folgt: 

9. 1. Es foll gegenwärtiges Gefek auf Unſre Geſammt⸗ 
beſitzungen, die Fuͤrſtenthuͤmer Waldeck und Pyrmont, aus⸗ 
gedehnt werden. 

Die Staasſchulden beider Länder ſollen zufammenges 
worfen, und von dem Sefammtftaate übernommen und aus 

. der für diefe von nun an beftehenden einzigen Staatskaſſe 
verginfet und nach und nach geloͤſcht werden. Unfre bis⸗ 
Herigen Stände des Fürftenthums Walde werden 
daher dahin beftätigt, daß wir denfelben wegen des Fürs 
ſtenthums Pyrmont, um auch in dieſer Hinficht eine Gleich 
heit herbeizuführen, vier Mitglieder beigeoronet willen 
wollen, wovon zwei aus Güterbefigern, einer aus dem 
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Gewerbftande und einer aus der gelchrten Klaſſe beftehen, 

und durch diejenigen Unterthanen des Fuͤrſtenthums Pyr⸗ 

mont gewählt werden, die monatlich nicht unter zwei Tha⸗ 

ler an Contribution und Steuer erlegen. x 

$. 2. Als Stände des Fuͤrſtenthums Pyrmont können 
feine unter fünf und zwanzig Jahren alt gewählt wers 
den, und verfteht es fich von felbft, »daß ſolche des under 

ſcholtenſten Lebenswandels feyn muͤſſen. 

$. 3. Saͤmmtliche Unfre Stände ſollen ſich den 14. 
kuͤnftigen Monats in Unſrer Reſidenzſtadt Arolſen verfams 
meln, um zu der Wahl eines neuen engern landſtaͤndiſchen 
Ausſchuſſes, der dajeldft feinen beſtaͤndigen Sig haben ſoll, 
zu Ichreiten. \ 

$. 4: Nach Inhalt des vorhergehenden $. haben die 

Stände zu jenem engern Ausfchuffe aus dem Fürftenthume 
Walde drei Perfonen und eine Perfon aus dem Für 
ſtenthume Pyrmont zu wählen. Da der engere Ausſchuß 
jedoh nur aus zwei Mitgliedern der Stände, mit Aus 
nahme eines fürjtlihen Commiflarii, des zeitigen Landrents 
meiſters, eines Secretairs und eines Canzelliften nebft eis 
nem Pedell beftehen foll; fo behalten Wir Uns die Wahl 
biefer Landes: Committee aus jenen Uns präfentiet werden 
den vier Candidateu ausdrücklich nor, 

9. 5. Keiner von den vieren Uns zur Wahl des ens 
gern Ausfchuffes präfentirt werdenden Stände foll der 
Regel nach, fo viel als möglich, außer dem von Uns befons 
ders ernannt werdenden Commiflario, in feinem fonftigen 
Dienftverhäleniß zu Uns ftehen. 

$. 6. Der Wirkungskreis der ftändifchen Committee 

- fol darin beftehen: . 

1) das landftändifche Staatsbudget für das Etatsjahr 
2814, welches mit dem 1. April diefes Jahres begin: 
nen foll, und für die folgenden Jahre zu eutwerfen, 
welches, nachdem es durch die Stände difcutirt wor⸗ 
den, durch Unfre Regierung mit ihren Anmerkungen 
verfehen, Uns zur Genehmigung, nad, vorhergeganz 

gener / Beathung. mit Unferm geheimen Rathscolle⸗ 
gium, vorgelegt werden fol. 

2) Die Solleinnahmeetats der ftändifchen Einkünfte ans 
äufertigen, wonach die zeitigen Oberrentereiamtser⸗ 
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hebungsbeamte die Kebung, und zwar monatlich ber 
forgen follen. 

3) In der Regulivung des directen und indirecten 
Steuerwefens. 

4) Die erfte Revifion aller Iandfchaftlihen Rechnungen 

: zu bewerkftelligen, dann Wir die zweite und legte 
biernächft für Unfre Regierung vorbehalten. 

5) Die Functionen der bisherigen Kriegscommiffion zu 
verfehen und die diefer Übertragen gewefene Berwalz 
tungsgegenftände, zu welchem Ende fie mit dem Of» 
fiier-payeur und dem Capitaine d’habillement 
zu communiciven hat. - 

6) Ihr, dieſer Committee, iſt die Generalftaatstaffe 
anvertraut, daher jämmtlihe Erhebungsbeamte ders 
felden verantwortlich find. . Sie hat die Befugniß, 
alle möglihe Zwangsmittel gegen einen jeden fich 
Saumfeligkeit zu Schulden kommen laffenden zu 
verfügen, 

7) Sie Hat fih von Monat zu Monat nicht allein den 
Situationsetat der Kaffe eines jeden Dberrentereis 
amtserhebers einreichen zu laſſen, fondern auch von 
Monat zu Monat von demfelben die baar eingeganges 
nen Gelder zur Generalftaatstafle, die mit vier 
Schloͤſſern —— ſeyn muß, und wozu die zwei 
landſtaͤndiſchen Deputirten, der fuͤrſtl. Commiſfarius 
und der zeitige Landrentmeiſter, jeder einen Schluͤſſel 
haben ſoil, in Empfang zu nehmen. Das General: 
kaſſenbuch führt der zeitige Landrentmeiſter. 

8) Sie, diefe Committee, ift das Sprachorgan zwifchen 
Uns und Unfern Ständen; ‘daher fie auch die bisheris 
gen Landfyndicatsgefhäfte zu verfehen hat. Endlich 

9) hat diefelbe für die Erhaltung und Inſtandſetzung 

“aller Commerzials oder Hauptſtraßen Sorge zu tra 
gen, indem durch den Zufluß aller aus der Sonverais 
netät entfpringenden Einkünfte, der Staatstafle un; 
ter andern auch das Auskommen aus dem Poftwefen, 
der Chauſſee und den Zöllen zufließt. 


$. 7. Die Erhebungsbeamten follen fih von nun an 
aller Juſtizpflege enthalten, fa wie alle Patrimo— 
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nialgerihtsbarkeit auf ewig hiermit aufge: 

hoben tft. 

8, In diefer Hinſicht theilen Wir Unfere Fürftens 
thuͤmer Walde und Pyrmont in Vier Oherämter ein, 

und zwar 

J. in das Oberamt der Diemel, worin der Hauptort 
Arolſen, und beſtehen fol: a) aus dem bisherigen 
Amte und Stadt Rhoden, b) aus dem Amte Eilhau⸗ 
fen, c) aus dem bisherigen Amte und der Stadt 
Arolfen, d) aus dem bisherigen Amte und der Stadt 
Landau, e) aus dem Amte Werterburg, f) aus der 
Stadt Miengeringhaufen. i . 

H, In das Oberamt des Eifenbergs, mit dem Haupt: 
orte Corbach. Zu demfelben follen gehören: a) das 
Amt Eifenberg, b) die Stadt Corbach, 0) das Amt 
zen, d) die Städte Sachfenburg und Fürften: 

erg. 

TI. In das Oberamt der Eder, mit dem Hauptorte 
Nieder» Wildungen. Daſſelbe ift zufammengefekt: 
a).aus dem Amte Wildungen, b) aus den Städten 
Mieder s und Altes Wildungen und Züfchen, 0) aus 
dem Amte und der Stade Walde, d) aus den Städ: 
ten Sachfenhaufen und Freienhagen. 

IV. In das Oberamt Pyrmont, mit dem Hauptorte 
Pyrmont, beſtehend a) aus dem bisherigen Oberamte, 
und b) der Stade Pyrmont. 

6. 9. In jedem diefer Oberämter foll, mit Ausnahme 
des Oberamts Pyrmont, die Juſtiz durd zwei Beamte 
mit einem Secretair, der, wenn beide Beamte in Er: 
theilung einer Sentenz verfchiedener Meinung find, ein 
Botum haben foll, nebft einem Gerichtsdiener und ei: 
nem Schließvoigt in erfter Inftanz gehandhabt, auch durch 
diefe die vorläufige Unterfuchung bei fich ereignenden Cri⸗ 
minalfällen vorgenommen, die Erhebung der Staatöreve: 
nuͤen aber durch einen fogenannten Oberrentereiamtser: 
heber bewerkftelligt werden, dem für die fpectelle Erhebung 
in jeder Commun der bisherige Gemeindevorfteher derfel: 
ben, für den jeder Oberrentereiamtserheber den Sollein: 
nahmeetat der Commun anzufertigen hat, untergeordnet 

iſt. Außerdem verfiche es ſich von ſelbſt, daß auch einen 





BVerfaffungsbecret vom 28. Yan. 1814. 28: 


jeden DOberrentereiamtserheber ein Erhebungspedell gehal; 
ten werden muß. 

Die Inſtructionen für die Oberamtsjuftiggerichte haben 
Unfre Regierung ; die der Oberamtsrenterei: und Commus 
nenerheber die Staats s Committee und Unfre Domainen: - 
tammer zu entwerfen, und ins, da die Staats: Committee 

obald als möglich zufammentreten foll, vor Ablauf des 
onats März d. 5. zur Genehmigung vorzulegen. 

6. 10. ie Gehalte fammtlicher Beamten, der Lan: 
desdicafterien und aller Übrigen Staatsbehörden und nöthis 
gen Staatsdiener, fo wie die Penfionen der außer Activi⸗ 
tät fallenden Diener, find in der Anlage unter Ziffer ı fo 
ausgeworfen, mie fie aus der Staatskaffe vom ı. April d. 
. 3. an ausbezahlt werden follen, und wie Wir glauben, daß 
davon ein jeder Staatsdiener nach feinen Berhältniffen mit 
Beruͤckſichtigung auf die Localitaͤt und auf die jeßigen Zeitz 
umftände, mo es ohnedem für die Unterthanen aͤußerſt 
ſchwer wird, die dringendften fehr erhöheten Staatsabgas 
ben aufzubringen, und da Wir mit Einfchräntungen aller 
Art bei Uns felbft den Anfang gemacht Haben, immer noch 
wird anftändig leben können. Sie, diefe Anlage, enthält 
zugleich auch das namentliche Verzeichniß derjenigen Dies 
ner, die nach der gegenwärtigen neuen Einrichtung, vom 
1. Apr.d. J. an, eine Dienftbeffimmung wieder erhalten 
haben, und derer, die von diefem Tage an, theils ihres 
Alters halber, theils vorcrft in Penfionstand verfallen. 
Die täglichen Diäten eines jeden Landftandes, fo lange 
die Stände verfammclt bleiben werden, follen mit Eins 
* der Hin- und Herreiſetage in drei Thaler be— 

chen. 

? 6. 11. Alle Eremtionen in Anfehung der Gerichts« 
barkeit hören auf, umd jeder Unterthan, ohne Ausnahme, 
hat bei dem Gerichte, in deffen Diftricte er wohnt, feine 
erfte Inſtanz. 

6. 12, Auf gleihe Weiſe foll ein Oberjuſtizamtsge⸗ 
richt als erfte Inſtanz durch Commilfionsgefuche auf eine - 
dritte Behörde oder Perſon nicht umgangen werden koͤnnen; 
es müßten denn Gründe der hoͤchſten Wichtigkeit dargethan 
werden, und eine landesherrlihe Verfügung darin eine 
Abaͤnderung treffen. 
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6. 13. Bei den Oberjuftizämtern fol alles mündlich, 
bei einer namhaften Strafe von zo Rthlr. im entgegenges 
festen Falle, zu Protocoll verhandelt werden , auch bei Ver⸗ 
balinjurienfahen feine Appellationsgeftattung fernerhin zus 
gelaflen werden, 

Wir erwarten, daß die Städte Corbach, Nicder⸗-Wil⸗ 
dungen und Arolfen ihre bisherigen Rathejtuben den Zuz 
ftigbeamtea zu ihren Seffionsftuben und zu Aufbewahrung 
der Regiftraruren, um fo mehr vorerft willig einräumen 
werden, als es unfeugbar ift, daß diefen Städten mehrere 
Nahrung als bisher, durch die gegenwärtige Einrihtung 
zufließen muß. In Pyrmont wollen Wir die Sefjionsz 
ftube in dem hintern Gebäude des Schloffes, wo fih ſolche 
jest befindet, einftweilen belaffen, 

$. 14. Unſre zeitige Regierung, zu deren Reflort 
alte Regiminalz, Konfiitorials, Polizei: und Kriminalſa⸗ 
chen verbleiben, entfcheidet zugleich in allen Juſtizſachen in 
der zweiten, fo wie unfer bisheriges Hofgericht in der drit⸗ 
ten Inſtanz. 

6. 15. Die Sporteln follen fowohl bei den Unterges 
richten, als auch bei fämmtlichen Sandesdicafterien, der 
Staatskaſſe berechnet werden. 

Ein jeder Staatsdiener hat nur in der Branche vom 
Geſchaͤften zu arbeiten, bei der er angeftellt it. Er kann 
in diefer Hinficht zu feinem andern Gefchäft gerufen wer: 
den, es müßte denn von Uns unmittelbar gefhehen. Alle 
bisher beitandene Commiffionen hären daher bei jedem 
Staatsdiener von nun an auf; in fo fern fie nicht. in dem 
Sefchäftsgang der Branche einfchlagen, bei der er ange: 
ſtellt iſt. 

$. 16. Die Ausuͤbung der Gerichtsbarkeit in der erz 
ften Inftanz in den Ortſchaften Bergheim, Welle und Kb: 
nigshagen bleibt der geäflihen Linie Unfers fürftlihen Hau⸗ 
fes Walde fernerhin, wenn derfelben folhes Vergnügen 
machen follte, belaflen. Indeſſen foll die Appellation aus. 
befagten Communen , gleich wie bei Unfern Oberjuſtizaͤm⸗ 
tern, an Unfre Regierung als zweite Inſtanz gebracht werz 
den, Sollte gedachte gräfliche Linie Unfers fürftlichen Haus 
fes aber auf ſothane Jurisdiction verzichten wollen; . fo 
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werden beregte drei Dorffhaften zu dem Oberjuftizamte 
“ der Eder gefchlagen. 

$. 17: Die Handhabung der abminiftrativen Polizei 
in den Dberämtern haben die Oberrentereibeaimten, nad 
einer von Unfrer Regierung ebenfalls zu entwerfenden, 
und Uns vor Ablauf des nächften Monats zur Genehml⸗ 
gung vorzulegenden Inſtruction zu beſorgen, und fie find 
in diefer Hinficht nur Unfrer Regierung verantwortlich. 

$. 18. Der von Uns gebilder werdende geheime 
Nach fol ſich nur mit denjenigen wichtigen Regierungs :, 
Finanz: und Militairgegenftänden befchäftigen, welche Wie 
an ihm zu verweifen für gut finden werden. Er hat feinem 
Weſen nah nur eine berathende Stimme, und kann qua 
Collegium nie Verfügungen erlaffen, 

Zu den wichtigften für ihn geeigneten Gegenftänden ger 
hören vor allen die Prüfung der beiden Budgets, des ſtaͤn⸗ 
difchen und des Unfrer Kammer, welche, nachdem fie vor 
Uns difeutirt fepn werden, im geheimen Rathe feftzufegen 
find. ’ 

$. 19. Die Staatöfaffe zahlt jedem geheimen Rache, 
deren jedoch niemals Über ‚vier derfelben zur Laft fallen 
follen, jährlih 300 Rthlr., als den in der Anlage unter 
Ziffer 1 Ausgeworfenen Gehalt. 

Sollten Wir es nöthig finden, mehrere Perfonen in 
den geheimen Rath einzuführen; fo haben ſolche die ihnen 
zugetheilt werdenden Gefchäfte fo lange und unentgeltlich 
zu verfehen, bis fie durch den Abgang eines oder des ans 
dern der Vier im Gehatte ftehenden geheimen Räche, eben⸗ 
falls in Gehalt einruͤcken. 

Ueberhaupt fällt der Staatskaſſe nur die Salarirung 
aller wirklihen Staatsdiener, wohin auch das Militair 
gehört, und deflen Etat durch Communicirung mit Unfern 
Landſtaͤnden baldigft regulirt werden foll, zur Laſt; in 
welche Kategorie aber unfre Hofdienerſchaft und unfre 
Domatnen + und Forſtkammer nicht gefeßt werden mögen, 
als deren Salarirung unſre Privarkafle einzig und allein 
zu tragen hät. Schließlich foll es ſich die Staatsfaffe zur 
angelegenlichften Pflicht machen, den Staatsdienern mos 
natlich ihren ausgeworfenen Behalt zu entrichten. 

$ 30. Um die Beamten fowohl, als auch fämmtliche 
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Goliegia in Ausäbung ihrer Pflichten gehörig zu control⸗ 
firen:; fo verordnen Wir, dab fowohl die Oberjuſtizamts⸗ 
als Oberrentereiamtsbediente ein Journal in tabellariſcher 
gen halten follen, in deſſen verfchiedenen Columnen alle 
Eingaben nad) Drdnung und Zeit eingetragen werden müfs 
fen. Es enthält eine Columne für dad Datum, das die 
Eingabe enthält, eine für den Namen ves Eingebers, eine, 
in welche der Inhalt der Eingabe kurz bemerft wird, eine 
für den gedrängten Auszug der darauf erlaffenen Verfuͤ⸗ 
gung, und endlich eine zu Bemertung des Tages des Abs 


angs. 
Veiche Journale haben ſaͤmmtliche Collegia, mit Hin⸗ 
zufuͤgung folgender drei Columnen, als: eine für den Na: 
men des Neferenten, die zweite für das Datum der Zus 
theilung , und die dritte für den Tag der im Collegio er: 
ſtatteten Relation einzuführen. Se: 
$. 21. Da Wir bei den der Staatskaſſe nad) dem ger 
genwärtigen Sefegentwurfe obljegenden ur a en- nichts 
gerechter finden, als daß jeder Unterthan, ohne Ausnahme 
des Standes, und wozu Wir Uns ſelbſt, in Anfehung 
unfrer Privatbefigungen zählen, zu den jährlichen Staats⸗ 
beduͤrfniſſen nach feinem Vermögen verhältnigmäßig bei⸗ 
trage; fo befehlen Wir biermit, daß alle aus der 
Souverainetät fließende Einfünfte, ohne 
Ausnahme, aud die fo vorhin von unfrer Rentkammer⸗ 
kafle berechnet worden find, fo wie ſaͤmmtliche directe als 
indirecte Steuern, vom 1. April d. 5. an, der Generals 
ſtaatskaſſe aus unfern beiden Fuͤrſtenthuͤmern Walde und 
Pyrmont zufließen follen. 
. $ a2. , Die directen Steuern follen beſtehen in einer 
Grund; und Perfonaliteuer — und zwar 

A. die erſtere ruhen: 

I, auf fämmtlichen, der Kultur unterworfenen Länder, 
auf Wiefen, Waldungen und Weiden, auf Schnten, 
Heuer s und Meiergefällen, auf Erbzins und allen 
feftftehenden Einnahmen diefer Art. 

11. auf allen Wohn: und fonftigen Käufern und Ger 
bäuden. 

Es find daher alle Freiheiten und Eremtior 

nen, ohne Ausnahme, vom a. April d. J. an, auch 
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in Anfehung unfrer Privatbefigungen, aufs 
gehoben, und Wir-verordnen daher md bis dahin, daß 
der $. 31 gegenwärtiger Verordnung in Vollzug gebracht 
werden kann, daß fämmtliche unfre Domainen in ein ver⸗ 
haͤltnißmaͤßiges Grundgeld, wie ſolches Unſre Unterchanen; 
unter dem Ramen von Contribution bisher gezahlt haben, 
gefeßt werden. ' 

Den Maasftab zu diefer Grunditeuer foll die jeder Dos 
maine in Boden gleich und zunaͤchſt gelegene Gemeinde, 
nad) deren bisherigen Contributionsfuß, in Berhältniß der 
Größe ihrer ſchatzungspflichtigen Länderei gu der Länderet 
einer folhen Domaine abgeben. Angenommen 3: B. alfo, 
die Schagung der Commun Giflie von f ünfhunderp 
Morgen cultivirten Bodens hätte bisher monatlich dret⸗ 
Big Rthlr. betragen; fo wiirde unfte Domaine Siflig, 
wenn fie taufend Morgen benußt werdendes Land ents 
dielte, von nun an in jede monatliche Schatzung ſechszig 
Rthlr. zu entrichten haben. r 

9. 23. Mac gleichem Princip follen alle übrige 
freie Güter und bisher ſchatzungsfrei gewefene Grund: 
ſtuͤcke, ohne Ausnahme, und fo weit fie innerhalb der ren: 
zen unfrer Fürftenehämer Walde und Pyrmont belegen 
find, in die Grundſteuer gefegt werden, 7 

Die Befiser foicher freien Guͤter und Grundſtuͤcke, 
auch diejenigen, ſo bisher Grundgeld oder Schatzung von 
ihren auf dieſſeitiger Hoheit belegenen Grundſtuͤcken an ein 
auswaͤrtiges Gouvernement abgegeben-haben , ſollen gehal⸗ 
ten ſeyn, ein ſperiſikes Verzeichniß ihrer, auf ſolche Art 
bis hierhin frei geweſenen oder in auͤswaͤrtiger Contribu⸗ 
tion geſtandenen Guͤter und Grundſtuͤcke mit moͤglichſt ge⸗ 
nauer Angabe der Groͤße derſelben, in dem Zwiſchenraume 
vom 1. bis 10. April d. J bei Vermeidung einet unab⸗ 
läffigen Strafe von funfzig Rthir. an ihren Oberrente⸗ 
reibeamten zu übergeben, der folche Verzeichniffe alsdann 
fofort an die Iandesftändifche Committee zur weitern Ver⸗ 
fuͤgung einzureichen hat. Be EB er 

9. * Ueber Zehntberechtigungen, Meiergefälle, Erzh⸗ 
heuer, Erbzins, Grundheuergelder, Waldungen, Huten, 
Dienſte, Jagd⸗ und Fiſchereigerechtigkeiten hat ebenfalls 
jeder Befiher derſelben, gleich Uns, ein ſpecifikes Verzeich⸗ 
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niß mit gewillenhafter Bemerkung des jährlichen reinen 
Ertrags oder Werthes des einen oder des andern, binnen 
der im vorhergehenden G. beſtimmten Friſt und bei Wer: 
meidung der. dajelbft angedrohten Strafe an feinen Ober: 
rentereibeamten zur weitern Beförderung an die landſtaͤn⸗ 
diihe Committee einzugeben, 

$. 25. Als Grundfteuer follen von den in dem vor⸗ 
hergehenden 9. gedahten Einkünften und Befugniflen 
zehn Procent vom jährlichen veinen Ertrag an die Staats 
Fafle bis dahin, daß der $. 31. diefer Verorduung feine 
Erledigung erhalten hat, entrichtet werden. 

6. 26. Bon ben, den Auswärtigen nach den $$ 8. 
und 9. zufichenden,. Liegenheiten und Einkünften entrich⸗ 
tet der Pachter, Verwalter oder derjenige, welcher fol: 
her Auswärtigen zu Geld und andern Leiftungen ver: 
pflichtet iſt, die von ihnen zu erlegende Steuer, und zieht 
das Erlegte bei der Berehnung wegen der Pacht: pder 
andern Leiftungen ab, 

: 5. 27. Die nah dem 6. praec. zu Exlegung der 
Steuerſchuldigen Perfonen find auch verpflichtee, die nad 
den $$. 23. und 24 -vorgefchriebenen DVerzeichniffe binnen 
der dabei zugleich beſtimmten Zeitfrift und angedrohten 
Strafe, an die einfchlagende Behörde einzureichen. 
6. 28. Würde es fich zeigen, daß Einer oder der 
Andere abfichtlich ein zu verfteurendes Object ausgelaflen 
habe; fo foll derfelbe, als Strafe an die Steuerkafle, 
den fehsfähen Betrag der Summe, die er nad) feiner 
faͤlſchen Verfiherung zu wenig gezahlt haben würde, ent 
richten. Wer aus bloßer Fahrlofigkeit eine unrichtige An: 
gabe gemacht hat, eriegt zur Strafe das Dreifache der 
jen, was er nac) feiner unrichtigen Angabe zu wenig beis 
getragen haben würde. 

$. 29 Wer in mehrern Oberämtern Grundeigens 
thum oder Gerechtigkeiten befist, leiftet Die Angabe der 
felben an die Oberrentereibehörden desjenigen Amtes, in 
dem er lebt, muß aber zur Vermeidung beforglicher Uns 
sednungen, der Behörde eines jeden andern Oberamtes, 
wo er ein Grundeigenthum oder jonftige nußnießliche Ger 
vechtfame befigt, durch den Heuersmann oder Bewohner 
anzeigen laflen, es gehöre ihm das Grundftücf, Zehn 
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ten de., oder er ſey NMußnießer davon, und habe die 
verordnungsmäßige Angabe bei der Behörde feines Wohn⸗ 
diftriets mitgeleijtet, 

Für jeden Webertretungsfal wird eine, nach Umſtaͤn⸗ 
den zu beftimmende, Geldbuße von fünf bie zwanzig 
Rthlr. feſtgeſetzt. 

9. 30. Soll die Erhebung der, nach den SS. 22. und 
25. gegenmwärtiger Verordnung feftgefegten, Steuern durche 
aus monatsweife gefchehen. Reſtanten in den dritten 
Monat überzusrogen, if gänzlich unerlaubt, und paffie 
ven ben Erhebern durchaus feine andere, als .deren In—⸗ 
erigibilität vechtlich und in continenti dargerhan wer⸗ 
den kann. 

$. 317, Die Erhebung der Grundftener, fo wie folhe 
vorläufig in den ($. 22. und 25: beſtimmt ift, foll niche 
länger als-bis zum Jahre 1818 inclujive dauern, 

Während dieſer Zeit joll das ganze Land, den Morgen 
zu Hundert und zwanzig Ruthen gerechnet, vermefr 
fen und durch beeidigte Sachverſtandige bonitirt werden. 
Bei den der Kultur unerworfenen Ländern follen drei 
Hauptklaſſen, nämlich gut, mittelmäßig und ſchlecht, ans 

genommen, und jede diefer drei Hauptklaſſen wieder in 
drei Nebenklaſſen eingetheilt werden, wodurch zugleich 
der Zweck von guten Lager: oder Saalbühern, auch eines 
untadelhaften Hypothekenweſens erreicht werden muß, der 
jede gute und weiſe Staatsverfaſſung charakterifirt. Nach 
gefchehener Vermeſſung und Bonitirung wird es ſich nad) _ 
der Lage der Staatsbeonrfniffe leicht beurtheilen laffen, 
wie viel von jedem Morgen Land, +, Ze, $, 4, & over 
ı Pfennig erhoben werden muß. Ein vorzüglices Aus 
genmerk wird bei Bonitirung der Ländereien dahin gerichtet 
erden müflen, ob fie heuer over Zehntfrei find, in welchent 
egtern Falle bei Schägung eines Landes dasjenige mit in 
Anfchlag gebracht werden muß, was der nachfolgende 6. 
beſtimmt. 
$. 32. Zehntberechtigungen, Meiergefaͤlle, Erbheuer, 
Erbjins, Huten und Waldungen, Jagdgerechtigkeiten, 
Fiſchereien und Dienſte, ſind ebenfalls durch die beeidigten 
Sachverſtaͤndigen dergeſtalt zu bonitiren, daß von jedem 
Thaler Fa, 78, dr A, oder ı Pfennig, je nachdem es 
Zweiter Band, 19 . 
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vie Staatsbeduͤrfniſſe erheifchen, in jede monatlihe Erhe⸗ 
bung entrichtet werden. ' 

$. 33. Die Grundfteuer von allen Wohnhäufern und 

fonft übrigen Gebäuden foll nad dem im Brandfataftro 
angegebenen Werthe derfelben dahin beftimmt werden, daß 
von einem jeden Thaler monatlich „% Pfennig entrichtet 
werden fol, wobei diejenigen Gebäude, die alfenfalls in 
der Brandkaſſe nicht aſſecurirt find, durch Sachverſtaͤndige 
in einen Capitalanſchlag gebracht werden müflen, um gleis 
ches Princip auf diefe anwenden zu können, 
- 69 34. Der Grundfteuer unter den Ziffern I: und IT. 
find auch nicht allein fämmtliche Seiftliche und Schulfehrer, 
wofür jedoch folhe die Communen zu entrichten haben, 
fondern auch alle unfre Domanialerbbeftände (über die Guͤl⸗ 
tigkeit deren —— Wir das Rechtliche demnaͤchſt 
entſcheiden zu laſſen Uns ausdrädlich vorbehalten) nach 
Abzug der an Uns zu zahlenden Erbpacht, wovon Wir 
nach Inhalt des 6. 25: die Steuer an die Staatskaſſe ent⸗ 
richten laſſen werden, unterworfen. 

$. 35. II: Die Perfonalftener fol, nach Köpfen 
und monatsweile, von allen Waldeckiſchen Unterthanen 
und allen im Waldeckiſchen lebenden Fremden, nad fünf 
Klaſſen erhoben werden, 

6. 36. Die In die erfte Klafle geftellten Perſonen fol: 
len monatlich und nad) Köpfen, für fih und ihre Frauen 
und ihre Kinder, welche das ı6te Jahr zurückgelegt Haben, 
jedoch eine Familie nie mehr als für drei Individuen mit 
Ausnahme des Gefindes zahlen 9 Myl., in der zweiten 
Klaffe 5 Mgl., in der dritten Klaffe 4 Mol., in der 
vierten Klafle 3 Mgl., in der fünften Klaffe 2 Mil, 

§. 37. Die Hausherren follen die Perfonalfteuer für 
jeden ihrer Dienftboten, fowohl männlichen als weiblichen 
Geſchlechts, monatlich mit 2 Mol. entrichten, und befug® 
feyn, den Betrag derfelben an dem mit ihrem Gefinde übers 
eingefommenen Dienftiohne wieder abzuziehn, 

6. 38. In die er ſte Klaſſe follen gehören.alfe Oberz 
hof⸗ und Staatsbeamte, die Räthe bei den Landesdicaftes 
rien, die Juſtiz⸗ und Erhebungsbeamten in den Oberaͤm⸗ 
tern, alles Militaiv, bis zum Grade des Capitains inclufive, 
die großen Gutsbeſitzer und die Pachter aller ſolchen großen 
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Guͤter, die Kaufleute und Fabrifanten, die über den ger 
wöhnlihen Keämern fliehen, desgleihen die Apotheker in 
den Städten Aroljen, Pyrmont, Mengeringhaufen, Korvs 
bad) uns Nieder : Wildungen. 

Sn die zweite Klafle follen gehören die Secretarien 
bei den Landescollegien, die Oberjäger und Oberföriter, die 
Dostoren, die Apotheker in den übrigen Städten, die 
Geiſtlichkeit und die Schullehrer bei den Landesgumnafien, 
in fo weit deren jährliche Einkünfte nicht unter der Summe 
von 300 Rthlr. ſtehen, die Pojidirectoren, die Huͤtten— 
und Hammergewerke, Papiers und übrige Zabrifanten, in 
deren Geſchaͤftstrieb jährlich bis zu 5000 Rthlr. umgemwors 
fen wird. 

Sin die dritte Klaffe gehören alle Staatsdiener, for 
wohl geijtlich s als weltlichen Standes, deren jahrliche Eins 
fünfte nicht unter der Summe von 150 Rıhlr. vetragen, 
alles Militair bis zum Unterlieutenant. inclufive, die Pros 
euratoren, Advofaten, Verwalter auf Domainen uns jons 
fligen großen Gütern, alle übrige Kaufs und Miethsleute 
in den Städten, Müller, Bol: und KHalbmeier, Yo wie 
alle übrige Fabrifanten und Handwerker, die zu ihrem Ges 
ſchaͤftstriebe, außer ihrer Perfon, annoch fremder Huͤlfe 
beduͤrfen. 

In die vierte Klaſſe ſollen gehören alle Hof⸗ und 
Staatsdiener, ſowohl geijtlichen als weltlichen Standes, 
deren jährlihe Einnahme nicht unter dem Ertrage von 
100 Rthir. jieht, alle Köcher, die Wirchsleute und Branntz 
weinfchenter in den Dörfern, überhaupt alie Handwerks⸗ 
leute, deren in den vorhinnigen Klaflen nicht gedacht wors 
den iſt. 

In die fünfte und legte Klaffe follen gezählt werden 
alle, Bewohner, Tagelöhner und überhaupt alle diejenigen, 
deren in den vier erften Klaſſen nicht gedacht worden iſt. 

$. 39. Bon Bezahlung der Perfonaliieuer find bes 
freit: a) die Militairperſonen vom Grade des Feldwebels 
en, und diefe mit einbegriffen, für fih uns ihre Frauen. 
b) Die Invaliden. c) Die Wittwen der Soldaten, welche 
im wirklichen Dienite verſtorben find, und endlich d) alle 
diejenigen, fo nur von Allmofen leben. 

$. 40, Die Wittwen und diejenigen öffentlichen Ges 

; 19 * 
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amten und Officiers, welche im Penſionsſtande ſich Kefin: 
den, oder darein geſetzt werden, ſollen nur die Haͤlfte von 
dem bezahlen, was fie nach der Klaſſe, zu welcher fie gez 
‚hören, bezahlen müßten. : 

$. 41. B: Die invirerten Steuern anlangend; fo wer: 
den die bisherige nafle Accife, der Blaſenſchatz, der Fleifch: 
licent, der Stempel und die Hundefteuer beibehalten. Die 
Jestere ſoll auch für das Fürftenehum Pyrmont vom 1. Apr. 
d. 3. an Geſetzeskraft haben, mit der Erweiterung, dag 
vom beregten Tage an in unfern beiden Fuͤrſtenthuͤmern 
für jeden Hund das Doppelte, was bisher nach der desr 
Halb bejichenden Verordnung entrichtet wurde, bezahlt 
werden foll, Außerdem 

6. 42. foll in unjerh beiden Fürftenthämern Waldeck 
ind Pyrmont von folgenden Eonfumtibilien nachftehende 
Abgabe entrichtet werden, als: 

IFolgt der Accifetarif, aus welchem wir hier folgendes 

ausheben: Es find 85 ſteuerbare Gegenftände aufgeführt; 
Getreide, inlaͤndiſches Mehl und Fleiſch find nicht mit 
darunter, Kaffee und Zucker find mit 1 gl. 3 pf. das 
Pfund angejegt, Taback mit ı gl., Thee 4 gl., Cochenille 
das Df. 15 gl., Indigo 4 gl., Blauholz 2 pf., Blauku⸗ 
gel oder Lackmus 6 pf. das Pf., Farbenwaaren und Hoͤl⸗ 
zer, in fo fern fie nicht beſonders bekannt find, = pf., Ger 
wuͤrze, ohne nähere Beftimmungen 3 pf., Heringe und 
Seefiſche aller Art 2 pf., Talg Ceingeführtes, auswärtis 
des) ı pf., KHäute von Schlachtvieh, von einem Lamm :, 
Schaf⸗-⸗, Ziegen:, Kalbfelle 1, 3, 4, 3 pf., und von eiz 
tem Ochfens oder Kuhfelle 4 gl. Trockne Häute werden 
nach Pfunden befteuert, eine Haut von 12 bis 20 Pfund 
Bewiht, mit 10 gl. Bon einem Paar vollftändigen 
Mannsftiefein werden 8 gl., Mannsfchuhen 5 gl. 4 pf., 
Srauenfhuhen 2 gl. 2 pf., Kinderfhuhen, bis zum Alter 
bon 13 Jahren, x gl. 4 pf. gegeben.) 

$. 43. Jeder Defraudationsfall, ‘von den im vorher; 
gehenden 6. gedachten Artifeln, fol ernftlich beftvaft, und 
von jedem Pfennig, der wirklich defraudirt worden iſt, 
der folches hat werden follen, 6 Mol; Strafe erlegt wer: 
den; wovon dem Denuncianten die Hälfte, mit Verſchwei⸗ 

gung feines Namens, ans der Staatskaſſe, ohne Beruͤck⸗ 


- 
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fihtigung eines, dem. Defraudanten etwa gewordenen, 
Nachlaſſes ausbezahlt werden foll, 

Außerdem iſt jeder Defraudant ſchuldig, die defraudirte 
Steuer annoch hefonders zu erlegen. 

6. 44. In Gemaͤßheit der, in ſ. praec, gefchehenen, 

Verfuͤgungen darf kein Fuhrmann die mindejte Waare, bei 
einer unabläfigen Strafe von 10 Rthlr. abla.en, er habe 
denn zuvor der Ortsbehörde, die über das Steuerwefen zu 
wachen hat, davon Anzeige gemacht. In eine gleiche‘ 
Strafe verfällt jeder Kauf: und Handelsmann, der Waazs 
ren abladen läßt, ohne davon gleichfalls hei der Behörde 
Anzeige gemacht zu haben. 
6. 45. Jeder Kaufmann und Krämer foll gehalten 
feyn, bei der landfchaftlihen Committee, vom x. Aprif 
d. J. an gerechnet, jährlih ein Patent zu loͤſen. Kein 
folches Patent foll über 30 Rthlr., aber auch keins unter 
4 Rthlr. zu ſtehen kommen, und wird für jedes Indivi⸗— 
dumm, bei Beftimmung diefer Steuer, die landfchaftliche 
Committee, auf den Umfang des Handels, der Lage und 
auf die Zahl der Kaufleute und Krämer, die in einem und 
dem nämlichen Drte leben, Ruͤckſicht nehmen. 

$. 46. Derjenige, der, ohne folhes Patent geloͤſet 
zu haben, Kandel treiben wird, verfällt in eine unabläßs 
liche Strafe von so Rthlr. 

$. 47. Ausländer follen die Patentfteuer und zwar 
das Doppelte, was ein Einländer nach feinen Berhältniffen 
zu entrichten haben würde, bei Strafe der Gonfifcation ih⸗ 
rer Waaren, zu erlegen, uud dag desfalfige Patent zu Idz 
fen gehalten feyn. 

$. 48. Diejenigen bisherigen landfchaftlihen Steuern 
und Abgaben, deren in gegenmwärtiger Verordnung nicht 
erwähnt ift, fo wie die bisherige Vermoͤgensſteuer, wovon 
bis zum 1, April d. J. zum legtenmal noch ein Anſchlag 
zu Beſtreitung der augenblicklich unauffchieblihften Ausga⸗ 
ben erhoben werden fol, desgleihen die Judenſchutzgelder, 
da die Iſraeliten Unfern übrigen Unterthanen hierdurch 
gleichgeftelle werden, und der Glaube feinen Unterſchied 
mehr machen foll, find hiermit gänzlich aufgehoben. 

9. 49. In unfern. beiden Fuͤrſtenthuͤmern wird prövis 
ſoriſch der 20 fl. Fuß eingeführt, und follen daher ale 
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Staatslaſten in dieſem Muͤnzfuße eingerichtet und bie Dle— 
nerſchaftsgehalte darin ausbezahlt werden. 

$. so. Die bisherigen Stadtſecretarien ſollen unter 
Leitung hinlaͤnglicher Sicherheit und Beſtimmung eines 
paflenden Gehalts die Anminijtration Über das Vermögen 
Ihrer Commun Ber ihnen aut dabei das Geſchaͤft der 
Erhebung der Siaats- un: Domanialtevenden in ihrer 
Stadt, in fo fern fie ebenfalls eing angemeffene Sicherheit 
dafuͤr zu leiften vermögen, übertuagen werden. Die Bes 
ftimmung der Caution für die Oberrentereiamts z und Com; 
munerheber wird Unfern getreuen Ständen, vorbehaltz 
lich Unſrer Genehmigung, überlaffen, fo wie Wir die Feſt⸗ 
fegung einer annoch beſondern Caution für die Erhebung 
Unſrer Domantalgefälle Uns ausdräclicy vorbehalten, aud) 
Unfrer Regierung und Nentfammer, in fo weit es eine 
jede angeht, hierdurch in Gnaden aufgeben; das Noͤthige 
an fämmtliche Erhebungsbeamte wegen Abſchließung ihrer 
— ——— bis zum 1. April d. J. ohne Zeitverluſt zu eve 
aſſen. 

§. sr. Wir werden durch die landſtaͤndiſche Commit⸗ 
tee Unfern getreuen Ständen jedes Jahr unſer Cameral⸗ 
Budget der Einnahme und dringendſten Ausgaben zeitig 
und vor Entwerfung des landſchaftlichen Budgets, wie ſol⸗ 
ches in dieſem Jahre ſchon geſchehen wird, vorlegen laſſen, 
und gern durch einen jahrlichen außerordentlichen Beitrag 
annoch nach Möglichkeit die Staatskaſſe unterſtuͤtzen, ins 
dem Uns, Wir ſchwoͤren es bei dem ewigen Gott, nichts 
am Herzen liegt, als unſern durch die Zeitumſtaͤnde ges 
druͤckten Unterthanen ihr Loos zu erleichtern, 
Wird jährlich mit Verzinſung und Amortifirung der 

‚ dringenditen Staatsfchulden von nun an nad einem ber 

flimmten Plane verfahren, und fehentt Uns die gätige Vor: 
fehung den fo lange ſchon gefehnten Frieden, wo alsdann 
durch Verminderung, oder auch Beurlaubung eines Theils 
Unfers in Kriegszeiten zu ftellenden Gontingents eine bez 
deutende Ausgabe in der Staatskaſſe ausfällt; fo muß je⸗ 
der vedliche Waldecker von der Wahrheit belebt feyn, daß 
Fuͤrſt und Unterthanen glücklich feyn werden, und man in 
dieſer Hinſicht mit froher Hoffnung der Zukunft entgegen 
fehen könne. f 
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6. 52. Wird, Unfre Regierung, gnädigft beauftragt, 
die weiter nöthigen Verfirgungen nicht allein wegen der für - 
das Fuͤrſtenthum Pyrmont zu wählenden Landıtände, fo 
wie überhaupt wegen der im $. 3. feftgefeßten Zuſammen⸗ 
berufung aller Landftände zeitig zu treffen, fondern auch 
die Publication des gegenwärtigen Geſetzes ungeſaumt zu 
bewerffielligen. 

Arolfen am 28. Januar 1814. 


Georg Heinrid, : 





11) Herzogthum Naffau. 


Wenige von den kleinern Staaten Teutſchlanbs 
duͤrften ſich einer ſo milden und zweckmaͤßigen Regie⸗ 
rung erfreuen, wie das nun unter Einem Regenten, 
dem Herzoge Wilhelm, vereinigte Herzogthum Naſ⸗ 
fan, der am 5. Febr. 1816 feinem Vater, Friedrich 
Wilhelm, in den Weilburgifchen, und am 24. März 
183316 feinem Better, Friedrich Auguft, auch in den 

Ufingifchen Ländern folgte, Große Veränderungen ers 
fuhr diefer Staat in feinem Länderbefige, theils bei feis 
nem Beitritte zum Rheinbunde im Jahre 1806; theile 
als Folge der mit dem verwandten naffau » oranifchen 
Haufe im Koönigreiche der Niederlande (am 24. July 
1814), und mit dem Könige von Preußen (31. Mai 
1815) abgefchloffenen Verträge; theild durch die ver⸗ 
hältnigmäßig große Zahl von Mebdiatifirten, welche un. 
ter die Souverainetät diefeg regierenden Hauſes gebracht 
wurden. 

Bevor noch der Wiener Congreß eröffnet ward, 
machten burch Patent vom 2. Sept. 1814 die damals 
noch lebenden beiden Fürften nicht nur die Begründung 
einer landſtaͤndiſchen Verfaffung, fondern auch 
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bie Baſis derſelben, die Eintheilung ber Staͤnde in 
zwei Kammern, den Umfang ihrer Rechte, die Form 
der Wahl der Repraͤſentanten in der zweiten Kammer; 
die Dauer der Wahlen und die Zeitpuncte der Verſamm⸗ 
fung der Stände befaunt. Man fieht aus der, big 
dahin auf teutfchem Boden noch nicht üblichen, Abthei«. 
fung der verfammelten Repräfentanten in zwei Kam⸗ 
mern, wovon bie Mitgliedeg der eritern lebenslänglich 
und erblich feyn follen, daß man dabei theild die Ver- 
faffung Großbritanniens, theils Ludwigs 18 conflitus 
tionelle Charte vor Augen hatte. Noch if die Frage 
nicht entfchieden, ob eine folche Stellung der Repraͤ⸗ 
ſentauten in zwei Kammern gegen einander, von wel⸗ 
chen die im der erfiern kebenslängliche Mitglieder find, 
die in der zweiten Durch Wahl erhannt werden follen, 
auch in kleineren Staaten zweckmäßig und wohl 
shätig fen! Wir wollen darüber der Gefchichte nicht 
Sorgreifen, obgleich manche dabei eintretende Schwies 
zigkeiten ſchwer zu befeitigen feyn dürften; denn ſehr 
von einander verfchieden find die politifchen Intereſſen 
des Herzogthums Naſſau und der Koͤnigreiche Frankreich 
und Großbritannien im Innern! Auch bat der Aus—⸗ 
druck Herrenbanf für die erfie Kammer etwas, dag 
dem Geifte ber Zeit widerfirebt, und eben fo fcheint die 
Zahl der zufammenfommenden Repräfentanten in beis 
den Kammern für eine Bevoͤlkerung von nicht ganz 
300,000 Einwohnern vieleicht zu ftark zu fepn! Doch, 
diefe Bedenklichkeiten abgerechnet, fpricht fich in dem 
Patent: der verewigten Fürften ein rechtlicher, zeitge—⸗ 
mäßer Sinn aus. Gie geben ihren Ständen dag Recht 
des Antheils an der Gefeggebung, ohne 
welches alle ftändifche Nepräfentanten immer nur Sigu- 
vanten bleiben, und wenn auch der Einfluß des Grund⸗ 
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eigenthums und der zu begahlenden Steuern auf bie 
Wahl zur Kepräfentgtion vielleicht etwas zu hoch ans 
aefchlagen ift; fo ift doch der gelehrte Stand, und die 
gewerbtreibende Klaſſe bei der Nepräfentation beruͤck ⸗ 
ſichtigt. Darf man endlich von dem, was bereits 
nach den im Eingange angeführten Edisten für dag Land 
von den Fuͤrſten gefchehen it, auf den trefflichen Geift 
fchließen, der die Naffauifche Regierung befeelt, und 
nimmt man dazu die am 1. July 1816 befannt ge» 
machte neue Landesverwaltungsorganifation, nad) wels 
cher das Herzogthum in 25 Aemter eingetheilt, die 
Maffe der Abgaben vermindert, das Erziehungswefen 
- perbeffert, und der Gefchäftskreis der einzelnen Staats« 
behsrden näher bezeichnet ward; fo ift man zu der Er⸗ 
wartung berechtigt, daß das Herzogthum Naffau bei 
feiner neuen ftändifchen Verfaffung ſich wohl befinden 
werde, wenn gleich ihr Charakter und ihre Form von 
ber in den übrigen teutfchen Staaten gewöhnlichen auf 
vielfache Weife abweicht! Muß doch jede Verfaſſung 
zunächft auf die Localverhältniffe ihres Staates berech« 
net werden, und mag immer dag politifche Leben in den 
einzelnen teutfchen Staaten unter den mannigfaltigften 
Formen fich ankündigen! Die Nation wird dadurch reis 
cher an politifchen Erfahrungen, und übt und ſchaͤrft 
dag politifche Urtheil. 
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Wir Friedrih Auguf, von Gottes Gnaden 
fonverainer Herzog gu Naffau ıc. ıc. und 
Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden 

fouverainer Fuͤrſt zu Naffau ıc. ꝛc. 
find, mährend der voruͤber gegangenen unglädlichen Zeit 
fremder Oberherrſchaft in teutfchen Landen, bei fortdauern: 
deu Bedruͤckungen der Gewalt in augwaͤrtigen Staatsver⸗ 


296 Herzogthum Naſſau. 


haͤltniſſen, wodurch Wir mit Unſern Unterthanen und An⸗ 
gehoͤrigen, im gleichen Maaße wie alle teutſche Staaten, 
gelicten haben, ſtets und immer bedacht gewefen,-die, nach 
dem Rathſchluß der göttlichen Vorfehung Uns anvertraute, 
unbeſchraͤnkte Regierungswirkſamkeit, jammt dem Recht 
der Gefeßgebung, dahin zu verwalten, daß in diefer ſchwie⸗ 
rigen Lage, fo weit es die Umſtaͤnde erlaubten, nicht als 
lein die bärgerlihe Freiheit Unſrer Unterthanen 
möglichjt geſichert und die politifhe Gleich heit der⸗ 
felben von dem Gefetz aufrecht gehalten, fondern auch der 
Grund zu einer fünftigen, auf diefen beiden 
Stuͤtzpunctenruhenden, Verfaffung gelegt wurde, 
deren volle Ausbildung Wir, im zuverfichtlichen Borgefühl 
einer nahen glücklichen Veränderung, in den geſpannten 
europäifchen Staatenverhältniflen, mit dem Eintritte ders 
felben erwarteten. DB 
Bon diefer Abficht ausgehend und von folhen Beweg⸗ 
ründen geleitet, haben Wir bis hieher die vollfommenfte 
uldung religiöfer Meinungen und freie Hebung jedes Gotz 
tesdienſtes, in Unfern Landen, gehandhabt; eben fo die 
freie Neuerung politifcher Meinungen ; jo weit auswärtige 
Staatsruͤckſichten niche eine Befchräntung verlangten. Wir 
haben, in landesherrlichen Edicten, Unfern Unterthanen 
und Staatsangehörigen, den freien Abzug mit ihrem Vers 
mögen, nach erfüllter Militairpflicht, in alle diejenigen 
Staaten zugeitanden, wo gleiche Abzugsfreiheit in Unfer 
Gebiet geitartet wird. Wir haben die Leibeigenfchaft yon 
. Grund aus in Unferm Herzogthume getilgt, den Krohn _ 
und Dienftzwang, unter Schadloshaltung der Dienfther: 
ren, gelöfet, körperliche Züchtigungen, als Strafmittel 
abgeftellt, erblihe Vorrechte auf höhere Staatsämter, 
nicht-anerfannt: vielmehr aus allen Ständen zu den obers 
ften Civil: und Militairftellen berufen, wer Uns dazu tüch- 
tig erſchien. Die Juſtizpflege wurde, unabhängig von 
Uns, duch die angeordneten Juſtizbehoͤrden verwaltet, 
Wir Haben Unfern landesherrlihen Fifeus den Gerichtshö⸗ 
fen untergeordnet und Uns des Rechts, angeftellte Staats: 
diener willtührlich zu entlaffen, begeben. Wir haben die 
freie Benugung des Grundeigenthums unter den Schuß 
fhirmender Geſetze geſtellt, das Recht der Wildbahn und _ 
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alte, den Anbau des Bodens flörende, Weidegerechtfame 
bis zur Unfchädlichkeit beſchraͤnkt; die Abldfung der Zchn: 
ten, Grundbelaftungen und Servituten vorbereiter, fo wie 
die Vertheilung gemeinheitliher Allmenven im Voraus er: 
feichtert; endlich für die Einführung einer völligen Gewerz 
befreiheit vorbereitende Maasregeln getroffen. Wir haben 
keine Abgaben von Unfern Unterthanen erhoben, außer für 
Bedärfniffe des Staates; Wir Haben verordnet, daß ein 
Jeder dazu beitrage, nach dem Maasjtabe feines reinen 
Eintommens; daß einzelnen Ständen oder Perfonen keine 
Defreiungen forthin davon belaffen werden. Wir haben, 
in dringenden Finanzangelegenheiten, Domainen Unfers 
Haufes zum Vortheil der Staatskaſſe verdußers, indem es 
Uns nicht als eine Aufopferung erfhien, was von Unferm 
Familiengut zur Wohlfahrt des Landes verwendet wurde. 
Wir waren belohnt durch das Bewußtfeyn, zum öffent 
fihen Wohl Unfre NRegierungsrechte fo zu verwalten, durch 
die oft und in unzweifelhaften Aeußerungen zu Unſrer 
Kenntniß gefommene trene Anhänglichkeit Unſrer Uuterthar 
nen, weniger nicht, durch den glücklichen Erfolg Unſrer 
Bemühungen, worin die Uns Angehörigen unter mans 
cherlei ſchwierigen Verhältniffen, Schutz und weſentliche 
Vortheile, mit Auszeichnung ſogar, nicht ſelten gefunden 


haben. Der ſchoͤnſte Lohn aber wurde Uns zu Theil, als 


Wir Uns durch die Wirkungen dieſer Verwaltungsweiſe in 
den Stand geſetzt ſahen, dem großen, gegen die, von uns 
begrenztem Ehrgeize verfuchte, Aufrichtung einer Alleinz 
En in Europa, mit der ganzen Kraft des, Unſrer 

egierung untergebenen, teutihen Staategebietes beizus 
treten, und als Wir, in dem ruhmmwürdigen Eifer Unfrer 
Untertanen, für des gemeinfamen teutichen Waterlandes 
Wiederherſtellung, zur Freiheit und Unabhängigkeit Mit⸗ 
tel fanden, ein mehreres fogar für diefen großen Zweck aufz 
zubieten, als Uns, nad) den abgeſchloſſenen Verträgen, zu 
leiften oblag. 

Wir haben Unfern Unterthanen bei andern Veranlaf: 
fungen öffentlich dafür gedankt, und erneuern auch jetzt 
gern diefen Ausdruck Unfers Gefühles, Sie haben ihr 
Recht auf eine felbfiftändige und ehrenhafte Srellung uns 
ter den verwandten Stämmen des teurichen Volkes, im 


\ 
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kuͤnftigen teutſchen Staatenvereine, ſich befeſtigt; und Wie 
finden Uns bewogen, die Anerkennung dieſes Rechts, durch 
die dauerhafte Begrändung einer: eigenthümli— 
hen Verfaſſung, nwoch mehr ihnen allenthalben zu 
verfihern. Wir haben den Augenblick erlangter Befreiung, 
von. dem Uebergewicht fremden Einfluffes dazu benußt; 
die, im Gefolge des aufgedrungenen Gontinentaljyftems 
bei Uns nothwendig gewordenen, Befhränkungen des Janz 
dels und einiger Gewerbe wieder aufzuheben; die Anſtalt 
allgemeiner Bewaffnung, mit Unterdrückung der, bei dem, 
fruͤhern Militairſyſteme beſtandenen, Militairdifpenfationsz 


taxen, Auf eine feſtbeſtimmte und bleibende Weiſe in Unz. 


ferm Herzogthum einzuführen, aud) bie vormalige Freiheit 
des Buchhandels und der Druckerpreflen, mit. Beſchraͤn⸗ 
fung des Nachdrucks zum Vortheil teutſcher Schriftfteller 
und Verleger jedoch, Unfern Unterthanen zurückgegeben. 
Die fortdvauernde Wirkung _diefer Gefege und eonftitutios 
nellen Einrichtungen jtehen unter dem erhabenen Schuße 
der verbündeten Mächte; nach deren weiſen das Wohl der 
Mationen befeitigenden Befchläffen, ihnen, von außen die 
beruhigende Gewährleiftung der, mit Gerechtigkeit. verein⸗ 
ten, Stärke auch forchin verbleiben wird. Es iſt alfo nur 
übrig, Allem, mas für die Einführung einer liberalen, 
den Bedärfniffen Unfrer Zeit und Unfers Staates entfpres 
enden Berfaflung, in Unferm Herzogthume - entweder 
ſchon gejchehen ift, ‚oder noch erforderlid, feyn wird, auch 
. eine gleich fräftige Gemwährleiftung im Innern zu geben; 
welche Wir in der Errichtung von Landfiänden ger 
funden zu haben glauben dürfen. BR 
Indem Wir Unjern Landfländen die Bewahrung jener. 
angeführten Grundlagen ſowohl, wie die weitere Ausbilz 
dung einer folhen eigenthiimlichen Landesverfaflung übers 
tragen, überlaflen Wir Uns der Hoffnung, diefelben gez 
gen den Wechfel aller Dinge, welchem gefegliche Einrichs 
tungen, in rein monarchifchen Staatsformen mehr, wie 
anderwärts, unterworfen find, nach Möglichkeit, auf dies 
fer Seite fiher geftellt zu haben. Außerdem werden Win 
von der Abficht geleitet, den Standes: und Grundherren 
Unfers Herzogtums, deren vormalige unmittelbare Reichs— 
gebiete, im Laufe der Ereigniſſe, Unſrer Oberherrlichkeit und 


— —— 
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Reglerung üntergeben worden find, einen verhaͤltnißmaͤßl⸗ 
gen Einfluß auf die eigentHämlide Gefeg: 
gebung und Verwaltung Unfers Staates, als erb⸗ 
liches Vorrecht, zusufichern, und auf diefe Art ihnen einen 
verfaflungsmäßigen Wirkungskreis zu eröffnen, in welchem 
E für des Landes und ihrer vormahligen Unterthanen 

ohlfahrt, thaͤtig feyn können; umd wodurch billige An⸗ 
fpräche befriedigt werden, ohne die zum Flor Unſers verei? 
nigten Herzogthums erforderliche, und Unſern ſaͤmmtlichen 
Unterthanen in gleichem Maaße wohlthaͤtige, Einheit in 
der Landesgeſetzgebung und Vereinfachung der Verwaltung 

und Verwaltungsform zu ftören, deren giädlichen Folgen 
ſich Alle, wie Wir fehnlichft wuͤnſchen und hoffen, in den 
kommenden rühigern Zeiten nody mehr erfreuen werden, als 
bisher unter minder gänftigen äußern Verhältaiffen gefches 
hen konnte. i 

Hiernach haben Wir Gefchloffen und verordnen, wie 
nächfolgt: _ _ .. ., — 

9. 1. Die Landſtaͤnde Unſers Herzogthums find zur 
ſammengeſetzt aus Mitgliedern der Herrenbank 
und Landesdeputirten, welche, in abgeſonder— 
ten Sitzungen, ſich verſammeln. Die Mitglieder der 
Herrenbank werden von Uns auf Lebenszeit oder erblich 
ernannt; die Landesdeputirten aber, von den Vorſtehern 
der Geiſtlichkeit und hoͤhern Lehranſtalten, von den begil: 
tertiten Landeigenthimern und von den Inhabern größerer 
Gewerbe, in dem weiter unten beſtimmten Verhaͤltniß, und 
in Gemäßheit der darüber ertheilten Vorſchriften, ers 
wählt. 2 

"6, 2. Die politifche Stellung Unſrer Landflände im 
Allgemeinen und im Befondern, fo wie auch die vollitäns 
dige Bezeichnung desjenigen Antheils, den Wir ihnen an 
allen Zweigen der Geſetzgebung einräumen koͤnnen und 
werden, hängt mit von den zu erwartenden nähern Beſtim⸗ 
mungen, Unfrer und Unfers Herzogthums Verhältniffe, 
zu dem künftigen Sefammtvereine der teutfhen Staaten 
ab. Vorlaͤufig alfo, und bis zu hiernaͤchſt erfolgender 
nachträglichen Verordnung, erklären Wir hiermic und vers 
fprehen, für ‚Uns und Unſre Regierungsnachfolger, uns 
abaͤnderlich und für alle Zukunft verbindlich: daß Wir die 
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Sicherheit des Eigenthums und der perſoͤnlichen Freiheit 
unter die mitwirkende Gewaͤhrleiſtuug Unſrer Landſtaͤnde 
ſtellen. Sie ſollen daruͤber wachen, und darauf zu halten 
befugt ſeyn, daß die freie Wirkſamkeit der oberſten Juſtize 
behörden niemals beſchraͤnkt werde, daß willführliche Vers 
haftungen, ohne vechtliches Verfahren nach den bejtehenden 
Gefepen, nie und auf feine Weife Statt finden; auch daß 
keiner Unſrer Unterthanen jemals feinem gewöhnlichen Sa 
richtsſtande, und duͤrch die Gefege vorher beftimmten ors 
dentlihen Richter, durch außerordentliche Maasregeln, ents 
zogen werde. Zu dem Ende legen Wir fofort Unfern Lands 
ftänden nachfolgende Rechte bei: 


1. Ohne ihre Einwilligung foll an den, in dem Eingange 
des gegenwärtigen Ediets erwähnten, die Aufrechtz 
haltung der bürgerlichen und Gewerbefreiheit, fo wie 
die Gleichheit der Abgaben bezweckenden Sefegen und 
Einrichtungen, weder von Uns noch) von Unfern Re: 
gierungsnachfolgern, zur Befhräntung der darin bes 
ftimmten Rechte, jemals einige Abänderung verfügt 
werden. Ueberdies follen wichtige, das Eigenthum, 
die perfönliche "Freiheit und Verfaflung betreffende, 
neue Landesgeſetze nicht ohne den Rath) und die 
Zuftimmung der Landftände, eingeführt werden. 


3. Sie können Uns VBorfchläge zu Abänderung beftes 
hender und Einführung neuer Geſetze überreichen; alls 
gemeine und befondere Beſchwerden einzelner Landess 

U heile oder Unterthanenflaflen Uns vortragen, und 
fordern, daß gegen Unfern Staatsminifter, fo wie 
auch gegen Landescollegien, wegen beftimmter Ber 
ſchuldigungen, eine Unterfuhungscommiflion ange 
ordnet werde; wenn dieſe Befchuldigungen auf bes 
feheinigten Abgaben beruhen, daß von ihnen Vers 
ietzungen der hier oben unter Nr. ı. angeführten, und 
fogleih hier nachfolgend über die Abgabenerhebung 
und Verwendung feltgefester Verfallungsbeftimmuns 
gen verfügt oder zugelaflen worden; oder auch, daß 
fie ſich Concuffionen oder verbotene Annahme von Ger 
ſchenken erlaubt, ‚oder bei ihren: Untergebenen zuges 

„.. Inflen haben. Dergleihen Vorſchlaͤge und Beſchwer⸗ 
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den konnen, von jedem einzelnen Mitgliede 
der Herrenbanf und der Landesdeputirten,. während 
der Sitzungen ihrer Verfammlung, in Antrag ges 
bracht werden. Die Anträge werden in jeder) Abthei⸗ 
Jung befonders erörtert und daruͤber abgeſtimmt Sie 
koͤnnen Uns aber nur alsdann vorgelegt werdeh, wenn 
fie dte Zuſtimmung der Mehrheit in jeder 
Abtheilung erhalten haben. Auf gleiche Art werden 
die, von Uns den Landftänden zum Gutachten und 
Beiftimmung mitzutheilenden, Gefegesvorfchläge in 
jeder Abtheilung befonders difeutiet, und darüber ab: 
geftimmt; fo daß nur die für ſich zaͤhlende Stimmen⸗ 
mehrheit, in jeder einzelnen Abtheilung, die Zuftim: 
mung der Landftände beurfundet, Herrſchen getheilte 
Meinungen in beiden Abtheilungen; fo wird die Verr 
einigung derfelben durd) eine, von jeder Abtheilung 
in gleicher Anzahl zu erwählende, Deputation vers 
ſucht, welche unter den beiden Präfidenten zufammens 
tritt. Bei nicht Statt findender Vereinbarung behal⸗ 
ten Wir Uns die landesherrlihe Entfheidung bevor, 


3, Alle, von den Unterthanen zu erhebende, directe 
und indiveste Abgaben folen, von der Mehrheit 
Unſrer Lanojtände, wobei die einzelnen Stimmen, 

‚nach gefhehener befonderer Umfrage, in beiden Abs 
theilungen zufammen zu zählen find, im Voraus bes 

willigt werden; alle directe Abgaben, für den Zeits 
raum eines Jahres, die indiresten, nad Sutfinden, 
auf ſechs Jahre hinaus. Zu dem Ende ift das Ber 
därfniß des kommenden Jahres, fammt dem wahr: 
fcheinlihen Extrage der zu erhebenten Abgaben, in 
genauen und vollſtandigen Ueberfichten, ihnen vorzu⸗ 
legen; auf gleihe Art auch die gefchehene Verwen— 
dung der, früher von den Fandftänden zu angegebenen 
Staatsbedärfuiffen bemilligten, Abgaben ihnen, un: 
ter gejtatteter Einficht der geführten Rechnungen, mit 
ben Belegen derjelden nachzuweiſen. 

4. Die Landftände können, während ihrer jeweiligen 


Sisungszeit, Vorftellungen und Bittfchriften von 
"einzelnen Unterthanen fowohl, wie auch von Gemeins 


302 Herzogtum Naſſau. 


ben annehmen. Solche muͤſſen ſchriftlich an die Praͤ⸗ 
fidenten beider Abtheilungen eingeſchickt werden. 


8.3, Bir werden die Landftände alljährlich , zwiſchen 
dem 1. Jan. und 1. April, und ſonſt im Laufe des Jahres, 
fo. oft 3 Une erforberlich ſcheint, außerordentlich verſam⸗ 
meln; behalten Uns aber das Recht vor, ihre Sigungen 
nach Gurbefinden zu unterbrechen, aud) die Verſammlung 
der, Landesdeputirten gänzlich aufzulöfen, und cine ander: 
weite Wahl derfelben anzuordnen. Eine jede eigenmächtige 
Zufammenfunft der Verfammlung der Landfiände, oder ei? 
ner von ihren Abtheilungen, ohne Unſre vorgängige Einlaz 
dung, iſt unerlaußt, und was darin verhandelt oder bes 
febloffen werden follte, für null und wichtig zu achten. Bet 
den ordentlichen und auferordentlichen Verfammlungen der 
Landftände werden Wir, zu den Sitzungen jeder Abtheiz 
tung, Commiffarien abordnen,. welche an allen Verbands 
lungen Antheil nehmen, ohne jedoch bei den Abflimmuns 
gen zugegen zu ſeyn. Die Handhabung der innern Poli? 
zei der Verfammlungen bleibt ihnen ſelbſt uͤberlaſſen; nad 
Maasgabe einer Ordnung jedoch, die, im Laufe der erften 
Sigung zu entwerfen, und Uns zur Genehmigung vorzu: 
legen ift. Während der Verfammlung der Landftände kann 
kein Mitglied, ohne Zufiimmung der Abtheilung, wozu es 
gehört, aus irgend einem Grunde oder Veranlaflung, zu 
gefänglicyer Haft gebracht werden. 


$. 4. Gebohrne Landftände und Mitglieder der 
Herrenbank find alle Prinzen Unfers Haufes, nad) zurück 
gelegtem ein und zwangzigften Jahre ihres Lebens: 
alters. Sodann ertheilen Wir die Landftandfchaft, zur 
Herrenbank, als ein erbliches mit dem Befige der, in Un⸗ 
ferm Herzogthunie betehenden, Standesherrſchaften ver: 
bundenes Vorrecht, den fürjtlihen Käufern von Anhalt: 
Bernburg: Schaumburg, von Solms: Braun: 
fels, von Wied: Neuwied, von Wied-Runkel 
and von Solms + Lichs fodann den gräflihen Familien 
von Waldborts Baffenheim und von Waldern: 
dorf; endlich dem Heren Fürften von der Leyen, wes 
gen der Grundherrlichkeit zu Fachbach und Nievorn, dem 
Herrn Zürften von Hatzfeld, wegen der Grundherr⸗ 
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ſchaft Schönftein, und dem Freiheren von Stein, wer 
gen der Herrfhaften Früchte und Schweighaufen, ſammt 
übrigen, von Unſerm Geſammthauſe zu Lehen tragenden, 
Stammgätern. Die jeweiligen Häupter diejer fuͤrſtlichen, 
gräflihen und freiherrlihen Familien, und Inhaber der 
bemeldeten Standesgebiete und Grundherrfchaften, find 
erbliche Landftände in Unferm Herzogthume, und gebohrne 
Mitglieder der Herrenbank. Sie haben das Recht, den 
Verfammlungen der Landftände, vum Eintritt in das fünf 
und zwanzigite Lebensjahr an, perfönlicy berzumohnen, 
und können ſich nad Gutfinden, auch durch) befonders dazu 
geordnete Bevollmächtigte, darin vertreten laffen. Glei⸗ 
ches DVertretungsvecht fteht den Vormuͤndern unmiündiger 
Samilienhäupter zu; doch muͤſſen ihre ftellvertretenven Bes 
vollmächtigte in Unfern Landen anggfeflen ſeyn, und mins 
deſtens dem Freiherinjtande —— auch das fuͤnf 
und zwanzigfte Lebensjahr zurückgelegt haben. Außer 
diefen vorgenannten werden Wir noch andere Mitglieder 
der Herrenbank, auf Lebenszeit oder mit dem Rechte der 
Vererbung, nach Unferm Gurfinden und vorher eingehohls 
tem Gutachten der ſchon beftehenden Mitglieder, ernenz 
nen, mit der Einihränkung jedoch, daß Ddiefelben zum 
teutſchen Fuͤrſten-, Grafen- oder Freiherrenitanse ges 
hören, und mwenigitens zweihundert Gulden zu jedem 
Srundfteuerfimplum in Unferm Herzogthume beitragen. 
Kein Mitglied der Herrenbank kann fich durch ein anderes 
Mitglied in der Verfammlung vertreten laffen, oder ihm 
die Führung feiner Stimme übertragen, 
6. 5. Die Verfammlung der Landftände von der Herz 
renbank findet gleichzeitig Statt mit der Verfammlung 
der Landesdeputirten, und an dem nämlihen Orte. Die 
Einladungsfchreiben werden Wir den Mitgliedern unmitz 
telbar zufertigen; den Präfidenten aber für. die Dauer jeder 
Sigungszeit aus ihrer Mitte ernennen. Die allgemeinen 
Sigungstoften find aus Unfrer Staatskaffe zu beitreiten. 
6. 6. Die Berfammlung der Landesdeputirten 
befteht aus zwei und zwanzig Mitgliedern; bei deren 
Wahl die hier nachfolgenden Vorfchriften zu beobachten find, 
Die Inſpectoren der evangelifch :lutherifchen und der refor⸗ 
mirten Geiſtlichkeit, fodann die Landdechanten der katholi⸗ 
Zweiter Band, 20 
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ſchen verfammeln fih an einem beftimmten Tage unter dent 
Vorfige eines, von Uns hierzu abgeordneten, Commiſſa⸗ 
vius auf deflen vorgängige, ihnen zuzufertigende, Einla⸗ 
dung. Eine jede dieſer Wahlverſammlungen erwaͤhlt einen 
Landesdeputirtien, auf völlig gleiche Art, die Vorſteher der 
höheren Lehranftalten einen, und alle, in der zwölften 
und ſechszehnten Gewerbfteuerklaffe kataſtrirte, Gewer⸗ 
bebeſitzer drei Lansesdeputirte aus ihrer Mitte. Die Kor 
fien der Reife zur Wahlverfammlung find den geiftlichen 
Inſpectoren, Landdechanten und Rectoren der Lehranſtal⸗ 
ten zu verguͤten. Die Landeigenthämer, mweldye zu jedem 
Grundfteuerfimplum wenigjtena | ieben Gulden und dars 
über beitragen, erwählen funfzehn Landesdeputirte aus 
ihrer Mitte, und unter denjenigen Gutseigenthuͤmern, die 
zu jedem Grundfteuerfunplum wenigftens ein und zwan⸗ 
zig Gulden und darüber beitragen, auch das fünf und 
zwanzig ſte Lebensjahr zuruͤckgelegt haben. Zu dem 
Ende ſind die Wahlmaͤnner durch Einladung des, von Uns 
zu ernennenden, vorſitzenden und dirigirenden Commiſſa⸗ 
rius, ‚nach der vorgeweſenen Abtheilung Unſers Herzog⸗ 
chums in Steuerreviſionsdiſtricte, in den fünf Hauptor⸗ 
ten, nämlidy in Wiesbaden, Limburg, Ufingen, Ehren⸗ 
Hreitjtein und Hachenburg, zu verfammeln, und von ihnen 
die Wahl dergeftalt zu vollziehen, daß die Wahlverfammz 
Jung zu Wiesbaden vier, eine jede der Wahlverſammlun⸗ 
gen zu Ufingen, Limburg und Ehrenbreitftein drei, und 
jene zu Hachenburg zwei Landesdeputirte zu ernennen hat. 
Sn allen Wahlverfammlungen, ohne Unterfchied, entſchei⸗ 
det die abfolute Stimmenmehrheit der anweſenden Mitglier 
der. Abwefende können ihr Stimmrecht an einen andern 
nicht Übertragen. Die Abitimmung über geeigenfchaftere 
Candidaten zu Landesdeputirten wird fo oft in der Ver⸗ 
fammlung wiederholt, bis die abfolute Stimmenmehrheit 
für einen. jeden Einzelnen entſchieden iſt. Die Wahl der 
Sandesdeputirten gefchieht für die Dauer von fteben Jah— 
ren, Nach Ablauf derfelben wird zur neuen Wahl gefchrits ' 
ten, wenn nicht etwa früher eine außerordentliche Aufloͤſung 
der Randesdeputationsverfammlung von Uns verfügt worden 
ift. Die abtretenden Landesdepusirten find in jedem Falle 
wieder wahlfähig. 
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$.7. Die Reifekoften nebft Tagegebühren für die Dauer 
der Sigungszeit und für die Zage ihrer Gegenwart, am Orte 
der Berfammlung, follen den an esteputirten, ohne Unter: 
fchied, aus Unfrer Staatskaſſe vergütet, und der Betrag der 
legtern, nach angehörtem Gutachten der Landitände, im Laufe 
der eriten Sigungszeir von Uns beftimmt werden. Gleicher⸗ 
maßen find die allgemeinen Sißungskoften der Landesdepu— 
tirtenverfammlung aus Unfrer Staatstaffe zu beitreiten. 
$. 8. Die Landesdeputirten verfammeln ſich auf die, 
ihnen von Unferm dirigivenden Staatsminijterium zutom: 
mende, Einladung am beitimmten Orte und Tage. Den 
Praſidenten ihrer Verfammlung werden Wir, für eine jede 
Sigungszeit, aus drei von ihnen Uns vorzufcdlagen en 
Mitgliedern ernennen. Nur die Stimmen der, in einer 
Stimmung anwejenden, Landesdeputirten werden gezählt; 
Abwefende fönnen fich durch Andere nicht vertreten laſſen. 
$. 9. Die Sigungen der Landftände find nicht öffent: 
lich; doch koͤnnen dieſelben durd Stimmenmehrheit die öfr 
fentliche Bekanntmachung ihrer Verhandlungen, im Ganz 
zen und Einzelnen, mittelft Abdruck und Vertheilung, von 
fünf und zwanzig Eremplaren, an jedes ihrer Mits 
glieder, verordnen, Auc find, nad) dem Ermeflen der 
Stimmenmehrheit, in den Verfammlungen ſolche Auszüge 
aus ihren Sitzungsprotokollen durch das allgemeine Intels 
ligenzblatt zur öffentlihen Kenntniß zu befördern, 
$. 10. Die gegenwärtige Edictalverordnung foll von 
Unferm nachgefegten Staatsminifterium derigeftalt in Voll⸗ 
ziehuug gebracht werden, daß die erfte Verfammlung der 
Lanpdftände im nächftfommenden Jahre Statt finden kann. 
Mögen Unfre Unterthanen aller Stände und Klaſſen darin 
einen neuen Beweis Unfers unbegrenzten Zutrauens zu ihr 
rer treuen Anhänglichkeit und vaterländifchen Gefinnung 
wahrnehmen, und Unfer unwandelbares reines Beftreben 
erkennen, Bürgergläc und Wohlftand in Unferm Staatss 
gebiete auf fihern Grundlagen und dauerhaft zu befeftigen. 
Gegeben zu Bieberich am ıften, und zu Schloß Ens 
gets, am 2. Sept. 1814. 
Friedrich Auguft, Herzog zu Naſſau. 
Friedrich Wilhelm, Fürft zu Naſſau. 
vt. Freih. v. Marſchall. x 
20 * 
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12) Herzogthum Sadhfen - Coburg. 


Nach Beendigung des Wiener Congreffes erfchien 
am 16. März 1816 von dem regierenden Herzoge 
Ernft von Sachſen-Coburg ein Decret, in wel— 
chem er die Grundzüge der neu einzurichtenden ſtaͤn⸗ 
difchen DBerfaffung feines Staates oͤffentlich befanne 
machte. Er erkennt darin die Stände „als Vertre— 
ter der fämmtlichen Unterrhanen und als 
Bürgen der Aufrechthaltung der Berfaffung an“; er 
£heilt fie in gebohrne und gewählte, fo daß die 
Kittergutsbefiger zu den erſten, die Repräfen» 
£anten aber aus den Stabträthen, aus dem Bür« 
ger» und Bauernftande zu den zweiten gehören. 

"Da zu den gemählten Nepräfentanten des Bürgerftan« 
des wahricheinlich auch die Mitglieder des gelehrren 
Etandes und der gewerbetreibenden Klaffe 
gerechnet werden; fo dürfte, nach diefem Maasſtabe, 

in der That jede Klaffe von Staatsbürgern vertreten 
werden. Nur ift dag Verhältni in der Zahl der ftäns 
difchen Repräfentanten noch nicht auggefprochen ; doch 
fieht man, daß an eine Trennung derfelben in zwei 

Kammern, wie im Herzogthume Naffau, nicht gedacht 

wird, 
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Wir Ernfi, von Gottes Önaden Herzog zu 
Sachſen, Juͤlich, Cleve und Berg, auh En: 
gern und Weitphalen, Landgraf in Thärim 
gen, Markgraf zu Meißen, fouverainer 
Fuͤrſt von Coburg und Saalfeld, gefürfte: 
ter Sraf von Henneberg, Graf zu der Marf 
und Ravensberg, Herr zu Ravenftein ıc. ꝛc. 

Wir haben mit Unfern getreuen Unterthanen eine un 
gluͤckliche Zeit uͤberſtanden. Denn unglädlih muß woh 
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die- Zeit genannt werden, in welcher eine fremde Macht 
alle Mirtel anwandte, auch die teutſchen Lande fich zu un: 
terwerfen, an die Stelle der teurichen Sitten und Rechte 
die ihrigen zu feßen, und alles aufzuldjen, was auf Wier 
dererweckung teutfchen Sinnes und teutfcher Verfaſſung 
hinzuwirten vermochte. Solche Zeiten prüfen; Wir koͤn⸗ 
nen Unfern Unterthanen aber das Zeugniß nicht verfagen, 
daß fie auch in diejen Zeiten an ihrer Treue und ihrem 
Bertrauen gegen Uns fi durch fremde Einflüffe nicht has 
ben irre führen laffen. Wir felbjt verſuchten in jenen jtürs 
mifchen Zeiten, dasjenige zur Wohlfahrt Unfrer Lan e zu 
thun, was irgend noch moͤglich war. Sin diefer Hinſicht 
haben Wir Uns bemüht, den Lauf der Juſtiz, als die erite 
gerechte Forderung des Unterthang an feinen Fürjten, unge: 
ftöre.zu erhalten; um die Betriebfamkeit Unjrer Untertha⸗ 
nen nicht dur Monopole-zu hemmen, haben Wir diefe 
aufgehoben; um den freien Verkehr möglichit zu unters 
ftügen, haben Wir die Ausübung ies Näherrehts für uns 
ftarchaft erkläre, und Unfern Vafallen, unter gewiflen, in 
dem Mandat vom 11. Dec. 1809 beftimmten, Bedinguns 
gen die Verjiherung ertheilt, daß Wir Uns ftets geneigt 
finden laſſen würden, das Lehen in freies Eigentum zu 
verwandeln, das Gut von der Belehnung, wie auch vom 
Heimfallsrecht, zu befreien, und ſolchergeſtalt den Lehens⸗ 
verband‘, zum Vorrheil der Lehensbejiger, aufzulöfen; im 
gleicher KHinficht haben Wir die Verteilung der Gemeins 
debefißungen eingeführt, und dadurch die beſſere Benugung 
diefer Güter Unſern Unterthanen moͤglich gemacht. Als, 
durch den langwierigen Krieg und durd die ganzlihe Umz 
änderung - der Staatsverhältnifle, die Beduͤrfniſſe und 
Staatsausgaben größtentheils fortwährend vermehrte wurs 
den, mußten Wir es als Pflicht anfeßen, eine möglichit 
gleiche Vertheilung der Staatslaſten herzujtellen, und zu 
folhem Ende, da die fteuerpflichtigen Unterthanen die Laſt 
allein zu tragen nicht ferner vermochten, auch die bisher 
unbefteuerten Grundeigenthämer in die Steuer zu legen; 
Wir Haben aber auch dabei die Beruhigung genoflen, daß 
von diejen die Nothwendigkeit diefer Verfügung nicht vers 
fannt worden iſt. Stets überzeugt, daß eine wohleinges 
richtete ftändiiche Verfallung großen. Vorsheil einem Lande 
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bringe, haben Wir felbft im Jahre 1808 den Verfuch ger 
macht, folde wieder herzuftellen; allein die immer aufs 
Neue ausbrechenden, Kriege geftatteten Feine ruhige Beraz 
thung und Fortfeßung wohlthaͤtiger Verhältnifle. 

Als aber endlich für Teutſchland ſich beffere Ausfichterr 
jeisten, als überall die Kräfte zur Rettung des teutſchen 
Vaterlandes fih regten, glaubten Wir, daß es Unfere 
Pflicht fen, als teutſcher Furft an dem großen Bunde Theil 
zu nehmen. Unfere Unterthanen haben diefe Sefinnungen 
mit Uns getheilt, und immer willig, theils perſoͤnlich, 
theils durch Kojtenbeiträge für die große und heilige Sache 
zu wirken gejucht. . Diefes Unfer und der Unfrigen Beftres 
ben ijt der Aufmerkfamteit der hohen verbündeten Mächte 
nicht entgangen; und Wir haben darüber die unzweideu: 
tigiten Beweiſe erhalten. Bon Unfern Nachkommen. koͤn⸗ 
nen Wir den Vorwurf nicht befürchten, als ob Wir und 
die Unfrigen in der Zeit das nicht gerhan hätten, was in 
ihr geichehen mußte. 

Nunmehr da das däftere Gewoͤlk verberbliher Kriege 
und nicht minder verderbliher politiiher Meinungen fich- 
verzogen, da der Friede bleibend zuräcgekehrt; fo kann 
dem Fürften nichts angelegentlicher erfcheinen, als feinem 
Lande eine ſolche Verfaflung zu geben, welhe Sicherheit 
des Eigenthums und vernänftige Freiheit im Hans 
dein, Reden und Schreiben gewährt, und fomit die 
Bande zwifchen Fürften und Unterthan feiter knuͤpft. 

Die Bundesacte fpricht im 13. Artikel den allges 
meineh Willen der Fürften dahin aus, daß in allen Buns 
desitaaten eine landjtändifche VBerfaffung Statt 
finden werde. Daher find die nähern Grundfäge und Ber 
fimmungen, auf welche die ftändifche Verfaflung der teuts 
fhen Staaten im Allgemeinen errichtet werden foll, noch 
zu erwarten, damit das Beſondre dem Allgemeinen nicht 
widerfprehe, fondern Überall, fo weit ed möglid) iſt, eine 
Gleichfoͤrmigkeit Start finde. Indeſſen wollen Wir Uns 
dadurch nicht abhalten laſſen, Unfern getreuen Unterthanen 
hierüber vorläufig Unfre Gefinnungen und Anfichten im 
Allgemeinen über diefen fo wichtigen Gegenftand mitzutheis 
len. Wir haben nach der Zuruͤckkunft in Unfre Lande eis 
nes Unfrer erſten Gefchäfte ſeyn laſſen, Uns das früher abs 
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geforderte Gutachten Unſrer Landesregierung zum Vortrag 
bringen zu laffen, und diefer Angelegenheit Unjre ganze 
Aufmerkſamkeit zu widmen. Wir erklären daher Unfern 
Unterthanen, daß Wir eine ſtaͤndiſche Verfaſſung 
zu begränden, und zwar dergejtalt bejorgt ſeyn werden, 
daß die Stände als Vertreter der ſaͤmmtlichen Un 
terthanen und als Bürgen der Aufrechthaltung der herzus 
ftellenden Berfaflung angejehen und gehalten werden follen. 
Bei diejem ehrenvollen und hochwichtigem Auftrage ſpricht 
fi) von felbft aus, daß zu landſchaftlichen Stellen nur die 
unzweideutigfte Würdigkeit führen und gelangen fann. Da 
im State nicht Alle reden und nicht Alle rathen können 
über das, was dem Lande Noth it, und über das beite 
Mictel, wie ihm zu helfen iſt, wenn nicht Verwirrung 
fiat Ordnung, leidenfchaftlid aufgegriffene Anſicht ſtatt 
teifer Ueberlegung Platz gewinnen foll; fo wird eine forgz 
fältige Beftimmung hierbei nochwendig. Beſitz des Grunds 
eigenthums, Rechtlichkeit und Einjicht find die Eigenſchaf⸗ 
ten, die Anfpruch auf Landftandfchaft geben. Was bejon: 
ders, in Anfehung des Grundeigenthums, die Rittergüter 
betrifft, auf welchen von alten Zeiten her die Landftands 
[haft geruhet; fo find Wir gemeinet, folhen Vorzug bet 
denfelben zu belaffen. Wir nehmen an, daß fchon der Ger 
danke, daß auf einem folchen Gute von den Altvordern zum 
Beſten des Vaterlandes gerathen worden iſt, einen Reiz 
auf den Beliger bringen muß, ferner nach beſter Einficht 
für das gemeine Wohl mitzuwirken. Und darum theilen 
Wir Unfre Stände in 
gebohrne und gewählte. 

Zu den erftern vechnen Wir diejenigen, welche mit eir 
nem Nittergute begabt find, und überdies diejenigen Ei— 
senfhaften in ſich vereinigen, die Äberhaupt zu der Würs 
digkeit eines Landſtandes erforderlich find. Gelangt ein fol: 
ches Gut auf Frauen oder Unmündige; fo wird die Lands 
ftandfchaft durch dazu geeigenfchaftete Vormuͤnder und Ber 
vollmächtigte ausgeübt, 

Die gewählten Stände befichen theils aus den Glier 
dern der Magiftrate und Stadträthe, theils aus dem Buͤr⸗ 
ger: und Bauernjtande. Wer in diefen Ständen berech⸗ 
tigt ift, den Stellvertreter zu wählen, und wer zu diefem 
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gewählt werden kann; darüber wird künftig die nähere 
Beltimmung erfolgen. Indeſſen muß in jeder Rüdfiche 
ein Verhältniß zwifchen den gebohrnen und gewählten Staͤu⸗ 
. den Statt finden. Eben fo zweckmaͤßig und nothwendig 
muß es erfcheinen, daß nur Eine und nicht befondere 
Landfchaften für Unfre verfhiedenen Lande. hergejtellt wer⸗ 
den. Es muß fein Theil von dem Gedanken beunruhigt 
werden, daß er jchwerere Laften zu tragen habe, als der 
andere; das Einzelne und das Ganze muͤſſen zuſammen⸗ 
greifen; kein Theil darf dem andern fremd feyn. Was 
die Nechte und. Pflichten Unfrer Landitände anbelangt, 
fo fegen Wir verbindlich feit: 


1) Allgemeine Geſetze, welche die Verfaffung, die pers 
fönlihe Freiheit und das Eigenthum betreffen, ſollen 
den Ständen zum Gutachten mitgetheilt werden, und 
bevor dieſes geichehen und die Erklärung der Stände 
binnen der zu feßenden Zeit eingegangen, feine vers 
bindlihe Kraft haben. 


2) Die frühern, unter die obige Kategorie gehörigen, 
Sefege, welche in der Zwifchenzeit, wo die ftändifche 
Verfaſſung ruhete, ausgefloflen, und daher zur Bez 
rathung nicht mitgetheilt worden find, follen, wenn 
7, die Stände über diefelben hie und da Bedenken finden, 
und ſolche Uns anzeigen, in nochmalige Prüfung gez 
zogen, umd ſolche hiernach entweder abgeändert oder 
aufgehoben werden. 
® 3) Zn gleicher Rückficht können die Stände bei Uns bie 
Befchwerden des Landes gegen Druck oder unerlaubs 
te Eingriffe der Staatsdiener in die Rechte der Un: 
terthanen anzeigen, wo Wir alsdann die nöthigen Uns 
terfuchungen verfügen werden; Sie können 
. 4) ferner bei Uns Vorfchläge übergeben, nach welchen 
auf die anzugebenden Thatfachen entweder alte Ges 
feße abzufchaffen oder neue Gefege einzuführen feyn 
möchten. 
5) Ohne der Stände Bewilligung follen feine neuen 
Steuern ausgefchrieben werden. Uebrigens wollen 
Wir, dab bei der allgemeinen Steuerpflichtigkeit, 
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und da Uns die Wohlfahrt des Adels und des Buͤrger⸗ 
und Bauernſtandes gleich nahe liegen muß, eine moͤg⸗ 
lichſt verhaͤltnißmaͤßig gleichheitliche Vertheilung der 
Staatslaſten beobachtet und hergeſtellt, und ſonach 
kein Stand vor dem andern beſchwert werde, welches 
bei dem gebietenden Drange der Umſtaͤnde nicht inmer 
zu bewirken moͤglich war; 


6) Die Stände wählen ſich einen Director, die Aus⸗ 
fhußglieder, den Confulenten, Copiſten und Caflies 
ter, und ſuchen bei Uns die Betätigung derfelben. 


7) Die Rechte, welche den Rittergutsbefigern, den Par 
tronatsherren u. ſ. w. als folchen zujtehen, werden 
Wir, zur Aufhebung aller Willtühr und möglichen 
Eingriffe, in befondern Verordnungen beitimmen, und 
folhe vor ihrer Bekanntmachung, den Ständen zur 
Prüfung und Berathung mittheilen; Dagegen 


8) erwarten Wir nun aud) von den finftigen Vertre⸗ 
tern Unſrer Unterehanen, daß fie bemüht feyn werden, 
Unfre wohlmeinenden Abfichten zu unterftägen, und 
das gemeine Wohl immer mehr empor zu bringen und 
zu befeitigen; die Abgaben nach verhältnißmäßiger 
Gleichheit zu tragen; aber die von allen zu entriche 
tenden Steuern und Abgaben als eine unverlegliche 
Sache anzujehen, die nicht zu etwas anders, ale 
dazu, wozu fie von Uns und den Ständen beftimme 
worden, verwendet werden darf. Deshalben wird 
eine genau unter der Aufjicht Unfrer Landesregierung 
ſtehende Rechnungsverwaltung nothiwendig. 


Sndem Wir nun auf folhe Weife Unfern getreuen 
Unterthanen nicht nur die Zufiherung der Erlangung einer 
ftändifchen Verfaſſung, fondern zugleich auch die Grunds 
linien gegeben haben, nach weldhen die fünftige Verfafz 
fungsurfunde zu begreifen feyn foll; fo erklären Wir annoch 
weiter, daß Wir den vollitändigen Entwurf fothaner Urs 
tunde des nächften einer eigenen Commiſſion, welhe Wir 
aus einigen Unfrer Staatsdiener und aus einigen Unſrer 
vormaligen Stände zufammenfesen werden, zur Prüfung 
übergeben werden. Sobald dieje fih über die Grundfäge 
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wird vereinigt haben, werden wir, wegen der anzutreten⸗ 
den Wahlen und dem ſodann zu beſtimmenden Landtag, 
das weiter Erforderliche zu erlaflen unvergeflen jeyn. Nur 
foll fein Theil vergeffen, daß die Form das Geringere tjt, 
und daß der gute Geijt hineingelegt und damıt das Ganze 
belebt werden muß. 

Coburg zur Ehrenburg den 16. März 1816. 


Ernſt, H. z. S. C. S. 


Gruner. 





13) Großherzogthum Sachſen-Weimar. 


Seit den letzten dreißig bis vierzig Jahren galt der 
an ſich kleine Staat des Herzogs von Weimar als ein 
ausgezeichneter Lichtpunct der Aufklaͤrung, der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und artiſtiſchen Bildung in der Voͤlker⸗ 
charte Teutſchlands, von deſſen 28 Millionen Einwoh⸗ 
nern der Weimariſche Staat hoͤchſtens damals 109,00@ 
Bewohner umfchloß. Allein an der Spitze diefes Staa- 
tes ftand ein Fürft, der dag Licht ertragen konnte, und 
die Verbreitung bdeffelben beförderte; und im Einver⸗ 
ftändniffe mit ihm wirkten geiftvolle, wiffenfchaftlich 
gebildete und gefhäftsfundige Männer, unter welchen 
die Namen Voigt, Göthe, Fritfh und Gers- 
dorf mit Ruhm und Ehre auf die Nachwelt überge- 
ben werben. . 

Es durfte alfo nicht befremben, daß eben dieſer 
Staat, nach feiner geographifhen Erweite— 
rung auf dem Wiener Eongreffe und nach der von den 
europäifchen und teutfchen Mächten anerfannten gro ß⸗ 
herzoglichen Würde feines Negenten, den übri« 
gen größern und Eleinern Staaten des teutfchen Staa. 
tenbundes mit einer zeitgemäßen Berfaffung 
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poranging, in welcher mit weiſer Umficht dag Gute 
aus ben Altern, fchon vorhandenen, Formen mit dem- 
jenigen, was ber fortgefchrittene Geift der teutfchen 
Voͤlkerſchaften als Bedürfnig und Garantie feines wei- 
tern Fortſchritts verlangte, in die genauefte Verbindung 
gebracht ward. Eine gründliche und fachkundige Ueber- 
ficht über die ehemalige Verfaffung diefes Staates, und 
über die Veränderungen derfelben im Jahre 18509 und 
1815 befindet fih im zweiten Stuͤcke des erſten 
Bandes des allgemeinen Staatsverfaf- 
funssardhive. 

Nachdem am 15. Dec. 1806 ber Herzog von Weis 
mar, mit den übrigen Fuͤrſten des Erneftinifchen Hau« 
fes, dem Rheinbunde zu Pofen beigetreten war, er 
fhien am 20. Sept. 1809 bie, Conftitution der 
vereinigten Landfchaft der Herzoglich Weis 
mar» und Eiſenachiſchen Lande mit Ein» 
fhluß der Jenaifhen Landesportion. Sie 
mar blog proviforifch, und zunächft dazu beſtimmt, die 
einzelnen Beftandtheile des Staates unter einander in 
nähere Verbindung zu bringen, damit die Laften, welche 
während der Zeit des Rheinbundes auf demfelben ruh—⸗ 
ten, gleichmäßiger vertheilt werden, und den Kredit 
des Ganzen nicht erfchüttern möchten. Deshalb wur- 
ben die drei Landfchaften von Weimar, Eifenach 
und Jena zu Einer Landſchaft, in drei Kreifen 
befichend, vereinigt. Die fämmtlichen Gefchäfte 
follte eine kändifche Deputation, unter dem Vor» 
fige eines General» Landfchaftsdirectorg, beforgen. Die 
Berwaltung der Steuergefchäfte aber warb einem Land⸗ 
fchaftscollegium übertragen. Die Stände jedes Krei⸗ 
fe8 follten aus Gutsbefigern und Städten br 
ſtehen, und zwar aus folchen Öutsbefigern und Städ« 
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ten, welche bisher das Recht der Standfchaft auf 
den allgemeinen Landtagen gehabt harten; auch folite 
die Aniverfität Jena das Necht der Standfchaft behal- 
ten, doch follte fie, als Landesafademie, allen drei 
Kreifen angehören. Die landfhaftlihe Depus 
tation follte au 12 Deputirten und dem Director 
jufammengefegt werden. Sechs derfelben follten Guts⸗ 
befiger, adlihen oder auch nichtadlihen Stan—⸗ 
des feyn, fünf von den Städten Weimar, Eiſenach, 
Siena, Buttſtaͤdt und Dornburg, und einer aus dem 
afademifchen Eenate der Univerfität Jena gewählt wer⸗ 
den. Die ordentlihen Verſammlungen diefer Deputas 
tion ſollten jährlich feyn; doch Fonnte fie der Regent 
auch außerordentlich zufammenberufen. Jährlich folle 
ten, nach dem Loofe, zwei Drittheile der Depus 
tirten erneuert werben. 

Das erfte und vornehmfte Gefchäft der Tandfchaft- 
lichen Deputation follte das Durchgehen und Abnehmen 
der Rechnungen feyn, welche das landfchaftliche 
‚Collegium fowohl über die Hauptlandfaffe, als über 
andere Kaſſen führte. Darauf follte fie die Etats fürs 
nächfte Jahr ordnen, und Mittel auffinden, die Staate- 
bevdürfniffe nach diefen Etatd zu dedfen. Auch follten 
ihr vom Landesherrn die Entwürfe neuer Gefepe zur 
Eröffnung ihres unvorgreiflihden Gutach— 
teng vorgelegt merden; und endlich follte ihr freifte- 
ben, ſelbſt Vorfhläge zu thun. Bei biefer 
Einrihtung follten künftig alle Verfammlungen 
der Landftände aufhören. Doch behielt fich der 
Zürft vor, fie in eingelnen außerorbentlichen Fällen zu 
berufen; den Landftänden aber ward verflattet, auf 
eine folhe Berufung, unter Vorlegung wichtiger 
Gründe, anzutragen. Der Generallandfchaftsdirector 
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(welches ein Adlicher oder Bürgerlicher ſeyn koͤnnte,) 
ward auf Lebenszeit ermählt; das Landfchaftscollegium 
aber follte ın zwei Abrheilungen, der Weimarifchen und 
Eifenachifchen, aus 16 Perfonen (2 Präfidenten, ı Bis 
cepräfidenten, 6 herjoglichen Raͤthen, ı Landfchafte» 
deputirten und 6 Landraͤthen) beftehen. Die Präfidens 
ten und berjoglichen Raͤthe ernannte der Herzog, den 
Sandfchaftsdeputirten und die Landräthe ernannten die 
Stände, Das Landfchaftscolfegium folte leiten: dag 
Steuerwefen in feinem ganzen Umfange, und die Vers 
waltung fämmtlicher landfchaftlicher Raffen; die Kriegs⸗ 
und Cantonsgefchäfte; die Brand » Affecurationginftis 
tute; den Weg-, Straßen- und Uferbau, 

Kaum aber war der Rheinbund aufgeldfet und die 
neue Ordnung der Dinge in Teutfchland eingeleitet, ale 
der nunmehrige Großherzog in dem Befignahmepatente 
der neuerworbenen Provinzen und Diftricte vom 15. 
Nov. 1815 erklärte: „Wir verfprechen ihnen (den Ein« 
wohnern der in Befiß genommenen Länder) gleichmäßig 
und gemeinfchaftlich mit den übrigen (alten Ländern ) 
eine Tandftändifhe Berfaffung zu geben, 
welche ihnen dag Recht gewähren foll, durch aus allen 
Klaffen der Staatsbürger von Unfern Unterthanen 
ſelbſt erwählte Repräfentanten, bei der Ge, 
feggebung mitzumirfen; Gteuern und Finanz 
maasregeln, die das Vermoͤgen des Landes oder der 
Untertbanen betreffen, nur nach freier Prüfung zu bes 
willigen; über Mängel und Mißbräuche in der Landes« 
verwaltung oder Gefeßgebung mit gutachtlihen Vor⸗ 
fchlägen zur Abftellung derfelben Uns Vortrag zu thun; 
fo wie auch. bei willführlichen Eingriffen der Staatsbe⸗ 
amten in die gefegliche Freiheit, die Ehre und dag Eis 
genthum der Staatsbürger, bei Uns Klage zu führ 
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ren, und auf rechtliche Unterfuchung ihren Antrag zu 
richten. « 
Darauf folgfe am 1. Dec. 1815 die großhergogliche 
Verordnung, die Organifation bes Staats— 
minifteriums betreffend. (Sie ſteht im allges 
meinen Staatsverfaſſungsarchive, ı. Band, 2. St. 
©. 254 ff.) 
Nachdem auf diefe Weife die hoͤchſte Staatsbehoͤrde 
des Großherzogthums neu organifirt worden mar, eis 
ſchien am 30. San. 1816 die folgende Verordnung; 


a) Großherzoglide Verordnung vom 
30. Ian. 1816, die Bildung um zus 
fammenberufung einer ftändifhen Be: 
rathungsverfammlung zur Entwerfung 
der tandesverfaffungsurfunde 
betreffend. 


Wir Carl Auguf, von Gottes Gnaden Groß: 
herzog zu Sahfen:Weimar:Eifenad, Lands 
graf-in Thäringen, Markgraf zu Meiffen, 
gefürfteter Graf zu Henneberg, Kerr zu 
Blanfenhayn, Neujladt und Tautenburg. 


In Gemäßheit des von Uns in den Befigergreis 
fungss Patenten vom 15. Nov. 1815, und vom 
24. San. 1816 gethanen Verfprechens, Uns mit den Stans 
den Unfrer alten und mit einer Auswahl der Vafallen und 
. Untertharen der neuen Lande, in einer zu bildenden 9% 
meinfchaftlichen Verfammlung der erjtern und der legtern, 
durd). das Organ einiger Unſrer Staatsdiener über die 
zwectmäßigite Abfaflung der Verfaſſungsurkunde zu bera⸗ 
then, weiche den Ständen des Unſers Großherzogthums 
die in jenen Beſitzergreifungs-Patenten ausgefprochenen 
Rechte begründen und in Bezug auf die Bedingungen und 
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Formen der Ausübung derfelsen beftimmen foll, haben Wir 
bejchloffen zu verordnen, und vervrdnen, wie folgt 


Artifel L 


Von dem Zwede der zu bildenden Verfamm: 
lung und den Grundfägen ihrer Bildung. 


$. 1. Die aus der ftändifhen Deputation der alten 
Lande und aus einer Auswahl von Vafallen und Unterthas 
nen der neuen Lande bejtehende ftändifche Berathungsvers 
fammlung hat zum Zwede, in Gemeinfchaft mit den von 
Uns dazu beauftragten Staatsdienern, den Entwurf einer 
Berfaflungsurkunde zu arbeiten, welche umfaflend und 
deutlich die Bedingungen und Formen feftfegen fol, wie, 
dur Wahl der Staatsbürger aller Klaffen, 
Repräfentanten der Gefammteheitlinfrer Ins 
terthanen zu der fandesftandfchaft berufen wers 
den follen, mie die alfo erwählten Repräjentanten ſich 
als Landesftände zu verfammeln und zu conftituiren, 
wie, in welhem Verhältniß, unter welchen gefeglichen 
Formen und Vorausjegungen fie die Rechte der Mitwir: 
tung bei der Gefesßgebung, der freien Bewils 
ligung von Steuern und Finanzmaasregeln, die das 
Permögen des Landes und der Unterthanen betreffen; der 
gutachtlihen Borfchläge zu Abftellung von Maͤn— 
geln und Mifbräuden in der Verwaltung 
und Geſetzgebung, der Klage Aber willtühr: 
lihe Eingriffe der Staatsbeamten in die 
Freiheit, die Ehre und das Eigenthum der 
Staatsbürger oder. in die Verfaffung des 
Landes, gefesmäßig auszuüben haben, 


$. 2. Um diefen Zweck zu erreichen, ift eine Vereini⸗ 
gung der ftändijchen Deputation der Fuͤrſtenthuͤmer Weimar 
mit Jena und Eifenah, wie diefelde, kraft der Conftitus 
tion vom Jahre 1809 die Repräfentation der Unterthanen 
Unfrer alten Lande bildet, mit einer Anzahl von Vafallen 
und Unterthanen Unſrer neuen Lande, erforderlih, aus 
der Klaffe derjenigen Bewohner diefer Gebiete, welche zu 
den Landesjtänden der Staaten gehörten, von denen ihre 
Provinzen oder Diſtricte fonft Theile bilderen. 


4 
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Zweitens muß aber der Grundfag, dem zu Folge die 
£ünftigen Landesitände des Großherzogthums aus Repraͤ⸗ 
fentanten aller Klaffen der Staatsbürger beftehen folz 
Ien, fo weit es angeht, auch bereits in den Elementen der 
Zufammenfegung einer Verfammlung "als angewendet erz 
ſcheinen, deren Geſchaͤft die Einleitung und Vorbereitung 
einer auf diefer Grundbedingung einer aͤchten Volksrepräs 
fentation beruhenden Verfaſſung feyn Toll. 


Drittens hatten vierzehntaufend Einwohner Lnfers 
Staates, Unfre Unterthanen in der Herrſchaft Blanken⸗ 
hayn und den Aemtern Agmannsdorf, Tonndorf, Schloß: 
vippach, und die Bewohner von Stotternheim, Schwer: 
born und der Voigtei Haßleben, fih in ihrem frühern Zur 
ftande feiner landesftändifchen Rechte zu erfreuen, und es 
iſt theils an ſich, theils bei der Eigenthuͤmlichkeit ihrer buͤr⸗ 
gerlichen und Rechtsverfaflung nothwendig, daß auch fie 
durch einen oder mehrere ihrer Mitbürger bei den Bera—⸗ 
thungen und Entwürfen in Betreff der Verfaſſungsurkunde 
ee deſſen Bürger fie jegt find, ſelbſtthaͤtig mit: 
- wirken. 


$ 3. Da fein Stand der Staatsbürger Fünftig von 
ber Theilnahme an der Wahl der Kandesrepräfentanten aus⸗ 
gefchloffen feyn fol; fo vermag dies um jo weniger mit dem 
im Befige bedeutender und auf mannigfache Weife bevorz 
sechteten Grundvermögens befindlichen angefehenen Stande 
der Nitterfchaft der Fall zu feyn, als-derfelbe fein Recht, 
auf den Landtagen zu erfcheinen, wohl hergebracht hat; und 
verlangen kann, daß feine Anfprüdhe nur in Gegenwart 
und unter Mitwirkung von — auch von diefem Stande 
freierwählten — Repräfentanten erörtert und daß diejeniz 
gen feiner Vorrechte, welche nicht im Widerfpruche mit 
dem Gemeinwohl fiehen, oder für die Übrigen Staatsbürs 
ger weſentlich nachtheilig find, achtend anerfannt werden. 


$. 4. In Anwendung der hier ausgefprochenen Grunds 

fäge erfolgen die Beftimmungen über, die Bildung der ftänz 

diſchen Berathungsverfammlung, jo weit diefelbe aus Va⸗ 

fallen und andern Staatshärgern Unfter neuen Lande bes 
ſtehen wird. . 
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Artifet IL 


Von der Zahl, den Eigenfhaften und ber Er: 

‚nennung Der aus den neuen Landen zu der 

Berathungsverfammlung abzuorbnenden Ba: 
fallen und Unterthanen, 


5. 5. Die Zahl der Abgeordneten der Ritterfchaft Un: 
ferer neuen Lande zu der Berathungsverjammlung ſoll aus 
fünf Nittergutsbefigern diejer Landestheile beſtehen. 

6.6. Der Begriff der Ritterfchaft. Unferer neuen Lan— 
de wird dahin ausgedehnt, dap die Ritterſchaft durch die 
Gefammtheit der ittergutsbefiger der neuen Lande ges 
bilder wird, jo, daß werer Religion, noch adeliche oder nicht 
adeliche Geburt, noch die Schriftfäfiigkeit oder Amteſaſſta⸗ 
keit des Ritterguts hierbei und in diefem Betracht einigen 
Unterjchied machen fan... : 

$. 7. Nothwendig jedoch und in Gemaͤßheit des 14. 
Artikels der Urkunde des Teutſchen Bundesvertrags, wird 
auch ſchon bei der bevorfiehenten Berathungsver ſamm⸗ 
lung, unter der Zahl der ritterſchaftlichen Abgeordneten ein 
in Unſern neuen Landen mit einem Rittergute angeſeſſener 
ehemaliger Reichsricter erſcheinen. 

§. 8. Es wählen demnach die ſaͤmmtlichen Ritterguts⸗ 
beſitzer Unſeres Neuſtaͤdtiſchen Kreiſes aus ihrer Mitte 
und als ihre Deputirten bei der Berathungsverſammlung 
in der bisher unter denſelben uͤblich geweſenen Weiſe, zwei 
Abgeordnete. 

O9. 9. Die Rittergutsbeſitzer ip den ehemaligen Ens 
elaven, dem Amte Tautenburg, den durch den Staatsver—⸗ 
trag vom 22, September ı815 mit Unferm Großherzogz 
thnm vereinigten Thäringifchen Ortſchaften, erſcheinen bei 
der Berathungsverſammlung durch einen, von ihnen aus 

ihrer Mitte gewaͤhlten Abgeordneten. 

F. 10. Die Rittergutsbeſitzer in Unſern Heſſiſchen, 
Fuldaiſchen und den ehemals reichsritterſchaftlichen Landess 
theilen ordnen aus ihrer Mitte zwei von ihnen ſelbſt ewz 
wählte Depurirte ab, von welchen jedoch der eine nothwen⸗ 
dig und in Gemäßheit des G. 7. diefer Verordnung ein ehes 
maliger, jegt mit einem Rittergute in jenen Gebieten anz 
ſaͤſſiger, Reichsritter feyn muß. 

Zweiter Band, 21 


* 
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6. 11. Alle diefe Abgeordneten der Ritterfchaft haben 

ſich bei ihrem Erſcheinen durch, Borzeigung ihrer .Bollmaks 
. ten bei Unſerm Staatsminifterio zu legitimiren. 

9.12. Als Abgeordnete von Land und Städten find, 
aus Unfern neuen Landen berufen, bei der ſtaͤndiſchen Be: 
rathungsverjammlung zu erfcheinen, fieben Abgeorönete, 

G. 13. Wegen Vertheilung diefer ſieben Abgeordneten 
von Land und Stätten Unjerer neuen Lande unter die. var 
ſchiedenen Diſtricte und Gebiete derſelben, ferner wegen 
ihrer Ernennung, gelten folgende Beſtimm naeh, 

5.14. Für die Städte Neuſtadt und & Weyda erſchei⸗ 
nen nothwendig zuſammen zwei Abgeordnete. 

8.15. Die Stadt Blankenhayn ſendet einen Abgeord⸗ 
neten. 

$. 16. Die Aemter Atzmannsdorf und Tonndorf — 
den gegenwaͤrtig damit vereinigten Ortſchaften Schloßvip⸗ 
pad, Stotternheim und Schwerborn, und die Voigtei Haß⸗ 
leben ſenden zuſammen zwei Abgeordnete. 

$. 17. Aus den mit Unſerm Großherzogthum vereinig⸗ 
ten, ſonſt Fuldaiſchen, Kurheſſiſchen und ehemals Reichs⸗ 
ritterſchaftlichen Gebieten erſcheinen zwei Abgeordnete von 
Land und Staͤdten, welche die Stadte Vach und Geiſa 
ſenden. 

9. 18. Es iſt keineswegs nothwendig, weder, daß die 
Abgeordneten der In den vorigen $. $. genannten Städte 
Mitglieder des Rathes oder ſonſt obrigkeitliche Perſonen, 
noch daß ſie ſpeciell Buͤrger oder Einwohner der Staͤdte 
feyen, in deren Namen ſie erſcheinen follen. 

9. 19. Nothwendig jedoch muͤſſen fie Einwohner Un: 
ferer neuen Sande und zwar in Beziehung auf die Stadt 
oder Gegend, in deren Namen fie erfcheinen, ‚in einem der 
damit in den vorhergehenden 9. 56. zufammengefaßten Lan⸗ 
destheile wohnhaft feyn. 

- 9.20, Da der von: Uns in den Befigergreifungdpt 
tenten vom 15. November 1815 und vom 24. Januar 
1816 ansgefprochene Grundfaß, daß die Landesftände Un: 
feres Großherzogthums aus Nepräfentanten der gejammten 
Staatsbürger Unferer Unterthanen beftchen follen , welde 
dieje letztern felbft erwähle haben werden, nur durch eine 
organische Geſetzgebung über die Methode, Zormen und 
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Bedingungen der Wahlen und der Waͤhlbarkeit von Res 
präjentanten wirklich geltend zu werden z.eine ſolche 
Geſetzgebung aber ein weſentlicher eil der abzu⸗ 
faſſenden Verfaſſungsurtunde ſeyn wird, deren bs 
und Entwurf der Zweck der zufammenderufenen mme‘ 
lung- tt; jo koͤnnen die gegenwärtig und. bei dieſer Berart 
thungsverjammlung zu erſcheinen berufenen . Abgeordneten 
von Land und Städten nicht ſchon diegmal durch Wahl der: 
Staatsbürger beitimmt werden, Auch würde, da ohne ges 
ſetzliche Vorbeftiinmungen und Fuͤrſorgen weder eine ord⸗ 
nungsmaͤßige, noch eine freie Wahl gelingen kann, bei der 
Kuͤrze der Zeit und der nothwendig bald nach ihrem ganzen 
Umfang zu begruͤndenden Verfaſſung, dieſe det Zukunft und 
den Beſtimmungen der Verfaſſungsurkunde als Folge vorr‘ 
behaltene Art der Beſtimmung der: Repraͤſentanten nicht 
fofout anwendbar ſeyn koͤnnen. ee 8 

$. 21. Wir beſtimmen in Erwägung dieſer Gruͤnde 
folgendes, aus ſchlie ßlich zum Behuf der Beru— 
fung der Abgeordneten von Land und Stad— 
ten Unſerer neuen Lande zu der Berathungss 
verfammiung Seltende: en Aalen 

1) Wir ernennen Unſern Präfidenten der Landesdtz 
restion zu Weimar, Freiherrn von Ziegeſar, zu Unferm 
Commiſſario, um, nach angehörtem Rathe des Stadtraths 
zu’ Blankenhayn, der Juſtizbeamten zu Atzmannsdorf, Tonn⸗ 
dorf und in Betreff der Voigtei Haßleben, des Juſtizbeam⸗ 
ten zu Großrudeſtedt, einen Abgeordneten der Stadt Blan⸗ 
kenhayn, einen Abgeordneten der jonft Erfurtiſchen Aemter 
und DOrtfchaften, einen Abgeordneten der Voigtei Haßleben 
zu der Berathungsverfanmlung zu berufen. 

2) Unfern Geheimen Regierungsrach von Motz zu Ei: 
ſenach ernennen Wir zu Unjerm Commillario, um, nach ans 
gehörter Meinung der Stadtraͤthe zu Wach und zu Geifä, 
zwei Abgeordnete für diefe Städte und dortige Gebiete zu 
der Berathungsverfammlung zu berufen. 

13) An die Kreisausfchreibende Stadt Neuſtadt aber er: 
geht, in Gemaͤßheit der bisherigen, für diefes Mal und bis 
erwa durch das abzufaffende organifche Gefeg hieruͤber etz 
was: anders würde beitimmt feyn, beizubehaltende Obfers 
vanz, Hiermit Unfere Aufforderung, um wegen der von den 

a1 * 
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Staͤdten und Weyda zu dieſer Berathungsverſammlung zu 
ſendenden zwei Abgeordneten, das Noͤthige ng ver 
brachter Weife zu beforgen. 

6.23. Die zu berufenden Perſonen müffen nothwen⸗ 
dig a) muͤndig, b) in dem Diſtriete, worim die Stadt oder 
die Aemter, aus denen fie berufen werden, gelegen find, 
mit ffeuerbaren Grundftäden anfäßig feyn, und c) aus 
der Klaffe der. wohlhabenden und daher in ihrem bürgerk/ 
chen Zuftand möglihft unabhängigen Staatsbürger bes 
rufen werden. Sie muͤſſen d) anerkannter Weiſe mit dem 
Zutrauen ihrer Ortseinwohner und Mitbuͤrger bekleidet 

eyn. 

— 9. 23. Da bereits die Ritterſchaft Unſerer neuen Lan⸗ 
de durch fünf Abgeordnete zu erfcheinen berufen iſt; fo koͤn⸗ 
nen Rittergutsbeſitzer nicht zu Abgeordneten von Land und 
Städten Unferer neuen Lande bei der Berathungsverſamm⸗ 
lung ernannt werden. 

9. 24. Die. Abgeordneten von Land und Städten har 
ben ſich bei ihrem Erfcheinen mit den Ernennungsbriefen 
der von Uns zu-ihrer Berufung beitellten Commiſſarien, 
oder, ſoviel die Abgeordneten der Städte Meuftade und 
Weyda anlangt, mitden Befcheinigungen der Kreisausſchrei⸗ 
benden Stadt Neuftadt, bei Unferm Staatsminifterio zu 
legitimiren. 

$. 25. In den offieiellen Wochenblättern Unfers Groß⸗ 
herzogthums iſt das Perfonal der Abgeordneten der Ritters 
fchaft und derer von Land und Städten Unferer neuen Lan: 
de alsbald nach der Legitimatton-derfeiben, zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. * 


Artifel IIE 


Zeit des Erſcheinens der Deputirten und der 
Eröffnung der Berathungsverſammlung. 


$. 26. Die ftändifche Deputation Unſerer alten Lans 
de und die Abgeordneten der Nitterfchaft,-fo wie auch die 
Abgeordneten von Land und Städten Unferer neuen Lande, 
find als gemeinſchaftliche fändifche Berathungsverfammlung 
zum Behuf der Mitwirkung bei Abfaffung der in den Ber 
figergreifiingspatenten vom 15. November 1815 und 24: 
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Sanuar 18176 angekündigten Verfaſſungsurkunde, als eis 
ned Grundgefeßes Unfers Großherzogthums, hiemit und 
Kraft diefer Verordnung, berufen und entboten, in der 
oben angezeigten Zahl und auf die beftimmte Weiſe unfchls 
"har den 


Siebenten April diefes Jahres 


in Unferer Refidenzftadt Weimar zu erfcheinen und daſelbſt, 
nachdem fie ſich in der vorgefchriebenen Maaße gehörig wer: 
den legitimirt haben, der in Lnferm Namen zu bewirkenden 
Eröffnung ihrer Verſammlung zu gewärtigen. 


Artikel IV. 


. Won den Staatsdienern, welche als Organ 

des Großherzogs Mitglieder der Berathungsr 

verfammjlung feun follen, von dem Praͤſidio 

diefer Verſammlung und von dem Geſchaͤfts— 
gange derfelden. 


$. 27. Wir baden drei Unferer Staatediener ald Uns 
ſere Immediatcommiffarien, in den Perſonen des Praͤſi⸗ 
benten der Laudesdirestion, Freiherrn von Ziegefar, des 
Regierungsraths Krumm und des Landesdirestionsrathe 
Hufeland, ernannt, um den Berathungen der ftändifchen 
Berfammlung beizuwohnen und an denjelden, fo wie auch 
an den Arbeiten und Entwürfen, welche der Zweck der Vers 
fammlung find, Theil zu nehmen. 

$. 28. Unſer Präfidene der Landesdirection, Freiherr 
von Ziegefar, wird in der Berathungsverfammlung den 
Vorſitz führen und dieſelbe eröffnen. 

8.29. Das erſte Geſchaͤft der Verfammlung wird hiers 
auf feyn, durch Stimmenmehrheit aus ihrer Mitte ihren 
Secretär zu wählen. 

$. 30. Der alfo erwählte Seeretär der VBerfammlung 
bat, außer andern ihm nad) Zutrauen der Verſammlung zu 
übertragenden, mit dem Zweck derfelben in Beziehung ftes 
henden Gefchäften befonders das Amt der genauen Protos 
BUT Den, als welche wefentlih und durchaus erforder: 
ich iſt. 
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6. 3r. Die mit dem Präfidenten zugleich committirter 
Staatsdiener, der Regierungsrath Krumm und der Landes 
directionsrath Hufeland, werden, da die abfolute Stimmen: 

. mehrheit in der Verſammlung gelten foll, bei allen Abſtim⸗ 
mungen ihr Votum mit zu den zu zählenden Stimmen 
geben. 

*6. 32. Der Präfident der Verfammlung hat feine 
Stimme beiden Berarhungen derfelden, ausgenommen in 
dem Fall, wenn bei zwei verſchiedenen Meinungen jede von 
einer gleihen Anzahl Stimmen verfochten wird, in wel 
chem Falle die Stimme und Meinung des Präfidenten den 
Ausfchlag giebt. 

$. 33. Die ftändifhe Berathungsverfammlung wird 
nur eine Curie bilden. 

$. 34. Der Bräjivent derfelben Hat im Allgemeiner 
den Gefchäftsgang zu leiten. 

6. 35. Derſeibe darf jedoch weder der Freiheit der Er; 
Örterung, noch des Abſtimmens Eintrag thun, wohlverſtan⸗ 
den, daß diefe Freiheit der Erörterung und des Abftimmens 
fih in den Gebieten des Zweds der Verſammlung halte, 
und die Graͤnzen der Sitte und Ordnung nicht uͤberſchreite. 

6. 36. Zu Förderung der Geſchaͤfte hat der Praäjident 
. die Befugniß, die Verſammlung in Sectionen zu Bearbel: 
tung der einzelnen Theile der Verfaſſungsurkunde zu 
fondern. 

6. 37. Eine jede ſolche Section muß nothwendig aus 
Mitgiiedern der ftändifchen Depuration der alten, und Ab⸗ 
geordneten der neuen Lande beftehen. In Betreff der ers 
fern ſowohl als der letztern, muß, wo möglich, ein-Mit: 
glied von der Ritterſchaft oder der afademifche Deoutirte 
und ein Mitglied aus der Zahl der Abgeordneten von Land 
und Städten in einer ſolchen Sertion jich befinden. 

$. 33.. Die zur ſtaͤndiſchen Berathungsverfammlung 
mitcommittirten Staatsdiener können zu Mitgliedern in 
Sectionen ernannt werden. 

$. 39. Seder Section ift eine beſtimmte Aufgabe von 
Arbeit zugutheilen. 

6.40. Das Refultat der Arbeit legt jede Section 
der ganzen Verfammlung zur Erörterung und Pruͤfung 
vor. u 


‘ 
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9.41. Die Berathungsverfammlung hat das Recht, 
durch Stimmenmehrheit Committeen aus. ihrer Mitte, zur 
Bearbeitung Einzelner Theile, oder auch zu Bearbeitung des 
. ‚ganzen Gegenjiandes ihrer Befchäftigung zu wahlen. 

$. 42. Eine alfo erwählte Committee hat ihre Arbeit 
zu freier Prüfung der Verfammlung vorzulegen. 

§. 43. Durd Stimmenmehrheit der Mitglieder ıder 
Berfammlung ohne Ausnahur, wird, in Hinſicht der Ans 
nahme, Modification oder Verwerſung von dergleichen Ars 
beiten, ein Beſchluß ter Verſammlung gefaßt. 

9.44. Es ſteht einem jeden Mirgliede der Verſamm⸗ 
lung, er jey Stantsdiener oder Abgeordneter, frei, feine 
Vorſchlaͤge Über die dem Zweck der Begründung und Bez 
ſtimmung ter von Ung den Landesftänden Unfers Großher⸗ 
zogthums zugeficherten Rechte eucſprechendſte Abfaſſung, 
fowohl einzelner Theile, als auch des Ganzen der Berfaß 
fungsurfunde ſelbſt, feine Anfichten jchriftlid und aus ihren 
Gründen entwicele, der Verſammlung, in Jorm einer 
Denkſchrift mit Beilagen oder eines Voti vorzulegen. 

6.45. Solche Eingaben find dem Praüdenten der 

Verfammlung zu inſinuiren. Er bat dieſelben zur Kennt⸗ 
niß aller Mitglieder der Verfammlung zu bringen, trägt 
ſie ſodann in einer Plenar ſitzung vor, und ordnet, in Hin⸗ 
ſicht der Discuſſion des Inhalts verfelben und alles ſonſt zu 
ihrer umfaſſenden Beruͤcknchtigung Erfor erlichen, das Noͤ⸗ 
thige an. 
6. 46. Auf keine ſolcher Eingaben ii mehr Ruͤckſicht 
von der Verfammlung zu nehmen, als diejelbe den Mitglie: 
dern derjelden, vermöge ihres inneren Gehalte, au verdie: 
nen ſcheinen wird: -- 

6: 47. Eben fo.werden Mir, durch die Unferer Seite 
zu Beivohnung der Sisungen und Theilnahme an den Ar: 
beiten der Berfammlang committirten Staatsdiener,. Ents 
wuͤrfe und Anfichten über den der Verfaflungsurfunde, ih⸗ 
rer von Uns ausgefprochenen Beſtimmung gem, zu ges 
benden Inhalt mitiheilen laſſen, welche Uns unimitrelbar 
etwa koͤnnten vorgelegt werben. 

$.48. - Da Wir jedoch von allen folhen Arbeiten nur 
porläufig Kenntniß nehmen und keineswegs der freien Pruͤ⸗ 
fung Unferer ftändifchen Berathungsverfammlung Schranz 
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ken zu feßen beabfichtigen, fo find auch ſolche Uns unmittel⸗ 
bar vorgelegte Entwuͤrfe und Ideen von der ſtaͤndiſchen Be⸗ 
rarhungsverfammlung nur nad) Maasgabe ihres jnnern 
Werthes zu beruͤckſichtigen, und nur in fo fern fie bei der 
Prüfung ihres Gehalts wichtig und anwendbar crfcheinen, 


beir Abfaflung des Entwurfs einer Verfaſſungsurkunde zu 
gebraudyen, 


6. 49. Wenn die frändifche Berathungsverfammlung, 
der Beſtimmung ihrer Berufung gemäß, den Entwurf cis 
ner Verfaſſungsurkunde wird ‘gearbeitet Haben, wie diefelbe 
ald Grundgefeg Unfers Großherzogthums und als ein 
Landesgrundvertrag zwilihen dem Fürften und ſei⸗ 
nen Unterthanen, den Bürgern des Staats, als Repraͤſen⸗ 
tanten der leßtern und Landesftänden des Großherzogthums, 
über die weſentlichen ſtaatsrechtlichen Begichungen zwifchen 
‚ dem Regenten und den Unterthanen deifelben, nad, Maas 

gabe der in. den Befigergreifungspatenten vom-ı5. Novem⸗ 
ber 1815 und vom 24. Januar 1316. von Uns den Staͤn⸗ 
den zugefiherten Rechte und angegebenen Grundzuͤge, zweck⸗ 
mäßig abzufaffen ift; fo Ht diefer Entwurf Uns, nebſt den 
Protokollen und Arten, welche fih auf deſſen Zuſtande— 


bringung beziehen, zur Pruͤfung'und weitern Entſcheidung 
vorzulegen. 


9. 50. Nur durch Unſere Großherzogliche San: 


etion kann dieſer Entwurf verbindende Kraft und die Na— 
tur eines Grundgefeges Unfers Großherzogthums erhalten, 

$. 51. Der Prafident der Berathungsverfammlung 
und die andern von uns dazu committicten Staatödiener 
haben die Pfliht, Uns von dem Gang der Geſchaͤfte in der 


ſtaͤndiſchen Berathungsverſammlung ihrerſeits durqh BVerich⸗ 
te in Kenntniß zu ſetzen. 


8. 52. Das Recht der Vertagung der ſtaͤndiſchen Ber 
eathungsverfanualung, jo wie das Recht der Aufloͤſung dem, 
felben, behalten Wir Uns.ausdräclid vor, 

8. 53. Unſer Staatsminifteriun iſt mit Ausführung 
diefer Verordnung und Unſere Landesregierungen find mit 
Publication derſelben, welche durch den Druck gefchehen 
foll , beauftragt. Urkundlich haben Wir diefelbe eigenhäns 
dig vollgogen und fie mit Unferm Großherzoglichen Inſiegel 


1 


9 
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verfehin- laſſen. So gefchehen und gegeben Weimar den 
30. Januar 1816. 

(G. S.) Karl Kusı 


G. Eu C. W. Schr. v. Fritſch. v. Gert 
dorf. Graf Edling. 


vdt. Conta. 





Nachdem der Landtag am 7. April 1816 feierlich 
eröffnet worden war, erfchien am 3. Mai 1816 daß. 
trefflihe Grundgefeß über die landſtaͤndi⸗ 
fhe Berfaffung, für welches der großherzogliche 
Gefandte bei der Bundesverſammlung zu Sranffurt am 
Main am 28. Nov. 1816 die Garantie de 
Bundes verlangte; eine allerdings ungleich angemeſ⸗ 
fenere und zweckmaͤßigere Garantie, alg die von aus⸗ 
waͤrtigen Maͤchten, welche in einigen andern Staaten 
in Antrag kam. 

Dieſe neue Conſtitution vereinigt ſaͤmmtliche einzelne 
Theile des ganzen Großherzogthums zu Einer ge» 
meinfhaftlihen Repräfentation, ohne ei— 

ne Bertheilung derfelden in zwei Kam— 
' mern Sie nimmt drei Stände an: den Stand der 
Mittergwtsbefißer, den Stand der Bürger 
und den Stand der Bauern, von jedem 10 Repras 
fentanfen. Zu dem erftern gehort ein Deputirter der 
Univerfieät Iena, fo daß die Geſammtzahl der Nepräs 
fentanten aus 31 Verfonen befteht. Wenn nun gleich, 
aus zureichenden Gründen, Feine befondere Nepräfentas 
tion des fogenannten geiſtlichen Standes in biefer 
Bertretung der Staatsbürger fich findet, weil im Geifte 
des Proteſtamtismus von feiner befondern Cor 
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poration des geiſtlichen Standes die Rede ſeyn Fam, 
und die vorzüglichiten Mitglieder diefes Standes gewiß 
felöft nicht mehr verlangen, als zu dem Stande: der 
Gelehrten — den. Repräfentanten der geſammten 
Kultur im Staate — zu gehdren; fo ſcheint doch — 
im Gegenfaße ber phyfifchen Kraft — bie intel« 
Tectuelle und moralifche Kraft: des Staates zu 
wenig, als folhe, hervorgehoben zu ſeyn. Denn fo 
weiſe und- trefflich es if, dem Bauernftande eine 
befondere Vertretung zu geben, weil er gewiß durch 
den Nittergutsbefiser nicht. nach feinen befondern In⸗ 
ereffen mit vertecten werden kann; und fo wenig ans 
wendbar für unfere Zeiten die fprichmörtliche Einthel 
lung der Stände inden Lehr- Nähr- und Wehr 
fand feyn dürfte; fo fcheint doch der einzige De 
putirte der Univerſitaͤt Jena nicht hinreichend zu ſeyn, 
um bie ganze geiftige Intelligenz; und moralifihe Kraft 
einer Gefammtbeoslferung von 194,000 Einwohnern 
zu vertreten, (elbft wenn jedesmal der umſichtsvollſte und 
vielfeitig gebildetfte der afadenifihen Lehren dazu Gerwählt 
wird. Warum fol nicht, wie es in einigen italienifchen 
Conſtitutionen, in der Naffauifchen und in der Wirtember 
sifchen zum Grundgefege erhoben worden if, der Stand 
der Gelehrten, und Kuͤnſtler (der übrigens im 
Großherzogthume Weimar fo geachtet, ift) und der Stand 
der Kaufleute und Fabrifanten befondere Ro 
präfentanten haben? Gewiß ſind die Thaͤtigkeit, 
das Intereffe und die Stellung beidertheils 
zum Staate felbfi, theilg zu den andern repräfentirten 
Ständen, befonders zu den Grundbefißern (fie mögen 
Mittergäter oder Bauernguͤter beſitzen), fehr don der 
Thaͤtigkeit, von dem Jntereſſe und von der Stellung 
diefer zum Staate verfchieden. Wollte man erwiedern, 
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daß die jetzige treffliche Regierung ſchon an ſich, bei ih⸗ 
rer Vorliebe fuͤr Wiſſenſchaft und Kunſt, das Intereſſe 
der intellectuellen Kultur wahrnehmen werde; ſo wuͤr⸗ 
de, bei jeder guten Regierung, daſſelbe auch von den 
Grundbeſitzern, vom Bürger» und Bauernſtande gelten, 
Denn won Regenten, welche aus eigenem Antrie 
be Eonftitutionen geben, bat feine Volksklaſſe, ſo lan⸗ 
ge fie leben, etwas zu fürchten. Allein Eonflitutionen 
follen für Jahrhunderte — bei dem Wechſel der Re⸗ 
genten und bei dem Wochfel der äußern politifhen Schick 
fale ver Staaten — gelten; fie follen Volk und: Negen» 
ten ungertrennlich verknuͤpfen; ſie follen die hoͤchſten An⸗ 
gelegenheiten ber Staaten von beiden gemein» 
fhaftlich abhängig machen, und fo, bei Erhebung 
der Bolfsthümlichkeit, bie Negentengewalt fügen 
und mildern. Dann darf aber in der Kette der 
Volksvertretung feine befondere, und im Staate mit 
eigenthümlicher Wirkſamkeit fich anfündigende, ‚Kraft 
fehlen! So trauen wir wohl den zehn Vertretern des 
Bürgerftandes im Großherzogthume Weimar die richtige 
Kenntniß und den beften Willen für dag Intereffe,dee 
frädtifchen Gemeinden zu; allein das Intereffe des Ge⸗ 
Ichrten, des Kaufmanns, der an dem Welthandel 
Theil nimmt und mit Boſton und London, wie mit 
Brody und Trieft in Verbindung ficht, fo wie das Ina 
tereffe des großen Fabrikherru, der täglich vielleicht 
2000 Arbeiter befchäftigt und nährt, kann nur durch 
Männer ang der Mitterdiefer Klaffen tief ges 
fühlt, und in dem Kreiſe der Volfsrepräfentanten deut⸗ 
lic) auggefprochen und mit den Intereffen der übrigen 
Staͤnde beſtimmt ausgeglichen werden ! 

Doc abgefchen von diefer Bemerkung, welche fi h bei 
der Vergleichung der vorzuͤglichſten neueſten Eonftitutionen 


- 
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im juͤngern Europa. mit ber Weimariſchen von fh 
aufdrang, finden wir das Befte diefer Conftitutionen in 
der Weimarifchen nicht nur fehr zweckmäßig, ſondem 
auch mit hoher Liberalität berückfichtigte. Wie frei und 
gerecht find nicht die Wahlen! Wie ſchoͤn tritt die 
unbedingte Freiheit der Preffe hervor, die 
gewig nicht wieder beſchraͤnkt werden wird, 
wenn auch im erfien Genuffe diefes Gutes — tie bei 
allen großen Gütern de8 Lebens — ein befremdender 
Mißbrauch verfucht werden könnte, vieleicht auch un, 
vermittelſt der Schattenfeite, die hohe unvertilgbart 
. Würde der Lichtfeite in der Preßfreiheit hervorzuheben 
Allerdings haben feit mehreren faufend Jahren mehrere 
Individuen, Gott geläugnet ; und doc). kommen gewiß 
auf zwei Atheiften eine Million Theiften. Dielen ifi dad 
Kreuz des Erlöferd ein Aergerniß und eine Thorheit ge 
worden; gewiß aber. haben fie nicht vermocht, die Tan 
fende von den Tempeln und Altären zu entfernen, denen 
diefes Kreuz göftliche Kraft und Weisheit it! Co 
auch mit ber Preßfreiheit! Laffet ung nicht ſtutzig mer: 
Ben, wenn Indipiduen fie mißbrauchen! Pitt, ber größs 
te Staatsmann des jüngern Europa, empfand bei für 
nem Leben auch bisweilen Angriffe, die, ohne fie, bloß in 
den Tavernen verhallt wären; aber feine Afche in Bel 
minfter hat nichts bon: ihr zu befürchten, waͤhrend dit 
franzoͤſiſche Nationalconvent, das Direetorium und Na⸗ 


poleon durch ſie in der oͤffentlichen Meinung Europens 


geaͤchtet worden und gefallen find! Gegen die gedruc⸗ 
te Injurie und Blasphemie gelte feine andere Straft, 
als bie im Geſetzbuche beflimmte gegen die gefagte und 
thätlihe. Nur zehn Jahre laffe man die Preßfreis 
heit beftehen ; fo iſt alles auszugleichen. Friedrich II: 
wagte e8 zuerſt während einer Regierung von 46 Jah⸗ 

x Mu?‘ 
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sen, und felbft feine Feinde ftanden mit Ehrfurcht und 
Schauer an feiner Grabftätterin der Potsdamer Garni» 
ſonkirche! Jede Eouftitution ift ein Bau für die Ewigkeit; | 
die Nachwelt wird fie am unbefangenften beurtbeilen, und 
ihren wohlthaͤtigen Einfluß nach der Praxis von 
Jahrhunderten beſtimmen! 


b) Grundgeſetz über die Landſtaͤndiſche 
Verfaffung des Großherzogthums Sad: 
fen «Weimar vom 5, Mai 1816. 


Bir Karl Auguf, von Gottes Snaden His 
herzogzu Sachſen-Weimar-Eiſenach, Lands, 

. graf in Thäringen, Markgraf zu Meiffen, 
gefürfteter Graf zu Henueberg, Herr ju 
Blankenhayn, Neujtadt und Tautenburg. 


Obgleich Wir bereits Im Jahre 1309 bemüht geweſen, 
durch ein Gefeg, welches die in Unſern Altfuͤrſtlichen Lans 
den herfömmliche Landſtaͤndiſche Verfaſſung betraf, die zwi⸗ 
ſchen Uns und Unfern getrenen Unterthanen jtets unverlegt 
erhaltenen Bande zu bewahren; fo konnten doc) jene Ber 
fiimmungen in der — durch ſchwere Opfer und 
harte Prüfungen erkaͤmpften, beſſern Zeit den. Landesvaͤc 
terlihen Gefinnungen nicht genügen, niit welchen Wir das 
dauerhafte Wohl Unferer Lande feſt begründen wollen. - » 

Bir haben daher, eingedenk der Borfchrift und des Sin⸗ 


nes des Teutjchen Bundesvertrags vom 8. Junius 1915,‘ 


den ſchicklichen Augenblick, da Uns zu Unfern Altfürftlichen 
Landen ein bedeutender Zuwachs zu Theil geworden, ergrif⸗ 


fen, um die in den Befignahmepatenten vom 15. November: 


des vorigen, ımd vom 24. Januar diefes Jahres ausgeſpro⸗ 
chene Vereinigung Unferer neuen Lande mit Unfern alten, 
zunaͤchſt durch eine neue, dieſer Geſammtheit gemeinſchaft⸗ 
liche und angemeſſene Landſtaͤndiſche Verfaſſung zu beur⸗ 
kunden. 
Zu dem Ende haben Wir durch Unfere Verordnung vom; 
30. Januar d. J. die Landfhaftlihen Deputisten Unicres; 
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alten, und Abgeordnete Unſerer neuen Lande berufen, um 
ſich in Gemeinſchaft mit einigen dazu | beauftragten Staat s⸗ 
dienern, uͤber die Bedingungen und Formen zu vereinigen, 
unter welchen die von Uns als nothwendig anerkannten 
Due der Landftände auszuüben find. 

Durch diefe abgeorönete Berathungeverfammlung ik 
mit Ihätigkeit und einmütbigem Baterlandsfigne ein, Uns 
fern wohlgemeinten Abiichten angemeflener, Entwurf einer 
Landftändifhen Verſaſſungsurkunde ausgearbeitet, und zu 
Unferer Landesfuͤrſtlichen Beſtaͤtigung eingefendet worden, 
und Wir nehmen einen Anftand, ſolchen, nur mit weni: 
gen — keine weſentliche Beſtimmungen abaͤndernden — 
Modificatlonen zu beftätkgen. 

Demnach haben Wir, unter Zuſtimmung der Landſchaft⸗ 
lichen Depulirien Unſerer alten Lande, und unter Beirath 
der berufenen Abgeordneten der Uns zugefallenen nenen Ge⸗ 
biete, folgende Beſtimmungen, als ein Grundgeſetz fuͤr Un⸗ 
ſer geſammtes Großherzogthum feitgeitellt : * 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


H. 1. In dem Großherzogthume Sachſen⸗Weimar⸗ 
Eiſenach beſteht eine Landſtaͤndiſche Verfaſſung, welche allen 
Theilen des Großherzogthums, als einem Ganzen, gemeins 
ſchaftlich iſt. 

>92. Drei Stände find in dem Groß herzogthume 
Sachſen⸗ Weimar : Eifenach als Landſtaͤnde anerkannt? der 
Stand’ der. Rittergutsbefiger ,; der Stand Ver: Bürger und 
der Stand. der Bauern, ? 

"6.3. Dieſe drei Landftände, und in ihnen ſaͤmmtliche 
Staatsbürger, werden durch Männer vertreten, welche aus 
ihrer Mitte, durch freie Wahl, als Landſtaͤndiſche Abge⸗ 
ordnete, hervorgehen. 

8.4. Alle den Landſtaͤnden zukommende Rechte koͤn⸗ 
nen für dieſe geſetzlich erwählten Vertreter, in der Art und 
unter:den Bedingungen, ausgeuͤbt werden, wie ſolches in 
gegenwaͤrtiger Verfaſſungsurkunde, als einem Grundgeſetze 
des —— en ag nieder⸗ 


— a 
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Ä Zweiter Abfnitt. 
“ „Rechte der Landfiände 


6. 5. Es ſtehen den Landftänden zur Ausübung durch 
ihre Vertreter (9. 4.) folgende. Rechte zu: nk 
= 1) Das Recht, gemeinschaftlich mit dem Landesfürften, 
und den von diefem beaufttagten Behörden, die Staats⸗ 
beduͤrfniſſe, fo weis diefelben aus Landſchaftlichen Caſ⸗ 
ſen und anus dem Vermögen der Staatsbürger. zu bes 
fiveiten find, zu prüfen und die zu ihrer Deckung er⸗ 
forderlihen Einnahmen und. Ausgaben feſtzuſetzen 
(Befiimmungen der Etats). ı * 

2) Das Recht, Über ſede Beftenerung und andere Ber 
laſtung der Staatsbürger, ſo wieniber jederallgemeine 
Anordnung, welche darauf Einfluß haben möchte, ehe 
fie zur Ausfuͤhrung kommt, gehoͤrt zu werden; derge⸗ 
fealt; daß ohne dieſes Gehoͤr, und ohne ihre, der Lands 
ſtaͤnde ausdruͤckliche Berwilligung, weder: Steuern 
oder andere Abgaben und. Leiſtungen im Lande ausge⸗ 
ſchrieben und erhobenz noch Anleihen auf die Land⸗ 

ſchaftlichen Caſſen und das Vermögen: der Staatsbuͤr⸗ 
ger gemacht, noch fonft Finanzmaasregeln ergriffen 
‘ werden dürfen, welche das Landeseigenthum, oder dag 
Eigenthum der Staatsbürger in’ Anſpruch nehmen, 
oder die Gefährdung des, Landftändiichen Intereſſe 
nach ſich ziehen koͤnnten. 

3) Das Rechi, die Rechnungen über beſtrittene Staats⸗ 
beduͤrfniſſe, der oben erwähnten Art, zu prüfen, und 
fowohl Über darin bemerkte Anftände Auskunft, als. 
überhaupt über die Verwendung von Einnahmen Lands 
fchaftlicher Caffen, und aus dem Vermögen der Staats: 
bürger, Rechenſchaft zu verlangen. iu lässt 

... 9 Das Recht, dem Fürften Vortrag zu hun, über 
Mängel und Mißbräuce in der Gefeßgebung und im 
der Verwaltung des Landes, mit gutachtlichen Vor⸗ 

:... Schlägen zu Abftellung derſelben. 

5) Das. Recht, bei dem Fuͤrſten Beſchwerde und Klage 
‚zu erheben gegen die Miniſter und gegen andere 
Staatsbehörden, Über derſelben Winkühr, und uber 
deren Eingriffe in die Freiheit, die Ehre und das Eir 
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genthum der Staatsbürger, fo wie in bie Berfaffung 
des Landes. 

6) Das Redt, an der Geſetzgebung in des Art Theil zu 
nehmen, daß neue Geſetze, welde entweder die Lan: 
desverfaſſung betreffen, oder die perjönlihe Freiheit, 
die Sicherheit und das Eigenrhum der Staatsbürger 
in dem ganzen Lande, oder in ciner ganzen Provinz, 
zum Gegenftand haben, und eben deßhalb das Allges 
meine angehen, ohne ihren, der Landſtaͤnde, vorgäns 
gigen Beirat) und ihre Einwilligung nicht erlaffen 
werden bürfen. . 

7) Das Recht, zur Erleihterung der Ausübung aller 
bisher aufgeführten Befugniſſe, 

2. bie Landraͤthe zu waͤhlen und dem Fuͤrſten zur Beſtaͤ⸗ 
tigung vorzuſtellen; 

b. zwei Raͤthe oder Aſſeſſoren bei dem Landſchaftscolle⸗ 
gium, und zwar den einen für die erſte Section in 
Weimar, den andern für die zweite Section in Eifer 
nad, zu ernennen, und dem Landesfhrften zur Beſtaͤ—⸗ 
tigung vorzuftellen; ($. 118. 119.) 

e. in vorfommenden auferordcntlihen Fällen, z. B. in 
Kriegszeiten, wo irgend ein Collegium oder eine ber 
fondere Commiffien, außer dem gewöhnlichen Ger 
ſchaͤftsgange, Einfluß auf die Landfchaftlichen Caſſen 
gewinnen dürfte, zu verlangen, daß diefem Collegium 
oder diefer Commiſſion Einer, oder Einige ihrer Ver; 
treter zugeordnet werden: ; 

d. den Caſſier det der Hauptlandfchaftscaffe zu ernennen, 


Dritter Abſchnitt. 


Anzapi und Wahl der Volksvertreter aus de 
r drei Landſtaͤnden. 


6.6. Fuͤr das gefammte Großherzogthum werden ein 
und dreißig Abgeordnete, als Volksvertreter, erwaͤhlt, 
eilf von dem Stande der Rittergutsbefiger, zehn. von dem 
Stande der Bilrger und zehn. von dem Stande der Bauer, 
Ein jeder der drei Landftände hat die ſeiner Wahl Übers 
laſſenen Abgeordneten aus feiner Mitte zu erwaͤhlen. 
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6. 7. Fuͤr jeden Abgeordneten muß gleichzeitig ein 
Stellvertreter beſtimmt werden. 

Was uͤber die Eigenſchaften und uͤber die Wahl der 
Abgeordneten ſelbſt geſetzlich iſt, gilt auch von den Stell⸗ 
vertretern. 

.$. 8.. Um das Wahlgeſchaͤft zu erleichtern, und um, 
fo viel als moͤglich, dafür zu forgen, daß jeser durch Lage, 
Gewerbe oder frühere Verhältniffe fich auszeichnenpe Theil 
des Großherzogthums einen oder mehrere Vertreter in der 
Landſtaͤndiſchen Vereinigung habe, weihen genaue Kenntz 
niß von feinen Eigenthiimlichkeiten beiwohnt, ift das Groß⸗ 
herzogthum Weimar in Wahlbezirke eingerheiit worden. * 
6. 9. Für die Rittergutsbefiger beitchen drei Wahls 
bezirke oder Provinzen. „Der erſte diefer Wahlbezirke bes 
greift den Weimariſchen und Senaifchen Kreis, mit Eins 
ſchluß des Amtes Ilmenau und derjenigen Landescheile, 
welche durch das Befigergreifungs : Patent vom ısten Nos 
vember 1825 in Thuͤringen dazu gekommen find. 

Der zweite begreift den Eifenachijchen Kreis, mit.Eins 
fehluß der Aemter Dermbach und Geis, und den in dem 
Defisergreifiungs ; Patente vom z4ften Sjanuar 1976 anz 
gegebenen Landestheilen. ; 

, Der dritte endlich umfaßt. den Neuffäteifhen Kreis; 
wie folher in dem Befigergreifungss Patente vom ı5ten 
November 1815 Gezeichnet ift. . 

6. 10. Aus dem erſten Wahlbezirke werden vier, aus 
dem ziveiten drei, und aus dem dritten ebenfalls drei Ab⸗ 
geordnete von den Nittergutsbefigern unmittelbar gewählt, 
mit der Beſchraͤnkung, daB unter den drei Abgeorineten 
der Nistergutsbefiger im zweiten Bezizfe regelmäßig wenig: 
ſtens einer aus der. vormaligen, in dicfem Bezirke mit 
fonft Reihsunmittelbaren Gütern anfälligen, Reichsritter⸗ 
fchaft ſich befinden Joll. Die Akademie Jena, als cine mit 
Ritterguͤtern ausgejtattete, dem ganzen Lande angchörige 
Anjtalt, ftellt den eilften Abgeordneten. 

$. 11. Für den Stand. der Buͤrger beſtehen zehn 

Wahlbezirke. Der erfte umfaßt die Reſidenzſtadt Weimar, 
der zweite die Städte Jena, Bürgel und Lobeda, 
der dritte. die Staͤdte Allſtaͤdt, Raftenberg, Butt 


— 


ſtaͤdt und Buttelſtaͤdt, nebſt dem Flecken Neumark; 
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der vierte die Seädte Ilmenau, Blankenhayn, 


Krannichfeld, Remda und Berka, mebft dem - 


Zleten Tannroda; der fünfte die Städte Apolda, 
Dornburg, Sulza und Magdala; der fechite die 
Stadt Eifenad mit Fiſchbachz der fichente die Städte 
Diheım, Geis und Lengsfeld; ber achte die Städte 
Baha, Berka an der Werra und Kreuzburg; ber 
neunte dje Städte Neuftadt und Triptis; der zehnte 
die Städte Weyda und Auma. ’ 
. 12. Für den Stand der Bauern beftchen ebenfalls 
zehn Wahlbezirke. Der erſte diefer Bezirke it zufammenz 
gefegt aus den Aemtern Weimar und Capellendorf; 
der zweite aus den Aemtern Bürgel, Dornburg, 
Zautenburg und Jena, mit den Stadtger icht s⸗ 
Dörfern; der dritte aus den Aemtern Allſtaͤdt, (Dis 
disieben), Hardisleben, Niederrofla und den 
Stadtgerihts: Dörfern von Buttflädt; der vierte 
aus den Aemtern Blankenhayn, Ilmenau, Berta 
und Remdaz; der fünfte aus den Aemtern Rudeftedt, 
Asmannsdorf und Tonndorf; der ſechſte aus den 
Aemtern Kaltennordheim, Dftheim, Dermbach 
und Geis, nebft dem Gericht Wenigentafft: der 
fiebente aus den Aemtern Vacha, mit der Vogtei Kreuz 
burg, Tiefenort mit dem Geticht Markſuhl und 
Srauenfee, nebft den Patrimonial-Aemtern Lengss 
feld und Volkershauſen; der achte aus den Aemtern 
Gerftungen, Haußbreitenbach, Kreuzburg und 
Eiſenach; der neunte aus dem Amte Neuftadt; der 
rg gen Weyda mit Mildenfurth. Sedes 
mt wird bier mit Inbegriff der Patrimonials Berichts; 
dörfer verjtanden, welche innerhalb des Amtsbezirks liegen. 
6. 23. Aus jedem diefer für den Stand der Bürger, 
und für den Stand der Bauern, angeordneten Wahlbezirke 
wird ein Abgeordneter erwählt. Die Wahl gefchieht durch 
Wahlmänner. — eg 
$. 14. In dem Stande der Nittergutsbefiger- hat 
derjenige das Recht, an der Wahl Antheil zu nehmen, 
welcher ein Rittergut entweder allein, oder mit Andern ge: 
meinfchaftlich befist, ohne Lnterfchied des Standes, der 
Geburt und der Religion, auch ohne Unterſchied, ob das 


— 
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Rittergut ſchrift ⸗/ oder amtſaͤſſig iſt; mie muß das Ritters 
gut, wenn es-nicht zu den ehemaligen Reichsunmittelbaren 
gehört, die Landftandfchaft fhon gehabt haben, oder künftig 
noch unter die Zahl diefer Rittergäter aufgenommen werten ; 
welches auf Anfuchen des Befigers, bis zum nächfien Lands 
tage, von der alleinigen Beftimmung des Landesfitriten abs 
hängen, nach dem nächften Landtage aber, nur mit.Zur 


fimmung der Landftändifhen Abgeordneten, geſchehen 


wird. J 
9. 15. Wie derjenige, welcher mehrere Ritterguͤter 
der gedachten Art beſitzt, von jedem dieſer Ritterguͤter Eine 
Stimme abgiebt; To haben hingegen mehrere, welche Ber 
figer- Eines Gutes find, zufammen nur Eine Stimme. 

$. 16. Frauen und Unmündige üben, wenn fie ein 
Rittergut befigen, ihr Stimmrecht duch ihre Ehemaͤnner 
oder Bormänder, fo fern leßtere, die Vormuͤnder, ſelbſt 
Nictergutsbefiger in demfelden Wahlbezirke find; außerdem 
durch Bevollmaͤchtigte. Unter mehrern Vormuͤndern hat 
der Lehns⸗ Bormund den Vorzug. Bei den im Eoncurs 
befangenen Rittergätern ruht die Stimme. 

$. 17. Bevollmaͤchtige werden bei den Wahlen der 
Rittergutsbefiger nicht nur in den ſchon angegebenen Fällen, 
fondern überhaupt zugelaflen; nur muß der Bevollmächtigte, 
als Nittergutsbefiper, eine eigene Stimme in demfelben 
Wahlbezirke haben. 

Niemand darf von mehrern, als von zwei andern Ritz 
tergutsbeſitzern, die Vollmacht annehmen. 


Die Vollmachten, welche nothwendig fehriftlich zu geben - 


find, können fowohl mit Bezeichnung deffen, für welchen 
im Namen des Ausftellers zu flimmen ift, als im Allges 
meinen abgefaßt feyn. 

$. 18. Da die Wahl der Abgeordneten aus dem 
Stande der Bürger und Bauern nicht unmittelbar, fondern 
mitselbar, durch Wahlmänner gefchehen fol, ift feftgefege 
worden, daß jeder Ort (Stadt, Flecken oder Dorf), fo 
viel Wahlmänner zu fielen habe, als er je so Wohnhäufer 

aͤhlt. 

* — Ort von funfzig Wohnhaͤuſern und darunter, ſtellt 


Einen; ein Ort von 51 bis 100 Wohnhaͤuſern, ſtellt zwei . 


Wahlmaͤnner u. ſ. w. Einzeln liegende Käufer, z. B. 
— 22* 
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Gaſthoͤfe und Muͤhlen, ingleichen einzelne Höfe ; werben 
zu demjenigen Orte gerechnet, zu welchem diejelben bisher, 
bei andern Gemeinde ; Angelegenheiten, gezogen werden 
find, 5. B. bei Eingquartierungen und Spannungen: 
: $ 29. Ohne Unterſchied der Religion, nimmt jeder 
Einwohner einer Stadt, eines Fleckens oder eines Dorfes 
der. darin ein Haus befigt, oder dafelbft dad Bürgers oder . 
Nachbarrecht erworben hat, in diefem feinem Wohnorte 
Theil an der Wahl des Wahlmannes, oder der Wahlmiäns 
ner. Kleinhaͤusler auf den Dörfern find von diejer. Ber 
fugniß keineswegs ausgefchloflen; wohl aber find. es bloße 
Schugbürger in den Städten. 
$. 20: Frauen und Unmündige, welche fi unter den 
fiimmenfähigen Einwohnern eines Dres befinden, üben ihr 
Stimmrecht durch ihre Ehemänner, VBormünder oder Ber 
vollmächtigte aus. , 
$. 2x. Jeder Wahlmann muß diefelben Eigenſchaften 
haben, welche von den Wählenden überhaupt erfordert wer⸗ 
den ($. 19.); auch muß derfelbe volljährig jeyn. Der 
Gewählte darf das Amt nicht ausfchlagen. 
$. 22. Die Wahlfaͤhigkeit zu der Stelle eines Volks⸗ 
vertreters erfordert, außer dem Bekenntniſſe zur chriſtlichen 
Religion, ; 
1) Teutfche Geburt, welches dahin genauer beftimmt 
wird, daß der zu Erwählende von einem Vater ab: 
ſtammen muß, der jelbit in Teutſchland gebohren war, 
und den wefentlihen Wohnſitz (domicilium) im: 
Teutſchland hatte, 
2) eheliche ‚Geburt, 
3) hriftliche Geburt (Geburt von Aeltern, welche fich 
ebenfalls zur hriftlichen Religion befannt haben ), 
4) dreißigjaͤhriges Alter, s 
5) unbefcholtenen Ruf. F 
$. 23. Außer dieſen allgemeinen Eigenſchaften, wers 
den zu der Wahlfähigkeit in jedem Stande noch bejondere: 
Eigenfhaften erfordert. 
$..24. Wer in einem Wahlbezirke der Ritterguts⸗ 
befiger zum Abgeordneten gewählt werden foll, muß mit 
einem ihm ganz, oder zum Theil, Hehörigen Rittergute 
und zwar, wenn er dad Gut zuerft erworben, wicht durch‘ 


J 


2 
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Erbgangsrecht erhalten har, wenigſtens ſeit drei Jahren in 
den Bezirke anſaͤſſig ſeyn; jedoch iſt es nicht weſentlich noth⸗ 
wendig, daß er in dem Bezirke wohne. 

$. 25. Von dem Abgeordneten der Akademie Jena 
wird verlangt, daß er Diitgfie des afademifchen Senats 
fey, und fi bie Farultätsrechte Ratutenmäßig erworben 
habe. 


6. 26. In den Städten iſt nur derjenige Einwohner 
‚des Wahlbezirks wahlfähig, welcher, außer dem Belige 
eines in der, Stadt oder Vorftadt liegenden Wohnhaufeg, 
ein unabhängiges Eintommen nachweijen kann, „und zwar 
muß diefes Einfommen, mit Einfhluß des Ertrags von 
Jenem Wohnhaufe, in den Refidenzftädten Weimar und 
Eiſenach wenigſtens 500 Rthlr., in den uͤbrigen Staͤdten 
aber 300. Rthir. jährlich betragen. 

Der Ertrag desjenigen Vermögens, welches din Eher 
‚mann, als gefeglicher Nutznießer der Güter feiner Ehefrau, 
zu benngen hat, wird mit gerechnet. Als unabhängiges 
Einkommen aber kann ein Dienfteintommen, es beftehe in 
firer Befoldung,, oder in Accidenzen, es werde vom Staate 
oder von Privatperjonen gezogen, nicht angefehen werden‘ 
auch gilt daſſelbe von Penjtonen. 

9. 27. Wer im Stande der Bauern wahlfähig ſeyn 
ſoll, muß in dem Kreiſe, worin fein Wahlibegitk liegt, an 
Haus und Feldguͤtern entweder eigenthuͤmlich, oder als ge⸗ 
ſoblicher Nutznießer des Vermoͤgens ſeiner Ehefrau nen 
— wenigſtens von 2000 Thalern, beſitzen. — 


5. 28. Sollte Jemand in verſchiedenen Ständen — 
fähig erfcheinen, z. B. durch den Beſitz eines Nitterguts 
in dem Stande’ der Rittergutsbeſitzer, und durch den Beſitz 
eines Bauernguts in dem Stande der Bauern; ſo kann er 
doch nur in einem Stande, und zwar in demjenigen ge 
wählt werden, welcher nach der $. 79 beftimmten Sitzord⸗ 
nung vorausgeht, z. B. in dem hier. angegebenen. Salle, 
mur in dem Stande der Rittergutsbeſi ißer. 

829, Blutsverwandte, in auf? und abfeigender 
‚Linie, können zu gleicher Zeit in der Landſtaͤndiſchen Ver⸗ 
!einigung fo wenig Platz finden, als Blutsverwandte im 
aten Grade der Seitenlinie (Brüder, ) — 
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Kommt ein ſolches Zuſammentreffen vor in einem und 
demſelben Stande, oder in verſchiedenen Staͤnden; ſo giebt 
die frühere Wahl und, wenn dieß nicht entſcheidet, das 
höhere Alter einen Vorzug. - 

$. 30. Jeder Abgeordnete wird nur auf 6 Jahre ges 
wähle. m fiebenten Jahre tritt er regelmäßig aus. Es 
muß eine neue Wahl angeordnet werden. Bei diefer Wahl 
iſt der Ausgetretene wieder wahlfähig. 

6. 31. Länger als ſechs Jahre, und menigftens zwoͤlf 
Jahre, bleibt derjenige Augeordnete in feiner Stelle als 
Volksvertreter, welcher zum Landmarfchall gewählt worden, 
und in diefer Eigenfhaft aus einer Landftändiichen Ver: 
einigung in die andere übergegangen iſt. ($. 58. $. 59.) 

$. 32. Sollte ein Abgeordneter während der ſechs 
Sabre, auf die er gewählt ift, abgehen, welches durch den 
Tod, durch freiwilliges Austreten, "und durch Verluft einer 
der oben ($. 22 —27.) angegebenen Eigenfchaften, in 
sofern folche verlierbar find, geſchehen kann; fo tritt der 
Stellvertreter für ihn ein. Fehlt auch dieſer; fo muß auf 
‚die noch übrige Zeit der ſechs Jahre eine neue Wahl anges 
ardnet werden, 

$. 33. Nah jeder Wahl darf der Gewählte das ihm 
angetragene Amt ausfchlagen, weil man vorausfegen muß, 
daß Niemand ohne die allerwichtigfien Gründe ſich einem fo 
ehrenvollen Amte entzichen werde. a; 

6. 34. Die oberfte Leitung aller Wahlen ift den Lanz 
Desregierungen zu Weimar und Eiſenach, jeder in ihrem 
Bezirke, übertragen. 

Die Anordnungen der Wahlen, durch folhe, erfolgt 

unmittelbar von dem Fürften; das erfiemal auf den Grund 
der gegenwärtigen Berfaflungsurfunde, allein in künftigen . 
Fällen auf die Anzeige des Vorſtands ($. 57.), daß die 
Wahl nothwendig fey. 

$. 35. Weder von den Landesregierungen, noch von 
denjenigen Behörden und Perfonen, welche unter ‚jener 
oberen Leitung das Wahlgefchäft, in Anfehung der Abge⸗ 
ordneten felbft, oder-der Wahlmänner zu beforgen haben, 
follen einige Koften dafür berechnet werden, einen einzigen 
Fall ausgenommen ($. 44-) . 


’ 
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8. 36. Die Wahl im Stande der Rittergutsbeſitzer 
gefchieht in jedem Bezirke für -fih. Die Landesregierung 
ertheilt: einem Rittergutsbeſitzer des Bezirks. Auftrag zur 
Anordnung der Wahl, und zwar regelmäßig demjenigen, 
welcher, nad feiner Anfälligkeit mit einem Rittergute im 
Bezirke, der. ältefte.ift. = 
. Der. Beauftragte beruft ſaͤmmtliche Rittergutsbeflger 
zu einer Wahlverfammlung, bei welcher er den Vorjig und 
den Vortrag hat. Ausloͤſung und Reiſekoſten werden den 
Erfcheinenden nicht vergütet. Als Piorofollführer wird . 
eine zu-den Acten verpflichtete Perjon beigezogen , jedesmal 
befonders und auf Koften der fännmtlichen Rittergutsbeſitzer 
im Wahlbezirke. a R 
$. 37. Bei der Wahlverfammlung entſcheidet die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen; es mögen nun viele 
oder wenige Stimmberechtigte erfcheinen , viele oder wenige 
Stimmen, unmittelbar, oder mittelbar. durch Bevollmaͤch⸗ 
tigte, abgegeben worden feyn. Haben mehrere Perfonen 
gleich viel Stimmen für. ſich; fo enticheider das Loos. Die 
getroffene Wahl wird, von dem Wahldirigenten, der Lan⸗ 
desregierung angezeigt, unter Einfendung der Protokolle. 
6 38. Vorfiehende Beftimmungen iiber die Art der 
Mahl im Stande der Nittergursbefiser feiden einige Aus: 
nahmen: in Anfehung der reichseitterfchaftlihen Abgeordne⸗ 
— ($. 10.) und des Abgeordneten der Akademie Jena 
‚ 10, ; J. 
Die ehemaligen, mit ſonſt Reichsunmittelbaren Guͤtern 
im Eiſenachiſchen Kreiſe anſaͤſſigen, Reichsritter wählen, auf 
Anordnung der Landesregierung zu Eiſenach, unter ſich, 
wojqu ihnen jedesmal eine ausreichende Friſt zu ſetzen iſt. 
Erft, wenn diefelben binnen ſolcher Frift niemand ernannt 
Haben, welcher das Amt eines Landftändifchen Abgeordneten 
übernehmen kann und will, waͤchſt dieie dritte Stelle den 
übrigen Rittergutsbefigern des Eiſenachiſchen Kreifes zu. , 
Der akademiſche Deputirte wird, auf Anordnung der 
Landesregierung zu Weimar, welcher in diefer Bezichung 
von dem Landesfüriten befonderer Auftrag (mandatum 
speliale) ertheilt werden fol, : von dem afademijchen 
Senate gewaͤhlt und nach gejchehener Wahl derjelben Bes 
Hörde angezeigt, — 
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$. 39.: Das Wahlgefchäft in den Stande der Baͤrger 
und Bauern«beginnt mit Ernennung der Wahlmaͤnner 
($. 13.) Diefe gefchieht in den Städten von ſaͤmmtlichen 
dazu ſtimmfaͤhigen Einwohnern der Stadt ($ 19..), unter 
Leitung des Stadtraths, auf den Dörfern unter. ſaͤmmt⸗ 
lichen ſtimmfaͤhigen Einwohnern des. Dorfs ($.. 79. ), unter 
Leitung der Ditsvorgefegten , Bormundfchaftsperfönen „ 
Schulzen, Gerichtsſchoͤppen u. f. w. ar wiseg 
Steht das Dorf unter mehreren Untergerichten und 
det es deshalb mehrere Schulgen; fo iſt demjenigen die 
eitung zu überlaffen, welcher überhaupt die Gemeindean⸗ 
gelegenheiten beforgt. —— 
9 2 | 

$. 40. Wenigitens zwei Drittheile der ftimimfähigen 
Einwohner muͤſſen bei einer folhen Wahl zugegen jeun, 
Es entſcheidet Stimmenmehrheit und, bei gleichen Stimz 
men, das Loos. Der Erwählte erhaͤlt zu feiner Rechtfer⸗ 
Hung eine Urkunde, welche nad) einem gedrudten Mujter 
von dem Stadtrathe oder „den Drtsvorgejegten zu voll⸗ 
ziehen iſt. — * 


he 


$ +1. - Damit diefe Vorſchriften auch auf den Dörfern 


genau beobachtet werden, hat jedes Amt und jedes andere 
Untergericht „ welchem von der Landesregierung der: Befehl 
zur Anordnung der Üahl-der Wahlmänner in jenem Bezirke 
zugegangen , zuvörderſt die Ortsvorgeſetzten (VBormunds 
Ichaftsperfonen, Sculzen u, ſ. w.), welche unter feiner 
Aufſicht die Gemeindeangelegenheiten in den verfchiedenen 
Ortſchaften zu beſorgen haben, vor ſich zu befcheiden, und 
dieſelben, jedoch ohne alle Einmifhung in die. Wahl ſelbſt, 
von dem Zwecke und Gange des Gejchäfts genau und voll: 
ſtaͤndig zu unterrichten. . 


» 6. 42. Rad) gefchehener Ernennung der Wahlmänner 
haben ſich die Wahlmänner eines jeden Bezirks an einem 
Tage, welchen die Landesregierung‘ beitimmen und nebjt 
dem Orte. der. weiteren Wahlverhandlungen in jedem Bezirke 
durch die Unferobrigfeiten befannt machen. laſſen wird, vor 
einer Commiſſion einzufinden, welche aus einer Landrathe, 
und aus cinem. Amtmann, Stadtrichter, Buͤrgermeiſter 
oder Gerichtsverwalter des Bezirks; nad. Befiimmang der 


Landesregierung, beſtehen fol. 
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$. 43. Diefe Tommiffion. hat ſich ebenfalls in das 
Waßige haft ſelbſt, weder durch Vorſchlage, uch auf 
andere Weiſe, einzumiſchen, ſondern den erſchienenen Wahl⸗ 
maͤnnern nur. die Veranlaſſung ihres Erſcheinens nochmals 
vorzuhalten, und. ſolche mit den Eigenfchaften‘, wodurch ſich 
jemand zu. der Stelle eines Bolkövertretere eignet, bekannt 
zu machen. ° 

Iſt dieſes geſchehen; jo mul zuvoͤrderſt die weitere Yes 
rathung: den Wahlmännern allein überlaffen bleiben. Es 
bejieht das Hauptgeſchaͤft der Commiſſion endlich nur darin, 
daß nach einiger Zeit, jedoch am demfelben Tage, jeder 
einzeine: Wahlmann darüber, wem er jeine Stimme geben 
wolle, zu dem Drotofolle vernommen , "und der Erfolg des 
Wahlgefhäfts der Landesregierung wit Einſendung u 
Acten, berichtlich angezeigt werden. 
—9. 44.In der Regel muͤſſen alle Wahlmaͤnner des 
ganzen. Bezirts bei der Wahl des Landſtaͤndiſchen Ab⸗ 
geordneten anweſend ſeyn; doch iſt die Wahl nur in dem 
Falle für ungültig zu halten, wenn nicht zwei Drietheile 
der Wahlmänner des Bezirks dabei zugegen geweſen find! 
In einen ſolchen Falle ſind die Koſten einer new anzuord⸗ 
nenden Wahl von den ausgebliebenen Wahlmaͤnnern einzuz 
bringen}. es waͤre denn, daß ein veiner, unabwendbarer 
Zufall fie von dem Erſcheinen abgehalten habe. 
9. 450: jeder Bahlmann ſtimmt aus eigener Ueber⸗ 
zeugung, ohne an einen Auftrag von Seiten feiner Ge: 
meinde gebunden zu feyn. Alle Auftraͤge folüer Art wers 
den im pres! fuͤr nichtig erklärt, 

Auch bei der Mahl durch die Wahlmaͤnner alle 
die ee Sind für zwei oder mehrere wahl: 
fähige Perfonen gͤleichviel Stimmen vorhanden; fo ent 
feheidet das Loos. 

. & 47. Nach vollendeter Wahl legen die Wahlmänner 
ihr Amt ſgleich nieder umd bleiben, als geweſene Wahl⸗ 
maͤnner, in keinem Verhaͤltniſſe zu einander. 

Es malen vor jeder neuen Wahl eines Volfsvertretets 
neue Wahlmaͤnner ernanı werden, 

$. 48. Weber alle Wahlen, ſowohl im Stände ver 
Bauern and Bürger, als im Stande der Rittergutsbeſitzer, 
erſtatten die Landesregierungen Bericht an den Fuͤrſten mit 
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ihrem Gutachten daruͤber, ob die Wahl für gültig anzu⸗ 

fehen jey, oder nicht. 
Diefe Berichte werden das erfiemal einer zur Zufams 

menberufung. des Landtags zu: ernennenden Commiſſion 


(6. 57.) unter Beiſchluß der. Wahlacten mitgetheilt. 


6. 49. Sind die Wahlen gültig; fo erfolgt von dieſer 
Commiffion, oder fpäterhin von dem DVorftande, die Eins 
berufung zum Landtage. Der Ericheinende rechtfertigee 
fi bei-dem Landtage durch das erhaltene Einladungs⸗ 
fchreiben. : 
9. 50. Iſt die Wahl, entweder nach dem Urtheile der 
Landesregierung umd der. zur'Zufammenberufung des. Lands 
tags beauftragten Behörde, (fuͤr das erfiemal der gedach⸗ 
ten Commiſſion, ſpaͤterhin des Worftandes) oder nad) dem 
Urtheile diefer Behörde allein für ungültig anzujehen ; jo 
wird bei dem Fürften,. mit Anführung der vorliegenten 
Gründe; auf Vernichtung der gejchehenen, und auf Ans 
prönung einer neuen, Wahl angetragen. 
9. 51. Jede Wahl eines Wahlmannes oder eines Ab⸗ 
geordneten, welche den gejeglichen Beſtimmungen über die 
Fähigkeit zu einer folhen Stelle, und Über die Form der 
Wahl, nicht entfpriht, iſt ungültig. 

8. 52. Ungältig, mit Vorbehalt ter Beftrafung des 


“dabei vorgedommenen Verbrechens, iſt ferner jede‘ Wahl, 


welche durch Geld oder Geldeswerth erwirft worden iſt, 
ingleihen jede Wahl, von welcher fi erweifen Füße, daß 
fie zu Folge gemachter Verjprehungen von. Gunft oder Bor: 
theil irgend einer Art, oder zu Folge gefchehener Bedrohuns 
gen mit Nachtheil irgend einer Art, erfolgt fey. 


Vierter Abſchnitt. 


Landtag, Borfand, (Landftändifhes Direcs 

torium), Landftändiiher Syndicus, Rechte 

der Abgeordneten, Erdffnung des Landtags, 

Gefhäfts:Drdnung, Vertagung, Auflöfung, 
Schluß des Landtags. . 


6. 53. Die Verſammlung der auf verfaffungsmäßige 
. erwählten Landſtaͤndiſchen Abgeordneten bilder den 
andtag. - i 
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6. 54 : Die Landtage theilen ſich in ordentliche und 
außerordentliche. Zu einem — Landtage werden 
die Landſtaͤndiſchen Abgeordneten von drei zu drei Jahren, 
und zwar regelmaͤßig in der erſten Woche des Januars; 
zu einem außerordentlichen aber fo oft zufammengerufen, 
als es. nach dem Ermeſſen des Fürften nothwendig iſt 
2.90 55, Der Ort, wo der Landtag gehalten. werden 
foll, hängt von Beſtimmung des Fuͤrſten ab; doch muß 
berfelbe nochwendig in dem Sroßherzogthume liegen. 

In der Regel wird die Refivenzftade Weimar als Ver⸗ 
fommlungs Ort angelehen. — 
9. 56.Außer den Laudtagen giebt es keine ſtaͤndiſchen 
Verſammlungen, weder des ganzen Landes, noch der Krei⸗ 
ſe; vielmehr ſind alle ſolche Verſammlungen fuͤr geſetzwi⸗ 
drig, und alle Beſchluͤſſe auf ſolchen Verſammlungen für 
nichtig erklaͤrt. A 

Dieſes ſchließt jedoch nicht aus, daß in den einzelnen 
Kreiſen die Nittergursbejiger «der die Städte, oder die 
Dorfſchaften (Städte und De:fichaften durch ihre Orts⸗ 
vorfteher) mit Vorwiſſen und Genchmigung der Lanbes⸗ 
regierung,, zufammentommen  Fönnen zur Berathung uͤber 
gemelnjame Angelegenheiten. DE 

6. 57. Zur Leitung der Landftändifihen Geſchaͤfte wird 
durch Stimmenmehrheit unter den fämmtlihen Abgeord⸗ 
neten der Landſtaͤnde, und zwar aus der Mitte des Stans 
des der Nittergutsbefiger ein Landmarfchall,- aus 
der Mitte fäniitlicher Abgeordneten aber werden zwei Ges 
huͤlfen erwählt, welche drei zufammen den Borftand 

(das Landftändifhe Dirertorium) bilden. 
$. 58. Der Landmarfchall wird, wenn es dem 
Landtage nicht gefallen follte, ihm die Stelle auf Lebens: 
lang zu übertragen, das eritemal auf zwölf Jahre, für 
die Zukunft aber jedesmal auf ſechs Fahre gewählt. Die 
Wahl der beiden —— beſteht nur drei Jahre. 

Sowohl die abgehenden Gehuͤlfen, ſo lange ſie in der 
Zahl der Landſtaͤndiſchen Abgeordneten bleiben, als auch 
der abgehende Landmarſchall ſind wieder waͤhlbar. 

9. 59. Da, nad vorſtehender Beſtimmung, der 
Landmarſchall von ſechs zu ſechs Jahren aus der ſich auf⸗ 
loͤſenden Landſtaͤndiſchen Vereinigung in die neue überges 
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het; fo hat bei der neuen Wahl derjenige Stand umd Kreis, 

aus deffen Mitte der Landmatſchall genommen iſt, eine 

Stelle weniger zu beſetzen, als er enen zu beſetzen 

haben wuͤrde. 

6. 60. Niemand kann zum Landmarſchall gewaͤhlt wer⸗ 
den, welcher im Großherzogthume Sachſen⸗ WeimarsEifenach 
wirklicher Staatsdiener iſt, oder aus einer Landesfuͤrſtli⸗ 
chen Caſſe eine Beſoldung zieht. 

§. 6r. Die geſchehene Wahl des Landmarſchalls 
iſt dem Fuͤrſten zur Beſtaͤtigung vorzutragen Die Wahl 
der Gehuͤlfen wird dem Fuͤrſten nur angezeigt. 

$. 62. Als Hauptrechte und Verbindlichkeiten des Vor⸗ 
ſtandes ſind folgende anzuſehen: 

1) Dem Vorſtande liegt, wenn ein Landtag angeordnet 
worden, die Zuſammenberufung der Landesſtaͤndiſchen 

Abgeordneten ob; auch koͤnnen andere Mittheilungen 

an jene Abgeordnete durch Umlaͤufe, oder beſondere 
Schreiben, nur durch ihn erfolgen. 

2) Der Vorftand hat alles jo vorzubereiten, daß der 
Landtag jedesmal ſogleich mit ſeiner Eröffnung in 
volle Thaͤtigkeit gejege werden fann.- Zu diefem 
Zwecke jollen dem Vorftande bei fehr wichtigen Ger 

gZenſtaͤnden, hiniängliche Zeit vor Eröffnung des Lands 
‚ange, die nöthigen Mittheilungen gemacht werden; 

auch ſteht es demſelben frei, in Aufehung der ihm 
erforderlichen Nachrichten und Aufſchluͤſſe ſich unmitz 
telöar, fowohl vor dem Landtage, als während des 
Landtags, an die Landesbehörden und an das Staats; 
mintiterium zu wenden, 


3) Der Vorſtand Hat bei allen Landtagen die Geſchaͤfte 
zu leiten, und unter die einzelnen Abgeordneten auf 
eine zweckmaͤßige Art zu vertheilen. 

4) Außer den Landtagen ſind die Landſtaͤnde fortwaͤh⸗ 
rend durch den Vorſtand zu vertreten, und aus die: 
ſem Grunde iſt derſelbe verbunden : 
a. auf- die einftweilige Beſetzung folcher Landftäns 
difhen Stellen Rüdfiht zu nehmen, welche 
"bis zum naͤchſten Landtage nicht unbejest bleiben 
> £önnen. ($: 73.1109. 122.) 
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b. beftändig den Faden aller Landſtaͤndiſchen Ger 
‚Säfte zu behalten und. darüber zu .waden,. daß 
‚nichts gegen die. Verfallung geſchehe; wohl aber 

« Alle, von dem Landtage und von dem Fuͤrſten ges 

faßten, Beſchluͤſſe zur Ausführung fommen. 
c. Dafern ihm ein, das allgemeine Beſte betreffens. 
der Gegenſtand, deſſen Ausführung auf einem bes 
reits vorhandenen: Gejege beruhet, fo dringend 
ſcheint, daß folher bis zum nächften Landtage ar 
wohl ausgefeßr werden möchte, davon fofort be 
dem Regenten Anzeige zu chun. 
d. Wenn ſich die Anordnung eines außerordentlichen 
Landtags nothwendig machen follte, mit vollſtaͤndi⸗ 
ger Aufführung aller Gründe darauf anzutragen. 
e. Zur Berathung über diefe Landjtändishen Anz _ 
gelegenheiten jedes Jahr wenigitens zweimal zus 
faumenzufommen, auch, im Fall der Fuͤrſt eine 
ſolche Zufammenkunft nöthig finden follte, fih an 
dem hierzu beftimmten Orte ſchleunigſt einzufinden. 
Uebrigens wird in Anfehung. diefer Obliegens 
heiten der Vorftand fich befonders der Unterfiügung 
des Raths, und des Gutachtens der Landräthe zu 
bedienen haben. 

6.63. Was das Verhaͤltniß des Landmarfhalls und 
der Gehuͤlfen zu einander betrifft; fo hat der erftere nicht 
nur den Vorſitz, fondern in der Regel auch den. Vortrag 
bei den Landtagen. : 

Nur in Verhinderungsfällen geht die perfänliche Leitung 
des Ganzen auf den erſten, umd wenn diejer verhindert 
feyn follte, auf den zweiten Gehülfen über. 

Außerdem kann in Landftändiihen Angelegenheiten , 
fowohl während des Landtags, als außer dem Landtage, 
der Landmarfchall nie für fich allein, fondern nur mit Zur 
fimmung der Gehülfen handeln; auch find die bei dem 
Vorftande außer den Landtagen nothwendig werdenden Uni 
läufe und andere Ausfertigungen von dem Landmarſchall 
und feinen Gehülfen zu zeichnen. Die Vollzichung aber. 
erfolgt von dem Erftern allein. * 

$ 64. Sollte in der Zeit von einem Landtage zum 
andern ein Glied, oder follten gar zwei Glieder des Bois 
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ſtandes verſterben oder ſonſt austreten (9. 32.); ſo dauert — 
deren Amt bis zum naͤchſten Landtage, und auch jeden Falls 
auf den naͤchſten Landtag, bis zur Wahl eines neuen Land⸗ 
marſchalls, in den Perſonen der Bleibenden fort; jedoch 
iſt, wenn nur ein Glied des Vorſtandes noch uͤbrig ſeyn 
ſollte, die Zuſammenberufung eines Landtags moͤglichſt zu 
beſchleunigen. 

$. 65. Der Landmarſchall und feine Gehuͤlfen ziehen 

ein jeder eine jährliche Befoldung aus der Haupt: Lands 
ſchaftscaſſe. 

$. 66. Alle Abgeordnete haben auf dem Landtage glei⸗ 

ches Stimmrecht, ohne Unterſchied des perſoͤnlichen Ran⸗ 
ges, der Kreiſe, oder der Bezirke. 
8. 67. Jeder Abgeordnete, von welchem Stande, von 
welchem Kreije, von welchem Bezirke er auch ſey, tft Ver⸗ 
teeter aller Staatsbürger und hat außer den Gejegen keine 
andere Richtſchnur anzuerkennen, als feine Ueberzeugung 
und fein Gewiffen. Hieraus folgt: 
1) Bein Abgeordneter hat befondere Verpflichtungen gez » 
gen diejenigen, welche ihn gewählt haben, 

2) alle Vorſchriften (Inſtructionen), wodurch die 

Stimmfreiheit eines Abgeordneten auf irgend eine 
Weiſe befhränft werden foll, find. gefegwidrig und 
ungültig,  . 

3) übernimmt ein Abgeordneter in feinem Kreile oder 
ſonſt, Aufträge zu Vorftellungen und Bitten bei dem 
Landerge, als wozu er allerdings berechtigt und verz- 
bunden iſt; fo verſteht ſich dieſes unbeſchadet der Frei⸗ 
heit ſeiner Meinung und Stimme. 

§. 68. Niemand kann wegen feiner Aeußerungen in 

der ſtaͤndiſchen Verſammlung verantwortlich gemacht wer⸗ 
den. Es verſteht ſich, daß allezeit der gehoͤrige Anſtand 
beobachtet wird, und daß jede Verunglimpfung der hoͤch⸗ 
ften Perfon des Landesfürften oder eine Beleidigung der 
Megierung, des Landtags oder Einzelner, verboten und 
nad) den Sefegen firafbar iſt. . 

6. 69. Die Landftändifchen Abgeordneten, mit: Eins 
fchluffedes Landmarſchalls und feiner Gehülfen, genießen 
ſowohl in ihrer Geſammtheit als einzeln völlige Unverlegs 
üchkeit der Perfon vom Anfange des Landtags bis acht 
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Tage nach dem Schluffe deffelben. Nur mit Einwilligung 
des Landtags, auf dem Wege Rechtens, kann, im drins 
genden Fällen, gegen fie verfahren werden. 
$. 70. Alle Abgeordnete, auch die Mitglieder des 
Vorſtandes, genießen für die Zeit ihres Aufenthalts auf 
dem Landtage, vor und mit dem Tage vor der Eröffnung, 
bis und mit dem Tage nach dem Schluffe des Landtags, 
eine tägliche Auslöfung, ingleichen für jede Meile der Ents 
fernung ihres inländifchen Wohnorts oder Gutes von dem 
Orte des Landtags, eine Vergütung für Reife: und Zehs 
rungskoſten aus der Haupt s Landfchaftscaffe. 
S. 71. Zur Führung des Protokolls und zur Abfafe 
fung von Schriften auf dem Landtage, ingleichen zu den 
Ausfertigungen in Landftändifhen Angelegenheiten außer 
dem Landtage unter Leitung des Vorftandes, erwählen ſich 
die Abgeordneten einen Syndicus. Die Wahl ift dem Fürs 
fien anzuzeigen. - ' 
$. 72. Der Syndicus darf fein von dem Landesfürz 
fien unmittelbar bejoldeter Diener feyn. Er muß in Wei: 
mar fich wefentlid, aufhalten. Seine Verpflichtung ger 
ſchieht vor der Landesregierung zu Weimar. Der Lands 
tag hat das Necht, ihn nah) Befinden zu entlaflen. 
6. 73. Sollte ſich der Fall ereignen, daß zu einer 
. Zeit, wo der nächfte Landtag über zwei Monate noch ent: 
ferne ift, der Landftändiihe Syndicus verftürbe, oder feine 
Stelle niederlegte; fo hat der Vorftand einjtweilen Se: 
mand in die erledigte Stelle einzufegen, und nachher - bei 
dem Landtage darüber entfcheiden zu laſſen, ob dieſe Eins 
ſetzung zu beftätigen, oder eine andere Wahl zu’ wänfchen 
fey. 
§. 74. Der Syndicus zieht eine jährliche Befoldung 
aus der Landfchafseafle, und während des Landtags diefelbe 
Austöfung , weldhe den einzelnen Abgeordneten beftimmt 
if. 
$. 75. Während des Landtags fteht dem Syndicus 
eben die Unverleglichkeit der Perfon zu, welche den Abge⸗ 
ordneten zugefichert ift. ($- 69.) 
- $. 76. Zur Zufammenberufung des nächften Landtags 
wird. eine Landesfürftliche Commiffion niedergefegt werden. 
Wenn aber künftighin ein Landtag ansgefchrieben werden 
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fol; ſo geht das deßhalb zu erlaſſende Landesfürftliche De: 
eret an den Vorſtand. ‚Kein Abgeordneter aber hat ſich 
in Eigenſchaft an dem Orte der Landjtändifchen Verſamm⸗ 
Inng früher einzufinden, als bis er durch ‚den Vorſtand 
eine ſchriftliche Einladung dazu erhalten hat. 

Wie ein Abgeordneter, in Gemäßheit eines ſolchen 
Einladungsichreibens, zum Landtage eintrifft, ‚hat er ſich 
bei dem Landmarjchall anzumelden. 

$. 77. Haben fi an dem beftimmten Tage alle Mits 
glieder der Standijhen Verfammlung, oder haben ſich wer 
nigftens ein und zwanzig diefer Abgeordneten, und unter 
folhen aus jedem Kreife zwei aus. verfchiedenen Ständen, 
an dem beſtimmten Orte eingefundenz fo gefchi ehr auf vor⸗ 
bergegangene Anzeige des Vorſtandes bei dem Fuͤrſten die 
Eröffuung des Landtags unter den ;befonders feſtgeſetzten 
Sirmlichkeiten, entweder von dem Fuͤrſten felbft, oder 
durch eine zu disfem Zwecke anzuordnende Commiſſion. . 

$. 73. Die Landjiandifhe Verfammlung bildet nur 
ein Sanzes, nicht mehrere Kammern.  . 

9. 79. Obwohl die Volksvertreter in diefer Eigen— 
fchaft ſich alle gleid) find ; fo beodachten fie doch. unter -eins 
ander folgende Sigordnung. Es figen 

ı) obenan der Landmarſchall und die beiden Gehülfen 

neben dieſem; 

2) zu beiden Seiten die Abgeordneten der Ritter gutsbe⸗ 
ſitzer, und zwar 
a. des Weimariſchen, 

b. des Eiſenachiſchen, 
c. des Neuſtaͤdtiſchen Kreiſes. 

3) Die Abgeordneten der Staͤdte und 

3 die Abgeordneten des Bauernſtandes in derſelben 
Folge nad) den Kreiſen. Die Sitzordnung der eins, 
zelnen Abgeordneten eines Standes und eines Kreifes 
unter fi wird auf jedem Landtage von neuem durch; 
das. Loos beſtimmt. Der veichsritterfchaftliche Abge⸗ 

‚ordnete loofet unter den Rittargutsbefisern des „Eifer 

nachifchen, der afademifche Abgeordnete loofer unter 
den Nittergussbefigern des Weimarifchen Kreifes. 

$. 80. Der Landtag kann keine. Sigung halten, weun 
nicht wenigſtens ein. und zwanzig Abgeordnete, und unser 
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biefen wenigſtens zwei aus verſchledenen Ständen eines jes 
den Kroifes, zugegen find: Ein Beſchluß, welder mit 
Vernachlaͤſſigung diefes Satzzes gefaßt wird, iſt ungültig, 
0.8 Komme es zur Abſtimmung; fo ſtimmt der 
Landmarſchall zuerit und nach ihm die übrigen Abgeordne⸗ 
ten, das erfte Dial von der rechten zur linken Hand, das 
äweite Deal von der linken zur rechten Hand u. f. m. i 
9. 82. Alle Beſchluͤſſe werden nach der abſoluten 
Mehrheit der. Stimmen gefaßt, der Landmarſchall hat 
feine ‚entfcheidende Stimme (votum deceisivum); viel⸗ 
mehr It, wenn Gleichheit der Stimmen eintritt, die Gas 
de goch einmial in voller Sitzung zum. Vortrag zu bringen, 
Wird auch in diefer Sitzung die Gleichheit der Stim⸗ 
men nicht gehoben ;, fo find die ‚beiderfeitigen Meinungen 
dem Landesfürfteirzur Entſcheidung vorzutragen, r 
+83, Die Abſtimmungen geſchehen einzeln, nie nach 
Stränden, Kreiſen oder Bezirken. Jedoch bleibt es den 
geordneten Eines Standes oder eines Kreijes vorbehals 
ten, wenn fie ihren Stand, oder ihren Kreis durch dem, 
Suialge ‚Der Mehrheit für beſchwert erachten, . ſich über 
he, Stimme (votum_ separatum) zu vereinigen und, 
les zum — au Mi. iin Z 
"8,84 Eine folde Cutiat⸗ oder Provinzlattimme 
hat die Kraft, dad fie die Ausführung des, von. der Mehr⸗ 
beit gefaßten Beſchluſſes aufpält, in die. von dem Lands, 
idge an den Landetfürften ergchende Erklaͤrung, nebeh dem. 
Beſchluſſe der Mehrheit, aufgenommen werden muß, und 
nebſt diefen der Entfcheidung des Fürften zu unterwerfen 
1 x 
9, B5. Damit eine Separarftimme dieſe Kraft ers 
langen möge, it Einftimmigteit aller Abgeordneten aus‘ 
dem Stande oder dem Kreife, welcher dadurch verwahrt 
werden foll, erforderlih. Nur die entgegengefette Mei⸗ 
mung des Landmarſchalls kann die Bildung einer Curiat⸗ 
oder: Provinzialſtimme für den Stand oder den Kreis nicht. 
ndern ,. aus welchem’ der Landmarjchall als Abgeordneter ı 
vorgegangen fit. — 
§. 86. Wenn die Abfaſſung einer Curiat / oder Pros 
vinzialſtimme einige Zeit erfordert; ſo koͤnnen diejenigen 
Abgeordneten, welche ſolche wuͤnſchen, den’ Antrag ma⸗ 
Breiter Band, 23 
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chen, daß ihnen: Zeit. vergoͤnnt werde —* beſprtchen 
und über ihre Erklärung zu vereinigen. or ſta nd bes; 
ſtimmt ihnen hierzu eine Friſt von, zmei- bis drei Tagen 
welche fie, bei Verluſte des Rechtes anf die: begehrte Kuriats 
oder Provinzieltimme, einhalten muͤſſen Bar. 

8. 87. Außer dem Falle einer Cüriats ober Provin⸗ 
zialſtimme kann ein Beſchluß des Landtags, weder duͤrch 
Pestejtation, noch durch Berufung auf’ hoͤchſte Entſchei⸗ 
dumg, noch auf andere Weiſe gehindert werden, vielmehr 
wird jeder Berſuch dieſer Art ſchon "em Dyeiis ‚für geile” 
widrig und. ungältig’erklärt. 

. Die Minderheit muß id, - jenen Sur arsgentehtfieh 
der Mehrheit unbedingt unterwerfen ,: wiewohl jedem Abs 
grordnoien das Recht zuftcht, © ſeine Meinung. anszäfähren! 
‚und. entweder in deitt Protokolle nied derſchreiben zu laſſen, 
ss in einem eigenen Auffage: zu den Arten zu bringen. — 

58 Ver Landesfuͤrſt TAB: dem Landtage feine Anz 

* ——— ſchriftlich mittheilen, entweder or, 
einmal, det had Und nach. 

Sgitten bei neuen Gefeßesvorfätägen, . ost “anderie 
wichtigen Anträgen,“ muͤndliche Erörrerungeh den” Gang 
der Sefchäfte befördern können,’ fo wird’ der Landesfit 
Miniter oder andere Staatsbeamte, als eine A 
vien, zu einzelnen Sitzungen des Landtags abordnen, welche 
den Gegenſtand nach ſeinen Beweggruͤnden zu entwickenn 
jedoch der Landftändifchen Abſtimmung and Veſchlutcan⸗ 
nicht betzuwohnen haben. 

9. 89. Wenn der Landmarfchall uͤber einen wichtigen: 
Gegenſtand, welcher nicht ſchon in den Fuͤrſtlichen Ansräs 
gen enthalten At, Vortrag thun wilz jo jeigt-er ſeine 

Abſicht der Verſammlung an, und beikigme bazu einen ger, 
aölen Tag. al And 

8. 90. Jedem Abgeordneten ſteht es frei, Anträge: 
an die Berfammlung zu bringen, wenn ſolches der Werst 
fammlung vorher angezeigt worden iſt. Auf eine ſolche 

Anzeige hat der Landmarfchalf ebenfalle einen ‚serien: Tagi. 
zu dem Vortrage feſt zu ſetzen. 

© gi 91. Wo die Berfamimfung es dienlich finder, ins: 
nen Ausſchuͤſſe zur Bearbeitung einzelner — gun 


[5 . » 
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Xifteing von Unterſuchungen, zur Abgebung von Guts 
adıren, „zur Abfaſſung von. Schriften niedergefegt wers 
den. 

$. 94. Solche Aueſchuͤſſe beſtehen aus drei oder 
fünf Perſonen. Der Landmiarfhali ernennt ein Mits 
glicd, :welches. den Vorſitz führe, die übrigen waͤhlt die 
Rerfammlung; ohne beſondere Ruͤckſicht anf Stand und 
Provin;. \ 


$. 93. In der Sigumg des Ausſchuſſes . führe ein 
Mitglied deſſelben das Protokoll. , Die Beſchluͤſſe wer⸗ 
den nach Mehrheit. der Stimmen . gefaßt und kommen 
‚weiter zum muͤndlichen oder jchrifslichen Vortrage, bei 
dem Landtage- Bei den Erditerungen darüber bat jes 
des Mitglied des Ausfhufes wieder. jeine Stimme, ale 
Mitglied Des Landtags überhaupt. 


. 94. Die Befdstüffe der Stände werden in Schrif⸗ 
‚sen über einzelne, oder über mehrere Gegenftände zus 
ſammen, dem Landesfärften übergeben. - In der Aus— 
Fersigung find ſolche Schriften: „umterthänigite 
Erklarungsſchrift,“ zu überfhreiben ’ und unter 
dein. Kolleetionamen: „Die getreuen Landftände 
des Großherzogthums SahfensWeimar:E&i; 
ſenach“ von dem Landmarſchall zu unterzeichnen. Der 
Landerfürft laße feine Beſchluͤſſe hierauf ebenfalls ſchrift⸗ 
lihb „an den Landtag” gelangen, worauf dann die 
verfammelten Abgeordneien nach Befinden weiter ant 
worten fönnen, 


6. 95. Die Berhandlung ſchließt ein Landtagsab⸗ 
ſchied, mit welchem die Verſammlung von dem Fuͤrſten 
enslafl en wird. 


$. 96. Dem rg ſteht das Recht zn, duch 
einen ſolchen Abſchied die Landftändifhe MWerfanmlung 
nicht nur zu dertagen, fordern auch gänzlich aufzuloͤſen. 
Geſchieht das legtere; fo verlieren füngmtlihe Abgeord⸗ 
nete ihre Stellen, den Randmarf;pall ausgenommen. Es 
miüffen fofort und fängftens binnen drei Monaten neue 
Mahlen verfigt werden, bei welchen bie Mitglicder der 
aufzelöften Werfammlung wieder wählbar" ſind. 


23 * 


954  Großperzogrpum ‚Sachfen» Weintar. 


» Erfolgt dieſe Anordnung binnen dreimonatlicher Friſt 
nicht; fo. iſt die vorige Vereinigung von felbft wieder 
hergeſtellt. 4 
nn Fünfter Abſchnitt. NE 

Nähere Beffimmungen über die Ausähun 

der den Landffänden zuffehenden Rechte dur 

den Landtag. 

. 97. Ale Landſchaftliche Caſſen ſtehen unter dem 
Landſchaftscollegium, als der oberſten Steuerbehoͤrde; dies 
jenigen Caſſen ausgenommen/ fuͤr deren Verwaltung, init 
Einwilligung der Stände, befondere Gommiffionen ’und 
Deputationen- fchon niedergeſetzt worden find, oder etwa 
noch niedergeießt' werden. ' 

9. 98. Einige Zeit vor Eröffnung eines ordentli⸗ 
chen Landtags entwirft das Landſchaftscollegium die. Etats 
aller. ihm untergeordneten Caſſen auf ‚die naͤchſten drei 
Hahre, wobei es fich von ſelbſt verſteht, daß fich daffelbe 
zu diefem. Zwecke, und um zugleich eine volltändige 
Ueberſicht des. Zuſtandes aller Landſchaftlichen Caſſen ge⸗ 
ben zu können, von jeder andern Behörde die erforder⸗ 
lihen Nachrichten erbitten darf. ze 4 

$.. 99. Sind die jämmtlihen Etats gefertigt und Bes 
richtige; fo Tender das Landfchaftecolegium folhe an den 
Fuͤrſten ein, zur vorläufigen Genehmigung. 

Nach erfolgter vorläufigen Genehmigung werden, die 
Etats dem Landtage von dem Fürften unmittelbar züu⸗ 
gefertigt, damit derfelde ſowohl über die Etats an ſich, 
ale über die Mittel, die erforderlichen Beduͤrfniſſe auf: 
zubringen, ſich berathen und urtheilen koͤnne. ö 
- ..$. 100. Die dadurch veranlaßte Beurteilung des 
Etats, und- die als verfaffungsmäßig anerkannten Vers 
willigangen, gehen mittelft einer, eigenen Erklaͤrungs⸗ 
fehrift an den Fürften zuruͤck, worauf von Seiten des 
feßtern, entweder ſofort die Beſtaͤtigung der, von dem 
Landtage geichehenen,. Vorfchläge erfolgt, oder eine noch⸗ 
wmalige Prüfung und Erörterung der Sache bei ſolchem 
veranlaßt wird. 5: F 


* Ya 
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. ror. ®ind. der Landesfärft und der Landtag 
Über die ſaͤmmtlichen, für tie nädhften drei Rechnungs— 
jahre, und in diefen Jahren erforderlihen, äffentlihen 
Abgaben, über deren. Betrag, Art und Erhebungsweife 
einverfianden; - fo werden diefe Abgaben, als von den 
Landftänden vermwilligte, und von dem Landesfärften ges 
nehmigte, mitteljt gemöhnliden Patents ausgeichrieben. 
Der Entwurf dieſes Parents gehört in den Geſchaͤfts— 
kreis des Landſchaftscollegiums; die öffentlihe Vekannts 
machung aber gefchieht turch die Landesregierung. 

6. 102. Auf die bei dem Landtage feftgefegten und 
von den Färften anerfannten Gaffenetats iſt von dem 
Landfehaftscollegium, wihrend der Nechrungsjahre, auf 
das Strengjte und Unverbrüchlichfte zu halten, wie denn 
der Fuͤrſt felbie fih Feine Einweifung in eine der Lands 
ſchaftlichen Caſſen, welde jenen Etats in ivgend ‚einem 
Puncte entgegenläuft, erlauben wird. 

$. 1035. Die vorfichenden Beftimmungen, welde 
gunähft die Deckung der gewöhnlicden. Staatsbeduͤrfniſſe 
zum Gegenjtande haben, gelten in ihrer Art auch von 
dem Falle, wo entweder auf den Bericht eines Landess 
collegiums, oder, ohne ſolchen, nad) eigenem Ermeſſen des 
Färften, andere Sinanjmaaeregeln, welche auf das Land: 
ſchaftliche Intereſſe Einfluß Haben fönnen, ergriffen, oder 
andere außerordentlihe Leitungen und Anjtvengungen der 
Staatsbürger erfordert werden ſollen. 

Der Antrag dazu geht von dem Fürften unmittelbar 
an den Landtag, und erſt, wenn diefer feine Eins 
willigung ercheile hat, erfolge die endliche Beftätigung 
und die Bekanntmachung derfelben in dem. gejeslichen 
Wege. 2 
6. 204. Sollten fih in der Zeit von einer der ger 
möhnlihen Landſt indiſchen Verſammlungen zu der andern 
foiche auperordentlihe, nicht vorher zu fehen geweſene, 
Ereigniffe zutragen, welche aus der einen oder der ans 
dern Landſchaftlichen Cafe eine beträchtliche Zahlung, 
anf die in dem Etat nicht gerechnet -worden, unabwend⸗ 
bar erfordern, oder andere Anftvengungen und Leiſtungen 
der. Unserehanen unabwendbar norhiwendig machen; fo 
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wird eine außerordentliche Verſammlung der Landſtaͤndi⸗ 
ſchen Abgeordneten verfuͤgt werden. eh 

$. 105. Die Durdficht, Prüfung: und Abnahme; 
aller Rechnungen, über die. dem Landfchaftscollegium. ung 
tergeordneten Caſſen, gefchieht jährlich bei dieſem Colle⸗ 
gium und vor einem Ausſchuſſe aus dem Mittel der 
Landfiändilchen Abgeordneten. — 

Dieſer Ausſchuß beſteht, außer dem Landmarſchall 


und feinen beiden Gehuͤlfen, aus ſechs Staͤndiſchen Ahr 


georbnneten, nämlich zweien des Weimariſchen, zweien: 
des Eijenachiichen, uno zweien des Neuſtaͤdtiſchen Kreifeg 
in der Maaſe, dab aus jevem Kreiſe ein Abgeordneter. 
von dem Stande der Nittergursbefiger, und. ein. Abge—⸗ 
ordneter von dem Stande. der Bürger, oder von dem; 
Stande der Bauern, dazu gewählt wird. Die Wahl 
sefchieht auf jedem ordentlichen Landtage für, die naͤchſt⸗ 
folgenden drei Jahre. — 

. 106. Die Zeit, wann dieſer Ausſchuß in Weis 
Mar zufammentommt, iſt, die Jahre ausgenommen, 
weiche einem ordentlichen Landtage unmittelbar voraus— 


gehen, in welchen mithin die Rechnungsabnahme füglih 


bis zur Zeit des Landtags ausgeſetzt bleiben kann, auf 
‚den zojten December eines jeden - Jahres beftimmt. 
Das Landfchaftscolfegtum hat dem Ausſchuſſe an .diefem 
Tage, außer der Nachweiſung, wie bisher die, von dem 
legten Landtage gebilligten, Etats im Allgemeinen auss 
geführt worden, die Rechnungen des vorigen Yahres, 
welche ſchon durchgefehen, monirt, und durch die Beant⸗— 
wortungen der dagegen aufgeſtellten Erinuerungen zur 


Abnahme vorbereitet ſeyn muͤſſen, ſammt allen dazu ges’ 
horigen Belegen und den gegen die Rechnungen geſtellten 
Erinnerungen mitzutheilen. Es erfolgt eine nochmalige 


genaue Durchſicht und Pruͤfung bei dem Ausſchuſſe, wo⸗ 


bei dieſer uͤber gefundene Anſtaͤnde und Bedenklichkeiten 
ſofort bei dem Landſchaftscollegium die noͤthigen Erlaͤute⸗ 


rungen ‚verlangen darf. 


..$. 107. Die förmliche Abnahme der Hauptlandſchafts⸗ 


safferechnung geſchieht durch das ganze Landfchaftscolier 
ginm und den ganzen Landitändifhen Ausſchuß, die uͤbri⸗ 
gen Rechnungen aber koͤnnen durch einige Glieder dei. 
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Landſchaftecollegiums und einige Glieder des gedachten 
Ausſchuſſes abgenommen werden. Die Juſtification der 
Rechnung amd die Enelaffüng des Rehmmgefihrers wird 
von denen vollzogen, welche aus dem Mittel der Lands 
ſtandiſchen Abgeordneten’ und aus dem Mittel des Lands 
ſchaftscollegiums an der Abnahme Theil genommen haben, 
6. 108. Außer den Nahweifungen über die, Auks 
führung der Etats und außer den Rechnungen über die 
dem Landfchaftscollegium "untergeordneten Gaffen, werden 
dern Landftändifchen Ausſchuſſe, bei feiner Auweſenhelt 
in. Welmar, alle Rechnungen vorgelegt, ‚welche bei fols 
den Caſſen geführt worden find, deren obere Berwals 
tung befondern Commijjionen und Deputationen anvers 
traut iſt, z. B. bei den Amortifationscaffen der alten 
Lande. 
$. 109: Boll: wegen bemerkter Mißbraͤuche in der 
Geſetzgebung, oder in der Verwaltung, dem Fuͤrſten Lands 
ſtaͤndiſcher Seits Vorſtellung gethan werden; fo iſt es, 
unbeſchadet des dem Vorſtande nachgelaſſenen Rechts (6. 
62.) durchaus nothwendig, daß die Sache bei dem Land⸗ 
tage zum Vortrage und zur Abſtimmung gefommen fey- 
Kein einzelner der erwaͤhiten Volksvertreter darf fih in 
dieſer Eigenihaft unmittelbar an den Surfen wenden; 
a:h find Vereinigungen mehrerer Landſtaͤndiſchen Abges 
ordneten zu ſolchem Zwecke, fowohl während des Lands 
tags, als zu anderer Zeit, unerlaubt, 

6. ıro. Wenn irgend ein Staatsbürger, welcher zwar 
durch den Laudtag mit vertreten wird, aber nicht ſelbſt 
Volksvertreter it, ein Gebrechen, deffen Abftellung das 
wilgemeine Wohl zu erfördern fcheine, bemerkt, oder ei⸗ 
wen nad feiner Anficht zum Beten des ‚Landes gereis 
chenden Vorfchlag aufgefaßt hat; fo bleibt es ihm under 
nommen, davon ben Landtag oder den Vorſtand in Kennt⸗ 

uiß zu feken. 

5. ırı. Die Ausfährbarkeit des fünften Landſtaͤn⸗ 
diſchen Rechts ($. 5.) iſt im der Großherzoglihen Ber 
ordnung, die Organiſation des Staarsminifteriums bes 
treffend, vom 1. Devember 18915 geſichert worden, im 


folgender Stelle: 
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„Alle Verordnungen, Patente, Edicte und de 
„andere Unſere Ausfertigungen in Regierungsgeſchaͤften, 
„die Wir eigenhaͤndig unterſchreiben, muͤſſen, je nachdem 
„ dieſelben in das eine oder das andere Departement des 
„Staatsminiſteriums gehören; .oder,. und zwar nament⸗ 
„lich in Verhandlungen mit den Landesjtänden, je nad 
„dem diefeiben der gemeinfhaftlihen Berathung und Bes 
„ſorgung ſaͤmmtlicher Mitglieder des Staatsminiſteriums 
„vorbehalten bleiben, von dem Chef. des Departements 
„tim Staateminnterium oder in legtermähnten Falle von 
„fänmtlidyen Mitgliedern deffelden, ‚welche bei der Ber 
„ſchlußnahme gegenwärtig waren, und Sig ımd Stimme 
hatten, in der Reinfchrift der Ausfertigung zum Zeis 
„chen der Verantwortlichkeit des Minifters oder des 
„Staatsminiſteriums, für die Zweckmaͤßigkeit und Ueber⸗ 
„einſtimmung der Verfügung mir den Befegen und der 
„Verfaſſung des Landes, contraſignirt werden, 

$. 112. Dieſes echt kann ausgeübt werden: 1) 
auf dem Wege der bloßen Beſchwerdefuͤhrung, 2) auf 
dem Wege der fürmlichen Klage. 

Es hat aber nur die Amtsführung des Staatsminis 
fteriums der einzelnen Staatsminijter, in ihrem Geſchaͤfts⸗ 
- reife, und der höhern Landesbehörden, wie fie dermas 
den in dem -Patente wegen: Ordnung des Staatsdienites 
vom 15. December 1815 aufgeführt worden find, oder 
künftighin beſtimmt werden möchten, zum Gegenſtande. 

Unerlaubte Handlungen, oder Werfehen und Mad 
laͤſſigkeiten der untern Staatsdiener , innen dem Lands 
tage. nur alsdann zur Ausuͤbung dieſes Rechts die Ver— 
anlaffung geben, wenn der dadurch unmittelbar Gekräntte 
bei der zuftänvigen höhern Behörte vergebens Klage ge 
führt, oder font die gejeßlichen Vorſchritte gethan, und 
eben, weil ſolches vergeblich gewefen, die höhere Behörde 
ſelbſt der Pflichtwidrigkeit fich theilhaftig gemacht hats. 

$, 113. Mur Beihmwerdeführung , nicht. förmliche 
Klage, iſt zuläfiig, wenn die Unzweckmaͤßigkeit einer Vers 
prönung, oder einer andern Maasregel, den Landtag zum 
Gebrauche feines Rechtes auffordeitz; foͤrmliche Klage darf 
schaden werden, wenn Unterfchleife bei öffentlichen Gaffen, 
Beſtechlichkeit, abſichtlich verweigerte oder vergögerge 
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Rechtspflege, abfichtlihe Verzögerung in der Verwaltung, 
oder andere milltührlihe Eingriffe in die Verfaſſung oder 
in die gefegliche Freiheit, die Ehre und das Eigenchum 
der, Staatsbürger, zur Kennmiß des Landtags gekom⸗ 
men jind. 

$, 224. Iſt nur Beſchwerde erhoben morden; fo 
wird der dadurch getroffene Staatsdiener, oder die das 
duch getipffene Behörde, mit einer Berantwortung, 
worin die angefochtene Verordnung, oder fonftige Maas— 
regel, zu rechtfertigen iſt, gehört. 

Iſt diefe Verantwortung nicht ausreichend, ſondern 
ift die von dem Landtage angebrachte Ruͤge, ganz oder 
zum Theil gegruͤndet; fo erfolgt Landesfuͤrſtlicherſeits die 
Anmweifung, zur Verbefferung des Fehlers, zur Abjtellung 
des Mangels, zur Aufhebung des Mißbrauchs, vorbes 
hältlid des dem Landesfuͤrſten zufehenden Rechts, auch 
auf die bloße Bejchwerdeführung, wenn fi bei weiterm 
Eingehen in die Sache gröbere Ungebührniffe hervor⸗ 
thun, die förniliche Unterfuhung anzuordnen, Der Lands 
tag fol von den Erfolge feiner Befchtwerdeführung jedess 
mal in Kenntniß geſetzt werden. 

F. 115. Iſt förmliche Klage erhoben, und auf redits 
liches Verfahren der Antrag gerichtee worden; jo fell 
diefe Klage von dem Yandesfürjien an das Großhyrs 
zoglihe und Herzoglich Saͤchſiſche gemeinfchaftlihe Obers 
appellationsgericht zu Jena abgegeben werden, welches, 
vorausgeſetzt, daß dieſelbe hinlaͤnglich begründer, und 
duch Angabe der Beweismittel gehörig unterſtuͤtzt ift, 
als ein durch gegenwärtige Verfaffungsurfunde für ſolche 
Fälle zufiändiges Gericht, nah ten gejeglicher Formen 
dag Verfahren einzuleiten, das Erkenntniß mit Gründen, 
im Namen des Landesfüriten, zu ſprechen, und auf die 
dagegen eingelegten Rechtsmittel daffelbe Verfahren mie 
in Sachen, weiche durch Compromiß, in erfter Inſtanz, 
an diefes Gericht gelangen, zu beobachten hat. 

6. 176. Auf die von dem Landesfäriten erfolgte 
Benachrichtigung, daß die Abgabe der Anklage an das 
Appellationsgericht gefchehen fey, kann der Landtag, 
wenn er noch verfammelt ift, oder der Vorſtand zu jeder 
andern Zeit, dem Landſchaftsſyndcius zur Verfolgung der 
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! ngebeichrän Klage und zur Wahrnehmung des Staͤndi⸗ 
ſchen Intereſſe bei dem Appellationsgerichte, Auftrag evz 
theilen. Kommt bei einem folhen vechtlihen Verfahren 
das Intereſſe Landſchaftlicher Caſſen zur Sprache; iv hat‘ 

der Landſchaftsſyndicus oder ein anderer Sachfuͤhrer dieſer 

Caſſen, mit Vorwiſſen und Genehmigung des Landſchafts⸗ 
collegiums, den Civilpunet neben dem Anklageyuncte ans 

hangig zu madyen. er, —— 

g. 117. Der Vorſchlag zu neuen, das Allgemeine - 
angehenten, Geſetzen kann fowohl von dem Fürften dem 
Landtage, ald von dem Landtage dem Fuͤrſten, vorgelegt 
werden. \ - 

Verfags in dem letzten Falle der Fürft die Genchs 
migung; jo darf der Landtag feinen Vorfchlag noch auf- 
zwei andern feiner verfaflungsmäßigen Zuſammenkuͤnfte 
wicderhohlen. i 

Die Ständifhe Berfammlung hat, wenn fie ihre Zu 
ſtimmung zu -einem ihr vorgelegten Gejeßesentwurfe ver: 
weigert, jedesmal die Gründe ausführlich anzugeben; der 
Fürft Hingegen wird auf einen, von dem Landtage ges 
thanen Geſetzesvorſchlag, nur die Ertheilung, oder die 

Vorenthaltung feiner Sanction ausfprechen. 

$. 118. Die Landräthe, welche ſowohl in dem Lands 
ſchaftscollegium, als in der Landesdirection, nah Maas— 
gabe der. Verordnung vom 15. December 1315, Sitz 

. und Stimme haben, werden von dem Landtage, nad) 
Stimmenmehrheit, aus den wirklichen Rittergutsbefigern 
gewählt; jm Nothfalle kann jedoch auf deren Söhne und 
Mitbelehnte Nückächt genommen werden. . — 

Vor der Mahl find die Volksvertreter aus demjeni—⸗ 
gen Kreiſe, in welchem tie Stelle erledige iſt, aufzuforr 
dern, eine oder zwei Perfonen dazu in Vorſchlag zu 
bringen, Kasse j . 

s. Der Ermwählte, welcher übrigens dem Landesfürften 

. zur Beſtaͤtigung vorzufiellen st, beßält die Stelle ale 
Landrath Ievenslänglih. r ER 

-G. 119. Die Wahl der Landſtaͤndiſcherſeits "zu 
ernennenden Mitglieder bei dem Landichaftscollegium ger 
ſchieht auf dem naͤchſten ordentlichen oder außerordent⸗ 
lichen Lanttage, welcher nach der ſich ereignenden Erler 
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digung einer ſolchen Stelle gehalten wird. Sollte jedoch 
die Zeit eines Landtags von dem Tage der Erledigung fo 
weit entfernt ſeyn, daß die Stelle Über fehs Monate 
unbefegt bleiben müßte; fo hat der Worftand die Wahl . 
zur Wiererbefegung der erledigten Stelle zu veranlaffen; 

$. 120, Nach eingegangener landesherrlicher Bes 
ftätigung der geichehenen Wahl, welche dem Landtage 
oder dem Vorſtande mittelft Deerets bekannt gemacht 
wird, gefchieht fonleich die wirkliche Einfuͤhrung in das 
Landſchaftscollegium. Der Eingeführte hat alle Pflichten 
und ‚Rechte der übrigen Glieder des Collegiums, auch 
bezicht derfelbe die jeiner Stelle zukommende etats— 
mäßige Befoldung. — 

$. 121. Wenn eine aus Staatsdienern und Sands 
Kändifhen Abgeordneten beſtehende, gemeinfchaftliche Com⸗ 
miffion niederzujegen iſt; fo werden hierzu Landjtändis 
ſcherſeits nur Landftändifche, zu dem Landtage erwählte 
" Abgeordnete, oder deren Ötellvertreter, beſtimmt. 

Daſſelbe it Regel für den Fall, wenn der Landtag 
in außerordentlihen Fällen, 3. B. in Kriegszeiten, auf 
die Beigiehung einer, Landftändifhen Deputation zu den 
Arbeiten eines -Landescollegiams anyetragen hat. : 

$. 122, Die Wahl des Hauptlanbichafts » Caſſtrers 
und die Vorftellung: deffelben zur Landesfürftlihen Bes 
ftätigung geſchieht in der Hegel auf dem naͤchſten Lands 
tage, nad) Erledigung der Stelle 

Sollte jedoch ein folder Landtag bei dem Falle der 
Erledigung fo entfernt feyn, daß die Stelle,. wenn man 
die Wahl bis dahin ausfesen wollte, Über zwei Monate 
unbefegt bleiten müßte; fo ift dasjenige zu beobaditen, 
was .oben ($. 319.) über eine durch den tl zu 
—— Wahl feſtgeſetzt worden iſt. 


Sechſter Abſchnitt. 


Gewähr der Derfaffung. 


$. 123. An diefem Grundgeſetze des Großherzogs 
Hhums Schfin  Weitnar » Eifenad) und der durch foldes 
. geftifteten Verfaflung darf in keinem Puncte, umd weder: 
mittelbar, noch .ummittelbar, weder duch Aufhebung, 
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noch durch Zuſaͤtze, etwas geaͤndert werden, ohne Ueber⸗ 
einſtimmung des Landesfuͤrſten und des Landtages. 

9. 124. Kuͤnftig ſind alle Staatsdiener, vor ihrer 
Anſtellung, auf den Inhalt des gegenwaͤrtigen Grundge⸗ 
ſetzes und deſſen Feſthaltung mit zu verpflichten. 

§. 125. Jede abſichtliche Verlegung der Verfaſſung 
im Staatsdienſte fol als Verbrechen angeſehen und .ges 

“ firaft werden. 

Jede Handlung eines Staatödieners, welche in der 

Abſicht unternommen wird, um dieſe Verfaſſung heimlich 
zu untergraben, oder gewaltſam aufzuloͤſen, iſt Hoch⸗ 
verrath. 

$. 126. Tritt der Fall eines Regierungswechſels ein; 
fo foll der neue Landesfürft bei dem Antritte der Negies 
zung ſich ſchriftlich bei fürftlihen Worten und Ehren 
verbindlih machen, die Verfaſſung, fo wie fie. durch ger 
genwärtige Urkunde beſtimmt worden,. nad) ihrem ganzen 
Inhalte während feiner. Regierung zu beobachten, aufs 
recht zu erhalten und zu fhüsen, 

9. 127. Um diefe ſchriftliche Verſicherung, noch vor 
der Huldigung, von dem Fuͤrſten in Empfang zu uchmen, 
iſt ein außerordentlicher Landtag zufammen zu berufen. - 

6. 128, Sm Fall der Unmuͤndigkeit des Negenten, 
oder einer andern Verhinderung des Regierungsantriets, 
iſt dieſelbe Verfiherung von dem Verweſer der Regierung 
(dem Adminijtrator) für die Zeit feiner Verwaltung 

auszuſtellen. — 

9. 129. Außerdem wird die Sicherſtellung dieſer 
Verfaſſung dem Teutſchen Bunde übertragen werden: 
An der Teutſchen ‚Bund ſollen jih die Landſtaͤnde durch 
ihre Vertreter auch in dem Falle wenden dürfen, wenn 
einem Erkenntniſſe, welches das Appellationsgericht zu 
Sena, auf eine von dem Landtage erhobene Anklage, 

ejprochen hat, ‚und wogegen kein Rechsmittel weiter 
ein gefunden ($. 115.), die Vollziehung verweigert 
würde, 
Gleichwie Wir nun durch — Beſtimmungen 
die Landſtaͤndiſchen Rechte Unſerer getreuen Unterthanen, 
und«durch dieſe die Rechte. der einzelnen. Staatsbuͤrger 
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dauerhaft: gefichert zu haben, auch ar Zwecke folz 
gende bereits anerkannte Rechte: echt auf eine, 
auch die Werbindlichkeiten des Fifeus 248 in drei 
Inſtanzen geordnete, unpartheiljche Rechtspflege, und das 
Recht auf Freiheit der Prefle, hierdurch ausdrücklich “ 
erkennen und geſetzlich begründen; alſo wollen Wir, im 
Sinne der in vorfiehendem $. 124, enthaltenen Veftims 
mung, auch Unfere dermaligen Staatsdiener auf gegena 
wärtiges Grundgeſetz bejonders verpflichtet, und ihren 
uns geleifteten Dienfteid auf die Beobachtung diejes 
Grundgefeßes, wozu Wir fie hiermit anweifen , ausdruͤck⸗ 
lich erſtrecket haben, 

“Die bisherige Landftändifhe Deputarion Unferer alten 
Lande betrachten Wir, ihrer eigenen Zuftimmung gemäß, 
hit: dem Eintritte des neuen Landtags für aufgelbſet, 
und erkennen zugleich ihre bisherige chätige und patrioti⸗ 
ſche Wirkſamkeit, al® ein ruͤhmliches Vorbild der fünfte 
gen Landftändifchen —— mit dankbaren Ge⸗ 
ſinnungen an. 

uUrkundlich iſt gegenmwärtiges: Patent von Uns eigens 
händig vollzogen, mir Unferm- Grofiherzoslichen — 
verſehen worden, und ſoll durch den Druck zu Jeders 
mans Keuntniß und Nachachtung gebracht werden. 


So geſchehen und gegeben Weimar, den 5. May 1816,» 
i (LS) Karl Augu ſt. 
G. v. Voigt. € W. Frh. v. Fritſch. 
v. Sersdorf, Graf Edling. V 
dat. Ackermann. 





14) Fuͤrſtent hum Schwarzburg-Rudolſtadt. 


Im Geiſte der neuen Zeit, welche für Teutſchland ges 
tommen ift, erließ der Fürft Frie drich Günther 
von Schwarzburg:Rudelftadt am 8. Januar 
1816 eine zwedmäßige Verordnung flr die neue Orgas 
nifation der ſtaͤndiſchen Verfaſſung in feinem Lande, 


— 
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Werordnung?vom 8. Januar 18316. 
Das Vertrauen, welches Wir zu der oft erprobten 
Liebe und Anhaͤnglichkeit Unſerer getreuen Unterthanen 
mit Recht hegen, ſo wie die Zuverſicht, mit welcher die⸗ 
felden von Uns herzliche landesvaͤterliche Fuͤrſorge fuͤr ihr 
Beſtes, möglihfte. Schonung in Anſehung der druͤcken⸗ 
den. Laften, der Zeit, und billige und Hleihmäfige, Vers, 
theilung derfelben erwarten, und nach der Erfahrung, die 
Ühnen vor, Augen liegt, erwarten koͤnnen, bedarf Eeiner, 
Vefeſtigung und Vermehrung. Um jedoch den Beſtim⸗ 
mungen des teutſchen · Bundesvertrags Genuͤge zu leiſten, 
und „die Verfaſſung Unſers Fuͤrſtenthums mit ‚den Eins 
richtungen. in den benachbarten teutſchen Bundesſtaaten 
auf gleichen Fuß zu fegen, finden Wir gut, Folgendes 
anzuorduen: in” 2 

"0, Es ſoll eine Repräfentation.des Volks in 
Unſerm Fuͤrſtenthum gebildet. werden, deren. Birkiamfeit 


ſich auf die Berathung Über alle Gegenftände der Geſetz⸗ 
gebung, welche die Herfänfichen. und Eigenthumsrechte 


der Staatsbürger, mit Einſchluß der Beſteuerung ber 
treffen, erſtrecket. Ze * 

2. Die Volksrepraͤſentation fol aus achtzehn, durch 
freie Wahl zu ernentenden Landesrepraͤſentanten beſte⸗ 
ben, naͤmlich: 6 Nittergutsbefiger; 6 Einwohner von 
Städten; 6 mit Landeigenthum angefeflene Unterthanen, 
weiche werer Ritterguͤter befigen, noch ſtaͤdtiſche Bürger 
find. 3 5 ei ' 3 F 

3. Die fämmelihen Rittergutsbefiger in der 
öbern Herrſchaft wählen aus ihrer Mitte Vier, die 
Rittergutsbefiger in der Untern Herrſchaft Zwei Lans 
desrepräfenfanten. — 

4. Die Städte in der obern Herrſchaft zuſammen 
Zwei Landesrepraͤſentanten aus ihrer Mitte, 

"5, In jedem Orte des Fuͤrſtenthums, Dorf- oder 
Sieden, :fo wie auch in der Patrimonialftadt Schlots 
heim, treten die ſaͤmmtlichen Landeigenthumsbefiger, mit 


Einſchluß der nahe gelegenen Mühlen oder anderet ein⸗ 


zelnen Höfe und Wirthfhaften, und mit Zuziehung der 
Geiſtlichen und Schullehrer zufammen, und ernennen für 
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dieſen Ort: aus ihrer Mitte seinen daſelbſt angeſeſſenen 
unbefcholenem : und rechtlichen Mann zum: Wähler, 
Diefe ſaͤnmetlichen Wähler: eines Diſtricts rien nun 

aus ihrer Mitte einen‘ Landesrepräfentanten;' > 
nach „folgender, Dittriets « Befkimmung,, einſchliehlich der 
Darrtnomtalgeitäprsorte; * 

Die Wähler auf den Aemtern Rudolſtadt und Blans 
kenburg zufammen einen; die aus dem Amte Schwarz: 
burg einen; ang den Aemtern Ilm, Ehrenſtein, Pan 
— Seöbergen), Ürient aus Leurenberg and Konb 

einen; aus „der Unterherrſchaft one — 
jeder Dirict ‚aus. ſeiner Mirte, 

6, Menn. ein — a anderes 
Lan: eigenthum, oder das Buͤrgertrecht in einer Stadt ber 
fiat; fo kann er zwar im dieſen andern Beziehungen‘ mit 
wählen,’ allein zum Landesiepräfentanten Bann er mur 
als Bojiger „feines Ritterguts gewähle werden, Wenn 
eu ‚mehrere Rictergüter beſitzt, waͤhlt er gwar fuͤr gedes 
gas aber au von einem ag werden. Eben jo, 

m jemand Diürgertckhte., dei 9 * 
ſ ledenen ten beſihe, Kun * war ans 


Orten mit waͤhlen, aber· Mir’ an ſeinem Ey 
Wohnorte — werden, Bon M 
es gemeinſcho ichek Landeigenthums iſt mır- 

iſah ‚berccht ‚in. IPerfonen +; weiblichen ı 
rl Fu ermänder, ze Pflegebeſohlnen können 

AN P gen wahlt werden. 

DEN „ken !lentan wir „Werden auf 6 "Sapre 
Tan "deren Sen eine neue Mahl vorges 
nommen wird / wobei die abgegangenen Nepräfentanten 
auf die, nämliche Art wiederum gewaͤhlet werden können, 
Since 36 in der. Zwiſchenzeig finden nicht Statt. 
nm Bi Repräfe ntanten abgehen; ‚fo. wird das 
dutch di —— unterbrochen. 
* ———— Ye Wahlen, Pl deren Art. und Weiſe 
und nähern Veranſtaltung ar En gr ae 
mit: beſonderer Anitruction gefchehen, 
und die Landesrcpräfentauten in Diefer — von 
Uns anertannt find, Merden m wegen ihrer Zuſam⸗ 


uuns 
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menberufung hierher in Unſere Reſidenz, wegen "ber 

ihrer Berathung votzulegenden Propoſitionen und ihrer 

Wiederentlaſſung, die weitern nöthigen Befehle — 
Rudolſtadt, den 8. Jan. 1816. 


(L’S.) Friedrich Günther, 
F ˖ 4. © 





28) Die übrigen teutſchen Staaten, 
x Obgleich zunaͤchſt nur diejenigen Staaten in dieſe 
Darſtellung gehören, in welchen ſeit den legten 25 
Jahren entweder neue Conſtitutionen wirklich gegeben, 
ober nur vorbereitet und angekuͤndigt worden find; ſo 
verlangt es doch die Vollſtaͤndigkeit, bei Teutſchland, 
dem politiſchen Centralſtaate Europa's, kurz nachzuwei⸗ 
ſen, wo ſich theils die ältern landſtaͤndiſchen Vers 
faſſungen, ohne geſchriebene Conſtitution, erhalten 
haben, theils wo die landſtaͤnſchen Verhaͤltniſſe aufs 
gehohen, und noch Feine Anſtalten zu — Erreue⸗ 
rung getroffen, worden find: 

‚Im Königreide Sadfen ward, Togleid, ar 
Sachſens Beitritte zum Rheinbunde im Pofener Fries 


den am ır. Det. 1816, von dem Könige bie, Biäherige 
landſtaͤndiſche Verfaſſung unveraͤndert beibehals 


ten. Daſſelbe gefchah, unter denfelben Berhaltäff ſen, 
in den ſaͤch ſiſchen Herzogthuͤmern (bis im Groß⸗ 


' 


berzogtbume Weimar im Jahre 180g eine propiforifche, - 


und am' 5: Mai 1dab die neue Verfaffung gegeben 
ward); und in den beiben Staaten der Herjoge von 
Medlenburg - Schwerin und Medlenburgs 


Strelit . Eine zeitgemäße Verbeſſerung und 


*) Ueber bie einzelnen Verbefferungen in ber Organiſation der⸗ 


ſelben im, Jahre 1808 it Winkopps rheinif 


Det 53, G. 228 ft zu vergleichen. 
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Fort bildung der ältern fiändifchen Verfaſſung warb 
von dem Herzogevon Sahfen=-Hildbburghaufen 
angekündigt. Er erflärte in einem- Referipte vom 15, 
Sept. 1815: „Nach Wiederherftellung der teutſchen 
Sreiheitwar eö eine der erften Sorgen Unferer Regierung; 
die Mängel ber bisherigen Berfaffung, wo 
die Kitterfhaft meiftens ein entſchiedenes 
Uebergewiht über die Stäbte hatte, zu 
verbeffern, und beſonders auchden Bauernftand; 
- ber bisher ‚gar nicht vertreten far, in die Landſchaft 
einzuführen.’ Dadurch habe der Herzog die landſchaft⸗ 
liche Berfaffung dem Iwede einer eigentliden 
und allgemeinen Repräfentation mehr zu nds 
been, und zeitgemäß: zu vervolllommnen gefucht, 
(Bergl. Algen. Zeit. 1816, St. 256 S. 1023.) 

Der Großberzog von Heffen-Darmftadt hob, 
fogleich nach feinem Beitritte zum Rheinbunde am ı2, 
Jul. ı806, durch Decret vom ı. Det. 1806, die ſtaͤndi⸗ 
ſche Berfaffung in feinem Staate auf, deſſen Beftands 
theile freilich in dem leßten Jahrzehende fo haufig, und 
ſelbſt noch im Jahre 18:6 durch Erwerbung von Mainz 
und einiger jenfeits des Rheins gelegenen Länder „ ges 
gen Abtretungen an Preußen, fo verändert worden 
find, daß es ſich fhon daraus erflärer läßt, warum 
die in der teutichen Bundesacte für alle teutfche Staus 
ten gefeglich beftiimmte, und bereits von den Mediati— 
firten im Großherzogthume Heflen dringend angefpros 
chene, neue ftändfiche Verfaffung noch nicht eingeflihre 
worden if. (Man: Fann damit ben Auffak: Res 
gungen im GroßherzogthumeHeſſen-Darm⸗ 
ftadt, ſtaͤndiſche Verfaſſung betreffend, im 
allgemeinen Staatsverfafſungs⸗Archide, 
Band 2, St.ı, S. 123 ff. vergleichen.) 

Zweiter Band. 24 
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Das Herzogthum Holftein, das bis zur Auf⸗ 
fung des teutfchen Reich zu Teutſchlaud gehörte, 
worauf ed am g, Oct. 1816 vom Könige von Dänes 
mark feinen übrigen Staaten einverleibt ward, trat am - 
8, Jun. 1815 zu Wien wieder in die Reihe der teutſchen 
Bundeöftaaten, amd das von Däncmarf (gegen. die 
Ueberlaffung von Schwedifch: Pommern an Preußen) 
eirigetaufchte Herzogthum Lauenburg iſt ebenfans zu 
diefem Bunde gefchlagen worden. Lebhaft waren 
auch im Holfteinifchen und Schleswigiſchen die Ver⸗ 
bandlungen uͤber jtändifhe Verfaſſung; allein außer 
dem Deerete des Königs vom 19. Auguſt 1316, daß 
im Herzogthume Holſtein eineftändifhe Ver— 
faſſung beſtehen, und dieſer Gegenſtand durch Depu⸗ 
tirte zu Kopenhagen verhandelt werden ſollte, iſt das Res 
ſultat davon noch nicht bekannt geworden. (Vergl. Vor⸗ 
gaͤnge im Holſtein, in Beziehung auf ſtaͤn— 
diſche Berfaſſung, imallgemeinen Staats— 
verfaſſungsarchive, Theil 2, St.2, ©. 211 ff.) 
Das Herzogthum Berg, welches Napoleon anr 
15: März ı806 feinem Schwager Murat ertheilte, 
trat am ıdten July 1806 als Großherzogthum zum 
Rheinbünde, ward nach dem Tilfiter Frieden bedeutend 
vergrößert, im Dec. 1810 aber auch wieher beträchtlich 
vermindert. Murat, der am 1. Aug. ı808 zum Ks 
nige von Neäpel ernannt ward, berief durch Decret 
vom 22. Aug. 1806 die Glieder des Adels und die De— 
putirten der Städte feines Großherjogthums, welhe 
bis dahin dad Stimmrecht auf den Landtagen der vers 
fohiedenen, damals zu Einem politifchen Ganzen vers 
einigten, Provinzen gehabt hatten, zum r. Sept. 1806. : 
nach Düffelborf, umüber das Intereffe dieſer Provinzen, 
fo wie über die-Maasregeln zu berathfchlagen, wodurch: 
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Ge „unter eine und, biefelbe Conſtitution 
und zu einer gemeinfhaftlihen Repräfens 
tation” vereinigt werben könnten. Doch warb auf 
dieſem Landtage *) mur.die Gleichheit der Beiteuerung 
feftgefeht, und wie darauf Napoleon das feinem Nefs 
fen, dem Prinzen von Holland, ertheilte Land wähs 
rend deſſen Minderjährigkeit verwalten ließ, ward an 
eine befondere Conſtitution deſſelben nicht weiter ges 
dacht, fondern alles nad) bem Maasſtabe der Franzöfis 
ſchen Staatöverwaltung organifirt. 

Bon den Veränderungen in ber Verfaffung ber zum 
teutfchen-Bunde-gehörenden Staaten, Anh alt⸗Deſ⸗ 
fau, Anhalt» Bernburg, Schwarzburg— 
Sonderöhaufen, Lippe: Detmold, Lippees. 
Schaumburg, Großherzogthum Didenburg, Hos 
henzollern-HechingenHohenzollern-Sig— 
maringen, Licht enſtein, des Gefammthaus 

ſes Reuß, und des Landgrafen von Heſſen⸗-Hom⸗ 
burg iſt noch nichts zur oͤffentlichen Kunde gekommen. 

Im Hannoͤverſchen Churſtaate, ſo weit er an 

Weſtphalen gekommen war, ſo wie im Herzogthume 
Braunſchweig-Wolfenbüttel galt von 1807 
— 1845 die Conſtitution des Königreiches Weſtphalen; 
in demjenigen Theile Hannovers aber, der durch Na⸗ 
poleon im December 1810 Frankreich ſelbſt einverleibt 
ward, die Gonftitution Frankreichs. Nach der Ruͤci⸗ 
kehr der guelphiſchen Regierung in beiden Staaten; 
ward fogleih die alte landſtaͤndiſche Ver—⸗ 
faffung bergeftellt. Im dem zum Königreiche ers 
bobenen, und bedeutend vergrößerten, Churftaate Hans 
no ver verfammelten fich 45 adliche und 57. bürgerliche 
2 ” te A rheinifher Bund, Heft ı, ©. 131 ff. und 
Heft a, 6.252 fi. 24 . 
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und geiftliche Deputitte zu einem Landtage, deffen Bei. 
zathfchlagungen und Beſchluͤſſe wenigſtens nicht die all⸗ 
gemeine Beiſtimmung des Volks erhielten. (Man: vergl. 
Voß Zeiten, 1816, July). Sprah mar gleich hieri 
und ba von der Einführung ver brittifhen Verfaſſung 
in Hannover und von manden dringend noͤthigen Ber: 
befjerungen *); fo betrafen doch die Verhandlungen bes: 
Landtages, fo weit fie befannt geworden find **), aus 
Ber den Beſtimmungen über die -Organifation des all⸗ 
gemeinen Landtages, und Über die Rechte, welche den 
Hrovinziallandſchaften fernerhin-verbleiben folten nur 
einige wichtige, auf die innere Staatsverwaltung ſich 
beziehenbe, Gegenitände: z.B. die Vereinigung der ge⸗ 
ſammten Schulden und Laſten der einzelnen Provinzen 
inEin Ganzes; die Aufhebung der verſchiedenen Steuer: 
verfaſſungen in den Provinzen, und die Einführumg ei⸗ 
ne3 allgemeinen Abgabenſyſtems; die Conſtatirung 
des Beſtandes der Landesſchuld; die militärifchen‘ An⸗ 
gelegenheiten, “und die Berbefferung ber Suftiz und 
Polizei; befonders in Hinfiht der Patrimonialgerichts⸗ 
barkeit u. few. ee 5 


16) Die vier freien Städte Teutſchlands. 
Von allen bis zum Reichsdeputationshauptſchluſſe 
(1803) beſtandenen 51 freien. Reichsſtaͤdten erfuhren 
im Jahre 1813, nach der Leipziger Voͤlkerſchlacht, blos 
vier: Frankfurt, Hamburg, Lühbed und Bre⸗ 
men, die Gunft ihrer Wiederherftellung und politiz. 
ſchen Selbftftändigkeit, von welchen die erſte bis dahin 

*). Algen; Zeit. 1816, St. 207 S. 827 f. ulr 

*) Allgem, Zeit, 1816, St. 214, ©. 855 f 
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hie Hauptftabt des Großherzogthums Frankfurt gewe⸗ 
fen war, die brei letzten aber feit 18430 dem franzoͤſl⸗ 
ſchen Kaiferreiche felbft angehört hatten. 

In den drei Hanfeftädten Echrte man, nach der Bes 
freiung von den Sranzojen und nach der Herftellung ih: 
zer politifhen Selbfiftändigkeit, zu den früher bes 
ffandenen Berfaffungen. derfelben zurüd. Da 
Diefe nicht in den Kreis der in den letzten 25 Jahren neus 
gebildeten europdifhenGonfliturionen gehören; fo fönnen 
ſie auch in diefem Werke feine Stelle finden. Allein ih: 
ren Inhalt hat, im Jahre 1814, der num verewigte 
Profeſſor von Villers zu Göttingen in folgender 
Schrift zur Öffentlichen Kenntniß gebracht, auf welche 
wir diejenigen verweifen, welche, der Vollſtaͤndigkeit 
wegen, auch biefe wieberhergejtellten ältern 
Berfaffungen dreier interefjanter teutfcher Städte nd- 
ber. Fennen lernen wollen. Dögleih der Titel ber 
Schrift franzoͤſich ift; fo find doch in derfelben die Con⸗ 
flitutionen franzoͤſiſch und teutfch zugleich abge: 
drudt. 

Constitutions des trois villes libres - ansda- 
tiques, Lubeck, Bremen, Hambourg. Avec un - 
memoire sur lerang, que doivent occuper ces vil- 
les dans Y'organisation commerciale de l’Europe. 
Par Charles de Villers. Leipsic, 1814. 8. 

Allein die wieder zur politiihen Selbitftändigfeit 
‚gelangte Stadt Frankfurt am Main erhielt, nach 
langen Verhandlungen, eine neue und eigent huͤm⸗ 
liche Berfaffung. 
Dieſe Stadt hatte am 12. Jul. 1806, bei der Stif- 
tung des Rheinbundes, ihre Reichsunmittelbarkeit ver: 
loren, und war dem bamaligen Fuͤrſten Primas des 
Bundes zugetheilt worden, ber im Sahre 1810 von ihr 
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den weltlichen Titel eines Großherzogs von 
‚Frankfurt, miteinerbeträchtlichen Erweiterung feines 
Ländergebietes durch Zuldaifche und Hanauifche Aemter, 
von Napoleon erhielt. Sogleich am 10, Dit. 1806 
feste der Fürft Primas, an bie Stelle der vormaligen 
reihöftändifchen Verfaffung Frankfurts, eine neue Ov⸗ 
ganifation berfelben, die, bei einzelnen Mängeln, 
doch in einem liberalen und zeitgemäßen Geifte abges 
faßt war, wenn es gleich ben. Einwohnern Frankfurts 
ſchwer werben mußte, den Berluft ihrer vormaligen 
politifhen Selbftfländigkeit zu verſchmerzen. 


a) Organifation der Stadt Sranffure 
am Main vom 10. Deck. 1806, h 


Wir Karl von Gottes Snaden Erzbifhoff, 
Fuͤrſt Primas der rheiniſchen Confoͤdera— 
tion, ſouverainer Fuͤrſt von Regensburg 
— Aſchaffenburg, Frankfurt und Wetz— 
ar ꝛ⁊c. 


Finden Uns bewogen, zur Befoͤrderung allgemeiner 
Beruhigung dasjenige zu erklaͤren, was nach Unſerer Ueber⸗ 
zeugung in denen gegenwärtigen Umſtaͤnden, 'in Beziehung 
auf die Stadt Frankfurt. und deren Gebiet angemeffen iſt. 


Erſter Abſchnitt. 
Staatsverhältniß. 


9. 1. Wir find bekanntlich in den Beſitz der Stade 
Frankfurt und ihres Gebietes zufolge des rheiniſchen Bun⸗ 
des eingewiefen worden; der Inhalt des Bundesvertrags 
beftimmt mithin die Verhaͤltniſſe, die zwifchen Frankfurt 
nnd Uns — 
— 6. 2. Der Artikel 22. weiſet Uns die Souveraineräe 

. ‚und das gänzliche Eigenthum diefer Stadt und ihres Ge⸗ 
bbietes an. 
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6. 3. Der Gebrauch, den Wir von hiefer Uns anver⸗ 
tranten Gewalt machen, befteht darin, daß Wir diefer 
guten Stadt Unfer Wohlwollen und Achtung fo viel bezei⸗ 
gen, als Uns möglich it, indem Wir in item Betreff 
diejenigen Verhaͤltniſſe einsreten laſſen, welche vermöge Art- 
26. und 27. des Bundesvertrags zwiſchen den Sonverainen 
und den mediatifirten Zürften und Reichsgrafen beſtehen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Religtionsverhältniſſe. 


F. 1. Saͤmmtlichen frommen, milden und wohl⸗ 
thaͤtigen Stiftungen wird ihr Eigenthumsrecht feierlich zu⸗ 
geſichert. 

- $ 2. Die Verfaſſung des Conſiſtoriums Augsburgis 
ſcher Confeſſion wird beftätiget, und es hat im Namen des 
fouverainen Fuͤrſten die, in Betreff ihrer Slaubensgenoflen, 
fämmtlihen dahin gehörenden Rechte auszuüben. 

$ 3. Den reformierten Glaubensgenoflen fönnen , auf 
ihr Verlangen, die namlichen Rechte verftastet werden wie 
den Evangeliſchen, jedoch haben fie die hergebrachten Jura 
Stolae ‚ju vergüten. _ 

6. 4. Diejenigen geiftlihen Güter, die dem Frank 
furter Staat zur Entſchaͤdigung durch ven Reichsſchluß von 
1803 angemwiefen worden, werden ferner befonders vers 
waltet, und von dem ſouverainen Fürften zu frommen und 
milden Ausgaben beftimmt, und werden dazu verwendet 
(nad) Abzug der darauf haftenden Schulden und Raften); 
. amd da das Kirchengut des katholiſchen Religionstheils in 
dieſem Fond enthalten it; fo werden die katholiſchen Seels 
forger, Schullehrer, nebit geiſtlichen Penfioniften davon 
beſoldet, auch die katholiſchen Kirchen erhalten. Die bers 
gebrachten Rechte und Gerichtsbarkeit des Erzbiſchoͤfflichen 
Seneralvicartats auf katholiſche geiſtliche Perſonen und, Ge⸗ 
genſtaͤnde werden beſtaͤtiget. 

6. 5. Die Mitglieder der drei chriſtlichen Religionen 
find von feinem öffentlichen Amte ausgeſchloſſen. 

9. 6. Die Mitglieder der jüdischen Nation werden 
gegen Beleidigung und beihimpfende Mißhandlung in 
Schutz genommen. a Et 

* 
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Dritter Abſchnitt 
Sufizfaden, « Een 


4. 1. Die oberfte Juſtizſtelle fuͤr fämmeliche Einwohe: 
ner der Stadt Frankfurt und Ihres Gebiets iſt das Obere‘ 
appellationsgericht in Afchaffenburg, " 

$. 2. Die Appellation an die oberfte Zufgfelle gehet 

dahin von dem Schoͤffenappellationsgerichte in Frankfurt, 
welches die Rechtsſtreitigkeiten zweiter Inſtanz entſcheidet. 
Dieſe Stelle wird beſetzt von einem Director, von zwei 
Schöffen aus dem Hauſe Limburg, und zwei Schöffen aus 
dem Haufe Frauenftein;. fodann von fünf Syndicis mit 
entfcheidendem Stimmrecht; welche letztere ihr Gute 
adıten an den fouverainen Fuͤrſten in ſolchen Fällen zu ers 
ftarten haben, wenn mit benachbarten Staaten Streitigs 
fetien, oder über die innern Staats z oder bürgerlichen Ver⸗ 
haltniſe Anſtaͤnde entſtehen. 

Nebvſtdem gehören an das Schoͤffengericht: 

. a) Alle Klagfachen wider desfalfs privilegirte Standes⸗ 
perjonen durch Deputationen; von welchen die Appels 
Jation ad plenum geht. 

«.b) Moratorien, Güterabtretungsgefuche und Coneurös 
ſachen obaͤrirter Schuldner. 

€) Solche Causae voluntariae jarisdioriomis, wozu 

nad) gemeinen Rechten decretum Magistratus ma» 
joris erfordert ift, wie auch Einkindfchaftsgefuche, 
Majorennitätserflärung, und dergleichen. . 

Auch hat das Schöffengericht nach der bisherigen Ver⸗ 
faffüng die vor demfelben ſchon anhaͤngigen Rechtsſachen era 
ſter Inſtanz zu beendigen. 

$. 3. Die neu aufjunehmenden Mitglieder müffen 
eine ee ablegen, und in einer Prüfung beſtehen. 

8, 4... Die untere Juſtizſtelle in Civilftreitigkeiten if 
Bas zu ervichtende Stadt⸗ und Landgericht, Die von vers 
ſchiedenen Stadtaͤmtern in erſter Inſtanz bisher 
Jurisdiction iſt aufgehoben und dem Stadtgericht Übertras 
er Es wird von ſieben Beiligern befegt, beven zwei die 

uffücht über Vormundſchaft und Guratelfachen beforgenz 
auch geher Unfre Wilfendmeinung dahin, dab Handlungss, 

Wechfel⸗, Baus, und andere zu einem kurzen ſummariſchen 
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Verfahren fi) eignende Sachen, nicht in pleno, ſondern 
in abgefonderten Sertionen diefes Stadt; und Landgerichts 
behandelt werden follen. In Beziehung auf Wechſel / und 
Handlungsgegenftände und darüber entftehende Streitigfeis 
ten, und überhaupt Progefordnung, behalten Wir Uns 
vor, nad) veifer Erwägung, eine befondere Verordnung zu 
erlaffen. Wir erwarten hierüber ein gruͤndliches Gutachten 
des bisherigen Syndicars » Eollegii. 

6. 5. Die Criminaljurisdiction ift dem Schöffenaps 
pellationsgericht anvertraut, nachdem die Sachen von dem 
Criminalrath unterſucht werden; das Beſtaͤtigungs⸗ und 
ee behalten Wir Uns vor, als fonverainer 


* 


Vierter Abſchnitt. 
Sefeggebung und Nemtervermwaltung. 


» 6. 2. Die Verordnungen werden von dem Senat entr 
worfen, dem ſouverainen Fuͤrſten vorgefchlagen, und von 
demſelben befrätiget; in dringenden Fällen verordnet der, 
a proviforiih , und berichter an den fouverainen 

uͤrſten. 

Außerdem iſt der Senat das repraͤſentative Collegium 
des ſtaͤdtiſchen gemelnen Weſens, In allen auf die Verwal⸗ 
sung feiner Communalrechte und Eigenthum fich bezichenden 
Sachen. Er darf jedoch Aber Veraͤußerung oder Verpfäns 
dung ohne Unfre Genehmigung nicht disponiren, auch keine 
Neue Ausgaben eigenmächtig anordnen, In Entfagung und 
Bewilligung des Bärgerrehts, Beiſaſſenſchutz, wie auch 
befonderer Permiſſionsſcheine, bleibt es bei der bisherigen 

Verfaſſung; doc behält ſich der fouveraine Fürft In bes 
fonders wichtigen Fällen fein Bewilligungsrecht vor. 

9. 2. Der Senat beftchet aus dem Stadtſchultheiſen, 
als erfter Magiſtratsperſon, den der ſouveraine Fuͤrſt er⸗ 
nennt; ans zwei Bürgermeiftern, deren der erite das 
Directörium fährt, und viergehen Senatoren, deren jeder 
zugleich ein Stadtamt lebenslänglich verwaltet. Zu denen 
erledigten Stellen bringt der Senat drei Perfonen in Vor⸗ 
ſchlaz, deren eine von dem Landesherrn ernennet wird. 


x 


676 Die vier freien Städte Teutſchlands. 


9.3. Wenn eine Verordnung in Juſtizſachen zu ent⸗ 
werfen it; fo verfammeln ſich die Senatoren und Mitglies 
der des Schöffenappellationsgerichts,; und erwägen gemeins 
ſam, was darin rathfam iſt. 

6. 4. "Die bisherigen Mitglieder. der dritten Raths⸗ 
bank aus denen rathsfaͤhigen Profeſſionen bilden für die 
Zutunft ein befonderes Colleglum für die untergeordnete 
Aufſicht auf die Handwerkspolizei, und haben das Recht, 
dem Senat mit beizufigen, und confultative Stimmen zu 

führen; wenn in demfelben Verordnungen in Deliberation 
kommen, welche ſich auf Gewerbspolizei oder das Innungs⸗ 
und Zunftwefen der Profeſſionen beziehen. - 

9. 5. Ehe Wir als fouverainer Fuͤrſt ein entworfenes 
wichtiges Gefeg auf entfchiedene Weife beftätigen, werden 
Kir meiitens auch das Gutachten des bürgerlichen Aus⸗ 
ſchuſſes über die betreffenden Gegenftände vernehmen. 

6. Die Befegung.der Aemter wird vondem Senat 
aus ihrer Mitte vorgefhlagen, und von dem jouverainen 
Fuͤrſten beftätiget. u. 

$. 7. Jeder Beamte kann nur ein Amt lebenslänglih . 
verwalten, wohl aber kann er auf 3 Jahre als Mitaufſeher 
eines andern Amtes angeftellt, werden. . 

9. 8. Seder Beamte verwaltet fein Amt felbft nach 
ertheilter Inſtruction, fuͤr deſſen genaue Befolgung er dem 
fonverainen Fuͤrſten verantwortlich iſt. Der. Senat hat die 
Oberaufſicht, zeigt die entſtehenden Unordnungen dem 
Schoͤffenappellationsgericht an, welches dieſelben unter ſucht, 
und die Beſtrafung dem ſouverainen Fuͤrſten zur Beſtaͤ⸗ 
tigung vorlegt. In dringenden Faͤllen kann der Senat 
proviſoriſch ſuspendiren. * 


Fünfter Abſchnitt. 
Die Polizei. ad 


$. 1. Die Erhaltung öffentlicher Sicherheit ift dem 
erften Bürgermeifter anvertraut; dieſe beforgt en, in Ber 
ziehung anf. die Gefundheit der Einwohner, durd das 
Medicinalcoffegium; in Beziehung auf Lebensunterhalt und 
nuͤtzliche Beſchaͤftigung der Nothleidenden, durch ‚Armens 
anſtalt und Schuͤhung beſtehender Verwaltungen milder 
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Stiftungen; in Beziehung auf öffentlihe Ruhe, dur 
Unterpolizeibeamte. Sn allem wird er unterſtuͤtzt durch 
den Generalcommfflair des Souverains, durch das buͤrger⸗ 
liche und andere Militair. 

$. 3. Der zweite Bürgermeifter wacht Überhaupt auf 
Ordnung, welche in Befolgung und Verbeflerung der Pos 
lizeigefege beftcher. Ex ift befugt, von der Verwaltung 
aller und jeder Sicherheitsanftale Einfiht zunehmen. Wenn 
er Berbefferungen beitehender. Serordnungen in Polizeiz 
ſachen für zwecfmäßig erachtet; fo macht er die Anzeigen 
bei dem Stadefchuicheifen , welcher als erfte Magiſtratsper⸗ 

fon die Mitglieder des Senats und der bisherigen dritten 
Rathsbank fonleich verfammelt, und die Frage wegen Ers 
laſſung neuer Verordnungen in Erwägung bringt ;'die Nichts 
befolgung wirklich beftchender Geſetze zeigt er dem Generals 
commiſſair des ſouverainen Fürften an, dem die vollſtrek⸗ 
tende Gewalt anvertraut iſt; insbefondere wird demfelben 
aufgetragen, auf Sittlichkeit, Büchereenfur, zweckmaͤßige 
Einrichtung der Schaufpiele zu wachen. Beiden Bürgers 
meiftern liegt die Aufſicht über älle hieher kommende Frem⸗ 
den ob; fie Haben dafür zu forgen, daß verdäcdtige odıg : 
gefaͤhrliche Perfonen von hier abgehalten oder entferne wers 
den; die Fenerpolizei, die Sorge für Reinheit und Freis 
laflung der Strafen, auch ihre Beleuchtung; endlih Uns 
terfuchung und Beftrafung vorfaffender geringerer Frevel 
und Eivilvergehungen, wie auch geringerer Berbal: und 
Real⸗Injurien wird dem jüngern Bürgermeifter anems 
pfohlen. 

s 3. Die Beförderung des mohlfeilen Preifes nörhis 
ger Lebensmittel werden Wir Unferm Direetor der Obers 
poligel auftragen, den Wir nad) dem Sinn des Bundsver⸗ 
trage Art. 26. ernennen werden; er hält beftändige Auf⸗ 
ſicht auf Bäcker und Metzger, beforge die Verwaltung des 
Holzs und Fruchtmagazins, und Salzregals, deren Eins 
nahme und Ausgabe Wir Uns ausdräclic vorbehalten, 
weil Wir anfehnlihe Waldungen und Salinen befigen. Es 
wird demfelben zur Pflicht gemacht, alles anzuwenden, das 
mit der Preis des Holzes, des Korns und des Salzes in 
keinem Falle den Mittelpreis zwiſchen Würzburg ind Mainz 
‚ügerfieige; auch wird er ſich beſtreben, duch gute Marktes 
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ordnung ben wechſelſeitigen Tauſchhandel won Getreide und 
Holz zu befördern., Wegen Erlaflung neuer Verordnungen 
benimme ev fich mit dem Stadtſchultheiſen; in Ausführung ' 
bejtehender Verordnungen wird er von dem Generalcom⸗ 
‚millaie geſchuͤtzt. nt 


Sechſter Abſchnitt. 
Finanzweſen. 


6. a. Die Ausſcheidung derjenigen Einkünfte, die 
Wir der gemeinen Stadt zugedacht haben, von denen⸗ 
jenigen, die dem ſouverainen Fuͤrſten zu Beſtreitung der 
Staats- und Militairausgaben gehören, kann zu feiner 
Zeit durch die Artikel 26. und. 27. -des rheiniſchen Bundes 
beſtimmt werden. j r 

$. 2. Dermalen, und bis dahin, daß ſaͤmmtliche 
Staatsfhulden bezahle find, finden Wir zweckmaͤßig, daß 
durchaus alle Einnahmen in die Nechenei zufammenfließen. 
$.. 3. Bon jeder Einnahme giebt die Rechenei ein Vier⸗ 
tel ab an den Schuldentilaungsfond; ein Diertel erhält 
ä a“ Magijirat zur Beſtreitung der Beſoldungen, Stadts 
auweſen und untergeordneten Poligeianftalten; ein Viertel 
erhält das Rentamt des. fouverainen Fürften zur Beſol⸗ 
dung des Militaire, Neferendairs, Dirertors der Ober 
pcligei, Nentmeifters und Controlleurs, zur Bezahlung der 
Sefandtichaftsuntoften, und als Beitrag zu dem Aufwand, 
der unzertvennlich ift vonder fouverainen Würde; das 
ietzte Viertel bildet eine Refervecafle zu Deckung unvorges 

, —— Ausgaben der andern Caſſen. 
6. 4. Der Schuldentilgungsfond, die Berechnung ber 
gemeinſamen Stadteinnahmen, bleiben der Pruͤfung der 
neun Reviforen, und der Aufficht des bürgerlichen Auss 

ſchuſſes anempfohlen. — 

$. 5. Die außerordentlichen Auflagen hören alsdann 


auf, wenn die Schulden bezahlt find. 
Siebenter Abſchnitt. 
Schuldentilgung 
. x. Die gemeinfamen Schulden‘ bee Stadt Frank 
‚Furt und ihres Gebietes find theils in Altern Zeiten, mei⸗ 


. 
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ſters jedoch in neueſten Zeiten, durch unv Ihe und 
außerordentliche Beranlaffungen entitanden ; nady allgemein. 
änetfannten Rechten muß das Vermögen des gefammten 
Staates Ju deren Verzinfung und Nüdzahlung beitragen ; 
weder des fouverainen Färften, noch Communtalbefigungen 
der Stadt, nad Bermögen der Einwohner jind davon auss 
genommen. 

$. 2. Damit Wir auf eine einfache hinreichende Weiſe, 
und mit möglihfter Schonung des Privatvermoͤgens einen 
Schuldentilgungsfundus fämmtlicher , ſowohl alter als 
nenet Schulden gründen; fo widmen Wir hierzu den viers 
ten Theil fämmtlicher Recheneieinnahmen, den Ertrag der 
Lotterie, und ein jährliches halbes Simplum; dieß alles 
in fo fang, bis Zinfen und gemeinfame Capttalfchulden abs 
getragen find; der bisher beftandenen Commiſſion werden 
beigeordnet der Rentmeiſter des fonverainen Fürften, und 
der Rentmeiſter der Stadtkaͤmmerei; für dieſelbe bleiben 
jedoch die Berhältniffe der Erhebung des halben Simplums 
ein undurchdringliches Geheimniß. 

$. 3. Daim Anfang des naͤchſten Monats die feſtge⸗ 
fetste Zeit der — nat eines Capitals von Sichermaf 
Hundert Taufend Gulden eintreten wird, und die Stade 
durch Einguartierungen, Regnijitionen und Contribution, 
als Folgen des Krieges, vieles gelitten hat; fo habem der 
Magiftvar und der Birgerausfhuß den Wunſch geäußert, 
daß man Zeit zur Erhohlung der Kräfte gönnen, und bie 
dahin dieje Ruͤckzahlung ausfegen möge. Da es allgemein 
anerkannten Rechtens it, denen Schulenern, nad) äußert 
druͤckenden Kriegsereigniſſen, Friſten zu geftatten, wovon 
der dreißigjährige Krieg häufige Beiſpiele darbietet; fo fins 
den Wir Uns nicht befugt, tiefes Geſuch gegenwärtig abs 
zuſchlagen. 
H. 4. Da in dieſem Jahre auch noch die Capitalzinſen 
zu zahlen find, und die Recheneicaſſe erſchoͤpft it; ſo wuͤrde 
wohl der Fall eintreten, ein halbes Simplum, fogleid) zu 
erheben; allein auch hierin wurde der Wunſch gedirßert, 
gegenwärtig dem Publicum Erhohlungszeit zu gönnen. Des 
reit auch hierin Unfer Wohlwollen zu bezeigen; fo find Wir 
entſchloſſen, hierzu durch Rückzahlung desjenigen, was die 
Verwaltung der im Jahre 1803 zus Entſchaͤdigung erhaltes 
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— der Rechnungscommiſſion ſchuldig iſt, mitzu⸗ 
wirken. 
5. Ueberhaupt wuͤnſchen Wir, daß kuͤnftig zum 
Ruhm des hieſigen anſehnlichen Handelsſtandes alle Zah⸗ 
lungstermine eingehalten werden; daß eine freiwillige Ge⸗ 
ſellſchaft von hieſigen Mitgliedern. des Handelsſtandes ſich 
anbiete, folgenden Vertrag einzugehen. En ’ 
a) Die Geſellſchaft übernimmt die bedungenen Bezahlun⸗ 
ge⸗ ſaͤmmtlicher Staatsſchulden; ſie erhält dagegen 
b) den jährlichen Ertrag des Schuldentilgungsfonds, bis 
zur gänzlichen Abtilgung des Capitals und Zinfen ;_ bes 
kommt nebjt dem >r: 
€) ein halbes pro Cent aus dem Schulden:ilgungefond, 
welches in verfchiedene Prämien vertheilt, und unter 
die Actionairs verlooft würde, 
d) Das Vermögen des fümmtlichen Staats würde der 
Geſellſchaft als zehnfache Hypothek verſchrieben. 
$. 6. Kuͤuftige außerordentliche Ausgaben werden von 
der Reſervecaſſe beſtritten. 


— Achter Abſchnitt. 
Vollſtreckung. 


6. 2. Die vollſtreckende Gewalt kann nur in ſolchen 
Faͤllen eintreten, wenn in Juſtizſachen der ordentliche 
Richter entſchieden hat, und weun Verordnungen von der 
geſetzgebenden Stelle entworfen, von dem fouverainen 
Fürften beſtaͤtiget, die ſchuldige Befolgung gebieten, und 
in der Ausführung Anftand finden follten. 

2... Die volljtveddende Gewalt it dem Fürftlichen 
Generalcommiffaiv anvertraut. , In allen Zällen feiner 
Wirkſamkeit find ſaͤmmtliche Stellen, aud) das bürgerliche 
und andere Militair, unter Verantwortung verpflichtet, ihm 
in der Ausführung an Handen zu gehen. 


Neunter Abſchnitt. 
Ausführung. 


$. 1. Mit dem neuen Jahre 1807 kommen die feſtge⸗ 
ſetzten Grundſaͤtze zur Ausführung ; die Verfügungen in 


. 
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Betreff des Finanz: und Schulbenweſens nehmen ſedoch 
fogleich ihren Anfang, weil fie mit dem öffentlichen Eredis 
in Verbindung ſtehen. 

$. 2. Für diefesmal wird die Befegung der Stellen 
von dem fouverainen Fürjten übernommen. 
6. 3. Bei gleihen Berdienften und Eigenfhaften were. 
a eingebohrne Frankfurter Einwohner immer den Vorzug » 

Iten. 

$. 4. Alle beſtehende Verordnungen werden beſtaͤtigt, 
bis uͤber beſondere Gegenſtaͤnde neue Verordnungen auf 
verfaſſungsmaͤßige Weiſe gebildet und erlaſſen werden. 

6. 5. Die neun Rechnungsreviſoren und der Bürgers 
ausihuß befichen fort in ihrem angewiefenen oder annoch 
anzuweifenden Wirkungstreife. 

$. 6. Diejenigen, welche erlöfchende Stellen bekleidet 
haben, behaleen ihren Gehalt, wie bisher, 

6. 7. Mad) dem Tode ſolcher Penſioniſten fälle der Ge⸗ 
- halt der Stadtkaͤmmerei und respect. der Reſerve⸗ und 
Kafla des Souverains zu gleichen Theilen zuräd. 

$. 8. Lehranſtalten und alle Gegenjtände, die in dier 
fer Erklärung nicht berührt worden, werden durch befons 
dere Verfügungen die möglichfte vollwirkſame Befoͤrderung 
erhalten. 

6. 9. Die Erfahrung wird lehren, ob und mas in 
dem Inhalt Diefer Verfügungen zu verbeſſern iſt, welches 
Wir Uns in ſolchem Fall vorbehalten. So lang Uns 
ber Allmaͤchtige das Leben fhenke, wird Unfer Beſtreben 
auf das wahre Wohl ter Stade Frankfurt, ihrer verdienſt⸗ 
vollen Manner, braven Bürger und angehörigen Gebiets 
gerichtet feyn. 

Frankfurt den 10, October 1816. 


(LS) Karl 
Leopold, Graf von Berk, 


Sr. Hoheit des Herrn Fürft Primas 
Eonferenzminifter und Generalcoms 
miſſarius. 


—— — — 
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Wie aber, nach der Völferfchlacht von Leipzig, der 
Großherzog Karl von Ftankfurt feine weltlichen Winden 
om 30. Oct. 1813 zu Gunften des, im Jahre ı8ı0 zu 
feinem Nachfolger von Napoleon ernannten, Vicekoͤnigs 
Eugen von Italien refignirte, und fich zuerft nach Con⸗ 
fanz, dann nad Regensburg begab, ward. von dem 
verbündeten Mächten der Vicefönig nicht bertickfichtigt, 
fondern in ihrem Namen am .ı4. Dec. »815 erklärtz 
„dog die Stadt Frankfurt, von diefem fogenannten 
Grofherzogthume getrennt, in ihre eigene ſtaͤndiſche 
vormalige Municipalverfaffung vorläufig zurück 
treten ſolle,“ In diefem Sinne erlieg daher auch 
der Frankfurter Senat am 51. Dec. 1813 eine öffent 
liche Erklärung, worauf von dem bafigen Generalgous 
vernement am 22. April 1814 in einer förmlichen Note 
wieberhohlt ward: „daß Frankfurts ehrwitrdige, und 
durch Erfahtung eines Jahrhunderts gut und bewährt 
gefundene, alte reichsſtaͤndiſche Verfaſſung 
 — fo weit es zu erreichen wäre — ohne Aufenthalt 
wieder hergeftellt werden ſollte.“ 

Allein der fortdauernde Krieg verfpätigte die Vollen⸗ 
dung der neuen Organifationz mehrere Verfaffüngss 
entwuͤrfe kamen zur Sprache, wobei fich die Intereffen 
des Magiftratd und ber aus den verfehiedenen Ständen 
‚zufammengefegten gemifchten Commiffion durchkreuzten, 
fo daß nach einander drei verfchiedene Eommiffionen zur 
Entwerfung einer neuen Eonftitution gebildet wurden, 
Zuletzt erfchten, unter dem Einfluffe des Staatöminis 
fterö, Freiherrn von Stein, ald Haupt bes obers 
ften Verwaltungsrathes in ben von den Verblndeten 
eroberten Ländern, ein vierter Entwurf, unter dem 
Titel: Conftitution der freien Stadt Frank: 
Furt am Main, Frankf. bei Eichenberg 1814. 8. in 
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105.88. , welche mit vieler Umficht der fuͤr ein republifas 
nifches Stadtgebiet zu berüdfichtigenden Bebürfniffe 
verfaßt, und am 19. Jul, 1814 von dem Staatsminis 
fier von Stein (|. die Entfheidung des ober: 
fien Berwaltungsdepartements, als Anhang 
zur Gonftitution, ©. 59—69)— doch mit mehrern vor: 
gefchlagenen Berichtigungen und mit Vorbehalt derjenis 
gen Berichtigungen empfohlen worden war, welche 
Teutſchlands fünftige VBerfaffung über das 
Verhaͤltniß der freien Stadt Frankfurt zu dem Ganzeır 
enthalten werde. 

BVerftattete ed der. Raum’; fo würde diefer Conſti⸗ 
tutionsentwurf, wegen vieler innern Vorzüge, hier 
eine Stelle verdienen. Wir verweifen aber Dabei auf den 
angeführten befondern Abdrud deffelben, und auf eine 
fpätere, dazu gehörende, im Jahre 1814 — aber ohne 
Nennung des Berlegers erfchienene — Flugſchrift: Eis 
niges zur Erläuterung und Vertheidigung 

‚der Vorrede des gedrudten Entwurfs der 
Gonftitution der freien Stadt Frankfurt. 
27 Seiten, gr. 8. 

Als endlich am g. Jun. 1815 in der Wiener Con: 
greßacte die Stadt Frankfurt fammt ihrem Gebiete 
für frei erklärt, und feine Verfügung des oberiten 
Berwaltungsrathes, Feine Anficht des Generalgouvers 

nements für das ehemalige Großherzogthum Franks 
furt in dem Berfaffunswefen der Stadt Frankfurt 
von dem Congreſſe beftätiget, feiner von den vers 
fhiedenen Conftitutionsentwirfen genehmigt, fondern 
im $. 46 der Eongreßacte blos angeordnet worden war, 
„daß eine Verfaſſung feftzufegen fey, deren Einrichtungen 
auf gleichen Anfprüchen ber Befenner der chriſtlichen Con⸗ 
feifionen auf alle bürgerliche und politifche Rechte in allen 
Zweiter Band, 25 
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Beziehungen der Regierung und Verwaltung gegruͤndet 
werben ſollten )ʒ“ fo ward durch Rathsſchluß vom 15. 
San. 1816 eine Commiſſion von ı3 Mitgliedern zur 
Entwerfung einer Erganzungsacte zu der alten 
Frankfurter Stadtverfaffung niedergefebt, wel⸗ 
che, mit Berüdfihtigung von 96 bei ihr eingereichten 
Monitis, am 29. Sun. 1816 diefe Ergänzungacte 
dem Senateliberreichte. 

Wenn man bie Gründe, welche die in der Note an— 
gezeigte Darfiellung der Commiſſion der XII, enthält, 
genau erwagt; fo muß man im Ganzen mit den ges 
mäßigten Grundſaͤtzen und Anfichten’einverftanden feyn, 
die fie befolste, obgleich der entferntere Beobachter, 
der mit dem Sharakter eines ehemaligen reichöftändi: 
ſchen Gemeinwejens und mit dem, was aus demfelben 
beizubehalten örtlih nöthig war, nicht vertraut 

iſt, wohl manches in diefer Ergänzungsacte noch vollen: 
deter und zeitgemäßer ausgeprägt wuͤnſchen dürfte, 
Doch diefe Acte ward am 18. July 1816, von 5000. 

 ftimmfähigen Bürgern, mit 2700 Stimmen gegen 47 
angenommen; nur von dem Adel, dem Bürgercolleg, 
den Katholiten und den Juden zu Frankfurt wurden 
Proteftationen dagegen eingelegt, welche aber bei der 
entfchiedenen Stimmenmehrheit nicht beruͤckſichtigt wurs 
den, fo daß diefe Acte geſetzliche und conflitutionelle 
Kraft erhielt. Nach derfelben find die vormaligen Rechte, 
der patriciihen Gefhlechter erloſchen; die ganze Buͤr⸗ 
gerfchaft wird durch den gefeggebenden Körper 
repräfentirt, und diefer forgt für Gefehgebung, Kriegs— 

*) Vergl. Darftellung derjenigen Anfichten und Gründe, welche 
die unterzeichneten, von.ber löblihen Vuͤrgerſchaft zur Some 
miſſion der XIII. erwaͤhlten, Deputirten bewogen haben, dem 


von diejer Commiſſion abgefaßten Gutachten beizuftimmen. 
Frankfurt, bei Brönner, Jul, 1816, 85 
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weſen und Bewahrimg der Verfaſſung; dem Senate 
aber iſt die Verwaltung bed Gemeinweſens und die 
Rechtspflege übertragen. 


b) Ergaͤnzungsacte der alten Frank 
furter Stadtverfaffung, angenommen 
. am 18. Jul, 1816, 


Artikel 1. 


Wiedereinführung der alten Stadtverfafr 
fung, mit einigen durch den Artikel 46. der 
Wiener Congrefacte nöthig gewordenen 
und. von dem Zeitgeifte gebotenen Veran 
derungen und Zufägen. * 

Die ehemahlige reichsſtaͤdtiſche Verfaſſung der hieſigen 

Stadt, wie ſolche vor der Bejignahme des Fuͤrſten Primag, 

auf Privilegien, Verträge, inebefondere den Bürgervers 

trag, Eaiferliche Nefolutionen, reichsgerichtliche Entſcheidun⸗ 
gen, Qerordnungen und Herkommen gegründet, unter 
allerhoͤchſter Autorität kaiſerlicher Majeftär, als damaligenz,; 

Keichsoberhaupt, feit fo langen Jahren beftanden hat, ſoll 

mit «Beobachtung der im Wiener Congrefinjtrumente 

Artikel 46. anzutveffenden Vorſchriften und mir den dadurch 

“ nöthig gewordnen, im gegenwärtiger Ergänzungsacte ents 

haltenen, von den veränderten ſtaatsrechtlichen Verhaͤlt⸗ 

niffen und dem Zeitgeifte gebotenen wenigen Veränderung 
gen und Zufägen in allen ihren Theilen wieder eingeführt 
werden. “ 


Artikel > 


Fortfegung, 
Insbefondere die eidlihe Verpflihtung de 
Senats gegen die Bürgerfhaft und Legtes 
‚rer gegen Erftern betreffend. 

Der Bürgers, Beifaflen: und Schugeid wird ben 
veränderten ſtaatsrechtlichen Verhältniffen gemäß für die 
Zukunft: a ; 

25 * 
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„mauf Treue und Gehorfam gegen; bie freie Stade und 
„den Senat, und genaue Beobachtung der Stadtver⸗ 
faſſung“ J ER 
normirt. ee 
Durch die Annahme gegenwärtiger Conſtitutions⸗Er⸗ 
gänzungsacte von der Mehrheit der abftimmenden hieſigen 
chriftlihen Bürger, wird der, dem Senat von den hiefiz 
gen Bürgern, Beiſaſſen und Schugangehörigen früher ger 
jeiſtete, Eid, als hierauf ausgedehnt und wirklich geleifter, 
vorerjt angefehen und angenommen. Mad) erfolgtem Voll⸗ 
zug gegenmärtiger Gonftitutionsacte und Ergänzung. des 
Senats, fol die folenne Eivdesleiftung ſowohl des Senats 
dahin: . ; 
„daß er das Km übertragene ſtaͤdtiſche Regiment nur 
„nad Vorfch..ft der alten Stadtverfaflung und dieler 
Acte fuͤhren, auch die Bürger bei ihren Rechten und 
„Freiheiten fo viel an ihm liegt, ſchuͤtzen und ſchirmen 
„, rolle,’ — : 
als jene der gefammten zu verfammelnden Bärgerfchaft in 
die Hande des Senats als obrigfeitlihen, die freie Stadt 
tepräfentivenden regierenden Collegiums feierlich geſchehen. 


Sortfesung, 
insbefondere Abfhaffung Fuͤrſtlich Primati— 
fher Gefege und Einrichtungen betreffend. 
Sin Gefolge des im Artikel 1. ausgefpypchenen Grunds 
fages wird als abgefhajft angefehen: 

1) das fürftlih primatiſche fogenannte hiefige Bürger 

ſtatut, 
«2) die fuͤrſtlich vrimatiſche Geſindeordnung, 

3) die fuͤrſtlich primatiſche Vormundſchaftsordnung, 
und namentlich das franzoͤſiſche auf einen Familien⸗ 
rath gegruͤndete und daher nach teutſchen Geſetzen nicht 
wohl anwendbare Inſtitut der Beivormuͤnder, 

A4) der unter der fuͤrſtlichen Regierung, bei dem Gericht 
eriter Inſtanz eingeführt wordene weitläufige und koſt⸗ 
fpielige Inſatz ⸗und Reſtkaufſchillings Procch — 


D 
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jedoch, daß das r4tägige und zweijaͤhrige Entſchuͤt⸗ 
tungsrecht abgefchafft bleibt, fammt 
5) dem, von,den alten Gejegen und Gerichtsbrauche 
abweichenden jeßo beobachtet werdenden Verfahren bei 
Zwangsverfteigerungen der Immobilien und oͤffentlichem 
Ausgebot der unbeweglichen Guͤter der Minderjährigen. 
Urberhaupt follen 
6) von allen unter der fürftlihen und großherzoglichen 
Negierung, fowohl im Stadtvermaltungs s Polizeis 
als im Juſtizfache ergangenen und unter der bisheris - 
gen proviforifhen ftädtiihen Negierung entweder beis 
behaltenen oder aufs neue publicirten Gefegen und 
Verordnungen, nur jene, welche 
a) die Beitimmung des Alters der Großjährigkeit auf - 
das vollendete 2 ıte Lebensjahr, l ' 
b) dieabgefchaffte Nothwendigkeit der Inſatz⸗ Prolons 
gationen, bei Strafe der Erloͤſhung der Pfandſchaft, 
©) das Verbot der anmaßlihen Vindication au por- 
teur lautender Staatspapfere, 
d) die MWiederheritellung und den Fortbeitand der 
alten , obgleich unter der fürftlihen Regierung 
nicht gerichtlich angezeigten, Familienfideicommiffe und 
e) die Verabfolgung der Arten in den Driginalien bei 
Appelfationen 
betreffen, als definitive beibehalten und gültig anger 
fehen werden; hingegen alle andere nur einfiweilen, 
und bis zur Befiätigung abfeiten des gejeßgebenden Koͤr⸗ 
years, Gefegeskraft behalten. Der Senat hat zu dem 
Ende von den Ardyivarien ein genaues Verzeihniß über die 
legtern fertigen zu laffen, und foldhes der eriten gefeßges 
benden Verfammlung, um wegen Abfhaffung, Beitätigung, 
oder Mobdificirung derfelben das Geeignete beſchließen zu 
fönnen, vorzulegen. 


Artikel 4. 

Herftellung aller bürgerlihen Rechte, Pri— 
vilegien und Freiheiten, und mehrere Bas 
ſtaͤtigung derfelben. 

Die hiefige Buͤrgerſchaft it in den volleften Genuß aller 
und jeder ihrer alten Privilegien, Rechte, Freiheiten und 
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Geſetze wieder eingeſetzt, und wird zu deren Schutze noch 
ferner beſtimmt, 


a. daß das im Art. 19. der — Bundesacte be⸗ 
ſtimmte Recht des freien Wegziehens aus einem teutſchen 
Bundesſtaate in den andern, mit der Freiheit von Nach⸗ 
ſteuer — morunter jedoch die Abfindung und der Beitrag 
zur Kriegsfhuldenlaft nicht begriffen ift — fobald nur der 
Abziehende die gleiche Beobadhtung von Seiten des Bundess 
flaats, in welchen er abzicht, beizubringen vermag — 
unter keinerlei Vorwand gefhmälert, aud den, um ein des⸗ 
fallfiges obrigkeitliches Zeugniß Nachſuchenden, damit ohne 
Anftand an Handen gegangen werden ſoll, 


b. daß die Bürger hiefiger Stadt feine öffentlichen Ab⸗ 
gaben uud Laften zu entrichten haben, welche nicht von den 
sompetenten Staatsbehörden im verfallungsmäßigen Wege 
beſtimmt und foͤrmlich ausgefchrieben worden find, wo fo: 
dann gegen deren Entrichtung keinerlei Einreden noch Rechts: 
mittel Statt finden. Doch follen alle außerordentliche Ab⸗ 
gaben auf länger als drei Jahre im voraus nicht beſtimmt 
werben, 


c. daß auf eine allgemeine Germögens s Eonfiscationds 
Strafe von den hiefigen Behörden und in deren Namen, 
nie, auf die befondere oder die eines Theils des Vermögens 
aber in Defraudationsfällen der öffentlihen Abgaben und 
Laften nur dann erkannt werden darf, wenn die Geſetze 
ſolches ausdruͤcklich verordnen. Sn diefem Ickteren Falle 
foll jedoch dem ganzen Senate die Milderung und Herab⸗ 
fesung des Confiscations » Quanti aus bewegenden Urſachen 
und unter Berädfihtigung des größeren oder minderen Ver⸗ 
ſchuldens und der dadurch betroffen werdenden Perfonen ex 
gratia allerdings freiftehen — derjelbe auch hierunter an 
die Einwilligung des ftändigen Bürgerausfhufles nicht ges 
bunden feyn. 


Die Preßfreiheit wird der gefehgebende Körper gleichs 
förmig mit demjenigen reguliren, was nach Art. 18. Lit, 
D. der teutfchen Bundesacte auf der teutfiyen Bundesvers 
ſammlung fefigefegt werden dürfte. 


Ä 
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Artikels. 


Die Hoheitsrechte der Stadt fiehen der Ge— 
ſammtheit der chriftlihen Bürgerſchaft zu. 


Alle, der — durch Art. 46. der Wiener Congreßacte 
für frei und zum Mitgliede des teutfhen Bundes erklaͤr⸗ 
vn — Stadt Frankfurt — juftehenden Hoheits : und 
Seldftverwaltungsrechte beruhen in ihrem weiteften Umzs 
fange auf der Sefammtheit ihrer chriſtlichen Bürgerfchaft. 


Artikel 6, 


Gleichheit der drei chriftlihen Sonfeffios 
nen :Sndigenatssund Vermögens: Erforz 
dernijfe, 


Die-gefammte chriftliche hieſige Biirgerfchaft bildet nur 
ein Ganzes. Die kirchliche Verfchiedenheit der drei 
riftlichen Confefjionen hat auf die Rechte und Verhälts 
niffe, welche aus dem bürgerlichen Staatsverbande entites 
ben, fernerhin nicht den mindeften Einfiuß; vielmehr find 
alte hieſige chriftliche Bürger der drei Confeſſionen c'nander 
an Rechten und Obliegenheiten durchaus gleich. ' 

Bei Befeßung der Staatöverwaltungs, und Juſtiz⸗ 


Stellen, aud) bei allen andern Stadt: und Gerichtsaͤm⸗ 


tern, Anftelungen und Dienfien, muß zwar auf das 
Bekenntniß der chriftlihen Religion ſchlech— 
terdings, — es darf aber darauf, ob fih jemand zu 
diefer oder jener der drei chriſtlichen Confeſſionen beienut, 
nicht gefehen werden. 

Im Senate muͤſſen Tortwährend mehrere Mitglieder 
alfer drei hriftlichen Confeſſionen wirklich ſeyn. Auch ges 
ſchieht dieſer Vorfchrift dadurch kein Genuͤge, daß ſich etwa 
nur ein oder zwei Mitglieder der einen oder der andern 
Confeſſion darin befinden. In Zukunft ſoll (mie Auss 
nahme deſſen, was am Schluſſe dieſer Arte tranſitoriſch ver⸗ 
ordnet wird): Niemand in den Rath, oder zu einem bes 
foldeten Stadtdienite gelangen können, welcher nicht ents 
weder eingebohrner Buͤrger (im Sinne der hiefigen Sta⸗ 
tuten) iſt, oder — wäre er diefes nicht — feit 10 Jah⸗ 
sen dahier im Bürgerrechte fieht, und während diefer Zeit 
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Der Senat darf im Wege der Gnade kuͤnftig Nieman⸗ 
den das hieſige Buͤrgerrecht ertheilen, der nicht ein Ver⸗ 
mögen von wenigſtens 5000 fl. — des 24 fl. Fußes ber 
weislich inferiren kann, Dem gefeggebenden Körper bleibe 
jedoch auf Antrag des Senats die Dispenfation zu Gunjten 
vorzüglicher Talente vorbehalten. 


Artikel. 


EHriftlihe Beifaffen, Einwohner jüdifher 
Religion, und Landpbewohner. 


Außer der chriftlihen Bürgerfchaft Befinden fih von 
ältejten Zeiten her „ in der Stadt Frankfurt auch noch chriſt⸗ 
liche Beiſaſſen, ingleichen Einwohner jüdifher Religion und 
auf den Dorffhaften jogenannte Nachbarn. 

Die ‚Beifaflen : Ordnung beftimmt den Inbegriff der 
Rechte und Obliegenheiten der chriſtlichen Beiſaſſen. Den 
Beiſaſſen-Schutz ſoll der Senat Perſonen, welche nicht aus 
der Beiſaſſen⸗Ordnung einen gegründeten Anſpruch dar: 
auf haben, aus Gnade nicht verleihen, wenn ſolche nicht 
ein Vermögen von wenigftens soo fl. des 24 fl. Fußes glaub⸗ 
lich nachweiſen können. . 

Da es, foviel die hiefigen Einwohner juͤdiſcher Reltgion 
betrifft — feinen Zweifel leidet, daß jeder hrijtliche 
Staat nicht nur die Befugniß, fondern auch die Pflicht 
bat, die buͤrgerlichen Rechte feiner jüdiichen Einwohner , 
nach den eigenen Rocalitäten fo zu weguliren, daß der Nah⸗ 
rungs; und Gemwerbftand der hrijtlihen Bürgerfchaft, 
als des weſentlichſten Beſtandtheils des hriftliden 
Staats, daneben beftchen kann; fo foll der Senat durch 
eine aus Stiedern feiner Mitte und aus jener des beftändigen 
Bürgerausjchuffes zufammengefegte Commiſſion, ein, dem 
Zeitgeifte und der Billigkeit enifprechendes, Regulativ der 
buͤrgerlichen Rechte der hiefigen Einwohnen- jüdifcher Con⸗ 
feſſion unverzüglich entwerfen laflen, und foldhes dem ges. 
feßgebenden Körper in feiner erften Zuſammenkunft zur Des 
liberation und Sanctionirung vorlegen. 


' 
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ı Die Emancipation der Landbewohner auf den. hiefigen 
Dorfichaften und die Regulirung ihrer künftigen Verhaͤlt⸗ 
niffe, auch auf welche Weife fie bei den ihr Intereſſe ber 
treffenden Gegenftänden in dem gefeßgebenden Körper zu 
vertreten find, wird von dem gefeßgebenden Körper innähere 
Berathung genommen werden. 


Artikel 8. 


Befimmung der Staatskörperzur Ausübung 
der geſammten Hoheitsrechte. 


Die hieſige chriſtliche Buͤrgerſchaft kann die, aus der 
ihr zuſtehenden Hoheit fließenden, Rechte in ihrer Geſammt⸗ 
heit nicht felbft ausüben. Sie überträgt däher deren Aus: 
Übung auf die drei folgenden aus ihrer Mitte und Autorität 
ausgehenden Behörden, welche durd die Benennungen: 

1) der gejeßgebenden Berfammlung oder des gefeßgebenz 
den Körpers 
2) des Senats als obrigfeitlihen Collegiums, und 
3) des ftändigen Bürgerausfchuffes. 
bezeichnet. werden, 


Artifel.g. 
Beftandtheile des gefengebenden Körpers. 
Der geſetzgebende Körper befteht: 

a) aus zo Mitgliedern des Senats, 

b) aus 20 Mitgliedern des ftindigen Buͤrgerausſchuſſes, 
und 

€) aus 45 aus der Mitte der Übrigen Bürgerfchaft ger 
wählt werdenden Perfonen. 


Artikel 10. 


Wahlart der Mitglieder des gejeggebenden 
Körpers. 
‚A. Der Senat, und , 
B: der ſtaͤndige Bürgerausfhuß wählen zu jeder 
jährlichen gefengebenden Verfammlung ihre Mitglieder 
ſelbſt. Erſterer iſt Hierbei an die Wahl aus allen drei 


t 
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Rathsordnungen überhaupt, oder in gleicher Anzahl ſchlech⸗ 
terdings nicht-gebunden, fondern hat darauf vorzüglid zu 
fehen, daß Männer, welchen die beſten Kenntnifle uͤber 
die zu verhandelnden Gegenftände beiwohnen und.die das 
her im Stande find die gefeßgebende Verſammlung mit ihr 
ren Einfihten und Erfahrungen zu unterſtuͤtzen, zu bereis 
chern und aufzuklären, gewählt werden, ‘Won gleicher Anz 
fiht geht der ftändige Bärgerausfhuß bei feinen Wahlen. 
aus, und es muͤſſen in diefer Hinficht allezeit einige. Mitz 
glieder der Stadtrechnungsreviſion mitgewählt werden. 

C. Die Mitglieder des gefeßgebenden Körpers aus der 
übrigen Bürgerfchaft werden jährlich von der gefanfinten 
chriſtlichen Bürgerfchaft duch Bildung: eines Wahlcollegs 
von 75 Bürgern gewählt, wie folgt: 


Artikel 11. 


Bildung eines neuen Wahlcollegs durh Ab: 
ffimmung aller hriftlihen Bürger, nad 
drei Abtheilungen. 


Um ein Wahlcollegium von 75 hiefigen chriftlichen 
Bürgern zu Bilden, follen alle hriftlihe Bürger an ber 
ſtimmten Tagen in drei verfchiedenen hiezu angewieſenen 
Localen, nad) drei Klaffen oder Abtheilungen — welche 
übrigens feinen Rang noc Vorzug geben — auf nachbe: 
ſchriebene Weife zu ſtimmen berechtigt feyn. 

Den Vorfig in diefen drei Abtheilungen führen die 
Quartiervorftände, welche fih nad) ihrem Ermellen in die 
drei Abthejlungen vertheilen, auch für jede Abtheilung 


ſechs Gehälfen aus der Bürgerfchaft zu fi nehmen. Ein 


; Notar führe das Protokoll. Der Senat und der fländige 
Birgerausichuß ſchicken zur Aufſicht, daß alles in des feitger 


festen conftitutionellen Ordnung vor fi gehe, befondere 


Commiſſarien zu denjelben. 


Abtpeilung I. 


Sn einer diefer Abcheilungen ftimmen die Adelichen, 
die Gelehrten aller Farultäten, die darunter gehörigen 
Staatsdiener und Geiſtlichen der drei chriſtlichen Confeſ⸗ 
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ſionen, die Procuratoren und Notarien einbegriffen; alle 
audere zum Gelehrtenſtande nicht gehörige Staatsdiener, 
die Linien⸗Officiere aller Grade, die Gutsbeſitzer, die als 
Rentenierer eingefhriebenen Bürger , die Schulz, Sprach⸗ 
und fonftigen Lehrer, fo wie alle nicht zünftige Künftler, 


Abtheilung IL 


In einer andern Abtheilung ftimmen die KHandele: 
leute und zwar, ohne Unterfchied, Banquiers, Groß; und 
Kleinhändler, die Saftwirthe, verbürgerte Buchhalter und 
Handlungs⸗Commis, die gefhtwornen Mäfler, die Kräs 
mer und alle zu einer Zunft gehörige Wirthe. 


Abtheilung IL 


In einer dritten Abtheilung ſtimmen die zünftigen 
Handwerker und Künftler, auch alle den zwei andern Ab: 
theilungen nicht bereits zugewiefene Bürger, welche irgend 
ein fonftiges gejeglich erlaubtes Gewerb und Nahrung das 
bier treiben. 

Jeder hiefige hritlihe Bürger — die Mitglieder des 
Senats und des ſtaͤndigen Buͤrgerausſchuſſes mit eingeſchloſ⸗ 
fen — kann an dem bejtimmten Tage und am Orte jeiner 
Abtheilung, nachdem er fich benöchigten Falls durch Vor: 
zeigung feines —— oder ſonſt, daß er Buͤrger 

ſey, und zu der Abtheilung, wohin er ſich wendet, gehoͤrt, 
legitimirt hat, einen Stimmzettel einreichen, worauf er 
25 chriſtliche Buͤrger mit genauer Andeutung des Na— 
mens, Standes und der Wohnung, ohne alle Beruͤckſichti⸗ 
gung des Stadtquartiers, worin foldhe wohnen, die 
aber — (welches. wohl zu merken it) — zu diefer 
feiner Abtheilung gehören, verzeichnet hat, und 
die er zu Wahlmännern beſtimmt. Mitglieder des Senats 
und des ftändigen Bürgerausfchufles können, obgleich 
fie mitſtimmen, zu Wahlmaͤnnern nicht gewählt wers 
den. Diefer Stimmzettel wird Übrigens von dem Webers 
reicher nicht unterfchrieben, fondern nur fein perfänliches 
Erfcheinen und die gefihehene Einreichung feines Stimmz 
zettels zum Protokoll bemerkt, der Zettel aber in eine ver⸗ 


ſchloſſene Lade geworfen. Welcher Hiefige chriſtliche Buͤr⸗ 
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ger an ben beftimmten Tagen bis Abends 6 Uhr in ſei⸗ 
ner Abtheilung nicht erfchienen ift, und feinen Stimmzet⸗ 
tel nicht eingereicht hat, wird dafür angefehen, als habe 
er fich für diefes Mal feines Stimmrechte begeben wollen. 
Nah gefchloffenem Abftimmungsacte, - wird: die; Lade 
eröffuct, und ein genaues Verzeichniß derjenigen Bürger, 
welche Stimmen und wie viele erhalten haben, und auf 
welche die Mehrheit ausgefallen it? nach den Stimmzets 
teln verfertigt. . 
Findet fid) bei Gewählten eine Stimmengleichheit; fo 
enffcheidet, jo weit es zur Beftimmung der 25 Wahlmäns 
ner nöthig iſt, zwifchen denjenigen, welche gleiche Stims 
men haben, das Loos. Ihre Namen werden nämlih auf 
Looszettel gefchrieben, in eine Bücfje geworfen, und von 
' dem älteften Quartiervorfiande in Beifeyn der übrigen Ger 
huͤlfen, ingleihen des Notars unter Aufficht der Commiſ—⸗ 
farien des Senats und des fändigen Bürgeransfchuffes, 
daraus gegsgen. Der Duartiervorftand, die Beifiger und 
der Notar errichten fofort das Wergeichniß der 25 Wahl: 
männer jeder Abtheilung, beglaubigen daflelbe, und ftellen 
es dem ältern Bürgermeijter zu. Das Protokoll über dies 
jenigen, welche nächſt den 25 Gewählten die mehrften . 
Stimmen in jeder Abrheilung erhalten Hasen, wird zu dem 
Ende aufbewahrt, damit auf den Fall, daß einer der 25 
Gemwählten durch Abwejenheit, Krankheit oder Sterbefall 
am Vollzug oder Vollendung feiner dicsmaligen Obliegene 
heit verhindert werden jollte, es feiner neuen Wahl be: 
darf, fondern ders oder diejenigen, welche in ihrer Abtheis 
tung gleiche oder die zunächft. mehrere Zahl der Stimmen 
für sich vereinigte Haben, ohne weiteres oder bei gleichen 
Stimmen, nad vem Loos eintreien koͤnnen. 


Artikel 12. 


| Berfammlung des Wahlcollegd der 75 chriſt ⸗ 
lichen Buͤrger. 


Sobald dem aͤltern Buͤrgermeiſter die Verzeichniſſe der, 
in jeder der drei Abtheilungen gewaͤhlten 25 chriſtlichen, 
Buͤrger zugekommen ſind, macht derſelbe einem jeden die 
auf ihn ausgefallene Wahl mit der Einladung, ſich an ei⸗ 
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nem beſtimmten Orte, Tage und Zeit einzufinden, ſchrift⸗ 
lid) befannt. -Es verfammeln ſich nun diefe 75 Wahlmänz 
ner in einem Locale des Römers, erfehen ſich ſogleich einen 
Dirertor, Wicedireetor und zwei Secretarien aus ihrer _ 
Mitte, und wählen fofort aus allen Ständen der gefamms 
ten hieſigen chriſtlichen Bürgerfchaft, ohne Ruͤckſicht 
auf das Stadtquartier, worin jemand 
wohnt, durch abſolude Stimmenmehrheit 45_ chriftliche 
Bürger, in deren Rechtſchaffenheit und Kenntniſſe fie Vers 
trauen’ fegen, zu Mitgliedern des diesjährigen 
gefesgebenden Körpers. 


Das Protokoll der Abftimmung, mit dem Bemerken, 
weldye Perjonen nädhft den 45 die meilten Stimmen crs 
halten haben, wird zu dem Ende forgfältig aufgehoben, 
damit wenn einer oder mehrere der Gewählten durch Ab⸗ 
wefenheit, anhaltende Krankheit oder Todesfall abgehen 
follte, es feiner neuen Wahl bedarf, fondern der: oder 
diejenigen, melde zunäc,ft die meiften Stimmen gehabt 
haben, einrücen können. 


Es verfteht fih von felbft, daß Mitglieder des Senats 
und des ftändigen Buͤrgerausſchuſſes — weil fie in andes 
rem Wege zum geleßgebenden Körper gelangen — nicht 
gewählt werden fönnen, 


Sonſt aber dürfen zu Mitgliedern des gefeßgebenden 
Körpers nicht gewählt werden; 

1) Mer noch nicht 30 Sahre alt iſt; 

2) Wer in befoideten Dienften eines Privaten ſteht; 

3) Wer eines peinlihen Verbrechens halber beitraft 
worden, oder desfalls noch in Unterſuchung befangen 
it; 

4) Alle Falliten, es fey nun, daß jemand fein Zahlungs: 
unvermögen gerichtlib angezeigt oder mit feinen 
Gläubigern insgeheim Nachlaß: oder Anftandss Vers 
träge errichtet hat, bevor er feine Gläubiger voll« 
ſtaͤn ig d. h. ohne Abzug oder Nachlaß bezahlt haben 
wird. ’ 
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Artikel ı5. - 


Derpflihtung zur Annahme der Wahl. Zur 
fammenberufung des gefeggebenden Kör: 
pers. 

Der Gewählte muß, bei Verluſt feines Buͤrgerrechts, 

die auf ihn ausgefallene Wahl annehmen. 

Der Director des Wahlcollegii ftellt dem älteren Buͤr⸗ 
germeifter und dem Senior des ftändigen Buͤrgerausſchuſ⸗ 
fes das von ihm ‚und den Secretarien unterfchriebene 
Protokoll zu. Der ältere Bürgermeifter, nachdem ihm 
auch der ftändige Buͤrgerausſchuß die feiner Seits getrof: 
fene Wahl von 20 Mitgliedern befannt gemacht hat, ver: 
anftaltet hierauf die fchriftliche verfaflungsmäßige Bekannt⸗ 
machung und Einladung der gefeßgebenden Verfammlung. 


Artifel 14. 


Zeit der Berfammlung des gefeggebenden 
Körpers und defjen Dauer. 


- Eine ſolche gefeßgebende Berfammlung muß von dem 
Benate jedes Jahr auf den erftien Montag des Novembers 
zufammenberufen werden, fonit fie fih aus eigenem Rechte 
eonftituirt. Zu dem Ende muͤſſen die Einleitungen zur 
Abſtimmung nah Ständen und zur Bildung des Wahl: 
eolfegs 14 Tage vorher getroffen werden, die Wahlen aber 
in 8 Tagen beendigt ſeyn. j 
Diefer gefeggebende Körper dauert in der Negel fechs 
Wochen, wonächf er ſich felbft wieder auflöfee. Nur auf 
Antrag des Senats kann die Dauer verlängert, wohl aber 
von der Verfammlung felbft wegen früherer Erledigung der 
Geſchaͤfte abgekuͤrzt werden, 
Nach Beendigung der jaͤhrlichen Verſammlung trete 
ſaͤmmtliche Mitglieder in ihre fruͤheren Verhaͤltniſſe zuruͤck; 
fie dürfen jedoch in dem folgenden Jahre und ſofort wieder 
gewählt werden. e 
Sollten außerordentliche Fälle eintreten, derenthalben 
der Senat das Zufammenberufen des gefekgebenden Koͤr⸗ 
pers in der Zwifchengeit für nöthig erachtet; fo wird. nicht 
zu neuen Wahlen gejchritten, fondern auf diefen befonderen 
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Fall wird: der Auftrag und die Vollmacht der ſaͤmmtlichen 

— der letzten Verſammlung als verlaͤngert ange⸗ 
hen. 

Wenn ein oder das andere Mitglied der 45 Buͤrger 
immittelſt verſtorben, krank oder abweſend waͤre; ſo wird 
es wie in Artikel 11 und 12 gedacht iſt, gehalten. Der 
Rath und der ftänd'se Buͤrgerausſchuß hingegen erwaͤh⸗ 
len, wenn der nämliche Fall bei Mitgliedern aus ihrer 
Mitte eintritt, fogleich andere. 


Artikel 15. 


Innere Einrichtung des geſetzgebenden Kört 
pers. 


Da der geſetzgebende Körper die Geſammtheit der 
chriſtlichen Buͤrgerſchaft im weiteren und republikaniſchen 
Sinne, das heißt, mit Einſchluß der Mitglieder des «Se: 
nats und des jtändigen Buͤrgerausſchuſſes, vorftellt; jo fol 
es mit deffen innerer Einrichtung folgendermaßen gehalten 
werden. 

Auf Einladen des ältern Buͤrgermeiſters, verfammeln 
fi zum erſten Male die vom Senat, von dem ftändigen 
Buͤrgerausſchuſſe und von dem Wahlcolleg der 75 gewählten 
85 Perfonen in einem beitimmten Locale. 

Die Stähle find mit 85 Nummern bezeichnet, und 
am Eingange des Zimmers befinder ſich ein lederner Beutel, 
mit eben fo viel Nummerzetteln, woraus jeder eintretende 
Birger eine Nummer zieht, welche für dieje Sitzung ſei⸗ 
nen Pla beitimmt. Die Verfammlung wähle hierauf in 
der erften Sigung einen Präfidenten aus den 20 Mits 
gliedern des Senats und zwei Vicepräfidenten aus 
den übrigen Mitgliedern der Verſammlung, welche den 
Präfidenten unteritügen. 

Das Protokoll führen vier von dem geſetzgebenden Körs 
per aus feiner Mitte gewählt werdende Secretairs. — In 
diefer. erfien Sitzung ſchwoͤren jämmtlihe Mitglieder des 
geſetzgebenden Körpers folgenden Eid: N 

„Ich ſchwore, daß ich ohne Gunſt und ohne Haß ger 
„gen irgend jemand, und ohne alle Rüdficht auf ir⸗ 
„gend einen frühern Verband oder perfönliches Der: 


y 
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„haͤltniß, nur gemeiner Stadt Wohlfahrt nad) mel⸗ 
„nem beiten Willen und Gewiſſen rathen und fürs 
„dern; auc was gedadhter Stadt Wohlfahrt geheim 

„zu halten gebietet, vor Jederman bis in mein 
„, Stab. geheim halten wil. So wahr mir Gott helfe 
„und fein heiliges Evangelium. ” 


Die nachfolgenden Sigungen beftimmt das Praäfidium, 
welches nebjt den beiden Vicepräfidenten einen befonderen 
Sitz in der Mitte des Verfammlungsfaals mit den Secre— 
tarien nimmt. Die Pläße der übrigen verbürgerten Mits 
glieder aber beftimmen ſich für jede Sigung, wie bei der 
erſten, fortwährend nach dem Looſe, deren Zahl fih nun 
um ſieben vermin\ert. 


An den gefeßgebenden Körper gelangen in der Regel 
alle Vorträge von dem Senate durd) das Präfidium. 


Der Präjident, unter Mitberathung der beiden Vice: 
präjidenten, fertigt zu dem Ende ein Verzeihniß der zu 
berathenden Gegenftände, deilen Einfiht ſaͤmmtlichen Mit⸗ 
gliedern einige Tage früher offen liegt. Findet es die Ver: 
fammlung nöthig; fo werden bejondere Ausfhäffe zur Vors 
bereitung der einzelnen Gegenjtände ernannt, welche for 
dann in der Deliberationsfejjion einen Vortrag darüber ers 


ftatten. 


Bei allen Deliberationen ſteht es jedem Mitgliede frei, 
bevor umvorirt wird, feine Gründe für und wider die 
Annahme. mündlich vorzutragen und hören zu laflen, zu 
welchem Ende man fid) Tags vor der Sisung bei dem Se⸗ 
eretariat anmeldet. Diefed verzeichnet die Namen der 
Mitglieder, welche für oder wider fprechen wollen, in der 
Ordnung, wie fi) folhe angemeldet haben, und fielle 
folches Verzeichniß dem Präjidenten-zu feiner Maasneh⸗ 
mung und um diefe Ordnung im Aufrufen beobachten zu 
fönnen, zu. Sind die Discuffionen über einen Gegenftand 
geichloffen ; fo wird nur mit wenigen Worten ohne Einmis 
ſchung von Gründen anf den Aufruf des Präfidenten oder 
Vicepräjidenten, welche zulegt ſtimmen, votirt. 
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A Artikel 16; 


Ausnahme von der Regel, daß alle Delibe— 
rationspuncte nur vom Öenate an den ges 
feßgebenden Körper zu. gelangen haben. 


Ausnahmsweiſe follen außer dem Senat an den ges 
feßgebenden Körper fchriftlihe Vorträge gelangen laſſen 
tönnen: : 

1) Der ftändige Bürgerausfhuß als ſolcher, und 

2). jedes einzelne Mitglied des gefeggebenden Körpers, 

In diefen beiden Fällen tritt aber eine. befondere Vers 
fahrungsmeife ein. Es entſcheidet naͤmlich der geſetzae⸗ 
beude Körper vorerſt durch Mehrheit der Stimmen über 
die Zuläffigfeit des Gegenftandes überhaupt zur Delibe⸗ 


ration. 

Wird fuͤr die Zulaͤſſigkeit beſchloſſen; ſo wird der An⸗ 
trag dem Senate, um ſich daruͤber zu aͤußern, mitgetheilt. 
Haͤlt der Senat dafuͤr und erklärt ſich dahin, daß der Ser 
genftand nicht bei diefer gegenmärtigen gefeßgebenden Vers 
fammlung, oder dod) alsbald nicht in Dekberation kom⸗ 
men follte; fo wird der .Gegenftand in zwei auf einander 
folgenden Sisungen ablefend vorgetragen und es fann erft 
in einer dritten Sisung und zwar nur durch eine Mehr⸗ 
heit von $ der Stimmen entfchieden werden, daß ‘der Ges 
genftand deſſen ungeachtet in der jegigen Verſammlung in 
einer ärgern oder längern Zeitfrift zur Abjtimmung ger 
bracht, oder daß er der naͤchſtkuͤnftigen Jahresverſamm⸗ 
lung vorbehalten ſeyn ſoll. Andere zur Handhabung der 
Stimmfreiheit, der Ordnung und ſonſten hinzielende Vor⸗ 
Bee ; bleiben dem gejeßgebenden Körper Jediglich übers 
laſſen. a6 


Artikel 19. 


Wirkungskreis des gefeggebenden Körper& 


Zum Wirkungskreiſe des gefeßgebenden Körpers gehört: 
3) Die Gefeggebung Überhaupt, doch mit Ausnahme 
der organifchen Grundverfaflungsgefege, als womit 
, ses nad) Artikel 50. zu halten ift. Insbefondere wird 
“ gu der Geſetzgebung gerechne: 
Zweiter Band, [37 


* 
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a. Die Befteuerung, es ſey nun, daß die alten 
Steugen abgefchafft, abgeändert, oder neue einge⸗ 
führt werden follen, nebft Beftimmung der Erhes 
bungsweiſe. 

*— Die Anordnung und Einrichtung der bewaffneten 

acht. 
2)Die Sanction aller Staatgverfräge. ER 

3) Die Ueberfiht über den gefammten Staatshaushalt, 

. mithin die Einficht aller Stadtrechnungen duch Aus: 

ſchuͤſſe und Genehmigung der jährlichen Statuum 
exigentiae,. 

4) Die Entfheidung in Fällen, welche dem Senate in 
Concurrenz mit dem ftändigen Buͤrgerausſchuß vers 
foffungsmäßig überlaffen find, wenn beide Collegien 
verichiedene Anfichten hegen, und fi darüber nicht 
vereinigen koͤnnen. ' 

5) Die Einwilligung zu der Veräußerung ftädtifcher Ger 
meindegüter , doch fo, daß der Senat die Macht bez 
hält, mit Einwilligung des ftändigen Buͤrgerausſchuſ⸗ 
fes, ſtaͤdtiſche Immobilien, welde unter dem Taxa⸗ 
tionswerthe von 4000 fl. des 24 fl. Fußes ſtehen, 
ſelbſt ohne.öffentliches Ausgebot; andere von höheren 
Taxationswerthe aber, nur in öffentlichem Ausenfe 
zu veräußern; nur müffen die Kaufgelder lediglich zur 

Tilgung hiefiger Stadtfchulden verwendet werden, und 

— muß dem geleßgebenden Körper von: der Veräußerung ' 
fowohl als von der Verwendung des Kaufſchillings 
die Anzeige gefchehen. F 

Soll hingegen die Veraͤußerung ſtaͤdtiſcher Immo⸗ 
bilien von einem Taxationswerthe von mehr als 4000 
fl. des 24 fl. Fußes außer der Verganthung ge— 
ſchehen, oder ſoll der Erloͤs und der Verkauf ſtaͤd⸗ 
tiſcher Immobilien uͤberhaupt zu andern Zwecken 
als zur. Tilgung hieſiger Stadtſchulden 
verwendet werden; fo tritt die Eingangs gedachte ab⸗ 
fotute Nothwendigkeit eines" vorgängigen Befchluffes 

- des gefeßgebenden Körpers ein. ’ 

5) Die Mitwirkung bei Wiederbeſetzung vacanter Stel⸗ 
len im Senate, und in dem ſtaͤndigen Buͤrgerausſchuß, 
durch Mitglieder, welche in beiden Hinſichten nicht zum 
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Senate, in legterer aber aud nicht zum fländigen - 
. Bürgerausfhuß gehören duͤrfen; 

7) Die Bewahrung und Erhaltung der Verfaſſung. 
Bei dem gejeggebenden Körper können Berlegungen 
der Verfaſſung, dafern jolhe Stufenweife den ger 
‚eigneten Behörden, bis zum Senate, vorher anges 
jeigt worden find, von einem jeden fchriftlich ange 
bracht werden. 

Der gefebgebende Körper unterfucht durch einen 
Ausfhuß die Zuläfiigkeit der Denunciation, und vers 
wirft entweder dieſelbe fogleich, oder theilt fie dem Se⸗ 
nate zur Erläuterung mit. Mach deren Einlangung 
während der Dauer diefer ‚gefeßgebenden Verſamm⸗ 
lung verfügt leßterer hierauf.  - 

Sollte hierbei einem einzelnen Staatsbeamten 
etwas zur Lajt fallen; jo muß derjelde mit feiner Ders 
een gehört, und die Acten zum Spruche, nad) 

erlangen. deilelben, entweder. an. das gemcinichafts 

liche Dberappellationsgericht oder an eine auswärtige 

Zuriſtenfacultaͤt gefandt werben. Gegen diefen Spruch 

kann nicht vom Fiscus, wohl aber vom. Betheiligten 

eine weitere Mevifion eingelegt und ein ‚ferneves Er⸗ 

kenntniß durch Actenverfendung eingeholt werden. Bet 
diefem lögtern Erkenneniß behält es fein Bewenden. 

Sn. fofern die Denunciation fih als Calumnie 
nad gepflogener Unterfuchung darftellen follte; fo iſt 

f gegen den etwanigen falſchen Denunsianten, welcher 
den ‚gefeßgebenden Körper zu fo bedauerlichen Schrits 
ten veranlaßt hat, rechtlicher Ordnung nah, als Ca⸗ 
Jumnianten durch Verweifung an die Gerichte zu vers 
fahren. ne 
2* 

v Artikel 18. 
* (Ad Art. 8. II.) 


Vom Senate als obrigkeitlichem Collegto. 
Beſtandtheile des Senats. 
Der Senat, als obrigkeitliches Collegium, beſteht in 
Zukunft (mit, Ausnahme deſſen, was unten tranſitoriſch vers 
ordnet wird.) ans 43 Perſonen mit Einfhluß jenev vier 
46 


‘402. Die vier freien Stäbre Teutſchlands. S 


Rathsglieder, welche zwar das Syndicatsamt in’ feinen 
bisherigen Obliegenheiten — wobei es belaflen wird — 
verjehen, doch aber in allem Betrachte einen integrirenden 

eil des Senats ausmachen, -auch gleich andern Senatos 
ren entfcheidende Stimmen führen. 

Der Senat theilt fi, wie von Alters her, in drei Ord⸗ 
nungen oder Bänke, nämlich: 

a) in die Ordnung der älteren Senatoren oder Schöffen, 

beftehend aus 14 Merfonen, 
b) in jene. der jüngeren Senatoren, gleichfalls 14 Mit⸗ 
glieder zaͤhlend, und J 
) in die der Rathsverwandten dritter Bank von 14 
Mitgliedern. un 

Aus der erften Ordnung wird jährlich der Ältere, und 
aus der zeiten Ordnung der jüngere Bürgermeifter ges 
waͤhlt. Ein Stadt + oder Gerichtsſchultheißenamt beſteht 
ferner nicht in den Rathsverfammlungen, fons 
dern vereinigt ſich in der Perfon des jeweiligen Präfldenten 
des Appellationsgerichts, welcher aber in den Rathsver⸗ 
fammlungen gleich, andern Sitz und Stimme nur ale 
Rathsgliededer erften Ordnung forzbehält. 


Artikel 19. 
Aualification zu Rathsſtellen. 


Die Geburt giebt kein Vorrecht und keinen poſitiven 
Anſpruch auf Rathsſtellen, und die Verſchiedenheit des chriſt⸗ 
lichen Religionsbekenntniſſes iſt ſchlechterdings kein Hinder⸗ 


wniß; vielmehr muß deßfalls die allgemeine Vorſchrift des 


Artikel 6. genau beobachtet werden. Die Beſtimmung der 
Grade der Berwandtfchaft und Schwägerfchaft mit Raths⸗ 
perfonen oder mit dem Confulenten des ftändigen Bürgers 
"ausfchuffes, welche eine Ausſchließung bewirken, bleiben 
die nämlichen, wie folche durch faiferliche Nefolutionen feſt⸗ 
gefest worden find, mit Ausnahme deflen, was unten 
tranſitoriſch verordnet wird. 
"Auf die erſte Rathgordnung wird von der zweiten nach 
dern Dienftalter fortgeruͤckt. Auf die zweite und dritte geo 
langt man durch Wahl und Kugelung. oe 
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Zur Rathsſtelle wird, außer dem allgemeinen Erfor⸗ 
derniß zu allen beſoldeten Stadtaͤmtern und Dienſten 
(Art. 6.), ein Alter von 30 Jahren erfordert, und darf 
man nicht in ben Dienſten eines andern Staats ſtehen. 
Nach gefchehener Wahl mus jolhen und allen fremden Tis 
teln entfagt werden. Zur zweiten Rathsordnung können, 
gewählt werden: Gelehrte, Adeliche, Milisairperfonen, 
Kaufleute und andere angefehene biefige Bürger, wie au 

* verdiente Mitglieder der dritten Rathsordnung. 

Zu zwölf Plägen der dritten Rathsordnung wird aus 
allen hier zünftigen Handwerkern ohne Unterfchied ges 
mählt, und zwar fo, daß von einem und demfelben Hands 
werke oder Zunft nie mehr als ein Genoffe im Rath jeyn 
darf. 

Zu den zwei anderen Plaͤtzen der dritten Rathsordnung 
wird aus der gefammten Übrigen nichtzinftigen hiefigen 
chriſtlichen Bürgerfhaft, ohne Beruͤckſichtigung des Ge⸗ 
werbes, gewählt. 


Artikel 20, 
Rathswahlen. © 


Um der gefammten Bürgerfhaft Antheil an den Rachss 
wahlen zu verfchaffen, und dadurch dag Vertrauen der zu 
Regierenden in die Regierenden zu erhöhen und zu veritärz 
ten, foll in Zukunft, wenn Ratheftellen erledigt werden, 
der gefammte Kath durd, Scrutinium, ganz frei und 
ohne Beruͤckſichtigung der Rathsbaͤnke, jehs Wahlherren 
aus feiner Mitte wählen. Ein gleiches gejchieht von den 
65 Mitgliedern des gejeggebenden Körpers, welche nicht 
zu dem Rathscollegio gehören. 

Diefe zwölf Perfonen treten zufammen, und nachdem 
fie in die Hände des aͤlteſten Wahlheren des Scnats einen 
auf die alleinige Beruͤckſichtigung des Wohls hiefiger Stadt 
gerichteten Mahleid, welchen der Abnehmende gleichfalls 
in die Hände des Alteften von den 6 mitwählenden Buͤr⸗ 
gern leiſtet, abgelegt haben, wählen durch abfolute Stim⸗ 
menmehrheit, weld;e der zu Wählende für fich ‚Haben muß, 
drei nach der hiefigen Verfaſſung qualificiste Bürger, 
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Nach vollzogener Wahl begeben fih die 12 Wahlherren 
in die verfammelte Rathsſitzung und eröffnen derſelben die 
‚getroffene Wahl. Die ſechs Rathsglieder nehmen ihre ge: 
wöhnlihen Sitze ein. Den jechs andern bürgerlihen 
Wahlherren werden befondere Stähle in der Mitte des 
Rathszimmers gejtellt und fofort wird in ihrem Beifeyn die 
alt herkoͤmmliche Kugelung, auch Verpflihtung des Gewähls 
ten vorgenommen. 


Artikel 21. 
Wahlart der Stadtſyndiken. 


Die Stadtſyndiken, als wirkliche Rathsmitglieder, 
werden in Zukunft nur aus den rechtsgelehrten Mitgliedern 
des Senats vom Senate ſelbſt durch Scrutinium ohne Kus 
gelung gewählt, wenn vorerit die durch ihren Abgang er: 
ledigte Rathsſtelle auf die im Artitel 20. vorgefchrichene 
Weiſe wiederum befegt worden ift. Bei Verluft der Raths⸗ 
fielle it das Senatsmitglied, auf weldes die Wahl gefalz 
len, das Syndicatsamt anzunehmen verbunden. Hat jedoch 
Jemand das Syndicatsamt 20 Jahre lang verjehen; fo 
Tann er um Abnahme diefer Function nachſuchen, wodurch 
derfelbe aber auch den höhern Schalt einbüßt. Der Ger 
wählte behält im Senate feinen bisherigen Rang und Sitz, 
und rückt nach dem Dienftalter fort. 


Urtikel 22. 


Zufammenberufung des gefeggebenden Körs 
pers zu den Rathswahlen. 


Wenn die vorzunehmende Wiederbeſetzung einer oder 
mehrerer vacant gewordenen Rathsftellen bis zum Termin 
der jährlichen Verſammlung des gefeßgebenden Körpers 
nicht verfchoben werden kann; jo wird es nach dem, was 
Artikel 14. für dringente Fälle verordnet it, gehalten, und 
kann ver Senat die Mitglieder des gefeggebenden Körpers 
zu dieſem Endzweck zufammenberufen. 
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Artikel 25. 
Wahlart der beiden Buͤrgermeiſter. 


Alte Jahre wird, wie von Alters her, zur neuen Wahl 
der Bürgermeijter geſchritten und fein Rathsglied darf zwei 
Jahre hinter einander das Buͤrgermeiſteramt führen. 

Die Birgermeiiterwahlen gefchehen im ganzen Rath 
auf tie Weife, daß durch Scrutinium drei Perfonen aus 
den 14 Mitgliedern, welche die erſte Nathsordnung bilden 

(tranſitoriſch, aus den mehreren) für die Stelle des älter 
ren Öürgermeijters, und drei aus den 14 (tranſitoriſch, 
aus den mehreren) Mitgliedern der zweiten Rathsordnung, 
"zur Stelle des jüngeren Buͤrgermeiſters vorerſt gewählt 
werden. Jedes Rathsmitglied der crften und zweiten Ord⸗ 
nung kann wählen und gewählt werden, unangefehen ob - 
daſſelbe bei dem Appellationsgerichte, Syndicat oder Stadt⸗ 
gerichte angeftelle it. Daß die Senatsglieder der dritten 
Bank mikwaͤhlen, verfteht fich von felbit. 

Im legteren Falle werden des Gewählten Functionen, 
refpertive von dem nächitfolgenden älteften Rath eines jes 
den Gerichtd, oder wo noͤthig, von einem andern rechtsger 
lehrten Mirgliede des Senats, während der Dancer des 
Buͤrgermeiſteramts verfehen, 


Unter den fo Gewählsen entfheidet hiernaͤchſt die Ku⸗ 
gelung. 


Artikel 24. 


Amtsobliegenheiten der beiden Buͤrgermei— 
fer. 


‚, a) Aelterer Buͤrgermeiſter. 
Der aͤltere Buͤrgermeiſter und in Subsidium der juͤn⸗ 
gere fuͤhrt bei den Rathsverſammlungen das Directorium. 


Der aͤltere Buͤrgermeiſter theilt alle einkommende und 
zu des Senats Deliberation geeignete Gegenſtaͤnde, uͤber 
welche er nicht ſelbſt den Vortrag machen will, unter die 

+ Mathöalteder als Referenten in den gewöhnlichen Vers 
waltungs : Rathefigungen aus, und bringe ſolche hiernaͤchſt 
auf den gewöhnlichen Proponendenzettel. 
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Saͤmmtliche Ratheglieder find verpflichtet, ſolche Refe⸗ 
rate zu übernehmen. 


Findet die Ratheverfammlung die Gegenftände fo wich⸗ 
tig, daß nach vernommenem Berichte des betreffenden - 
Stadtverwaltungsamts und nach angehörtem Vortrag des 
Senatsteferenten, welcher jederzeit ein anderer als der 
Amtsdeputicte feyn muß, eine nod) weitere Prüfung für 
noͤthig erachtet wird; fo koͤnnen Gutachten der Syndiken 
oder mit ihrer Zuziehung von einer aus dem Verwaltungs 
‘rath, ad publica, zu formirenden Rathsdeputation gefors 
dert werden. u 


Außerdem ift dem ältern Buͤrgermeiſter ‚die gefarumte 
Leitung der bewaffneten Macht anvertraut. 


b) Süngerer Buͤrgermeiſter. 


Der jüngere Biürgermeifter verfieht, wie ſchon wo 
in den Rarhsverfammlungen fubfidiarifh die Stelle des Als 
teren; außerdem aber leitet er 


° 3) unter Mitwirkung eines Senators der zweiten und 
eines Ratheverwandten der dritten Rathsordnung das 
gefammte Polizeiwefen. Bei polizeilicher Beftimmung 
der Taren wird ein Mitglicd des ftändigen Vürgers 
ausfchuffes zugezogen. 
Die Polizei foll neu organifirt, auch ſollen alle 
vormalige bauamtliche Polizeifahen an das Yauamt . 
zuruͤckverwieſen werden; ferner und . 


3) praͤſidirt der jüngere Bürgermeifter dem, mit der 
Sicherheitspolizei jo nahe in Verbindung ſtehenden, 
peinlichen Verhoͤramte; auch gehoͤren 


3) alle vorbereitende Unterſuchungen des Buͤrgerrechts, 
und ſonſtiger Geſuche um den Veiſaſſen⸗ und anderen 
Schutz, ſodann 
4) alle Handwerksſachen vor den jüngern Bargermei⸗ 
ſter. Bei letztern, und in ſoweit noͤthig, auch bei 
den unter No. 3. gedachten Unterſuchungen, hat der 
juͤngere Buͤrgermeiſter zwei Rarhsglieder der dritten 
Ordnung ae 


x 
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Artikel 25. 


Birtungstreis des Senates im Ganzen und 
Abtheilung deffelben. 


Dem Scnate ift die erecutive Gewalt, und die Stadts 
und Suftizverwaltung im Allgemeinen, als obrigfeitlichem, 
die ganze Stadtrepraͤſentirenden, Collegio anvertraut. In for 
meit dieje Ergänzungsacte feine Abänderung gemacht hat, 
find des Senats Befugniffe die nämlichen, wie in der alten 

‚ Verfallung. Die alte Verfaſſung beftimmt genau, in wels 
hen Verwaitungsfällen der Senat an die Einwilligung des 
ftändigen Bürgerausichufis gebunden iſt, wobei cd denn 
auch fein Bewenden vehält. 

Vorliegende Ergaͤnzungsacte der älteren hiefigen Vers 
faffung fegt eben fo genau in dem Artikel 17. aus einanter, | 
welche Gegenftände, den veränderten VBerhältniffen nad), eis 
ner befondern gefeggebenden Verſammlung vorbehalten ſeyn 
ſollen, in welcher zwar auf der einen Seite die Einſichten 
und Erfahrungen der Rathsglieder mitbenutzt werden, auf 
der andern aber letztere, auch nur durch Uebergewicht der 
Gruͤnde einen wirkſamen Einfluß in Anſehung der gegens 
überftehenden großen Majoritär der mitſtimmenden Buͤrger 
erhalten koͤnnen. 

Bei allen endlichen Deliberationen des Senats über 
Gegenjtände, die zur Entfcheidung des gefehgebenden Koͤr⸗ 
pers gehoͤren; bei Beſtaͤtigung oder Milderung der peinlis 
chen Urtheile und bei allen foaenannten Gnadenfachen, mit 
Einſchluß der Aemter und Dienfivergebungen, möffen 
fimmtlihe Rathsglieder zugezogen werden. 

Doch kann der DVerwaltungsfenat fowohl ſelbſt, als 
durch die obgedachte Rathsdeputation erſtere Gegenſtaͤnde 
vorbereiten. 


Alle andere Verwaltungsgegenſtaͤnde hingegen werden 
in den gewoͤhnlichen Rathsſitzungen ohne Zuziehung derje⸗ 
nigen Rathsglieder, welche mit der Juſtizverwaltung be⸗ 
ſchaͤftigt ſind, deliberirt und entſchieden. 

Es „möffen aber zu Faſſung eines gültigen Befchluffes 
immer 3 der Mitglieder des are — 
tig ſeyn. 
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Diefe Verordnung iſt auch.auf die Werfammlung bes 
ganzen Raths anwendbar, 

Damit nun aber die dritte Rathsordnung in dem alten 
Zahlverhältmig ihrer Mitglieder zu den beiden obern Raths⸗ 
ordnungen, wie vorhin, verbleibe und fein nachtheiliges 
Uebergewicht entftehe, folen — wenn die zwei oberen 
Rathsbaͤnke jede nur ans 14 Mitgliedern — beſtehen, nur 
die 7 aͤlteſten Mitglieder der dritten Bank den ordinairen 
Rathsſitzungen bewohnen, und die andern defte anhaltens 
der Statrverwaltungs s Aemtern obliegen. Während der 
— (nad dem, was unten tranfitorifh verordnet iſt) — 
fortdauernden vermehrten Zahl der zwei oberen Raths⸗ 
prönungen, wird das paflende numeriſche Verhaͤltniß ges 

-griffen. 


# 
5 


Artikel 26, 
Berwaltungsämter. 
I. Geheime Deputation. 


Die in der reichsftädtifhen Verfaflung beftandene ger 
eime Rathsdeputation mit dem Befugniß der Erogationen 
in exteros, joll, fo wie fie in den kaiferlichen Reſolutionen 
organiſirt iſt, auch ferner, nur mit dem Zufage beſtehen, 
bag, um allem Argwohn ungleicher Verwendungen etwa zung 
Nachtheil einer oder der anderen Religionsparthei zuvors 
zukommen, der Senat öerjelben wenigitens ein Rathsglied 
von jeder Confeſſion beizuordnen hat. 


U. Armen-Stiftungs-Anflalten. 


Die Armen: Stiftungs : Anftalten bleiben in ihrer jetzi⸗ 
sen Verfaſſung und es wird in einer befonderen Stiftungss 
Verwaltungs : Ordnung das. Nähere, über ‘ihre Rechte, 
Befugniffe und Pflichten, über ihre Verwaltung durch Bürs 
ger, nach ihrer jegigen zweckmaͤßigen Einrichtung. und 
über den bei ihnen einzuhaltenden Gejchäftsgang von dem 
geſetzgebenden Körper das Weitere beſtimmt. 


I. Mebicinalzund Sanitäts=:Colleg. 


‚Eben fo foll das Medicinals und Sanitäts: Colleg nach 
den Vorfchriften der alten Berfaflung unter dem Worfig des 


0 
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jängeren Bürgermeifters hergefiöllt werden. Es hat fich 
mit Revifion der Medicinal; Ordnung zu befaffen, und 
fein Gutachten dem Senate, und durch biefen dem gefes 
gebenden Körper vorzulegen. 


In Anfehung aller fonftigen Stadt : Verwaltungsäm; 
ter, verbleibt es bei demjenigen, was desfalls die ſtaͤdtiſche 
Berfaflung angeordnet hat. Doc joll der Senat prüfen, ' 
ob die Hisherige Zahl und Abtheilung der Stadtämter bei⸗ 
zubehalten oder ob es zweckmaͤßiger ſey, einige derjelben 
zuſammenzuſchmelzen oder doch wenigſtens die Obliegenhei— 
ten eines zu ſehr mit Geſchaͤften uͤberladenen Stadtamtes 
unter andere minder occupiete zu vertheilen und desfalls an 
den geſetzgebenden Körper das Nöchigfindende gelangen 
laffen. ° Die Vergebung der Stadt: Verwaltungsämter an 
Senatsdeputirte, weiche nicht bei der Juſtizperwaltung anz 
gejtelle find, geſchieht in vollen Rathe durh Scrutinium 
und jederzeit auf deei Jahre, Der abgehende Rathsdepu⸗ 
tirte iſt aber nicht nur wieder erwählbar, fondern er muß 
ſich auch dieje erneuerte Wahl gefallen laffen. 


Ferner ſoll: 


A) eine Central; Sinanzeommiffion eigens zus 
fammengefest aus Öliedern des Senats und des ſtandigen 
Buͤrgerausſchuſſes beſtehen, welche ohne alle Einmiſchung 
in die Adminiftration ſelbſt, von allen Stadtämtern regelz 
mäßig die Ausweiſe ihrer Einnahme und Ausgabe abzuforz 
dern dat, um mittelſt diefer Vlaterialien eine genaue Ue⸗ 
berficht des Finanzzuſtandes in einen Centralpunct zu vers 
einigen und über die Einführung, Abfchaffung oder Mo: 


‚diflcationen der Steuern, Erhöhung. der Intraden, fo wie 


über die etwa möglihen Staatseriparniffe, in verfaflungss 
mäßigem Wege, Vorichläge an den Senat zu bringen, 


Weniger nicht foll: 


B) der bisherige Hunblungbortkand, unter dem Nas 
men einer Handlungsfammer, fortbeitehen. Diends 
here Organifation der letztern und ihr eigentlicher Wirkungs⸗ 
reis ſoll in verfaſſuugsmaͤßigem Wege bei der naͤchſten 
geſetzgebenden Berfammlung genau beftimamt werden, 
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Artikel 27. 


Rechtsmittel gegen alle Strafrund Confis⸗— 
cations : Verfügungen der Stadt;:Verwal 
tungsämter. 


"Finder fich ein hiefiger Buͤrger durch Straf: oder Con⸗ 
fiscationg ; Verfügungen eines adminiftrativen Stadtamtes 
oder einer fonjtigen Erhebungsbehörde befchwert; fo ſteht 
ihm binnen 10 Tagen die Einlegung der Berufung an: das 
hieſige Appellationsgericht und deren Rechtfertigung innere 
halb den auf die Interpofition folgenden 14 Tagen, bei 
Strafe der Erlöfhung, offen, und darf das Erkenntniß — 
die Accifeftraffälle ausgenommen — vor deren Erledigung 
nicht wollfivecft werden; vermeint der Appellant, daß er 
fi auch bei der Entſcheidung des hiefigen Appellationsger 
vichtes nicht beruhigen könne; jo darf er das Rechtsmittel ' 
der Astenverfendungen in vim revisionis einwenden. 


Artikel 23. 
Eivilzund peinlihe Zuftigverwaltung. 


Der Senat verwaltet die Gerichtsbarkeit in bürgerlichen 
und peinlihen Sachen, daher auch an ihn der Recurs 
wegen verweigerter oder verzögerter Inſtiz ergriffen, wird. 
Zur Juſtizverwaltung fi find vorhanden: 

‚I. a) ein Appellationss und peinlides Ge 
richt, mit 
b) dem ihm untergeordneten peinligen 
Verhoͤramte. 
II. ein Stadtgericht, 
IL ein Stadt: und Landamt. 


Artikel 29, 
L. a) Appellationgs und peinlihes Gericht. 


Das Appellationsgericht, welchem zugleich die Verwal⸗ 
tung der peinlichen Gerichtsbarkeit anvertraut if, beſteht 
aus 7 Rathegliedern, nämlich: 

2) aus einem mitarbeitenden rechtsgelehrten Präfidenten 
oder Schultheiß, welcher auf drei Jahre aus den 
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rechtsgelehrten Rathögliedern der erften Ordnung, eins 
fohließlich ‚derer, welche das Spndicatsamt. bekleiden, 

‚vom Rath per Scrutinium gewählt wird, und jeders 

zeit recligibel ift. 

3. 3. 4. 5) aus den das Syndicatsamt verfehenden 
— „ als befiändigen Appellationsgerichts⸗ 
raͤthen. 

6. 7) aus zwei, oder, wenn ein Syndicus zum Praͤſi⸗ 
denten gewählt wird, aus drei fonftigen Senatsmit⸗ 
gliedern der erften Ordnung, von melden menigitens 
der eineein Nechtsgelehrter ſeyn muß, und welche auf 
drei Jahre per Scrutinium vom Rath gewählt wers 
den, aber immer reeligibel find. 

Im Verhinderungsfalle vertritt der aͤlteſte Rath die 
Stelle des Präfidenten. 

Diefes Appellationsgericht bilder in denjenigen Sachen, 
welche als minderen Belange bei dem Stadtamte, oder bei 
dem Landamte in eriter Inftanz angebracht‘ werden müflen, 
und an das Stadtgeriht in zweiter Inſtanz gelangt find, 
die dritte und legte Inſtanz, in denjenigen ‚Sachen aber, 
welche bei dem Stadtgericht in eriter Inftanz vorgefommen 
find, die zweite, fo daß in diefem Falle gegen deflen Exs 
Zenntniffe dad Remedium transmissionis aetorum in 
vim revisionis, oder die fernere Berufung an das ger 
meinfhaftlihe Oberappellationsgericht der freien Städte, 
nach jenen Beftimmungen, welche darüber in der Proceß⸗ 
ordnung werden getrofferr werden, Statt findet, 

Ferner wird an diejes Appellationsgeridyt der Recurs 
von den Straf: und Eonfiseationserfenninifien der adminiz 
ftrativen Stadtämter, deſſen in Artikel 27. gedacht worden, 
ergriffen. 

Hierunter find jedoch bloße Strafs und Confiecatlons⸗ 
Milvderungs / oder Erlaflungsgefuche aus Gnaden, nicht bez 
griffen, fondern diefe werden bei dem ganzen Senate anges 
bracht und von demfelben erledigt. 

Endlich ift das Appellationsgericht zugleich das Crimi⸗ 
nalgericht für die hieſige Stadt und deren Gebiet. N 

J Peinliche Erkenntniſſe auf Lebensſtrafe oder auf cine | 
derfelben nahe kommende Leibesftrafe werden dem ganzen 


f 


Senate yor dem Vollzuge zus Beftdtigung oder Milderung | 
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vorgelegt, fo wiedenn überhaupt Abolitions⸗Strafmilderungs⸗ 
und Erlaffungsgefuche in allen peinlichen oder: polizeilichen 
Swaffaͤllen dem. ganzen Senate vorbehalten: find. = 


- Gegen alle peinliche Erkenntniſſe des hieſigen Criminal⸗ 
gerichts findet, wenn der Verurtheilte die Koften ſelbſt bes 
ftreiten kann, eine weitere Vertheidigung und Verfendung 
der Acten an eine auswärtige Nechtsfasultät Statt, Wenn 
aber das Stadtärarinm die Koiten beitveiten foll; fo kann 
nur die Actenreviflon dahier bei dem nämlichen Gerichte 
durch Anordnung eines andern Referenten verlangt werden, 
es wäre denn, daß auf eine mehr als dreimonatliche Ges 
fängnißs oder Schanzenſtrafe erfannt worden wäre, wels 
chen Falls bei der Armuth des Sträflings das Yerarium die 
Koiten der weiteren Vertheidigung und Actenverſendung zu 
übernehmen hat. 


Artikel 30. — 
I. b) Peinliches Verhoͤramt. 


Das peinliche Verhoͤramt verbleibt bei der jetzigen Ein⸗ 
richtung, mit dem Zuſatze, daß der zeitige juͤngere Buͤr⸗ 
germeiſter das Praͤſidium dabei fuͤhrt. Wenn der zeitige 
Triminalrath durch Krankheit oder Abweſenheit verhindert 
wird; jo hat das Criminaigericht eines ſeiner jüngern, Mit⸗ 
glieder zur interimiſtiſchen Uebernahme der Functionen des 
Eriminalrarhs zu committiren, welches dann hierzu aller⸗ 
dings verbunden iſt. 

Artikel 31. 
1 Das Stadtgeridt. 

Das Stadtgeriht, ald Gericht erfter Inſtanz für alle, 
dem Stadtamt und dem Landamt nicht zugewieſene Rechts- 
ſachen, und als zweite Inſtanz für diejenigen, wo jene Aem⸗ 
ter in erjter entſcheiden, bilder zugleich das Dbervormunds 
ſchaftliche Amt. 

Es wird außer dem. Director mit ſieben rechtägelehrs 
ten Senatoren der zweiten oder auch der erſten Ordnung 
beige CR ER RE ——— 
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Aus allen Rechtsgelehrten des Senats erſter und zwei⸗ 
ter Ordnung wählt der Senat durch Scrutinium einen 
mitarbeitenden Director auf ein Jahr, welcher nur im naͤchſt⸗ 
folgenden Jahre nicht reeligibel iſt. 

Seine Stelle vertritt im Verhinderungsfalle der Altefte 


Rath, 

Als Mitglieder des Stadtgerichts werden fämmtliche 
fieben vechtegelehrte Senatoren auf drei Jahre gewählt, 
find aber nicht nur veeligibel, ſondern müffen ſich auch diefe 
Wahl fhlechterdings gefallen laſſen, und Andere das Forts 
ruͤcken auf die erfte Rathsordnung hierunter nichts, 

Zwei diefer Senatoren und Stadtgerichtsraͤthe werden 
zur Euratelfeetion vom Senate auf drei Jahre deputirt, und 
wird ihnen ein im Rechnungsfache geuͤbter Rathsverwand⸗ 
ter der dritten Ordnung, von jenen, welche die gewöhnlichen 
Rathsverſammlungen nicht befuchen, zur Huͤlfe beigegeben. 
Auch diefe find reeligibel. . ' 

Bon allen und jeden Erfenntniffen und Verfügungen 
des Stadtgerichts, ohne Ausnahme der in Concursfaͤllen 
und fonften ergebenden Straferkenntniffe, Perjonalarreft 
Berfügungen. und dergleichen, kann an das Appellationss 
‚ gericht die Berufung ergriffen werden. 


Artifel 32. 
DIL Stadtamt und Landamt. 


Das errichtete Stadtamt eben fowohl, als das Landamt, 
follen zur Erleichterung des. Stadtgerichts, und um dem 
biefigen Bürgern und den Landbewohnern in Rechtsftreitigs 
teiten von minderem Belange eine befärterliche und wenig 
koſtſpielige Juſtizverwaltung zu verfchaffen, auch die Ents 
fcheidung in drei einheimifchen Inftanzen für ſolche Rechtes 
firettigkeiten möglich zu machen, fortbeftehen. 

egen der Competenz diefer beiden Juſtizaͤmter, fol 
mit Abftellung aller hohen Taren und Gebaͤhren, nachvers 
nommenem gutachtlichen Vorſchlage der beiden höheren . 
Suftizbehörden, das Weitere vom Senate an den gejeßges 
senden Körper gebracht werden. j 

Wenn gleich bei diefen Juſtizbehoͤrden der fummarifche 
Proceß Stast findes und jedem litigivenden Theile freiſtehet. 
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ſeine Angelegenheit perſoͤnlich und muͤndlich zum Protokoll 
zu verhandeln; ſo ſoll doch auch Niemanden ferner ver⸗ 
wehrt ſeyn, ſchriftliche Receſſe ſtatt der muͤndlichen daſelbſt 
einzureichen. u). 

‚ Sr Fällen, wo die beiden Stadtamtmänner verfchiedes 
ner Anfiche find, follen fie den zeitigen Landamtmann zu den 
Entſcheidungen beizichen. : 


Artikel 55. 


Allgemeine, das Gerihtswefen angehende, 
Verordnung,. 


Da jeder Gerichtsftelle ihr Wirkungskreis angewieſen 
iſt und foweit es noch nicht geſchehen, in der zu entwerfenz 
den Gerichts: und Proreßordnung angewielen werden joll; 
fo varf Feine der hiefigen höheren Gerichtöftellen Gegen⸗ 
ftände, welche nach der Gerichtsordnung zu eigenem. oder 
ihres Canzleiperfonals Reffort und nicht zur Gompetenz des 
Stadtamtes ‚oder des Landamtes gehören, von fich. oder 
ihrer Canzlei an letztere Auftragsweiſe verweifen, fondern 
ſolche Commiſſionen mäffen Mitgliedern des Gerichts oder, 
nach Beſchaffenheit, dem eigenen Eanzleiperjonale aufgetrar 
gen werden. 

An Handelsfahen follen die Gerichte nach Befinden das 
Gutachten der Handelsfammer erfordern, | 

Wenn in Civilrechtsverhandlungen den Partheien oder 
ihren Anwälden und Advoraten Strafen angeſetzt werden ; 
fo kann nicht nur davon der Necurs an die höhere Inſtanz 
‚ergriffen werden, fondern es foll auch den Gerichten frei 
fiehen, die angejegten Strafen auf deefallfige Implora⸗ 
tion zu mildern, oder aus bewegenden Gründen ganz zu .erz 
laffen. . 

Jeder hiefige Bürger fann, zwar, nicht. in der exſten 
Sinftanz, aber doch bei dem Appellationsgerichte, auf Vers 
fendung der Acten ad concipiendanı sententiam antras 
gen, zu welhem Ende, wenn das Geſuch fogleich im Gras 
vatoriallibell angebracht wird, das Appellationsgericht in 
ſolchem Falke die Appellation ohne Unterfchied zu recipiren 

hat. i . 
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Artikel 3c. 


Fiscalis und Executor in Civilibus. 


Weil 
4) zu den Huͤlfsvollſtreckungen in Auftrag ſowohl der 
i Juſtiz ⸗ als Adminiftrativbehörden, , 

b) zur Erforfchung der Fälle, in welchen Vormuͤnder und 
Euratoren zu bejtellen find und zu deren Vorjchlag an 
die. vormundfchaftliche, Behörde, auch zu dem eins 
geführten Signiren der Beerdigungserlaubniß, wos 
* aber in Zutunft nichts ad Aerarium zu. bezah⸗ 
en iſt, 

6) zur Divection der Berganthungen sub hasta publica, 
fo wie 

d) zur Wahrung. des interesse fisci in Recursfällen 
gegen Steafs und, Eonfiscationgerfenntniffe der Vers 
waltungsämter, eine persona publica ohnehin ers 
forderlich iſt; fo foll zu diefen und etwa andern anas 
logen Verrichtungen ein Fiscalis und Executor in 
Civilibus (vormaliger Oberftrichter) wiederum angez 
ftellt werden, welchem von allen hiefigen Verwaltungs; 
und Juftizbehörden desfallfige Aufträge gefchehen koͤn⸗ 
nen, und. dem, je nach Beihaffenheit und Wichtigkeit 
des Falles, aus der Zahl der hiejigen Advocaten, von 
dem Senate oder von dem Verwaltungsamte ein Ad- 
vocatus fisci beigeordnet wird. 


"Artikel 55. 
Von den geifilihen und Schulſachen. 
Allgemeine Grundfäge. 


Alle und jede fowohl-hriftliche und andere firchliche Ger 
meinden, gleichwie fie auf den Schuß des Staats Anfpruch 
zu machen haben, ‚find auch der DOberauffict des Staats 
— und duͤrfen keinen beſondern Staat im Staate 
ilden. ee BIS}: 

Allgemeine, von den unmittelbar vorgefegten Firchlichen 

- Behörden eines Religionstheils verfaßre, Verordnungen ber 
duͤrfen der Sanction ‚des Staats — rein bifchöfflichen 

Zweiter Band, 87 
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Dibcefangerechtfamen — fo viel die katholiſche Gemeinde 
Betrifft — wie folche nach geläuterten Grundfägen; des 
teutichen Staats; und Kirchenrechts, ohne Rädfihe auf 
das, nicht ferner anmwendbare Entfcheidungsjahr des weſt⸗ 
phätifchen Friedensinſtruments, beftchen, oder in Zukunft 
durch Goncordate für ganz Teutſchland tegulirt werden 
dürften — durchaus unvorgreiflid). - \s 

Dem gefammten Senate bleibe die Oberanfficht übers 
tragen, und dem gefeggebenden Körper ift die Sanction 
organifcher Einrichtung und die Genehmigung allgemeiner 
Verordnungen vorbehalten; doch kann der Senat in Fällen, 
in welchen nach befannten flaatsrechtlichen Principien das 
fandesherrliche Placer gu biſchoͤfflichen Anorduungen vor 
deren Vollzug erfordert wird, folches ertheilen. 

Jede Gemeinde der drei hriftlichen Confeſſionen beſorgt, 
abgejondert unter der gedachten Dberaufficht des Senats und 
der Sanction des Staats, ihre religiöfen, kirchlichen, Schulz 
und Erziehungsangelegenheiten. 


| Artikel 56. 
L Proteftantifhe Gemeinden. 


a) Proteſtantiſch⸗Lutheriſche. 


— - Für die religiöfen, kirchlichen, Schuls und Erziehungs 

‚ Angelegenheiten der proteitantifch. s lutheriſchen Gemeinde 

wird das unter der Reichsſtadt ſchon beſtandene lutheriſche 
Konfiftorium hergeftelle. Es befteher daffelbe _ 

ı. und 2). aus zwei lutheriihen Senatoren der erſten 

oder zweiten Rathsordnung, wovon der Ältere das 

Directorium führt, Ant 

3. 4. und 5) aus tem Senlor des evangelifch : Tutheris 

ſchen Minifteriums und den zwei vorderften Pfarre 

herren, als Eonfiftorlalräthen, fodann h 

6) aus einem rechtsgelehrten Eonfiftorialrathe. 


Legterer wird jo gewählt, daß das Eonfiftorium, na - | 


vernommenem Gemeindelirchenvorftande, dem Senate drei 
Subjecte vorihlägt, wovon diefer einen wählt. 

Mit Ausnahme der Ehefachen, welche an das Stadtz 

gericht verwichen bleiben, iſt der Wirkungskreis diefer Ber 
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Hörde, ganz der naͤmliche, wie ſolcher vor dem Jahre 1806 
gewefen, nur daß jie allein auf lutheriſche Religions, Kirr 
hen, und Schuljachen bejchränte iſt. — — 


Artikel 57. 
b) Proteſtantiſch⸗reformirte Gemeinde 


Dem freien Willen und Gutbefinden der reformirten 
—— Gemeinde bleibt die Errichtuug eines reformirten 
onſiſtoriums unter der Direction zweier reformirten Raths⸗ 
— nad) dem Muſter des evangelifd) s lucherifhen uͤber⸗ 
en, 


Da inzwiſchen diefe kirchliche Gemeinde alle Koften 
ihres Religionseultus, Vertragsgemaͤß, ohne Concurrenz 
des Stadtärarii aus eigenen Mitteln bisher beftritten hat; 
fo fol, fo Jange dieſes Verhaͤltniß fortbefteht, felbit in dem 
Falle der Errichtung eines eigenen reformirten Conſiſto⸗ 
riums, doch der veformirten Gemeinde oder den Behörden, 
welche fie dazu beſtimmt, ausſchließlich alle jene Befugniſſe 
verbleiben, welche diefelbe bisher duch Wahl und Einbes 
ihrer Prediger, Kirchendiener. u. dergl. ausgeübt 

at, 


Artikel 58. 
11. Ratholifhe Gemeinde, 


Katholiſche Kirchen-und Schul⸗Commiſſion. 


Zu Beſorgung der Kirchen⸗, Schul- und Erziehungs⸗ 
ſachen der hieſigen katholiſchen Gemeinde beſteht die ru— 
bricirte beſondere Commiſſion. 


Zwei katholiſche Senatoren der erſten oder zweiten 
Rathsordnung, ter zeitige Parochus, einer der Kirchen⸗ 
directoren, nebſt einem verbuͤrgerten Rechtsgelehrten, wel⸗ 
her eben fo wie jener des lutheriſchen Conſiſtoriums vorge 
fhlagen, und vom Senate gewählt wird, bilden dieſelbe. 

‚AT. 


s 


zu inſpiciren. 
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Artikel 5g. 


Dotation der Autherifchen und katholiſchen 
Kirhen, mit Vorbehalt des etwaigen gleis 
hen Anſpruchs der veformirten Kirde. 


Es foll, nady ansgemitteltem Bedarf, für die eigene 
Dotation des lutherifchen und katholiſchen Reltgionscultus 
und Schulweſens geforgt werden, und zu dem Ende Vor⸗ 
ſchlaͤge des Senats an den gefeßgebenden Körper gelangen. 
Immittelſt werden die Koften aus den dazu bereits beſtimm⸗ 
ten Fonds, nad foweit diefe nicht zureichen, aus dem Stadt⸗ 
aͤrario bejtritten. . 

Der reformirten Gemeinde fol hierdurd an ihrem wirk⸗ 
lihen oder bermeinten Rechte auf gleichen Anfpruch nichts: 
benommen feyn. 


Artikel 40. 


Kirhenvorftände der drei chrifliden Ge 
meinden. . 


Eine jede der drei hriftlihen Semeinden kann, außer 
jenen für-ihre religiösen kirchlichen und Schulangelegenheis 
ten forgenden Conſiſtorien und Commiffionen noch uͤberdem 
einen befondern firchlichen Genteindevorftand anordnen. 

Diefer hat in kirchlichen Angelegenheiten die Ger 
meinde bei der einfchlagenden Behörde zu vertreten, über 
die aͤußere Disciplin zu wachen, das Kirchengut zu vers 
walten, für die Unterhaltung der Kirchen und Pfarrhäufer 
zu jorgen, die niedern Kirchenofficianten zu ernennen und 


Artifel 41. 


Das hieſtge Symnafium und andere gemifchte 
Lehrinſtitute. 


Das hieſige Gymnaſium ſoll kuͤnftig eine, allen chriſte 
lichen Confeſſionen gemeinſchaftlich angehötende, juͤdiſche 
Religionsbekenner nicht ausſchließende, jedoch dem eyange⸗ 
liſchen Conſiſtorio wie ehedem allein untergeordnete Un⸗ 
terrichtsanſtalt ſeyn und bleiben. In dieſem Falle ſollen 
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die katholiſchen Schuͤlſer des Gymnaſiums ihren eigenen. 

- Unterricht in der Religion, und, wenn cs gewuͤnſcht wird, 
aud) in andern willenichaftlichen Zweigen erhalten und bes 
halten; auch bei der Wahl ver Lehrer durchaus keine Ruͤck⸗ 
ſicht auf ein beſonderes chriſtliches Bekenntniß genemmen 
werden. Sollte aber die katholiſche Gemeinde die Wie⸗ 
derherſtellung des Fri ericianums, als des vormaligen katho⸗ 
liſchen Gymnaſiums unter ihrer alleinigen Direction, Tier 
ber wünfchen; jo ift ſofort dieſe Wicderherfiellung vorzus 
nehmen. - - 

Andere gemifchte Privatinftitute, in welchen der Res 
ligionsunterricht nach den proteſtantiſchen und Fatholifchen 
Religionsbekenntniſſen ertheilt wird, fichen unter einer, 
aus den proteſtantiſchen Konfiftsrien und der katholiſchen 
Kirchen: und Schulcommiſſion delegirten, Inſpection von 
Mitgliedern aller drei Confeffionen. 

Zu ven Attributionen diefer gemiſchten Commiffion ger 
hört ferner: die Aufficht 

a) über die Lehranjialten der jüdifchen Gemeinde, 
b) über die Führung der Kirchenbuͤcher mit Einſchluß der 
juͤdiſchen Geburts? und Sterbeliten, 
c) über die Kirchhöfe und Begraͤbnißſachen, und 
. .d) die Handhabung der Sittenpolizei bei gemijchten 
Ehen, und Ertheilung der Dispenfationen in bürz 
gerlid verbotenen Graden bei Eiugehung ſolcher 
Ehen. j 


Artikel 42, 
Kirchen und Schuldienfte, 


Am Betrachte der geoßen Zahl der in Frankfurt und 
in Sachſenhauſen wohnenden Lutheraner, fol die Zahl der 
lutheriſchen Pfarrherren für beide Gemeinden nie unter 
zwölf feyn, auch, um Einheimilhe zu dem Studium der 
Sottesgelahrtheit aufzumuntern, zu diefen Pfarrſtellen und 
zu jenen auf hieſigen Dorffchaften keine Candidaten der 
Theologie. befördert werden, welde nicht entweder einges 
borne Bürger find, oder wären fie diefes nicht, doch ſeit 
‚zehn. Jahren im ‚hiefigen Bürgerrechte ſtehen. 
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Bei Vergebung anderer Lehrftellen, der Sprachen und 
Wiſſenſchaften, leidet diefes jedod eine Ausnahme, und 
find ſolche überhaupt unter der allgemeinen Vorſchrift des 
Art. 6. eben fo wenig, als die bei dem Religionscultus der 
Patholifhen und reformirten Gemeinden erforderliche Pfarr⸗ 
herren und Geiſtliche begriffen. 

Doch muß ein jeder, der zu einem Kirchen z oder 
Schuldienſte anher berufen wird, das hiefige Bürgerrecht 
annehmen: 


Artikel 45. 
Differengien in Kirden: und Schulfaden, 


Alte entftehende Differenzien der Mitglieder beider 
proteſtantiſchen Confiftorien und der Fatholifchen Kirchen⸗ 
"und Schulcommifjion unter ih; — alle Klagen der beſon⸗ 
‚deren Religionstheile oder einzelner Mitglicder Aber Miß⸗ 
braud) oder Weberfchreitung der Befugnilte der angeordnes 
ten kirchlichen Behörden, Lönnen bei dem Senate anger 
bracht werden... i 

Diefer läßt die Befchwerden durch Senatsmitglieder des 
betreffenden Religionstheils unterfuchen, und hilft, nach eins 
gelangtem Berichte, gegründeten Beihwerden ab, durch 
Zurehtweifung der kirchlichen Behörden in das gehörte 
Seleife. i 
Etwaige — in allen Wegen zu vermeidende Irrungen 
der. verfchiedenen chriſtlichen Gemeinden unter fih, fey es 
uͤber veligiöfe und kirchliche Gegenjtände oder über vers 
meinte Rechte, weldhe als davon abhängig in Anfpruch 
genommen werden, follen, fo viel nur immer möglich, 
fhiedsrichterlich beigelegt werden, 


Artikel 44, 


Dem Senate vorbehaltene kirchliche Anords 
nungen. 


Voruͤbergehende, zeitige kirchliche Anordnungen, welche 
in allen Staaten von der weltlichen Obrigkeit auszugehen 
pflegen, alle drei chriftlihe Confeffionen in gleicher Maafe 
betreffen, und auf den verfchledenen Religionscultus an 
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und für ſich keinen Einfluß haben, z. ©. die Begehung und 
Anordnung von Danffeften Wegen withtiger weltlicher Ers 
eigniffe und dergleichen, verfüyt der Senat, bald nah 
eigenem Gutbefinden, bald nach dem Vorſchlag der vers 
ſchiedenen kirchlichen Behörden, und miacht legteren ſolche 
zur Befolgung bekannt. 


Artikel 45. _ 


Ständige Bürgerrepräfentation oder Buͤre 
gerausfhuß (vorhin Bürgercolleg ). 


Außer dem Senats, ald dem Regierungss und Verwäls 
tungscollegio , beftchet fortwährend eine eigene Bürgerres 
präfentation. oder ein Bürgerausfhuß von 51 hieflgen Bürs 
gern, gewählt aus allen Ständen der hieſigen chrifilichen 
Buͤrgerſchaft, mit Berädfichtigung aller drei chriftlichen 
Eonfefjionen, von welchen fi zu aller Zeit mehrere Mit⸗ 
glieder darin befinden muͤſſen. Stets foll auch diefes bürs 
gerliche Kepräfentationscolleg wenigſtens ſechs, Rechtsge⸗ 
lehrte in ſeiner Mitte zaͤhlen. no 
Diefer Buͤrgerausſchuß wählt ſich felbft einen Senior 

auf drei Jahre, welcher aber fortwährend reeligibel ift. 
Er nimmt aud) einen vechtsgelehrten Conjulenten an, und 
kommt mit dem Gewaͤhlten über diegeit und Bedingnifle nach 
Gonvenienz überein. 

Sollte die Erfahrung die Zahl von sı Mitgliedern des 
Bürgerausfhufles als zu gering bewähren; fo kann das 
Collegium auf eine Vermehrung bei dem gefeggebenden Körs 
per antragen, 


Artikel 46, 


Wahlart der Mitglieder des Bargeraus⸗ 
ſchuſſes. 
Abgeſehen von der tranſitoriſchen erſten Wahl des Buͤr⸗ 
ausſchuſſes, ſoll die Wahl der Mitglieder deſſelben bei 
hiernaͤchſt erledigt werdenden Plaͤtzen folgendermaßen ge⸗ 


ſchehen. 
Der Buͤrgerausſchuß wählt aus feiner Mitte ſechs Pers 


fonen und cin gleiches geſchiehet von jenen 45 Bürgern, 
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5* einen Theil des geſetzgebenden Koͤrpers aus⸗ 
machen. 
Dieſe 12 Wahlherren treten zuſammen und waͤhlen durch 
abſolute Stimmenmehrheit drei qualificiete Subjecte. 
Sie begeben fich hierauf in das verfammelte Colleg dei 
ſtaͤndigen Bürgerrepräfentation, und es wird in ihrem Bei⸗ 
feyn die Kugelung vorgenommen, fofort auch dem Senate 
die getroffene Wahl befannt gemacht. . 


Artikel 4. 


Analification. der Mitglieder des Bürger: 
\ ausihujfes. 


—— 


14 


Berpflihtung zur Annahme. 
Entfhuldigungsgände. 


Seder hriftlihe hieſige Bürger, ohne Unterfchied: der 
Eonfejfion, des Standes und Gewerbes, welcher nicht ber 
reits in andern Dienften des hieſigen Staats ſteht, kann im 
den Bürgerausfchuß gewählt werden. — In Aufehung der 
Verpflichtung zur Annahme, verbleibt es bei denjenigen‘, 
was unter der teichaftädtifchen Verwaltung als Geſetz ger 
— hat. Hierbei treten folgende naͤhere Beſtimmungen 

n: 
a) ſolche Bürger, welche Art. 12. von der Wahl in den 
+ gefeßgebenden Körper ausſchließt, ſind auch nicht wahls 

fahig zu dem Bürgercollegio. 

b) Vater und Sohn, Bruder, Schwiegerfohn und 
Schwiegervater, können nicht zu gleicher Zeit in den 
a; Bürgeransfhuß gewählt werden. Wenn jedoch das Affis 
nitätsverhältniß erft entſteht, zwifchen Perfonen, die 

„ bereits im Colleg find; fo veranlaßt dies Feine Noth⸗ 

Wwendigkeit zum Austritt. 

€) Wer zur Zeit der Wahl bereits 60 Lebensjahre vollen 
det har, ift-zwar wahlfähig, er kann fih aber — 
wenn er will — die Annahme verbitten. BEE, 
d) Die Mitglieder des Buͤrgerausſchuſſes bleiben es les 
benslaͤnglich, dafern fie nicht in dein Senat gelangen. 


ı 
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©) Wenn jeboch ein hieſiger Bürger 5 Jahre fang fm 
Bürgerausfhuß gefelen Hat; fo kann er um feine Ents 
laſſung nachſuchen. DR; 

f) Da es möglich wäre, daß ein folher wegen voräbers 
gehender Berhinderungen, als Schwächlichkeit der Ger 
fundheit, vorhabenden Reifen, uͤberhaͤuften Gewerbe: 
beſchaͤftigungen u. dgl.-feine Entlaſſung naͤhme, ſich 
aber nad) in der Folge gehobenem Hinderniß den Ruͤck⸗ 
tritt in dieſes Kolleg wohl gefallen ließe; fo follen 
ſolche Perfonen immer rerligibel ſeyn, es hängt abe, 
von ihnen ab, ob fie die Wehl annehmen wollen ode: 
nicht. 


Artikel 48, 


Wirkungskreis der fiändigen Bürgerreprä 
jentation. 


Der Wirkungskreis des fändigen Bürgerausfchufles 
verbleibt der naͤmliche, wie ſolcher durch kaiſerliche Reſolu⸗ 
tionen in der alten reichsſtaͤdtiſchen Verfaſſung ſich beſtimmt 
findet, in ſofern nicht dieſe Conſtitutionsergaͤnzungsacte 
durch Einrichtung der jährlichen geſetzgebenden Verfamms 
lung und deren Attributionen darin, in gleicher Maaſe, 
wie bei dem Senate, eine Abaͤnderung eingefuͤhrt hat. 
Der Buͤrgerausſchluß ſoll aber, wenn nicht wenigſtens 
zwei Drittheiie ſeiner Mitglieder in der Verſammlung ges 
genwärtig find, keine Entichliefung faſſen. 


Artikel 49. 


Stadtrehnungs «Nevifionscolleg 
(vormals Neumeugolleg ). 


Das Unter der reichsftädtifchen Negterung beftandene 
Neunercolleg ſoll künftig nicht mehr als vom Bürgeranss 
ſchuß getrennter Körper beſtehen, fondern der Buͤrgeraus⸗ 
ſchuß bat zu dem ftädtiffhen- Rechnungsreviſtonsgeſchaͤfte 
neun feiner Mitglteder, welche übrigens im Buͤrgeraus⸗ 
ſchuß Sitz und Stimme behalten, zu erwählen. In Ans 
fehung dieſes befonderen Nechnungsrevifionsgefchäfts , ſte⸗ 
hen diefe Mitglieder des Buͤrgerausſchuſſes in beſonderen 
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Pflichten, und find von dem Collegio der szer unab⸗ 

ängi 
’ Cie koͤnnen auch, in. Beziehung auf diefes Rechnungs⸗ 
vevifionsgefhäft, collegaliſche Erklaͤrungen an das Colleg 
der srer und an den Senat abgeben, und beduͤrfenden Falles, 
wie chehin, einen rechtsgelehrten Actuar annehmen, weis 
- her zugleich ihre Regiſtratur beſorgt. 


Artikel 50, 
Beſchluß. * 


a) Soll in den, in der alten Stadtverfaſſung und in 
der vorliegenden Ergaͤnzungsacte enthaltenen organiſchen 
Geſetzen eine Abaͤnderung vorgenommen werden; ſo wird, 
um eine ſolche Abänderung in Deliberation ſetzen zu koͤnnen, 
erfordert, daß der Senat und der gefeßgebende Körper 
darüber beide, und zwar durch eine Mehrheit der Stim⸗ 
men von z injedem Körper , für deren. Zuläfjigkeit vorerf 
bejahend entſchieden haben. 

“ Ye nicht bejahend entjchieden worden; fo kann der Ser 
genftand erft nach drei Jahren wieder -in Vorfchlag gebracht 
werden. Im Gegenfalle wird der Gegenftand in dem ges 
feßgebenden Körper in Deliberation gefegt, und über. die 
Annahme oder Richtannadınc der in Vorſchlag gekommenen 
Abanderung geſt immt. Zur Annahme wird eine Mehrheit 
der Stimmen von 3 zerforbert. Wenn aber auch diefe An⸗ 
nahme beſchloſſen iſt; fo erhält der Beſchluß doch nur erſt 
dann Geſetzeskraft, wenn über denfelben in den drei vers 
fihiedenen Abtheilungen der Buͤrgerſchaft durch ‘die Mehr: 
Ho abgeftimmt worden, und zwei Abtheilnngen für die 

nnahme geftimme haben. 

b) Die authentiiche Erflärung aller Artikel diefer Con⸗ 
fitutionsacte gehört vor die geſebgebende Verſammlung. 

Endlich 
€) follen dem geſetzgebenden Körper fämmtlihe bei der 
Commiſſion der XIII von Seiten der Löhlihen Bürgers 
ſchaft uͤbergebene Monita, fammt der. darüber geführten Re⸗ 
giftratur vom Senate zugeftellt werden, um von den darin 
en Fr guten und gemeinnüßigen Vorſchlaͤgen, in ſo⸗ 
ſolche allzuſeht in's Specielle eingehen ‚" und eben dar⸗ 


’ 
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‘am von der Commiſſion der XIII vorerſt nicht benutzt 
werden konnten, noch in Zukunft geeigueten Gebrauch zu 
machen. 


Artikel 5 
Tranfitsrifhe Verordnungen. 


1 Die fämmtlihen jego lebenden Mitglieder des Ges 
uats, mit Einſchluß der bisherigen vier Syndiken und Aps 
pellationsgerichtsräthe, find und werden hiermit in ihren 
Rathsaͤmtern und Würden, ein jeder nad) feinem bisherigen 
Rang und Ordnung, beitätigt. 

Diejenigen unter ihnen, welchen auf ihr Anſuchen we⸗ 
‚gen Alters oder körperliher Schwädhe vom Senate mit 

Entlaffung willfahrr merden kann, behalten den der ma⸗ 
len geniegenden vollen Schalt. 

ll. Der Senat in jeinen ;jego lebenden Mitgliedern, 
mit Einfchluß der vier Spnditen, wird alsbald nad Geueh⸗ 
migung diejer Conjtirutionsarte außerordentlicher Weiſe — 
wie ſolches zur Zeit des errichteten alten Buͤrgervertrags ges 
ſchehen it — mit 20 neu zu wäahlenden Mitglicdern. vers 
mehrt. 

werden auf die dritte Rathsordnung aus den zuͤnf⸗ 
tigen Handwerkern, und 18 auf die zweite Rathsordnung 
gewählt. 

. Unter den lestern 18 muͤſſen fih, nm das, in feinem 
jegigen, ad Corpus Senatus nicht gehörigen, Perfonale, 
mit dem Vollzug diefer Conftitutionsergänzungsacte für aufs 
gehoben erffärt werdende bisherige Gericht erſter Inſtauz, 
erfegen zu koͤnnen, 12 Rechtögelehrte befinden, während 
die fechs andern aus den Adelichen, angefehenen Handels: 

— Rentenirern und Gutsbeſitzern gewaͤhſt werden 

nnen. 

Auch ſollen unter den 20 zu waͤhlenden Rathsgliedern 
;diefes Mal wenigſtens vier der katholiſchen und zwei der 
reformirten Religion zugethan feyn. Um die Gleichftellung 
“der Anzahl der-Mitglieder der erften und zweiten Rathsords 

nung herzuftellen, ruͤcken fo viele der jegigen Mitglieder 

‚der zweiten Ordnung auf die erſtere über, als hierzu — 
nachdem die Syndiken unter die Mitglieder der erſten Ord⸗ 
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nung nach Ihrem jetzo habenden Range mitgerechnet wor⸗ 
den — nöthig iſt, ohne jedoch darum, fo lange nicht. die 
beitimmte Zahl von nur 14 mit Einſchluß der vier Syndiken 
hergeftellt it, den hoͤhern Gehalt der Mitglieder der erſten 
Drdnung in Anſpruch nehmen zu dürfen. 

III. Wer.von den jeßigen Raͤthen des Gerichts eriter 
Inſtanz bei der von ihnen felbft angerragenen und allgemein 
gemünfhten veränderten Gorichtsverfaffung nicht alsbald 
in den Senat gewählt wird, verbleibt in dem vollen 
nuffe feines jegigen Schalte, muß fid aber in andern, ſei⸗ 
ner jegigen Kategorie gleichfonimenden angefchenen, Stadt; 
dienften, fobald ſolches jeßo oder in Zukunft ihm angejonnen 
wird, gebrauchen und anitellen laſſen. — 

IV, Zwar behält der zeitige bisherige Stadtſchultheiß 
ledenslänglich feinen Rang als vorderites Rathsglied, und ift 
als Schultheiß Präfidene des Appellationsgerichts; dahin⸗ 
gegen wird vom Senate ſofort nach erfolgter Wahl der 20 
neuen Nathsglieder zu einer neuen Wahl der Buͤrgermeiſter 
und Befegung aller Stadtämter, weniger nicht der Gerichte, 
foweit leßteres nöthig, nach Maasgabe diefer Conſtitutions⸗ 

Ergänzungsacte vorgefchritten. 
» V. Um die Wahl der neuaufzunehmenden Senatsmit: 
glieder, befonderd aus den katholiſchen und reformirten Ges 
meinden, ingleichen die Wahl der jegigen Näthe des Ger 
richts erſter Inſtanz in den Senat nit zu erſchweren, foll 
diefesmal, und ohne Conſequenz für die Zukunft, auf die 
ausihließenden Grade der Verwandt: oder Schwägerfchaft, 
ſo wenig ald auf das Indigenat oder den zehnjährigen Beſitz 
des hiefigen Bürgerrecht, von den Wählenden muͤſſen ver 
flectivt werden; vielmehr follen dieſe erften Rathswahlen 
gleich, wie fie auf eine befondere Art vollzogen werden, alfo 
and) vollkommen frei ſeyn. Nur Talente, Rechtfchaffenheit, 
Fleiß und Genuß des oͤffentlichen Vertrauens, follen die 
MWählenden zu ihrem Augenmerke nehmen. Eben fo wenig 
iſt die Verordnung dieſer Sonftitutionsarte, daß zu hiefigen 
Stadtämtern und Dienjien nur folhe Perfonen gelangen 
koͤnnen, welche entweder eingebohrne Bürger find, oder feit 
‚10 Jahren dahier im Bürgerrechte ftehen, auf die fo ger 
nanuten Penſioniſten der hiejigen freien Stadt anzuwenden, 
vielmehr tritt in Auſehung ihrer eine Ausnahme ein. 
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VI Bis die Anzahl der Rathsmitglieder mit Eins 
ſchluß der Syndiken auf die Zahl der 42 ſich vermindert 
hat, werden keine neue Rathswahlen vorgenommen; es 
wäre denn, daß die Befolgung des: Artikel 6 dieſer Con⸗ 
ftitutions » Ergänzungsacte, daß naͤmlich Mitgliedern affer 
drei chriftlichen Confefjionen im Senate feyn müffen, fol 
de neue Rathewahlen erforderte. Auch foll erſt, wenn 
die Zahl der Racthsglieder auf 42 vermindert worden, _ 
die dritte Ratheordnung auf 24" vermehrt werden, 


VI. Bei aller Anerkenntniß der Verdienſte der Mit: 
- glieder des bisherigen Bürgercoliegs um die hicfige Stadt 
und Bürgerfchaft, ſoll doch, mm. der kuͤnftigen neuen 
ftändigen Bürgerrepräfentatation den eigentlichen Cha⸗ 
rakter einer von der Bürgerfchaft ſelbſt gewählten Neprä; 
fentation Ju verfchaffen, und um deſſen jeßige Mitalies 
dern von den. Gollegien der 75. und 45. diefesinal nicht 
auszufchließen, in Gemäßheit der eigenen Erklaͤrung dies 
fes College vom 6. November 1975, fofort nach erfolg: 
ter Annahme diefer Conſtitutions⸗Ergaͤnzunsaete, zu 
einer neuen Wahl des Buͤrgerausſchuſſes geſchritten wer⸗ 
den. \ za 
VII. Die Wahlen geſchehen „diefesmal in nachfte: 
vos Reihenfolge, und. auf, die hiernaͤchſt beſchriebene 
eiſe: 


a) Es wird durch die, in dem Artikel 11. dieſen Con⸗ 
ſtitntionsergaͤnzungsacte angeordneten, drei Bürgers 
abtheilungen ein Wahlollegium von 75 Bürgern 

formirt. — — 
- b) Dieſes Wahlcollegium der 75 wählt nad Artikel 

12. der onfiitutionsergänzungsacte 45 Perſonen. 
Die jegigen Mitglieder des. Buͤrgercollegs find in 
diefem tranfitörifchen Falle, weder von der Zahl der 
75, noch jener ier 45 ausgeſchloſſen, fondern koͤn⸗ 

nen durchaus wählen und gewählt werden. 

) Bon diefen 45 biefigen "Bürgern wird ſofort der 
aus 51 Perſonen beftehende Buͤrgeraueſchnß gewaͤhlt⸗ 
oder, wenn fie es für beſſer oder gerathener faͤn⸗ 
den das ganze: Colleg der jebigen 61er, fintt einer 
individuellen Wahl feiner Mitglieder, beſtaͤtiget. An 


⸗ 
428. Die vier freien Städte Teutſchlande. 


diefem Falle werden die Ueberzaͤhligen allmaͤhlig ab; 
gehen. 

N er im erftern Falle aus den jetzlgen Mitglie⸗ 
dern des Buͤrgercollegs gewaͤhlt wird, nimmt ſeinen 
vorigen Anciennetaͤtsrang ein, und ob man gleich 
zu dem Patriotismus dieſer Buͤrger ſich verſehen 
darf, daß ſie die Annahme dieſer Wahlen, nicht von 
ſich ablehnen werden; ſo ſollen doch diejenigen von 
ihnen, welche dem gemeinen Stadtweſen ſchon fünf 

Jahre lang im Buͤrgercolleg Dienſte geleijtet Haben, 

zur Annahme nicht können gezwungen werden. 

d) Hierauf confiituirt fid) das neue Kolleg des . Buͤr⸗ 
gerausfchuffes als ſtaͤndige Birgerrepräfentation, 
wählt feinen Senior und. Confulenten, 

©) Diejenigen Perfonen, welche aus der Zahl der 45 
Wählenden in den Bürgerausfhuß etwa kommen,, 
werden fogleih und ſchon mährend dem Wahlact, 
der 51 wieder durch Einruͤcken jener, welde bei 
dem Wahlcolleg der 75 nach ihnen die mehrften 
Stimmen .gehabt haben, erſetzt. Hierauf vereints 
gen ſich an 

T) diefe 45 .mit den 51 Mitgliedern des neu gewaͤhl⸗ 
ten oder refpective im Beſtaͤtigungsfalle — mit den, 
6ı Mitgliedern des beftätigten Bürgerausfchuffes, 
und legen in die Hände des älteren Bürgermeiftere 
einen Wahleid dahin ab: 

„Daß fie, bei dem ihnen nun obliegenden Bor; 

„schlage zu Ratheperfonen, lediglich auf das Wohl 

„der hiefigen Stadt, nach beiten Einfichten, Wiſ⸗ 

„fen. und Gewiſſen, Ruͤckſicht nehmen. wollen. 

Sie machen fofort duch abfolute Stimmenmehrheit 
einen Vorſchlag von vier Kandivaten zu Rathsſtellen an 
den verjammelten Senat, woraus dieſer zwei wählt. 
Mit dieſem Vorſchlage wird, fuccefiive forigefahren , bis 
die zo neuen Rathsglieder gewählt find. A 

Doch ſtehet in dem vorliegenden. befonderen‘ Falle 
nicht nur dieſer Verſammlung frei, in Ruͤckſicht der Vers 
dienfte der Mitglieder des bisherigen Gerichts. erfter In⸗ 
ſtanz die ſaͤmmtlichen jegigen Stadtgerichtsrärhe dem Ser 
Bat zus Aufnahme in das Rathscollegium auf. einmal 
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zu praͤſentiren, fondern der Rath ſoll auch ermaͤchtigt 
ſeyn — ob derſelbe will — dieſe in Vorſchlag kommen⸗ 
de Geſammtaufnahme durch Stimmenmehrheit zu geneh⸗ 


Artikel 52. 


Borfhlag wegen Annahme diefer Conſtitu⸗ 
tions s Ergängungsacte, durch die Stim— 
menmehrheit der hiefigen Bürgerſchaft. 


Diefer gutachtlihe Entwurf einer. Confitytiong / Er« 
gänzungsacrte wird dem Senate von der Commiſſion der 
XUI fammt den geführten Protofollen und bei der 
Commiſſion eingefommenen Monitise mit Bericht übers 
geben. 

Nach dem folher Hiernähft fammt dem Conmiſſions⸗ 
berichte, jedoch ohne die Anlagen, gedruckt, und in allen 
Stadtquartieren ausgetheilt worden, verfügt der Senat 
die Abftimmung über die Annahme, mit Ya, oder die 
Nichtannahme mit Nein, in den Stadtquartieren auf 
die Weife, daß bei den Quartiervorſtaͤnden mit Zuzie⸗ 
hung einiger Beiftände und eines Motars ein Prorokoll 
eröffnet wird, zu welchem ein jeder hieſiger chriftlicher 
Bürger, binnen einer zu beflimmenden Friſt und zwar 
perfönlih, mit Ja oder Nein abitimmt. 

Die Einreichung anderweiter Modificationen und Vor⸗ 
fhläge — ſchriftliche Werwahrungen, Erklärungen Vichs 
rerer zufammen, koͤnnen mach Befchaffenheit des Gegett: 
ftandes hierbei um fo weniger beachter und angenommen 
werden, als es theils der gefammten Buͤrgerſchaft um 
Beendigung des bieherigen proviforiichen Zuftandes ders 
malen hauptfächlich ‚zu hun ift, und auterntheils in die: 
fer Acte ein.gefegliher Weg zu allen Fünftighin noͤthig 
befunden werdenden weiteren Abdnderungen und Werbeis 
ferungen der hiefigen Stadtverfaflung eröffnet ift, es auch 
in der Unmöglichkeit liegt, allen Anſichten und Wuͤnſchen 
auf einmal zu genägen. 

Hat die Mehrzahl der geſtimmt habenden hiefigen 
Hriftlihen Bürger fir die Annahme zu den Qua 
tiersprotoßollen, weiche von dem Quartierevorſtand/ 
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den Beiftänden: und dem Motar zu. beglaubigen und dem 

Senate einzureichen find, geftimmtz: fo. wird biefe Con⸗ 

ſtitutions⸗ Ergäuz te als Verfaſſungsgeſetz vom Se⸗ 

nate publicirt und alsbald in Vollzug geſetzt. ie 
Frankfurt den 29. Junius 1816. 


Kommiffion der XIII 
und in deren Namen Kraft befonderen Auftrags 
Dr. J. Buchner, Synd. prim. 
J. 9. Frhr. v. Leonhardi. j 
Zoh. Goͤttlieb Dieg, 6. R. Dr. 
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T 
Schweden— 


Saweden hatte weder unter der beſchraͤnkten koͤnigli⸗ 
then Gewalt nah Karls 12. Tode (1918), noch unter 
dem fehr erweiterten Föniglichen Anfehen, das feit Gu: 
ſtav 3, (21. Aug. 1772) die Macht des Reichsraths 
brach , gluͤckliche Tage verlebt. Ob nun glei Gus 
flav 3. im März 1792 durch Ankerfiröm, als ein 
Opfer des nie verzeihenden und nie feine, Plane 
aufgebenden Ariftofratiäömus gefallen war; fo ließ fich 
doch fein Sohn, Guſtav 4., nah erreichter Mündig: 
feit, auf dem. Neichötage zu Norköping (1800) die 
Souverainetät fo befldtigen, wie fie fein Vater bes 
fefien hatte. | 
Allein feine politischen Mißgriffe i in ben Welttäm: 
pfen, an welchen er ohne hinreichende Urfache Antheil 
nahm, und der Verluſt Finlands in dem Kriege mit 
Rupland (1808), führte am 13. März 180g zu der 
Revolution, durch welche er den Thron verlor, wels 
chen fein bejahrter Oheim Karl ı5. am 6. Jun. 1809 
beſtieg. Unter dem Namen dieſes Königs erfchien bez 
reits am 7. Jun, 1809, auf verfammeltem Reichstage 
zu Stodholm, von den Deputirten der vier Stände 
unterzeichnet, die neue Gonftitution, welche, bei, 
Bweiter Band. 28 
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mehrern unverkennbaren Ruͤckſichten auf bie neuern 
Conſtitutionen in den uͤbrigen europaͤiſchen Staaten, 
dennoch auch fehr viele Örtliche und fuͤr Schweden eis 
genthümlihe Beftimmungen enthält, und namentlich 
die königliche Macht mehr beſchraͤnkt, als fie in Schwer 
den feit 1772 unter Guftav 5. und 4. beſchraͤnkt gewe⸗ 
fen war. 


Eonftitwtion vom 7. Sun. 1809. 


$. 1. Das Schwediſche Reich ſoll von einem Könige 
regiert werden, und ein Erbreich mit der Succeſſions⸗ 
drdnung für die maͤnnlichen Nachkommen eines verſtor⸗ 
benen Königs ſeyn, welches die Stände des Reihe feſt⸗ 
ftellen werden, \ 

9. 2. Der König fol immer der vein Evangelifchen 
Lehre zugethan ſeyn, fo wie ſie in der unveränderten augs⸗ 
burgiſchen Confeſſion, und in dem Beſchluß der Verſamm⸗ 
lung zu Upfala vom. Jahr 1593 angenommen und. erklärt 
worden iſt. 

6. 3. Die Majeſtaͤt des Königs foll heilig und in 
Würden gehalten werden; Seine Handlungen find Feiner 
öffentlichen Cenſur unterworfen. 

$.44. Der Köhig vegiert allein das Reich, fo, wie 
deſſen Negierungsform es vorfchreibtz indeflen nimmt er 
Bericht und Rath in den hier unten angeführten Sällen 
yon einen, Staatsrathe an. Der König erwählt dazu ein⸗ 
fihtsvolle, erfahrne, vedlihe und allgemein geachtete, ger 
hohrne Schwedische Männer von der veinen Evangelifhen 
Lehre, fie mögen nun Adeliche oder Unadeliche ſeyn. J 

H. 5. Der Staatsrath ſoll aus neun Mitgliedern be⸗ 
ſtehen, welche das Recht beſitzen, uͤber alle darin vorkom⸗ 
mende Sachen zu verhandeln, naͤmlich: Ein Juſtizſtaats⸗ 
miniſter, der zugleich beſtaͤndig Mitglied des hoͤchſten Tri⸗ 
bunals des Koͤnigs feynfoll; ein Staatsminiſter fuͤr die aus⸗ 
laͤndiſchen Geſchaͤfte; ſechs Staatsraͤthe, von welchen we⸗ 
nigſtens drei in Civilaͤmtern gedient haben muͤſſen, nebſt 
einem Hofcanzler. Jeder Staatsſecretair, oder derjenige, 
welcher ſeinem Amte vorſteht, hat Sitz und Stimme im 
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GStaatsrathe, wo er dasjenige vorträgt, oder mo der König 
etwa dasjenige vorkommen läßt, was zu feinem Beruf ger 
Hört.- Vater und Sohn oder zwei Brüder auf einmal dürs 
fen nicht bejtändige Mitglieder des Staatsrathe ſeyn. 

6. 6. Es jollen vier Staatsfecretaire feyn, 
nämlih: Einer für das Kriegsdepartement; einer für das 
Departement der Kameral⸗Landhaushaltung, Bergwefen, 
nebſt andern gemeinihaftlih damit verbundenen inländis 

ſchen Eivilämtern; einer für die Finanzen, ins und auss 
Jändifchen Handel und Gewerbe, und einer für die Ger 
ſchaͤfte, welche die Religion, die Geiſtlichkeit, die öffent 
liche Erziehung und das Armenwefen betreffen. 

6. 7. Der König läßt fih im Staatsrathe alle Regie⸗ 
rungsangelegenheiten vortragen, und werden daſelbſt abs 
gemacht, außer den minifterielfen, oder demjenigen, mas 
die Verhäleniffe mit fremden Mächten betrifft, dasjenige, 
was das Commando angeht, morunter dasjenige verftanden 
wird, welches der König als oberfter Befehlshaber über 
die Kriegsmacht zu Lande und zur Sce unmittelbar ber 
forgt. 

$. 8. Der König darf feinen Beſchluß über etwas 
faſſen, worüber der Staatsrath gehört werden muß, wenn 
nicht drei von dem Staatsrath, nebſt dem behörigen 
Staatöfecretair, oder der feinen Dienft verrichtet, zuge⸗ 
gen find. Die fämmtlihen Mitglieder des Staatsraths 
ſollen, ohne gefegmäßige Abhaltung, bei allen Gegenſtaͤn⸗ 
den von befonderm Gewicht und Anſehen zugegen fenn, 
welche, nach den voraus mitgetheilten Vortragsliften, - im 
Staatsrathe vorfommen,, und die Öffentliche Verwaltung 
des Reichs betreffen. Solche find: Fragen und Vorfchlag 
um neue Unternehmungen öffentlicher Einrichtungen, um 
Aufhebung und Veränderung des vorhin Beftehenden, um 
neue Öffentliche Einrichtungen in den verfihiedenen Zweigen 
Po Staatsverwaltung, mit mehrern von gleicher Befchafr 

eit. j 

= 9. Ueber alle Gegenftände, welche beim Könige im 
Staatsrathe vorfommen, foll Protokoll gehalten werden. 
Die gegenwärtigen Staatsminifter, Staatsrath, Hofcanzr 
ker und Staatsſecretair, oder diejenigen, welche der letzt⸗ 
genannten Dienfte verrichten, find verbunden, ihre Mei: 

28 * 
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mungen zu aͤußern und zu erklaͤren. Doc, behaͤlt der Ko⸗ 
nig ſich allein vor, zu beſchließen. Sollte es irgend unver⸗ 
muthet eintreffen, daß der Beſchluß des Königs offenbar 
gegen die Regierungsform, oder die Öffenilichen Gefege des 
Keichs ſtritte; fo legt es den Mitgliedern des Staatsraths 
ob, traͤftige Vorſtellungen dagegen zu machen Wenn ir⸗ 
gend eine beſondere Meinung im Protokoll nicht angeführt 
wird; fo werden diazugegen Seyenden angejchen, daß ſie 
den König in dem Beſchluß, den er gefaßt, bejtärkt haben. 
Für den Rathſchlag follen die Mitglieder des Staatsraths 
verantwortlich ſeyn, ſo wie es im 106. $. weiter hieruͤber 
feſtgeſetzt iſt. 
$. 10. . Zum Vortrag hei dem Könige im Staatsrathe 
foften die Gegenftände, nachdem benöthigte Erläuterungen, 
darüber von den belanghabenden Kollegien und Beamten, 
eingejordert und eingegangen find, von dem vortragenden, 
Staatsfecretair, oder der feinen Dienſt vertritt, nebft acht 
geſchickten und unpartheiifhen Maͤnnern, vier Adelichen 
und vier Unadelichen vorbereitet. werden. Zu dem Protos 
koll, welches in diefer öffentlichen Vorbereitung geführt 
wird, eben der. Vortragende und die übrigen Mitglieder 
ihre Neuerungen ab, welche fodann bei dem Könige im 
Staatsrathe bekannt gemacht werden. 

$. ır. Die minifteriellen Gegenftände mag der Koͤ⸗ 

‚ nig bereiten und handhaben laffen, ſo wie es ihm am ſchick⸗ 
lichten duͤnkt. Dem Staatsminijter für die auslaͤndiſchen 
Angelegenheiten tommt es zu, daß dieſe Gegenſtaͤnde vor: 
dem Könige in Gegenwart des Hofcanzlers, oder wenn 
diefer nicht zugegen feyn kann, in Gegenwart eines andern 
Mitgliedes des Staatsraths vorgetragen und dargelegt werz 
den. Iſt der Staatsminifter abweiend; jo träge der Kofe. 
canzler oder ein Mitglied des Staatsrarhs, welches der. 
König in dieſem Falle auffordert, vor. Nachdem der Kdr. 
nig den angeführten Nach diefer Beamten, für welchen 
fie verantwortlid) find, hat protokolliven laffen; jo fast der 
König in derſelben Gegenwart den Beſchluß. Dem Ganze 
ler oder demjenigen, welchen der König verordnet, liege 
es ob, das Protokoll zu führen. Don ſolchem Beſchluß 
mag der König dem Staatsraihe Kenntniß zukommen laſ⸗ 
fen, was ihm nüglich ſcheint, ſo daß ſelbſt keine Kenutniß 
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von diefem Zweige der Reichsverwaltung dem Staatsrathe 
mitgetheilt werden darf, > 

$. 12. Der König hat das Recht mit fremden Maͤch⸗ 
ten Unterhandlungen und Bändniffe einzugehen, 
nachdem er, zu Folge des vorhergehenden-$., den Staates 
minijter für die auskindifchen Angelegenheiten und den 
Hofcanzler daruͤber gehört hat. 

$. 13. Will der Koͤnig Krieg anfangenoter Frieden 
ſchließen; fo ruft ereinen außerordentlihen Staatsrath von 
dem Ötaatsminifter, Staatsräthen, Hofeanzler und ſaͤmmt⸗ 
lichen Staatsferretairen zufammen, ſtellt ihnen die Urs 
ſache und Umjtände, die hierbei zur Ucberlegung vorkoms 
men, vor, und fragt ſie hieruͤber nach ihrer Meinung; die 
jeder für fich, mit der Verantwortlichkeit, welche der 107. 
& beſtimmt, zu Protokoll abzugeben hat. Dev König bes 

6t hierauf die Macht, den Beſchluß zu fallen, und aus 

zuführen, welchen er für des Reiches Beſte findet. 
9.24. Weber die Kriegsmacht des Reichs zu. Lande 
und zur See beſitzt der König den hoͤchſten Befehl. 

9 15. : Was das. Commando betrifft; fo mag der Ks 
nig die "Angelegenheiten. deffelden in Gegenwart derjeniz 
gen Perfon , welche der König’ damitbenuftragt, abmachen. 
Dieſem liegt unter Verantwortung ob, daß, wenn diejer- 
Gegenſtand vorbereitet wird, er.feine Meinung über die 
befchlofiene Unternehmung des. Königs äußern, und wenn 
feine Meinung nicht mit dem Beſchluß des Königs überein: 
ſtimmt, daß er feine geäußerten Bedenklichfeiten und feiz 
nen Rath zu Protokoll bringt, deren Nichtigkeit dev König " 
vermitteljt feiner hohen Unterfchrife beftätige, Findet die 
beſagte Perfon, daß die Unternehmung von einer gefährz 
lichen Richtung oder Umfaffung ſey, oder daß fie ſich auf 
ungewiſſe und nicht hinreichende Mittel, fie auszuführen, 
gründe; fo uͤberrede er, daß der König hierüber einen 
Kriegsrath, zwei oder mehrere der gegehmärtigen höheren 
Militairperfonen zufammenberufe; doch fey dem Könige 
unbenommen , bei diefer Ueberredung und bei den im Pros _ 
tokoll angeführten Gedanken des: Kriegsrathe, zu beſtim⸗ 
men, was gut fcheint- 

$. 16. Der König muß, was recht und wahr iſt, ber 
fördern, Falſchheit und Unrecht hindern und verbieten, kei 
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nen verderben, noch am Leben, Ehre, perſoͤnlicher Frei⸗ 
heit und Wohlfahrt jemanden, ohne geſetzmaͤßig überführt 
und gerichtet zu ſeyn, verderben laſſen; auch keinem weder 
bewegliche noch unbewegliche Guͤter ohne Unterſuchung und 
Urtheil, in der Ordnung, fo wie es Schwedens Geſetz und 
geſetzmaͤßige Verordnungen vorſchreiben, abhaͤnden noch 
abhaͤnden laſſen; Niemandes Frieden in deſſen Haufe fids 
ren oder ſtoͤren laſſen; keinen von einem Orte zum andern 
verweiſen; emandes Gewillen zwingen. noch zwingen 
laſſen, fondern einen jeden bei freier Ausuͤbung feiner 
Itgion fhügen, in fo fern er dadurch nicht die öffentliche 
Nuhe ftört, oder fein allgemeines Aergerniß zu Statten foms 
men läßt. Der König läßt cinen jeden von demjenigen. 
Tribunal richten, unter weldes er rechtlich gehört, und 
dem er zu gehorchen hat. 

$. 17. Das Tribunal des Könige fol aus Zwoif von 
ihm ernannten ſachkundigen Maͤnnern, ſechs Adelichen und 
ſechs Unadelichen, beſtehen, welche dasjenige ausrichten, 
was die Verfaſſung ihnen vorſchreibt, und im Richteramte 
angeſtellt geweſen ſind, und hierin Einſicht, Erfahrung 
und Redlichkeit an den Tag gelegt haben. Sie werden 
Suftizräche genannt, und machen den hoͤchſten Richters 
ſtuhl des Königs aus, 

$. 18. und 19. Der König iſt die legte Inſtanz bei 
wichtigen Nachſuchungen. Kommen beim Könige von den 
Richtern und Beamten Vorfragen wegen der rechten Meis 
nung des Geſetzes in Fällen vor, welhe vor das Forum der 
Richter gehören ; fo befigt der höchfte Richterſtuhl das Recht. 
ſolche nachgeſuchte Erklaͤrungen zu geben. 

$. 20. In den Friedenszeiten ſollen die Sachen, wel⸗ 
che von dem Kriegstribunal dem Koͤnige zur Pruͤfung vor⸗ 
gelegt werden, beim hoͤchſten Richterſtuhl vorgenommen 
und abgemacht werden. Zwei Militairmitglieder des 
Staatsraths, welche der Koͤnig hierzu erſieht und verord⸗ 
net, muͤſſen in ſolchen Sachen beim hoͤchſten Richterſtuhl 
— ſeyn und darüber ſtimmen; doch muß die Zahl der 
Richter auf Acht befchränkt feyn. Während eines Kriegs 
Br 4 fich — nach den Kriegsartikeln. 

er König hat zwei Stimmen in denjenigen 

—2 bei deren Bortrage und Abmachung ev beim — 
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ſten Richterſtuhl zugegen zur feyn für gut finder. Alle rar 
gen um Erklärung über ein Gejeß ſollen beim Könige an⸗ 
gemeldet; und deſſen Stimmen darin eingehohle und aufge⸗ 
zeichnet werden, obſchon er nicht bei den Ueberlegungen 
beim hoͤchſten Richterſtuhl daran Theil genommen, 

$. 22. Beim hoͤchſten Richterſtuhl koͤnnen geringere 
Sachen von fünf Mitgliedern feldft, von vierenz wenn ſie 
ale Viere in ihrem Beſchuß eins find, gepräft und abge⸗ 
macht werden. Leber wichtigere Sachen follen zum wenige 
fien Sieben richten. Mehr als acht Mitglieder, vier Ade⸗ 
liche und vier Unadeliche, muͤſſen nicht auf einmal Dienite 
thun. Bei allen Sachen müflen zum wenigſten zwei ade 
liche und zwei unadeliche Mitglieder zugegen feyn. 

$. 23. Alle Befchlüffe des Höchiten Richterſtuhls wer⸗ 
den im Namen des Könige mit deflen hoher Unterfchrift, 
oder unter deflen geheimem Siegel ausgefertigt. 
6. 24. Bei der niedern Jujtizrevifion des Königs fol: 
len alle Juſtizſachen zum Vortag beim hoͤchſten Richters 
fiuhl vorbereitenwerden. ie 
082.25. Der König hat bei Verbrechen das Begna⸗ 
digungsrecht, mildert Lebensſtrafe, und ſtellt EHre und 
an die Krone verwirkte Güter Ber her. Doch muß bei 
Anfuhen um Begnadigung der hoͤchſte Richterſtuhl t 
werden, und der König faßt feinen, Beſchluß iin Staats⸗ 
rathe. Auf die Verbrechungsart ſoll es ſodann ankommen, 
die Gnade zu empfangen, welche der Koͤnig gewaͤhrt, oder 
die Strafe zu erleiden, wozu fie verurtheilt worden. 

6.26. Wenn — im Staatsrathe vorgetra⸗ 

gen werden; fo folfen der Zuftigftaatsminifter, zum wenige 
ften zwei Staatsräthe, zwei Mitglieder des hoͤchſten Nice £ 
serituhls, wie auch ‚der Juſtizcanzler dabei zugegen feyn, 
mit der Schuldigkeit, ihre Aeußerungen zu protokolliren, ſo 
wie es den Mitgliedern des Staatsraths im 9. $. im Allger 
meinen vorgefchrieben worden. 

$. 27. Zum Suftizcanzler hat der Köuig einen geſetzkun⸗ 
digen, einfichtsvollen und rechtſchaffenen Mann, welcher im 
Richteramte angeſtellt geweſen, zu ernennen, Ihm, als 
dem hochſten Schiedsrichter beim Könige, liegt es vorziige 

08, das Wort des Königs in Sachen, welche die 
Öffentliche Sicherheit und dev Krone Gerechtſame betreffen, 
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u führen, oder durch die unter ihm geſtellten Fiskale fuͤh⸗ 
ren zu laſſen, auch, von. wegen des Königs, Aufſicht Über 
die Handhabung der Gerechtigkeit zu fuͤhren, und in ſolcher 
Eigenſchaft Fehler zu ruͤgen, welde von Michtern und Ber 

‚ amten begangen ſind. j 
—9. 28. Der König hat im Staatsrathe gebohrne 
Schweden zu ailen den hoͤhern und niedrigern Aemtern 
und Dienften zu ernennen und zu befördern, welche von der 
Art ſind, daß der König die Vollmachten dazu auszuferti: 
gen hat; doch müfen die Belanghabenden ‚voraus mit der 
Anzerge eingefommen ſeyn, wo fie bisher angeftellt gewefen ; 
indelfen it es dem Koͤnige unbenoramen, bei Militairs 
ämtern Auslaͤnder von befondern Fähigkeiten zu be⸗ 
nußeny doch .niche zu Commandanten- in den Feftungen. 
Dei allen Befoͤrderungen hat der König nur das Verdienſt 
und die Faͤhigkeit der fih Bewerbenden, aber nicht deren 
Geburt vor Augen. Zu Staatsminiſtern, Staatsraͤthen, 

Juſtizraͤthen, Staatsfecretären, wie auch zu allen andern 

Eivilbeamten im Reiche, und Richtern, muͤſſen nur ſolche 

Männer ernannt werden, die von der keinen Evangeliſchen 

Lehre find. 

$: 129. . Zum Erzbifchoff und zu Biſchoͤffen, mit deren 

Wahl es ſich nad voriger Gewohnheit verhält, ernennt’ 

> König einen von den dreien, welche vorgeſchlagen wor⸗ 
en ſind. Dr . 

$.'30. Der König fertigt die Predigerbeftallungen bei 
den Kronpfarren auf die bisher Übliche Art aus. Die, for 
genannten conjifortellen Sprengel werden bei ihrem Wapls 

recht erhalten, e 

. 9. 31. Die Bürgerfchaften der Städte genichen fer⸗ 
ner die Rechte, bie fie bisher gehabt Haben. - Zur Stelle 

eines Buͤrgermeiſters werden drei gehörige Männer vorges 

ſchlagen, worauf der König einen davon ernennt. Auf 
gleiche Weiſe verhält es ſich mit den Rathemännern und 

Magiſtratsſecretairamtern in Stockholm. Ep...) 
. 32,° Die Gefandtfchaften bei fremden Mächten und 

die bei einer Ambaſſade anzuficlienden Perſonen erttennt 

der Koͤnig in Gegenwart des Staateminiſters für die aus— 
wartigen Angelegenheiten, wie auch des Kofcanzlers. 
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6.33: Wenn folche Beftallungen, wozu dee Vorſchlag 
gemacht worsen iſt, vom Koͤnige follten ausgefertigt ſeyn; 
jo muͤſſen die Mitglicder des Staatsraths ſich uͤber die 
Tauglichkeit und. Verdienſte der ſich Bewerbenden aͤußern. 
See beſitzen ſelbſt das Recht, gegen die Ernennungen des 
Koͤnigs zu andern Dienſten und Aemtern unterthaͤnige Er⸗ 
innerungen zu machen. Re Hdr ö 

$ 34 Die in dieſer Regierungsform beſtimmten 
neuen Aemter der Staatsminiſter, Staatsraͤthe und Juſtiz⸗ 
raͤthe, ſollen im Reichsetat angefuͤhrt werden. Die zwei 
Staatsminiſter beſitzen die hoͤbhſte Reichswuͤrde. Die 
Staatsraͤthe Haben mit den Generalen, und Juſtizraͤthen mit 
den Generallieutenanten ein gleiches Anſehen. 

H. 35. Der Staatsminiſter fuͤr die auswaͤrtigen Anges 
legenheiten, die Staatsraͤthe, die Praͤſidenten inden Colles 
gien, die Oberſtatthalter, Unterftatchalter und Polizeimeis 
ſter in.der Hauptſtadt, der Hofcanzler, die Jujtigcanzler, 
die Staatsjeeretäre, Amtmänner und Stanhälter auf dem 
Sande, bie Feldmarſchaͤlle, Generale und Admirale von 
allen Graden, die Generaladjutanten, DOberadjiutanten, 
Stabsadjutanten, Gommändanten in den Feſtungen, Ca—⸗ 
pitain⸗Lieutenants und Officiere bei den Leibtrabanten, 
Oberſten Ärer die Regimenter, Seeondchefs bei den Garde⸗ 
regimentern zu Pferd und zu Fuß, wie auch Oberſtlieute⸗ 
nants bei der Brigade des Leibregiments, die Chefs bei der 
Artillerie, bei den Fortificationsfeldmeſſungs⸗ und Sees 
meffungswejen, Minifter und Gefandte bei fremden Mach— 
gen, nebſt den Beamten und Bediensen, die in dem Cabinet 
des Königs zur ausländifchen Correſpondenz und bei Both—⸗ 
ſchaften angejtellt werden, haben ein ihnen vertrautes. Amt, 
wovon der König fie entledigen mag, ‚wenn er prüft, daß 
der Dienſt des Reiche es fordert, Doch macht der König 
einen folchen Beſchluß im Staatsrathe bekannt, deffen Mit⸗ 
glieder ſchuldig find, dagegen Ühterthänige Vorftellungen zu 
machen, wenn fie dazu Urſach zu Haben finden. .v x. .. 

9. 36. Diejenigen, welche fowohl höhere als niedrige 
Richteraͤmter bekleiden, jo wie auch alle andre Beamte und 
im Dienfte ſtehende ‚sdie im vorgedachten- d. nicht erwähnt 
fing, koͤnnen, Ohne vorhergegangene Unterfuchung vor ‚Ges 
sicht, nicht von ihrer innehabenden Stelle vom Könige ab⸗ 
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gefeßt werben; eben fo wenig koͤnnen fle, ohne gefchehenes 
eigenes Nachfuchen ; zu andern Dienſten befördert oder vers 
feßt werden. 

$. 37. Der König beſitzt das Recht, wuͤrdige Män: 
ner, bie durch Treue, Tapferkeit und Tugend, durch Ges 
lehrſamkeit und eifrige Dienfte. fih um den König: und das 
Neich verdient gemacht haben, in den Adelſt and zu ere 
Heben. Der König mag mit Gräfliher und Freiherrlicher 
Würde Männer begnadigen, ‚die, durch große und ausge 
zeichnete Verdienſte dazu würdig angejehen werden. Der 
Adelitand , oder die Bräfliche und Freiherrlihe Würde, darf 
feinem mehr, als demjenigen, welcher geadelt oder erhöhes 
worden, zufalfen, und nach demſelben feinen ätteften maͤnn⸗ 
lichen leiblichen Erben in gerade herabfteigender Linie, und 
nach dem Ausgang diefes Zweiges, dem nächiten männlichen 
Abkommen des Stammpvaters u. f. w. CORE 
9. 38. . Alle vom Könige ausgehende Erpeditionen und 
Befehle, welche das Commando betreffen, follen, um gültig 
30 feyn, von dem Vortragenden contrafignirt werden , wel⸗ 
her verantwortlich iſt, daß fie mit dem darüber geführten 
Protokoll uͤbereinſtimmen. Sollte der Vortragende irgend 
finden, daß der Befchluß des Königs gegen die Regierungs⸗ 
form ſtreite; fo has er darüber im Staatsrathe Vorſtellun⸗ 
gen zu. machen. Beſteht der König dennoch darauf, daß 
ein jolher Beſchluß ausgefertigt werden foll; fo iſt es des 
Bortragenden Recht und Pflicht, feine Contrafignation das 
zu zu verweigern, und als Folge hiervon fein Amt niedere 
zulegen, welches er nicht eher zurücknehmen darf, als * 
die Reichsſtaͤnde ſein Verhalten gepruͤft und bewaͤhrt haben. 
Inzwiſchen ſollen ſein Sold und die beikommenden Einkuͤnfte 
der uͤbrigen Dienſte ihm verbleiben. 
— F. 39. Will der. König ind Ausland reiſen; ſo theile 
Er dem Staatsrathe in pleno dieß ſein Vorhaben mit, und 
entnehme deſſen Gedanken hieruͤber, auf die Weiſe, wie im 
9 9. angeführt iſt. Beſchließt der Königahierauf ſolche 
Reife, und ſtellt ſie ins Werk; fo befaßt Er ſich nicht mit 
der Regierung des Reichs, noch uͤbt er die Koͤnigliche Macht 
Aus, ſo lange Er: im-Auslande verweilt, ſondern der 
Staatsrarh führt fodann, während der Abweſenheit des 
Königs, in deilen Namen die Regierung mis: alem dems 
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jenfgen Recht, welches die Regierungsform des Landes dem 
Könige heilegt; doch darf der Ötaatsrarh Feinesiweges Adel; 
ftand und Würden ertheilen, oder jemanden zum Graflichen 
und Kreiherrlichen Stande erhöhen, noch Ritterwuͤrden vers 
leihen, und ebenfalls fünnen alle, ledige Aemter nur ad 
interim von denjenigen verwalter werden, welche der 
Staatsrath dazu verordnet, Welches Verhalten beobachtet 
werden foll, wenn der König länger als zwölf Monate aus 
dem Reiche Hleibt, it im gı 6. feſtgeſetzt. 
$. 40. Wird der König ſo frank, daß er die Negier 
rungsgeſchaͤfte nicht wahrnehmen kann; ſo verwaltet der 
Staatsrath die Regierung, fo wie es im vorhergehenden 9. 
beſtimmt iſt. 
$. 41. Der König wird muͤndig, wenn Er fein z wan⸗ 
"zigites Jahr erreicht hat. Stirbt der Koͤnig innerhalb 
der Zeit, daß der Thronfolger jenes Alter erreicht; fo führt 
der Staatsrath mit Königliher Macht und Anfehen im 
Namen des Königs die Sraatsverwaltung. Bisdie Stände 
des Reichs zuſammen fommen, richtet fi der Staatsrath 
unwillkuͤhrlich nach der Regierungsform des Landes. 
$. 42. Sollte das Ungläd eintreffen, daß das ganze 
Königliche Haus, in welchem das Erbrecht zum Reiche gilt, 
von männlicher Seite ausgiengc; dannvermwalter 
ebenfalls der Staatsrath mir Königlicher Macht und 
Anjehen bis zu der Zufammenkunft der Reichsſtaͤnde die 
Regierung, . i 
In allen den Fällen, welche die vier vorhergehenden 
6. 5. behandeln, ſollen ſaͤmmtliche Staarsfecretaire im 
Staatsrathe zugegen ſeyn, und ihre Stimmen abgeben. 
6. 43. Geht der König zu Felde, oder veifet Er nach 
‚abgelegenen-intändischen Dertern ; ſo verordnet &r wir Mir 
‚glieder des Stdatsraths und unter diefen den Juſtizſtaats⸗ 
miniſter, um auf die Weife, wie der König vorfchreibt, die 
Regierung zu führen. Mit der Art und Weife, die der 
Köniz dann felbft vorfhreibt, verhält es fich fa, wie der 
8 5. feſtſetzt. 
9. 44. Kein Prinz des Königlichen Hauſes, er ſey 
Kronprinz, Erbfürft oder Fuͤrſt, darf fih ohne Wiffen und 
Einwilligung des Königs vermäplen, Geſchieht es dennoch; 


_ 
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ſo hat er das Erbrecht zum Reiche ſowohl für ſich, als für feine 


Kinder und Nachkommen vermirkt. 

$. 45. Meder der Kronprinz und Erbfürft des Schtder 
diſchen Reichs, noch Prinzen aus dem Königlichen Haufe 
deffelben folen Leibgedinge oder Civilämter befinenz_ doch 
kann ihnen nach altem Gebrauche Titel von Herzog und 
Fuͤrſtenthuͤmern beigelegt werden, doch ohne Anjprüche auf 
die Landfchaft, deren Namen fie tragen. 

9 46. Das Land foll in Gouvernements unter det 
gewöhnlichen Landesregierung eingerheilt werden. Kein 
Generalgouverneur darf künftig im Reiche verordnet 
feyn. BR 

2 9. 47. Die Hofgerichte des Reiche und alle übrige 
Richterſtuͤhle follen nach den Gefegen und. gefeglichen Ver⸗ 
ordnungen richten; die Eolfegien des Reichs, die Landesregier 


zung zugleich mit allen andern fowohl höhern als niedern 


Beamten follen die ihnen obliegenden Aemter und Befchäfte 
zufolge der Inftructionen, der Reglements und der Vor⸗ 
jhriften, die fhon gegeben find, oder fernerhin gegeben 
werden, verwalten, den Befehlen des Königs gehorchen, 
und fich einander zur Vollſtreckung derfelben, und alles 
deifen, was der Dienft des Reichs von ihnen ‚fordert, zur 


"Hand gehen, indem fir dem Könige in gefeßlicher Ordnung 


verantwortlich bleiben, wenn etwas von ihnen unterlaffen, 
verſaͤumt oder ungeſetzlich behandelt wird. A 

8, 48. Der Hof des Königs ſteht unter deffen eigener 
Verwaltung, indem Er hier diejenigen anjtellen fann, die - 
Ihm gut duͤnken. Alle Stellen an Seinem Hofe mag der 


"König ach Gefallen befegen oder entledigen, 


$. 45. Die Stände des Reichs follen kraft des 
Grundgeſetzes, wenn fünf Jahre von dem zuleßt ges 
haltenen Reichstage verfloffen jind, zufammen foms 
men. : Bei jedem Reichstagsbeſchluß follen die Stände des 
Reichs den Tag beftimmen, wann fie zufolge deilen wie 
derum zufammentreten, und dabei ausdruͤcklich tie Zuſam⸗ 


“menberufung. des Reichstags mit den. nöthigen Vorſchriften, 


in Hinficht auf die Wahl der Mitglieder deſſelben, anführ 
ven. Dem Könige bleibt es indeijfen unbenommen ‚- die 
Reichsſtaͤnde innerhalb einer ſolchen Zeit zu einem außerurs 
dentlichen Reichstage zufammen zu rufen. 
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—S. 50. Die Reichstage follen in- ber, Hauptſtadt des 
Reichs gehalten werden, ausgenommen in dein Fall, wenn 
der. Andrang des Feindes, oder Peſt, oder andere, bergleis 
hen wichtige Hinderniffe daſſelbe unmöglich machen, oͤder 
daß es für die Freiheit und Sicherheit der, Reichsſtaͤnde ge⸗ 
fährlich feyn follte. Der König beſtimmt alsdann, yisleih 
mir Nach der Bevollmächtigten der Neichsftände bei der 
Bank und bei dem Reichsſchulvencomptoir, einen andern Ort, 
wo die Stände des Neichs ſich verfammeln mäflen, und 
ruft zu ſolcher Zeit dahin, welche fie felbft voraus beſtimmt 
haben. R i 
51. In dem Fall, daß der König oder der Staater- 
vath die Reichsftände zufammen ruft, wird die Zeit zur 
Eröffnung des Neichtags nach dem dreizehnten und innerr 
halb funfzchn Tagen, von dem Tage an gerechnet, wann die’ 
Zufammenberufung in den Kirchen der Hauptſtadt bekannt 
gemacht worden, feſtgeſetzt. . 

$. 52. Der König ernennt den Landmarſchall und 
Sprecher für den Bürger und Bauernftand, wie aud) die 
Secretaͤre für den Bauernitand. Der Erzbifchoff ift beſtaͤn⸗ 
dig Sprecher für den Prieſterſtand. 

6. 53. Die Stände des Reichs ermwählen ſogleich, 
wenn der Reichstag eröffnet wird, die Ausfchäffe, welche 
die Angelegenheiten vorbereiten follen. Diefe bei jedem 
Reichstage nörhigen Ausichäfe find: Ein Confitutiz _ 
onsausſchuß, am Fragen zu veranlaffen und aufzunchz 
men, welche Veränderungen in den Srundgefegen betreffen, 
und ihre Aeußerungen darüber an die Stände des Reichs 
abzugeben , wie auch die im Staatsrathe geführten Protos 
tolle genau nachzufehen; ein Staatsausichuß, "um vor den 
Keichsftänden den Zuftand, die Verwaltung und den Behuf 
des Beſtandes der Finanzen und der Reichsſchulden dar: 
zulegen; ein Bewilligungsausfhuß, um die Vertheilung der 
Bewilligung vorzufchlagen; ein Bankausſchuß, um die 
Verwaltung der Bank und ihren Zuftand nachzufehen,. aud) 
Vorſchriften zur Verwaltung derfelben zu geben; ein Ger 
fesausfhuß, um Vorfchläge zur Verdefferung der Civil:, 
Eriminal: und Kirdyengefeße auszuarbeiten, wie auch eilt 
oͤconomiſcher Ausſchuß, um die Mängel bei den Öffentlichen 
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Oeconomieanſtalten zu bemerken, und Abänderungen dabei 
vorzufchlagen. 
"8. 54. Fordert der König von den Ständen des Reichs 
einen bejondern Ausſchuß, um mie Ihm über Sachen zu 
herathichlagen ‚ womit die andern Ausſchuͤſſe ſich nicht ber 
faffentönnen, uno wenn die Verhandlungen geheim gehals 
ten werden muͤſſen; fo errichten die Reichsſtaͤnde einen ſol⸗ 
chen; doch beſitzt derſelbe nicht die Macht, einen Beſchluß 
gu fallen, fondern blo dem Könige feine Aeußerungen über 
die Gegenftände abzugeben, welche der König demfelben 
mittheilt. 

$. 55. Die Reicheftände dürfen bei dem Zugegenfenn 
des Königs Über keinen Gegenſtand etwas befchließen. Die 
Ausſchuͤſſe der Reichsftände, welche nicht diejenigen find, 
welche in dem vorhergehenden $. erwähnt worden, fünnen 
in Gegenwart des Königs feine Ucberlegung anjtellen. 

$. 56. Fragen, welche den Staat betreffen, und in 
pleno der Keichsitände vorfommen, dürfen nicht unmittels 
bar als abgemacht aufgenommen werden, fondern jind einem 
behörigen Ausihuß zu Abergeben, welcher diefelden zu uns 
terjuchen, und fich darüber zuäußern hat. Vorſchlaͤge eines 
Aubſchuſſes follen zuerit in pleno des Standes zur Anz 
“nahme oder zur Verwerfung ohne Veränderungen oder Zur 
füge dargebraht werden. Geſchehen dabei in pleno des 
Standes folhe Anmerkungen, welche die Annahme verhinz 
dern; fo werden diefe Anmerkungen dem Ausihuß mitge⸗ 
theilt, um darauf den Vorfchlag nahbräklihft zu unter 
fuchen und auszugleichen. Wenn ein fo erwogener Vor⸗ 
fehlag zu. dem Stande zuruͤckkoͤmmt; fo befigt derſelbe die 
Macht, denfelden unverändert oder mit Beränderungen ans 
zunehmen, ‚oder gaͤnzlich zu verwerfen. 

$. 57. Das uralte Recht der Schwedifhen Nation, 
ſich felsf zu beſchatzen, wird von den Ständen des 
Reichs allein beim allgemeinen Reichstage ausgeübt. 

6. 58. Auf jedem Reichstage läßt der König den Zus 

ftand der Finanzen in allen ihren Theilen, ſowohl in Ar: 
feyung der Einfünfte als der Ausgaben, Forderungen und 
Schulden dem Staatsansſchuſſe, welchen die Reichsſtaͤnde 
erwählen, vorlegen. Sollten durch Tractaten mit fremden 
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Mächten einige Mittel dem Reiche zufließen; fo ſollen diefe 
auf gleiche Weife nachgewieſen werden. # 

$. 59. Dem Zuftande des. Reichs und der Finanzen 
zufolge, ftellt der König dem Ausfhuß die Ueberlegung ans 
heim, ob der Staat feine Bedürfniffe durch die gewöhnlichen 
Einkünfte befireiten kann, oder welcher Behuf durch Ber 
willigung erfüllt werden mul. * x: 

9. 60. Zu den legtern werden See: und Landsoll, wie 
auch Arctsabgaben, Poftgefälle, Stempelpapterabgaben, 
KHausbedarfbrennereigefälle, nebit dem, was die Stände des 
Keichs noch) befonders an jedem Reichstage als Bewilligung 
annehmen, gerechnet, Keine öffentliche Abgaben, von 
welhem Namen und von welcher Befchaffenheit fie auch 
feyn mögen, können ohne Einwilligung der Reichsftände ers 
höher werden, ausgenommen allein der Seezoll für einr 
tommendes und ausgehendes Korn. Eben fo wenig darf 
der Koͤnig die Einkünfte des Staats verpachten, oder zum 
Gewinn für fih, für die Krone, oder einzelne Perfonen 
und Corpotationen irgend Monopolien errichten. 

9. 61. Alle Abgaben, welche die Stände des Reichs 
unter den im vorhergehenden $. genannten Titeln bewilligen, 

‚ werben vor und mit des jahres Anfang, welcher nachher 
einfällt, wenn die Bewilligung feftgefegt worden, gerechnet, 
Werden die Stände des Reichs innerhalb der Zeit vom 
Könige oder dem Staatsrathe zuſammen berufen; fo hören 
die Bewilligungen, wohin alle obgedachte Abgaben zu rede 
nen find, mit des Jahres Ausgange, worin ein folder Reichs⸗ 
tag anfängt, auf. ! 

6. 62. Nachdem der Behuf der Finanzen vom Staates 
ausfhuß aufgegeben, und von den Neichsftänden geprüft 
worden, koͤmmt ed aufivie Stände des Reichs an, einedem 
entfprechende Bewilligung anzunehmen, und zugleich dabei 
feftzufegen, wie beſondere Summen davon zu befondern 

Zwecken angewandt werden follen, und diefe Summe unter 
beftimmten Hauptnamen im Reichsetat anzufchlagen. i 
$. 63. Außerdem müflen für unvorhergefehene Zu: 
fälle zwei befondere hinreichende Summen ausgefege and 
angefchlagen werden; die eine, die der König benugen miag, 
wenn er ſie zur — Reichs oder zu andern 
hoͤchſt wichtigen und paſſenden Zwecken, nachdem die Ge⸗ 
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Banken des gefhminten Staatsraths vernommen find, un⸗ 
umgänglich nochwendig findetz die andere, daß der König 
bei enijtandenem Kriege aus der Bank der Reichsjtände 
Hchungen mache, nachdem fein Staatsrath in pleno dar: 
über gehört, und' die Reichsſtande zuſammen berufen--morz 
den. Die verſtegelte Anordnung für die letztgedachte Sum: 
me dürfen nicht cher aufgebrochen, hoc) darf-die Summe 
von den Bevollmaͤchtigten der Bank "cher ausgezahlt wer: - 
den, als die Zujammenberzfung des Reichstags in den Kirz 
hen der Hanpijtadt gehörig fund gemacht worden. 

6. 64. Sowohl vie gemöhnlicdyen Staatsmittel und 
Eintünfte, als dasjenige, was auf vorgedachte Weife von 
den Reicheitänden unter dem Namen außererdentlicher Auf 
dagen oder Bewilligungen für die Staatseinfünfte anger- 
fhlagen worden, it unter der Diepofition des Königs, daz 
mit es zu dem von den Reichsſtaͤnden geprüften Behuf und 
nad) dem errichteten Etat angewandt werde, 

$. 55. Diefe Staatsmittel dürfen nicht anders anger 
Wandt werden, als feftgefeßt worden ift, indem die Mitz- 
glieder. des Staatsraths verantwortlich find, wenn fie eine 
Abweihung davon ſtatt finden laſſen; fie haben vielmehr 
beim Protocolle Voriiellungen dagegen zu machen, und das 
jenige anzufüßren, mas die Stände des Reichs hierin, vers 
ordnen. 

9. 66. Das Reihsfhuldenromtoir verbleibt, 
fo wie bisher unter der Leitung, Einſicht und Verwaltung 
der Reichsſtaͤnde; und da die Stände des Reichs die Ver— 
antwortlichfeit der Reichsſchulden, woruͤber das Comtoie 
die Geſchaͤfte Hat, auf fi nehmen; “jo haben auch die 
Reichsſtaͤnde, nachdern dee Staatsausſchuß fich -über den 
Zufand und den Behuf des Comtoirs ausgelaffen, durch 
befondere Bewilligungen die Mittel zufammen zu fchießen, 
die zur Bezahlung der Schuld, der Zinfem und des Capis 
tald unumgänglich gefunden werden, fo daß der Eredit des 
Reichs beibehalten uud geſchuͤtzt werde. 

$. 67. Der Sachwalter des Königs beim Reichsſchul⸗ 
dencomtoir wohne den Zufammentünften der Bevollmach⸗ 
tigten nicht öfter bei, als wenn die Bevollmächtigten vers 
langen, mit ihm zu uͤberlegen. j 
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$. 68. Die zu dem Reichsſchuldenweſen gehörenden 
und dazu angefchlagenen Mittel dürfen unter feinem Borz 
wand, noch unter irgend einer Willkuͤhr demſelben entnom⸗ 
men, oder zu anderm Behuf, als von den Reichsſtaͤnden 
beſtimmt it, angewancet werden. Jede Verordnung, die 
dagegen ftreitet, tft kraftlos. 

6. 69. Entſtehen entweder bei den Neichsftänden ing: 
geſammt, oder bei irgend einem Stande Bedenklidykeiten, 
dasjenige anzunehmen, was der Staatsausfhuß in demjer 
nigen anraͤth, was entweder die Regulirung des Etats oder 
den darnach-fich zu richtenden ganzen Belauf der Bewillis 
gung anbetrifft, oder was zu den Ausgaben des Reichs⸗ 
fhuldencomtoirs und zu den Einkünften gehört, oder aud) 
die Leitung und Verwaltung des Reichsſchuldencomtoirs ans 
geht; fo follen die Urfachen angeführt werden, auf welche 
ſich folhe Bedenklichkeiten ftügen, und dem Staatsauss 
ſchuß mirgetheilt werden, welcher darauf die Sache in ber 
fondere Erwägung nimmt, Denkt der Staatsausſchuß von 
der fchon abgegebenen Aeußerung nicht abweichen, oder den 
Gedanken der Reichsftände oder eines einzelnen Standes 
nicht beiftimmen zu können; fo ernennt der Ausſchuß Der 
purirte, welche in demjenigen Stande, wo Bedenklichkeis ' 
ten fich hervorchun, auftreten, und wo die Sache näher aus⸗ 
einder gefegt wird. Verbleibt ein Stand dennoch bei der 
Meinung, welche er voraus gefaßt; fo wird die Sache 
durch einen Befchluß dreier Stände abgemacht. Stehen 
zwei Stände gegen zwei; dann foll der Staatsausſchuß 
mit jo vielen Mitgliedern aus jedem Neichsftande nach ger 
wöhnlicher ordentlicher Wahl erhöht werden, fo daß drei: 
Big aus jedem Stande dazu fonımen. Nachdem eines der 
fämmtlichen Mitglieder diefes befondern Ausfchufles ausge: 
Joofet worden, flimmen die übrigen gemeinfchaftlid, und 
nicht nad) Stand, mit gefchloffenen Zetteln, zur unwillkuͤr⸗ 
lihen Annahme oder Verwerfung deflen, was der Staats: 
ausfhuß anräth, und zwar Bloß in den Fragen, warum 
der Reichsſtand verfchiedener Meinung iſt; und die Mei— 
nung der Mehrften, die dergejtalt ihre Stimmen geben, 
wird als ein Neichstagsbefchluß angefehen. 

$. 70. Wenn die Summe, welche durd Bewilligung 
ausgemacht werden muß, von den Neichsftäinden beſtimmt 
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wird; Fo folfen fie ausdruͤcklich ihrem gewählten Bewilli⸗ 
gungsausihuß auftragen, Vorſchlaͤge zur Vertheilung und 
Hebung der gedachten Summe zu treffen, Fonds dazu ans 
zugeben, und die Art und Weile darzuthun, wie ſolche in 
jedem befondern Fall angewandt werden fönnen, welches 
alles der Bewilligungsausſchuß den Reichsftänden in pleno 
vorzujtellen hat, — 

6. 71. Sind mehrere der Reichsſtaͤnde in Anſehung 
der Fonds, der Art und Weiſe ihrer Anwendung, det 
Bertheilung der Bewilligungen und der Hebung derſelben 
uneins, oder ſollte, was nicht zu erwarten ſteht, irgend 
ein Reichsjtand allein fich der Theilnahme an dev feſtgeſetz⸗ 
ten Bewilligungsſumme, welche der Bewilligungsaus ſchuß 
vorgefchlagen, entziehen; jo foll jeder Reichsſtand, wel 
cher eine Aenderung im Vorſchlage des Neichsausfchuffes 
verlangt, den übrigen feine Gruͤnde dazu mittheilen, und 
die Art und Weife angeben, wie eine folde Abänderung zu 
erreichen fey, ohne daß der Zweck verfehle wird. Hier⸗ 
über wird der Bewilligungsausfhuß gehört, worauf die 
Reichsſtaͤnde daffelbe oder die Fragen, warum eine Zwi— 
ftigkeit unter ihnen entftanden, zur Abmachung vornehs 
men. - Fallen drei Stände demjenigen bei, was gegen den 
Vorſchlag des Bewilligungsausfchufies in einem oder ans 
dern Theil angemerkt worden; fo wird der Borfchlag in 
diefen Theilen verworfen, Verwerfen drei Stände das⸗ 
jenige, worauf ein einzelner Stand dringt, und diejer 
verbleibt dennoch bei feiner Meinung, oder ftehen zwei 
Stände:gegen zwei; dann foll die Sache, fo wie im 69 
$. vorgeſchrieben it, dem Staatsausihuß,- der zu einer 
folhen Anzahl von Mitgliedern, wie eben daſelbſt beftimme 
wird, erweitert worden, zur Abmachung überlaffen wer⸗ 
ven. Geben drei Stände demjenigen ihren Beifall, was 
gegen den Vorfchlag des Bewilligungsausfchuffes in einem 
oder andern Theil angemerkt worden; fo wird der Vor⸗ 
ſchlag in viefen Theilen verworfen. Schlagen drei Stände 
dasjenige ab; was ein einzelner Stand fordert, und diefer 
verharre dennoch auf feiner Meinung, oder fichen zwei 
Stände gegen zwei; fo ſoll die Sache dem Staatsausſchuß, 
der zur beſtimmten Anzahlvon Mitgliedern erhöht worden, 
auf die Weiſe zum Abmachung überlaffen werden, wie es 
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der 69. $. vorfchreibt. Geben die mehrften Mitglieder die 
fes Ausſchuſſes dem Vorfchlag des Bewilligungsausfchuffes 
in einem oder mehrern denjenigen Theilen, worin die Stäns 
de des Reichs denfelben voraus nicht einhellig angenommen 
haben, ihren Beifall; ſo verbleibt diefer Vorſchlag hierin 
" mit aller Kraft eines Befchluffes der Neichsitände geltend; 


verwerfen fie denjelben in. irgend denjenigen Theilen, die 


felbjt von drei Neichsjtänden verworfen worden find; fo 
liegt es dem Bewilligungsausfchuß ob,-eine andere Vers 
theilung oder andere Fonds und die Art: und Weife vorzus 
Schlagen, wie bloß derjenige Antheil an der Bewilligungss 
fumme auszumitteln jey, worauf der verworfene Theil 
hei dem erfien Vorſchlag des Ausſchuſſes fein Augenmerk 
gerichtet hat. x . 
$. 72. Die. Bank der Reichsſtaͤnde verbleibt 
fünftig, wie fie bisher gewefen, unter der eigenen Garan⸗ 
tie und Aufficht der Neichsftände, fo daß fie ungeſtoͤrt von 
den Bevollmächtigten, welche jeder Stand dazu verords 
net, nad) den Verordnungen und Neglements, die bereite 
gegeben find, oder noch ferner von den Neichsftänden ges 
eben werden können, ‚verwaltet werden fann; indem die 
eichſtaͤnde allein das echt befigen, die ausgegebenen 
Bankozettel als Reichsmuͤnze anerkennen zu laſſen. 

6. 73. Keine neuen Auflagen, Ausſchreibungen am 
Mannſchaft, oder Geld und Waaren, duͤrfen künftig, ohne 
den freien Wilfen, und ohne Einwilligung der Reihsftände 
nach der- vorhin gedachten Ordnung, aufgelegt, gehoben, 
noch gefordert- werden. f 

$. 74. Der König hat nicht die Macht, irgend einen 
andern Beitrag zur Ausführung eines entjtandenen Kries 


ges zu fordern, als den Zufammenfhuß von Lebensmitteln, - - 


welcher in einem Landesort zur Unterhaltung des Krieges " 


volks zu einem Zuge oder Marche erforderlich feyn kann, 


wenn nämlich die verfchiedenen Derter, durch die der Zug ı 


gefchieht, die Truppen mit nöthiger Unterhaltung zu verfes 
— ben, nicht im Stande fihd. Diefer Beitrag foll indeſſen 
fogleich durdy Geld aus den Staatsmitteln, nad) dem feits 
gefegten Marftgangspreis und mir Erhöhung zur Hälfte ih⸗ 
res Belaufs, den Lieferanten bezahle werden. Er joll aber 
nicht für Truppen gefordert werden, die nach irgend einem 
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Orte verlegt, ober unter -Kriegebewegungen benutzt wer⸗ 
den; dann find die Truppen aus den dazu geſammelten Ma— 
gazinen oder Vorrath mit ihren Beduͤrfniſſen zu verfehen. 
6. 75. Die jährlihen Marktgangstaren follen durch 
Deputirte aus allen Neichsftänden, welche auf die Art, wie 
jeder einzelne. Stand für ſich es vorfchreibt, zu wählen 
find, errichtet werden. Was dieſe feſtſetzen, dem folf nach 
gelebt werden, in fo fern keine Veränderung darin ord⸗ 
nungsmäßig nachgeſucht und beſtimmt wird. j 
75. Ohne Einwilligung der Reichsſtaͤnde fann der 
König keine Anleihe in und außer dem Reiche machen, 
noch daffelbe mit nenen Schulden belaften. 
$. 77. Die Domainen mit: den darunter fehenden 
Dörfern, die Kronwälder, Parks und Thiergärten, Krons 
wieſen, nebft lahsfang und anderer Kronfifderei, wie auch 
die übrigen Kronbeneficien, darf der Käntg nicht ohne Eins 
willigung der Neichsftände, durch Verkauf, Verpfändung 
oder Verſchenkung noch auf irgend eine andere Art, abhaͤn⸗ 
digen. Ste follen fo, wie es die Reichsitände beſtimmt, 
verwaltet werden; doch mögen: die Perſonen und Gemets 
nen, die, nach den bisher geltenden Verfaſſungen, ſolche 
Domainen inne haben, oder benußen, daran ein geſetz⸗ 
mäßiges Recht zu ihrem Nugen genießen, auch können ur: 
vare oder urbar zu machende Felder in den Kronenwäldern 
in gewöhnlicher Ordnung nach den gegenwärtigen oder 
kuͤnftig beſtehenden Verfaſſungen zinsbar verkauft werden. 
8.78. Kein Theil des Reichs darf davon durch 
Verkauf, Verpfändung, Verſchenkung, oder aufeine andere 
dergleihen Art getrennt werden. . 
8. 79. Keine Veränderung in der Reichsmuͤnze, In 
- Anfehung des Schrotes und Korns, der Erhöhung oder det 
Erniedrigung, darf ohne die Zuftimmung der Reichsſtaͤnde 
Statt haben; doc) bleibt hiebei des Königs Necht, Münze 
Schlagen zu laffen, ungefränft. 
$. 80. Die Kriegsmacht zu Pferde und Fuß, mie 
auch was die Matrofen in Anfehung der Stellung, der 
Verpflegung und DBertheilung betrifft, verbleibt bei den 
auf dem Lande und in den Städten errichteten Contracten, 
und. dem DVertheilungswefen, ‚weiche in Anfehung ihrer 
Hauptgrundſaͤtze ungeftört bleiben ſollen, bis der König 
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und die Neichsftände irgend eine Aenderung darin gemeinz 
ſchaftlich zu machen für gut finden; inden feine neue oder 
erhöhte militairiſche Stellung und Verpflegung ohne des 
Königs und der Stände einträhtigen Beſchluß Statt fins 
den darf. 
$. 81. Diefe Regierungsform, wie auch die Übrigen 
Grundgefege des Reichs, können nicht ohne des Königs und 
aller Reihftände gemeinfhaftlihen Beſchluß geaͤndert oder 
aufgchoben werden. Keine Anfragen dürfen in pleno der 
Stände darüber erregt werden, fondern mäflen bei dem an 
jedem Reichstage gewählten Eonftitutionsausfhuß 
der Reichsjtände angemeldet werden. Diefer Ausſchuß, deſſen 
Pfiicht feyn foll, die Srundgefege zu erforſchen, befist das 
Recht, beiden Ständen des Reichs Veränderungen darin 
vorzufchlagen,, welche er als hoͤchſt noͤthig oder nuͤtzlich 
und ins Werk zu ftellen als möglidy anfieht. Die Stände 
des Neichs dürfen nicht auf dem Neichstage, auf welchem 
der Ausfhuß irgend eine ſolche Aenderung vorſchlaͤgt, fons 
dern erſt auf dem nächjtfolgenden darüber einen Beſchluß 
faſſen. Sind alsdann alle Stände des Reichs in der Ab⸗ 
änderung einig; fo überlaflen fie den Vorichlag hierin dem 
König durch ihren Sprecher mit-dem Begehren, daß der _ 
» Könige frinen Beifall dazu geben möge. Der König entz 
nimmt fodann hierüber die Gedanken des ganzen Staatds 
raths, faßt fodann feinen Befhluß, und theilt den Reiches 
finden auf dem Reichsſaal feine Einwilligung, oder auch 
die Urfahen mit, warum er in ihr Verlangen nicht einges 
willigt hat. , 
Will der König bei den Ständen des Reichs irgend 
eine Veränderung in den Grundgejegen vorfhlagen; fo 
höre er den Staatsrath, und Überliefere fodann feine 
Propofition, nebft den Gedanken des Staatsraths 
darüber an die Stände des Reichs, welche fogleich, ohne 
diefe Propofition vorher zu Überlegen, fie dem Conftitu: 
tionsausfhuß auftragen, um feine Aeußerung darüber an 
die Stände des Reichs abzugeben. Beftärkt der Ausfhuß 
dasjenige, was der König vorgefchlagen; fo ruhe die Anz 
frage bis zum nächften Keichstage, auf welchem die Stände 
des Reiche einen Befchluß darüber faſſen muͤſſen. Ders 
wirft der Ausſchuß die Propojision des Könige; dann koͤn⸗ 
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nen die Reicheſtaͤnde entweder ſogleich dieſe Propoſition ab⸗ 
ſchlagen, over auch abmachen, daß fie über ſolche beim 
naͤchſtfolgenden Relchstage bejchließen wollen; in welchem 

Falle die Meinung dreier Stände gilt, und wenn zwei 
Stände gegen zwei jtehen; fo ijt deren Beſchluß aufzufihies 
ben. Aber unter keinem Vorwand dürfen die Stände des 
Reichs cher, als am nädhiten Reichsrage, den Propofis 
tionen ihre Zuftimmung geben. Willigen dann alle 
Neicheftände in des Königs Vorichlag ein; fo verfangen fie 
einen Tag, an welchen die Reichsitände auf dem Reichs: 
faal ihre Zuftimmung dazu abgeben. Nehmen die Reiches 
fände gemeinſchaftlich des Könige Vorſchlag nicht an; fo 
tft er abgefchlagen, und die Reichsſtaͤnde reichen ihren. Ab⸗ 
Schlag mit der Urjache dazu fhrifttich beim Könige durch ih: 
ten Sprecher ein. 

‚ $. 82. ° Was zur Abänderung und Verbeſſerung der 
Grundgeſetze, nad) der jegt vorgefchriebenen Ordnung, die 
Reichsſtaͤnde einhelfig beſchließen und, der König genehr 
migt, oder was der König vorfchläge und die Stände des 
Reichs einhellig annehmen, «hat die Kraft eines Grund 
gefeßes, 

$. 83. Keine künftig geltende Erklärung der Grund⸗ 
gefege darf ohne auf die Weife, welche zufolge der beiden 
vorhergehenden $. $. bei Abänderungen beobachtet werden 
muß, fefigefegt werden. Nach dem Sinne ihrer Worte 
fol man ſich in jedem einzelnen Falle richten. 

$. 84. Wenn der Eonjtitutionsausfhuß feine Urſache 
findet, irgend einen Vorſchlag zur Veränderung oder zum 
Erklärung der Grimdgefege, welche der Ausſchuß von eiz 
nem Neihstagsmanne empfangen, zu genehmigen, und 
den Reihsftänden zur Prüfung vorzulegen; fo iſt der Auss 
ſchuß fhuldig, wenn der Verfafler des Borfchlags es fors 
dert, demfelben feine Meinung darüber mitzutheilen, mit 
der Freiheit, diefelbe nebft dem Vorſchlag durch den Druck 
öffentlich bekannt zu machen, indem er fich für des letztern 

Inhalt ſelbſt als Verfafler gefegmäßig vertheidigen mag. 

$. 85. Als Grundgefege follen angefehen werden: diefe 

Megierungsform nebft der Reichstagsordnung, die Guss 
eeffionsordnung und die Verordnung einer allgemeinen 
Drodfreiheit, welche, in Uebereinſtimmung mitden in diefer 
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Regierungsform bejiimmten Grundfägen, die Stände des 
Reichs und der König gemeinichaftlich auf diefem Reichstage 
feſtſtellen. muy 
6. 86. Unter Drudfreiheit wird das Recht eines 
jeden Schweden verftanden: ohne einige von deröffentlichen 
Macht ihm in Weg gelegten Hinderniffe, Schriften hers 
auszugeben; daß diefe nur von einem geſetzmaͤßigen Nichz 
terftuhl ihres Inhalts wegen in Anfpruc genommen und 
in keinem andern Falle mit Strafe bekeat werden fönnen, 
als werin der Inhalt gegen ein deutliches Geſetz ſtreitet, 
welches gegeben ift, die allgememe Ruhe aufrecht zu halten, 
ohne der Aufklärung der Nation Zwang anzuthun. Alle 
Acten und Protofolle, wie fie auch heißen mögen, ausge⸗ 
nommen diejenigen Protokolle, welche man im Staatsrache 
und bei dem Könige in miniftertellen Angelegenheiten und in 
Commandoſachen fährt, koͤnnen unwillkuͤhrlich durch den 
Druck bekannt gemacht werden. Die Protokolle und Ästen, 
- welche Sachen der Bank und des Reichsichuldenwefens bes 
treffen, welche heimlich gehalten werden muͤſſen, dürfen 
Richt gedruckt werden. " 
$.-87. - Die Neihöftände haben gemeinschaftlich mie 
dem Könige die Macht, Civil: und Criminal: wie auch 
Kirchengefeße zu geben, und vorhin gegebene Gefege zu 
verändern und aufzuheben. Der König darf nicht ohne. 
Einwilligung der Neicheftände irgend ein neues Gefeg 
machen, oder ein altes abfchaffen. Anfragen hierüber koͤn⸗ 
nen in pleno der Stände erregt, und follen, nachdem der 
Sejegausfhuß der Verordnung des 56. 9. gemäß darüber 
vernommen tft, von: den Ständen des Reichs abgemacht 
werden. Kommen die Neichaftände in irgend einem neuen 
Gefege oder in der Aufhebung oder Veränderung eines alten: 
Geſetzes überein; fo wird der darüber geſchehene Vorſchlag 
dem Könige durch den Sprechen überreicht, welcher die Mei⸗ 
nungen des Staatsraths und des höchften Tribunals darüber 
vernimmt, und, naddem Er feinen Beihluß gefaßt hat. 
werden die Reichsftände auf den Neichsfaal zufammen ges 
rufen, um entweder deſſen Einwilligung in — Begehren 
zu empfangen, oder auch deſſen Urſache zur Verweigerung 
zu vernehmen. Findet der Koͤnig fuͤr gut, irgend eine Ge⸗ 
ſetzanfrage den Reichsſtaͤnden vorzutragen; ſo verlange er 
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die Aeußerung des Staatsraths und des hoͤchſten Tribunals 
darüber, und theile dann den Reichsitänien feine Pros 
pofition, zugleich mit der gedachten Aeußerung mit, 
Sodann fordern die Reihsftände die Meinung des Gefeks 
ausfchufles hieruͤber, und bejchließen alsdann, und wenn 
fie der Propofition des Königs ihren Beifall geben; fo übers 
reichen fie dem Könige ihre Antwort auf dem Reichsſaal. 
Schlagen fie diefelbe aber ab; -fogefchieht es ſchriftlich durch 
die Sprecher. Sin allen dergleichen Anfragen über die Ges 
fege fol die Meinung, dreier Stände als ein Reichstagsbe⸗ 
fhluß angefehen werden. Stehen zwei Stände gegen zwei; 
fo verfällt die Frage, und es bleibt bei dem, was vorhin 
verordnet Worden. 

6. 88. Mit der Auslegung der Civils, Criminal; und 
Kirchengefege verhält es fich fo, wie mit des Geſetzgebung. 
Die Auslegungen, welche der König, in Antwort auf Anz 
fragen des rechten Sinnes eines Gefeges durch deſſen hoͤch⸗ 
fien Richrerftuhl während der Reichstage giebt, können von 
den Reichsftänden als nicht geltend erflärt werden, worauf 
fie nicht länger geltend find, noch die Richteritühle ſich auf 
diejelbe beziehen, und nicht weiter von ihnen beobachtet 
werden. Zu Ja \ 
6. 89. Im pleno der. Reichsitände Finnen Anfragen 
geſchehen, Gefege und Verfaflungen „ welche die öffentliche 
KHaushaltung des Reichs betreffen, zu verändern, zu ers 
klaren und aufzuheben, neue Geſetze hierüber zu. fliften, 
und Greuͤnde für öffentliche Einrichtungen aller Art anzuges 
ben; weldye Anfragen an den- Öffentlichen Befchwerungss 
und Deconomieausfhuß zur Erörterung. zu verweifen find. 

§. 90, Während der Ueberlegungen und Pröfungen 
der Reicheftände, oder deren Ausſchuſſes, dürfen in feinem 
andern Fall, noch auf irgendeine andere Art, als das Grund⸗ 
geſetz buchſtaͤblich vorſchreibt, Fragen über Anftellung und 
Abfegung von Beamten und Bedienungen, über Regierungs⸗ 
und Richterſtuͤhlebeſchluͤſſe, uͤber Rejolutionen und Dervete, 
über das Verhalten und die Art der Ausführung irgend 
eines Geſetzes, einer Verfaſſung oder Einrichtung einzelner 
Mitbürger und Eorporationen vorkommen, 

$. 91, Teiffe dasjenige cin, wovon im 39. $. geredet 
iſt, daß der König nach vorgenommener Reiſe über zwölf 
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Monate aus dem Neiche bleibe; fo ruft der Staatsrath, 
durch eine Öffentliche Aufforderung , die Stände des Reihe 
zum allgemeinen Neichstage zuſammen, und läßt die Zur 
fammenberufung innerhalb funfjehn Tagen nad) dem Vers 
laufe gedachter Zeit in den Kirchen der Hauptiladt, und auch 
baldigft in den übrigen Theilen des Reichs befannt machen, 
Wenn der König hiervon benachrichtige wird, er aber dens 
noch nicht ins Reich zuruͤckkoͤmmt; fo ergreifen die Stände 
des Reichs diejenigen Maasregeln für die Berwalrung deffel: 
‚ben, welche fie am näßlichften finden. 
6. 92, Daſſelbe Geſetz gilt, wenn die Krankheit des 
Königs von der Art zu jeyn fortwährt, das cr länger als 
zwölf Monate fi mit den Regierungsangelegenheiten nicht 
befaflen kann. i 
$. 93. Wenn der König ftirbt, und der Thronfolger 
noch nicht mündig iſt; fo fertige der Stantsrath an die 
Neichsitände eine Zufammendberufung aus, welche Zufams 
menberufung innerhalb funfzehn Tagen nad) des Könige 
Tode in den Kirchen der Hauptftadt und fo weiter im Reiche 
fund gemacht werden muß, Die Reichsftände Haben, ohne 
Hinſicht auf irgend ein Teftament des verjiorbenen Königs, 
welches die Reichsverwaltung betrifft, einen oder meh: 
rere VBormänder zu verordnen, welche bis zur Müns 
digkeit des Königs, die Negierung in deſſen Namen, dies 
ſem Grundgeſetze nah, ausüben. Wenn ver König fein 
ahtzehntes Jahr erreicht hat; fo darf Er in den 
Staatsrath, ins höchfte Tribunal, in die Gofgerichte und 
Eollegien eintreten, doc ohne an irgend einem Beſchluſſe 
Theil zu nehmen. 
$. 94. Sollte der. unghidlihe Zufall eintreffen, daß 
die Königliche Familie, der das Erbrecht zum Neiche aufr 
getragen ift, von männlicher Seite ausginge; jo ruft der 
Staatsrath, innerhalb der im —— $. feſtgeſetz⸗ 
‚ten Zeit, nach dem Tode des legten Königs zu rechnen, die 
Stände des Reichs zu einem allgemeinen Reichstage zufams 
men. Dann follen die Reichsſtaͤnde ein neues Koͤnigshaus, 
mit Beibehaltung diefer Negierungsform, erwählen und vers 
ordnen, wie die Neichssverwaltung geführt werden muß, 
bis der gewählte König diefelbe annehmen kann. 
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$. 95. Sollte wider Vermuthen der Staatsrath es 
unterlaſſen, in denjenigen Fällen, die im 9ı, 93 und 94 
$. gedacht find, die Reichsftände baldigit zufammen zu ruz 
fen; fo liegt es der Divection des Nitterhaufes, den Donis- 
kapiteln im Reiche, dem Magiftrate in der Hauptſtadt, und 
den Beamten in den Lehen auf, durch öffentliche Bekannt: 
machung hiervon Nachricht zu ertheilen, damit die Wahl 
der Reichdtagsmänner, wo ſolche Wahl Start findet, baldigft 
angeftelle werden könne, und die Reichsſtaͤnde zufammen 
tommen, um ihr und des Reiches Recht in Acht zu neh⸗ 
men und zu ſchuͤtzen. Ein folher Reichstag wird am funfs 
äehnten Tage, nachdem die Zuſammenberufung in den Kirs 
chen der Hauptſtadt befannt gemacht worden, eröffnet. 

6. 96. Die Stände des Reichs ſollen auf jedem Reiches 
tage einen gefeßfundigen, durch ausgezeichnete Redlichkeit 
anerkannten, Mann verordnen, der ald Sachmalter 
derfelben, zufolge der von ihnen ihm gegebenen Inſtruction, 
Auffiht über die Befolgung der Gefege bei den Richtern 


und Beamten habe, auch bei befanghabenden Richterftühlen _- 


diejenigen, die bei ihrer Amtsverrichtung aus Parctheilich⸗ 
feit, Anfehen der Perfonen, oder aus irgend einer andern 
Urfache, irgend etwas wider die Geſetze begangen oder auch 
unterlaflen, dad ihre Amtspflichten nicht gehörig ausges 
führe worden jind, zur Rede ſtelle. Doch it er in jeder 
Hinſicht derfelben Verantwortung und Pflicht unterworfen, 
welche die Gejege und die Verordnung des Gerichtsweſens 
tichterlihen Perſonen vorfchreibt. 

$. 97. Diefer Juſſtizſachwalt er der Reichsſtaͤnde 
wird duch Wahlherren, wozu jeder Stand eine gleiche Zahl 
ernennt, gewählt. Nachdem unter diefen Wählenden einer 
durchs Loos ausgetreten; fo ſollen die uͤbrigen gemeinfchafts 
lich und nicht nach Stand, zuerft vermittelft gejchloflener 
Zettel, jeder für fi den Mann aufgeben, den fie zur Stim⸗ 
menwahl tauglich halten. Fallen hierbei die Stimmen mehr 
als die Hälfte der Anzahl der fkimmenden Wahlherren auf. 
Einen Mann; fo wird derfelbe gehörig gewählt. Sind 
dagegen die Stimmen unter mehrern dergeftalt vertheilt, 
daß eine vollftändige Mehrheit der Stimmen für feinen State 
findet; fo wird ein neues Votiren mit gefchloffenen. Zetteln 
zur Wahl desjenigen, der die mehriten Stimmen erhalte, 
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angeftellt, welches auf gleiche Weife bis zur Mehrheit der 
Stimmen fortgefegt wird. Wenn dann einer von denjenis 
gen, über welche diefer Ordnung gemäß geſtimmt worden, 
von der Mehrheit der Wählenden angenommen worden ift} 
fo hört die Wahlvertichtung auf, und derjelbe wird von den 
Reichsſtaͤnden in fein Amt eingefegt. Derjenige, dem dieß 
Amt anvertrauet worden, kann bei den nächfifolgenden 
Neichstagen in der bier vorgefehriebenen Ordnung dazu 
wieder erwählt werden. 


$. 98. Die Wahlderren muͤſſen dann, wenn fie den 
Suftizfachwalter erwählen, auf gleiche. Weiſe einen Man 
mit den Eigenfchaften, welche von jenem Beamten erfor 
derlich find, wählen, damit er in deffelben Stelle trete, 
wenn etwa derjelbe innerhalb des nächfolgenden Reichstags 
mit Tode abgehen jollte, 


$. 9%. Der Juſtizſachwalter der Reichsſtaͤnde darf 
wenn er es für nöchig anfiehe, bei den Berathichlagungen 
und Beſchluͤſſen des hoͤchſten Tribunals, der. Vorbereitungs⸗ 
tammer der Öffentlichen Angelegenheiten des Reiche, . der 
niedrigen Juſtizreviſionen der Hofgerichtscollegien, und aller 
niedrigen Richterftähle zugegen feyn, doch ohne das Necht 
zu befigen, feine Meinung dabeizudußern ; au) hat er Zus 
gang zu den Protpfollen und Acten aller Nichterfähle, 
Collegien und Beamten. Die Beamten des Königs find 
verbunden, dem Zuftigfachwalter gefegmäßig Hand zu reichen, 
und alle Fifcale durd, ausführliche Acten ihm beizuftchen, 
wenn er es verlarigt. 

. 6. z00. Dem Yuftigfachwalter liegt es 06, auf. jedem 
Reichstage den Neichsftänden eine allgemeine Rechenſchaft 
von feiner Verwaltung des ihm anvertrauten Amtes abzus 
legen, und dabei den Zuftand der Verwaltung der Geſetze 
im Reiche darzuthun, die Mängel der Gefehe und Bew 
faffungen anzumerten, und Vorfchläge zu deren Berbeflerung 
zu geben. Er ift auch ſchuldig, zwiſchen den Reichstaͤgen 
jährlich eine Darftellung über diefe Gegenftände durch den 
Druck bekannt zu machen. 

‚6. 101. Sollte der unvermuthete Fall eintreffen, daß 
entweder das gefammte höchite Tribunaldes Königs, oder eines 
oder. mehrerevon deflen Mitgliedern gefunden würden, aus 
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Eigennug, Partheilichkeit oder Verſaͤumniß, fo unrecht ges 
urtheilt zu haben, daß dadurch irgend jemand gegen deuts 
liche Geſetze und gegen ein gehörig unterfuchtes und bewie— 
fenes Verhalten ver Sache, ſein Leben, feine ‚perfönliche 
Greiheit, Ehre und Eigenthum verloren hätte oder verlies 
ren könnte; fo iſt der Juſtizſachwalter der Reichsſtaͤnde vers 
pflichtet, fo wie der Juſtizcanzler des Königs berechtigt, bei 


dem bier unten angeführten beflimmten Reichstribunal den 


“ 


Sehlenden in Anſpruch zu nehmen, und ihn den Gefegen 
des Reichs zufolge zur Verantwortung zu ziehen. 

9. 102, Dieß Tribunal, unter dem Namen Reichs: 
gericht, fol aus dem Präfidenten des Königs und des 
Schwedifhen Reichs -Hofgerichts, welcher dafelbjt das Wort 
führe, aus den. Präfidenten aller Reichscollegien, den vier 
älteften Staatsräthen, dem hoͤchſten Befehlshaber über die 
in der Hauptftadt dienenden Truppen, dem höchften gegens 
wärtigen Befehlshaber der bei der Hauptitadt ftationirten 
Escadre der Seemacht, aus zwei der aͤlteſten Raͤthe des 
Schwedischen Hofgerichts und dem älteften Rath aller Reichs⸗ 
eollegien, bejtehen. Wenn nun entweder der Juftizcanzler 
oder Juſtizſachwalter fid) gemuͤſſigt ſehen, die ſaͤmmtlichen 
Mitglieder oder auch nur ein einzelnes Mitglied des hoͤch⸗ 
ften Tribunals vor dem Reichsgerichte in Aufpruch zu nehz 
men; fo läßt derfelbe bei dem Hofgerichte des Königs, als 
MWortführender des Reichsgerichts, den oder diejenigen vors 
fordern, welche in Anjpruch genommen werden follen. Der 
Praͤſident im Hofgerichte treffe fodann Anftalt, daß das 
Heichsgericht zufammentrete, um die Vorforderung au szus 
fertigen, und die Sache in gehöriger Ordnung zu behan— 
deln. Sollte derfelde gegen Vermuthen dieß unterlaflen‘, 
‚oder irgend einer der obgedachten Beamten fi entziehen, 
an dem Neichsgerichte Theil zu nehmen; fo find diefe, wer 
gen einer folchen vorjäglichen Verſaͤumniß ihrer Amespflicht, 
gefegmäßig der Verantwortung unterworfen. Wird eines 
oder mehrere der Mitglieder des Reichsgerichts gefegmäßig 
‚abgehalten, oder findet gegen irgend jemanden derfelben eine 
gefeßmäßige Ausnahme Statt; fo vollführt dennoch das Ger 


»zicht feine Sigung, wenn Zwölf zugegen find. Wird der 


Praͤſident im Hofgerichte durch irgend ein gefegmäßiges Hin⸗ 
derniß oder Ausnahme abgehalten; fo vertritt der ältefte im 
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Dienfte befindliche Präfident feine Stelle. Diefer Nice 
terjtuhl hat, nachdem die Unterfuchung gefchehen, und das 
Urtheil den Gefegen gemäß gefprochen iſt, daflelbe bei offer 
hen Ihüren bekannt zumachen. Keiner bat die Macht, 
ein folches Urtheil zu ändern; doch fey es dem Könige zu ber 
gnadigen unentnommen, Andeflen darf ſich dieß nicht fo 
weit erſtrecken, daß der Verurtheilte wieder im Dienfte des 
Reichs eingefeßt werde. _ 

$. 103. Auf jedem Keichstage follen die Reichsſtaͤnde 
zwoͤlf Mitglieder aus jedem Stande zu Gefchwornen er⸗ 
wählen, welche zu urtheilen Haben, in mie fern die ſaͤmmt⸗ 
lihen Mitglieder des hoͤchſten Tribunals ſich verdient ger 
macht, um in ihrem wichtigen Amte beibehalten zu werden, 
oder ob der eine und der andere derfelten, ohne bemeislich 
begangenen Fehler, wovon der vorhergehende $. handelt, 
fid) dennoch den Verdacht zugezogen, daß er wegen Patr 
theilichkeit oder Ungefchieftheit angefehen werde, das öffents 
liche Zutrauen verwirft zu haben, und fein Amt weiter 
beim Königlichen Tribunal bekleiden könne. Diefe Ger 
ſchwornen treten denjelden Tag, wann fie gewählt find, zur 
fammen. Eines der fämmtlichen Mitglieder derfelden wird 
zuerft ausgeloofet, tworauf die Äbrigen, Mann für Mann 
und nicht Standesweife, mit gefchloflenen Zetteln über die 
Frage ſtimmen: Ob alle Mitglieder des höchften Tribunals 
das’ Vertrauen der Neichsftände befigen und in ihrem Amte 
beibehalten werden können? Wird diefe Frage einhellig, 
oder mit der größten Zahl der Stimmenden mit Ya beantr 
wöortet; fo werden die ſaͤmmtlichen Mitglieder des höchiten 
Tribunals beibehalten. Wird fie Hingegen mit Nein beants 
wortet, fo macht jeder der Geſchwornen eine gefchlöffene Lifte 
von den Mitgliedern des höchften Tribunals, es mögennun 
mehrere oder wenigere feyn, welche er dafür hält, daß fle 
ihres Amtes entlaffen werden müflen. Leber die drei unter 
diefen, welche die größte Anzahl der Stimmen wider fich 
haben, wird uͤber einen nach dem andern von Neuem ges 
ſtimmt, wobei zwei Drittheil der Stimmen gegen den oder 
diejenigen erfordert wird, welche von dem Zutrauen der 
Reichsſtaͤnde ausgefchloffen feyn follen; worauf der oder dier 
jenigen vom Könige, bei welchem hierüber von den Neichdr 
ftänden Anmeldung gefchieht, durch einen gnädigen Abfchied 
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von ihrem Amte entfernt werden. Doc mag der König 
folhen eine jährliche Penfion zum Belauf des halben Sols 
des. beilegen. : 
$. 104. Die Reichsftände.därfen fih in keine Sepas 
ratpruͤfung der Beſchluͤſſe des hoͤchſten Tribunals einlaflen, 
noch darf irgend eine oͤffentliche Weberlegung hierin bei den 
Geſchwornen vorfommen. 
9. 105. - Der Eonftitationsausfhuß der Reichsſtaͤnde 
hat das Recht, die Protokolle, welche im Staatsrathe ge: 
führt werden, zu fordern; nur nicht Diejenigen, welche 
minijterielle Angelegenheiten und das Commando der Armee 
betreffen, welche blos in. Sachen gefodert werden koͤnnen. 
welche allgemein. befannte und von dem Ausfchuffe aufges 
gebene Vorfälle betveffen, : 
$. 106. Findet der Ausfhuß in diefen Protofollen, 
daß irgend ein Staatsminiſter, ein Staatsrath, der Hofs 
eanzler, die Staatsferretaire, oder irgend ein anderes Mit: 
glied des Staatsraths, oder der Beamte, welcher in Commans 
dofahen dem Könige Rath ersheilt, offenbar gegen die Deuts 
“ diche Vorſchrift diefer Regierungsform gehandelt oder irgend 
eine Uebertretung derjelden, wie auch anderer geltenden 
Geſetze des Reichs bejtärkt oder auch nur unterlaflen, Vor⸗ 
fiellungensgegen ſolche Uebertretungen zu machen oder durch 
abſichtliches Zuruͤckhalten richtiger Darſtellung fie verurſacht 
und befördert; dann Hat der Conſtitutionsausſchuß einen 
folhen unter Anfpruch des Zuftigfachwalters, vor das Reichs⸗ 
gericht zu fiellen, wo, anſtatt des Staatsraths, vier der 
aͤlteſten Suftizräche, zwei aus dem adelichen und zwei aus 
dem unadelidien Stande, alsdann ihren Sig nehmen, und 
wobei jo verfahren wird, wieim 101. und 102. $. über das 
Zuredeitellen gegen.das hoͤchſte Tribunal vorgeſchrieben ift. 
Wenn nun die Mitglieder des Staatsraths, oder die Rath: 
geber des Könige in Commandofahen erfunden werden, 
daß Nie auf obgedachte Were ji der Verantwortung. jchuls 
„dig gemacht haben; fo richtet fie das Reichsgericht nach den 
öffentlichen Gejegen und beiondern Verfaflungen, welche 
zur Enticheidung einer folchen Verantwortung von dem 
Könige und den Ständen des Reichs feſtgeſetzt worden. 
9. 107.. Sollte der Conſtitutionsausſchuß bemerken, 
daß die fämmtlichen Mitglieder des Staatsraths oder eines 
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oder mehrere deffelben bei ihren Berathſchlagimgen über 
das allgemeine Beſte nicht den wahren Nugen des Reichs 
vor Augen haben, oder dag irgend ein Staatsſecretaͤr nicht 
mit Unpartheilichkeit, Eifer, Geſchicklichkeit und Thaͤtig⸗ 
feit fein ihm-anvertrautes Amt verwalte; fo giebt der Aus⸗ 
ſchuß ſolches den Reichsſtaͤnden zu erkennen, welche fodann, 
wenn fie finden, daß die Wohlfahrt des Reichs es fordert, 
dem Könige Schriftlich ihren Wunſch zu erkennen geben koͤn⸗ 
nen, daß er aus dem Staatsrathe und vom Amte denjenis 
gen, oder diejenigen entfernen wolle, die auf jene Art auss 
gezeihnet worden, 

Fragen über diefe Angelegenheit können in pleno der 
Reichsſtaͤnde erregt, auch noch von andeen Ausſchuͤſſen dee 
Keichsjtände, außer dem Conftitutionsausfhuß, angetra⸗ 
gen werden, dürfen aber nicht eher von den Reichsſtaͤnden 
abgemacht werden, als bis der legterwähnte Ausſchuß dars 
über gehört worden. Zu den Berathfchlagungen der Reiche: 
ſtaͤnde hierüber follen nicht die Befchlüffe des Königs in 
Sachen, welche die Gerechtigkeiten und Angelegenheiten 
einzelner Perfonen und Eorporationen anächen, gerechnes 
werden, noch weniger find diefe ‚irgend einer Prüfung der 
Keichsftände unterworfen. 

6. 108. Zur Aufjihtder Druckfreiheit follen die 
Stände des Reichs auf jedem Neichstagefechs durch Kennt⸗ 
niffe und Gelehrfamfeit befannte Männer nebft dem Jue 
ſtizſachwalter, der unter diefen das Wort führt, verords 
nen. Diefen Committirten, von welchen Zwei, ohne den 
Juſtizſachwalter, Rechtsgelehrte feyn müffen, fiegt es nun 
ob, daß, wenn irgend ein Verfaffer oder Buchdrucker felbit, 
während des Drucks, ihnen eine Schrift überreicht, und 
ihre Aeuferung verlangt, in wie fern, nach den Geſetzen der 
Druckfreiheit, hierin eine Cenfur Statt finden kann, dann der 
Juſtizſachwalter und wenigftens drei der Committirten ſolche 
Aeußerung fchriftlich abgeben ſollen. Erklaͤren fie hierbei, daß 
die Schrift gedruckt werden kann; fo ift fomohl der Verfaſ⸗ 
fer als aud) ver Buchdrucker aller Verantwortung frei, die 
nun auf den Committivten beruht. Dieſe Committivten 
follen von den Neichsftänden durch Sechs aus jedem Stanz 
de auserfehene Wahlherren, welche gemeinfchaftlid und 
nicht Standweile ſtimmen, erwählt werden Geht zwi⸗ 
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fhen den Neichstagen irgend einer der Committirten ab} 
fo wählen die übrigen einen behörigen Dann, der in die 
Stelle des Abgehenden tritt. 


$. 109, Der Neichstag darf nicht länger als drei 
Monate dauern, von dem Tage angerechnet, wann der 
König die Reichsitände, oder deren Ausfhuß von dem Zus 
ftande und dem Behuf der Finanzen hat unterrichten laflen. 
Sollten indefien, nad) Verlauf der gedachten Zeit,- die 
Reichsſtaͤnde noch nicht die Reichstagsangelegenheiten abge⸗ 
macht haben; fo melden fie dieß dem Könige, mit dem Ver: 
langen, daß der Reichstag noch eine gewifle Zeit, hoͤchſtens 
einen Monat länger fortwähre, welches er König zu 
weigern und zu hindern nicht Macht hat. Wenn es aber 
unvermitthet gefchchen follte, daß nach Verlauf einer fol: 
chen verlängerten Zeit die Stände des Reichs den Etat 
nicht vegulirt, oder keine neue Bewilligung zu einem 
beftimmten Belauf fi erbeten; dann darf der König die 
Stände des Reichs aus einander gehen faffen, und die vos 
rige Bemilligung verbleibt bis zum nächften Neichstage. Iſt 
dagegen die ganze Bewilligungsfumme beitimmt; find aber 
die Neichsitände wegen der Vertheilung nicht eins; dann 
folfen nad) dem, wie fich die feitgeftellte Bewilligungs⸗ 
fumme zu derjenigen verhält, die beim vorhergehenden 
Reichstage vertheilt worden, die in der legten Bewilligungss 
ordnung feitgefeßten Artikel verhältnißmäßig erhöht oder 
vermindert werden, und die Reichsſtaͤnde tragen ihren Ber 
vollmächtigten in der Bank und in dem Reichsſchuldencom⸗ 
toir auf, eine neue Bewilligungsordnung nach jenen Grün: 
den aufzumachen und auszufertigen. 


$. 110. Kein Reichstagsmitglied darf, feiner Hands 
lungen oder Aeußerungen wegen im Reichsitande oder in 
irgend einem Ausfchuß der Neichsftände, zur Rede geitellt, 
oder feiner Freiheit beraubt werden, ohne daß derjenige 
Stand, zu welderwer gehört, es durch ausdruͤcklichen Ber 
ſchluß zuläße, wobei des Standes bei der Umftimmung 
in pleno der gegenwärtigen Mitglieder einjtimmen. Eben 
. fo wenig darf irgend ein NReichstagsmitglied von dem Drte, 
wo der Reichstag gehalten wird, verwiefen werden. Solite 
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gend. ein) Particulier, ober irgend ein Corps, es fey 
militaiv oder civil,, ‚oder aud) irgend eine Gemeine, wie 
fie Heiden mag, entweder aus eigenem Antriebe, oder 
duech Anleitung eines Befehls es verfuchen wollen, den 
Keihsftänden oder deren Ausihuß oder irgend einem eins 
zelnen Neichstagsmitgliede Gewalt anzuthun, oder deren 
Sreiheit bei ihren Berathſchlagungen und Beſchluͤſſen zu, 
Hören; fo fey ſolches als" Verraͤtherei anzufehen, und eg 
koͤmmt auf die Reichsitände an, dergleihen Verbrechen ge: 
fesmäßig zu ahnden. ! . 


$. 111, Wird’irgend ein Reichstagsmitglied, wäh: 
rend des Reichstags oder auf feiner: Reife nach oder vor 
dem Reichstage mit Wort oder That, beleidigt, wenn es 
ſich gleich) ‚als Mitglied des Reichstags zu erfennen gegeben 
Hat; fo foll ſolches als Hochverrath angefehen und beſtraft 
 $g. 112. Bel der Wahl der Reichstagsmitglieder darf 
irgend ein Beämter die Autorität feines Amts nicht unber 
Hörig anwenden. Geſchieht es; fo verliert ein folcher feine . 
Ro RER A 
"ongerr3,. Die Tarirungsmänner, die fi; yach den 
Bewilligungsvorſchriften der Reichsſtaͤnde richten, ſollen 
nicht wegen Debitiren oder Taxiren zur Verantwortung ge⸗ 
zogen worden. 


$. 114. Der König läßt den ſaͤmmtlichen Ständen 
des Reichs den Genuß ihrer Privilegien, Vorrechte, Ger 
vechtjame und Freiheiten; indem es auf der Uebereinkunft 
der fämmtlichen Reichsſtande und auf dem Beifall des Kös 
nigs beruht, Veränderungen und Ausgleihungen darin vors 
nehmen zu laffen, welche das Wohl des Reichs erfordern. 
Keine neue Privilegien, welche tvgend einen Reichsſtand 
betreffen, tönnen ohne Einwilligung des Königs und aller 
Keichsitände gegeben und ertheilt werden. 


Urkundlich deffen haben wir Gegenmwärtiges mit Unfes 
ver Namenunterſchrift und mit Unfern beigedruckten Sies 
geln beſtaͤrkt, befeftige und bekräftigt. So gefhehen Stock⸗ 

Aweiter Band, 39 
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holm den Siebenten Junius, im Jahre nach Chriſti Gh 
bure Ein Tauſend Acht Hundert und Neun. 


Ton Seiten der Ritterſchaft Bon ‚Seiten des Prieſter⸗ 


und des Adels, ftandes, 
M. Ankarſvaͤrd, as. Ar. Lindblom, 
h.t. Landmarſchall. Sprecher. : . 
Bon Seiten des Bürgers Bon Seiten des Bauerm 
ſtandes, ſtandes, 
H. N. Schwan, Lars Olsſon, 
h,t. Sprecher. h.t. Sprecher. 


Alles dieſes, ſo wie eb vorgeſchrieben daſteht, wollen 
Wir nicht allein Selbſt für unabänderlihes Grundgeſetz an⸗ 
nehmen, ſondern gebieten und befehlen auch in Gnaden, 

daß alle diejenigen, welche Uns und Unſern Nachfolgern und 
dem Reiche mit Huld, Treue und Gehorſam verbunden 

ſind, dieſe Regierungsform erkennen, beobachten, ihr 

nachleben und gehorchen ſollen. Urkundlich deſſen haben 

Wir dieß mit Eigener Hand unterſchrieben und bekraͤftigt, 
auch Unſer Koͤnigliches Siegel wiſſentlich hierunter anhaͤn⸗ 
gen laſſen. So geſchehen in Unſerer Reſidenzſtadt Stock⸗ 
holm, ben Siebenten des Monats Innius, im Jahre nach 
Unſers Herrn und Erloͤſers Jeſu Chriſti Geburt, Ein Tai 
fend Acht Hundert und Neun. — 
— Carl. 


‘ 
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u . un Bi 
Hei im Frieden zu giele am 14. Ian. 1814 der König 
von Dänemark fich gendthigt fah, fein zweites Erbreich 
Norwegen an Schweden abzutreten, fand der Prinz’ 


- Ehriffien Friedrichvon Holftein: Schleswig noch 


als Befehlshaber der’ bänifchen Macht in Norwegen: 
Die. Normänner wären. nicht gemeint, in die Verbin⸗ 
dung mit Schweden einzumwilligen; fie wollten vielmehr 
ihre :Selbit ſtaͤndigkeit und Unabhängigkeit, 
-wie in frühern Jahrhunderten, behaupten, und der 
Prinz Chriſtian Friedrich „nahm, im Einverftändniffe 
mit dem'normännifchen Volke, den Titel eines Priny- 
Regenten amıg. Febr. 1814, und am 29. Mai die 
koͤnigliche Würde an, naddem ber norwegifche 
Reichötag zu Eidswold am ı7. Mai 1814 eine Con ſt i⸗ 
tution für diefes Reich aufgeftellt und ber Prinz die⸗ 
felbe -beftätigt hatte. Wahrfcheinlih war ber geifte 
wolle -Präfident ded Eidswolder Reichſstags, der Pro⸗ 
feſſor Spertrup von Chriſtiania, der Concipient die⸗ 
ſer zeitgemaͤßen, und mit vieler Umſicht auf die Ver⸗ 
haͤltniſſe eines fuͤr die politiſche Freiheit miünbig gewor« 
; 30 » 
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denen Volks berechneten, Conſtituttan, welche von 104 
Repraͤſentanten der norwegiſchen Nation am 31. Mai 
1814 zu Chrifiiania unterzeichnet ward. ° Ste befteht 
aus ıro Artikeln und ift volftändig aufgenommen in das 
politifhe Sournal vom Jahre 1814, Sept. 
©. 778 ff. u. Oct. ©. 880 ff. © 
Allein das normännifche Volk ward in feinem Kampfe 
mit Schweden von allen norbifchen Mächten verlaffen, 
welche im Voraus dem Kronprinzen Karl Johann ver 
Schweden die Erwerbung Nöiwegens garantirt hatten; 
ja felbft im Innern ‚Norwegens bilbgte ſich, geleitet 
von dem Grafen" Wedbl ZDallsbeig "eine Oppoſition 
gegen den neuen Koͤnig. Die Schweden bemaͤchtigten 
ſich der, wichtigſten Päffe und, Plaͤtze, und der Krot 
pinʒ von.Schweden ließ erklaͤren, daß er die Conſtitu⸗ 
tion der normaͤnniſchen Staͤnde vom 17. Mai. mit, dem 
Modificationen annehmen, wolle, welche gus der 
Berbindung beider Reiche mit Nothwendigkeit hervor⸗ 
gehen würden, ; Der König Chriſtian Friedrich reſige 
nirte Daranf-am. 16. Aug. 1814 die koͤnigliche Würde, 
und ging, nad. Dänemark. zurüd. Der Storthing; 
(Reichstag), noch von dem; Prinzen. Chrifiian Friedrich, 
vor feiner Abreiſe nach Chrifliania berufen, verfammelte: 
ſich an 7. Oct. erklaͤrte ſich am 21. Det, fuͤr die Ver⸗ 
einigung Norwegens mit Schweden, und ließ am 
2. Nop. 814. die Eidswolder Conſtitution mit denjeni⸗ 
gen Veraͤnderungen bekannt machen, welche durch die 
Vereinigung beider Reiche herbeigeführt worden waren. 
Der Kronprinz von Schweden erſchien am 9. Nov. zur 
Chriſtiania, beſtaͤtigte die neue Conſtitution, und reifete 
om 29. Nov. nach Schweden zuruͤck. Yun 
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oder. Grundgeſetz des Königreths.Norwegen, 
‚gegeben in der Reihsverfammlung zu Eid 
wold den ı7. Mai 13814: und nunmehr in 
Folge der Bereinigung der Reihe Norwee 
gen und Schweden näher befkimmi in Nofs 
wegens außerordentlihem Storthing zu 
Chriſtiania, den 4. Nov. 2814. — 

Wir Repraͤſentanten des: Norwegiſchen Reichs bei dem 
eden 2. Oectober 1814 in Folge, der Bekanntmachung vom 
legtverfloffenen 6. Auguſt in. Ehriftiania verfammelten 

außerordentlihen Storthing, thun fund: 

Nachdem wir, wie unjere Bekanntmachung vom 21. v. 
M. ergiebt, am’ Tage zuvor, nach reifer Ueberlegung bes 
ſchloſſen hatten, daß das Koͤntgreich Norwegen in Zukunft, 
wie ein felbftftändiges Reich, mit dem Koͤnigreiche Schwe⸗ 
den unter einem Könige vereinigt ſeyn ſolle, jedoch unter 

Beibehaltung ſeines Grundgeſetzes, mit den zum Gluͤck des 
Reichs und in Gemaͤßheit dieſer Vereinigung nothwendigen 
"Merändernngen; haben wir dieſe in naͤhere Erwaͤgung ger 
zogen‘, und deshaib zugleich mit den zu dem Ende zu Folge 
“der zu Moß gefchloffenen Conſtitution von letztverfloſſenem 
“74. Auguſt ernannten Koͤniglichen Commiſſarien unterhan⸗ 
delt. Demnach haben wir befhloften, gleihwie wir hier⸗ 
durch befchließen und feiifegen, : daß: anjtatt der von der 
"Meicheverfammlung zu Eidemold den legtverftoflenen 17. 
Mai gegebenen Conftitution, folgende, -theild auf dieſelbe 
gebauten, theils in Gemäßheit der Bereinigung getroffenen 
Beſtimmungen inskuͤnftige gelten und von allen und jeden 
Beitommenden beobachtet und unverbruͤchlich befolgt werz 
den follen. g 


Grundgeſetz des Reichs Norwegen. 
* | 
Ueber die Staatsform und die Religion. 


$. 1. Das Königreich Norwegen ift ein freies, ſelbſt⸗ 
ſtaͤndiges, untheilbares und: unabhängiges Reich, mit Schwes 
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den unter einem Könige vereinigt. Seine Regierung iſt 
eingefchränkt und erblich monarchiſch. 

$. 2. Die Evangelifch «Lutherifche Religion bleibt die - 
Öffentliche Religion des Staats. Die Einwohner, die’ fich 
‘zu berfelben bekennen, find verpflichtet, ihre Kinder in 
derfelben zu Sefuiten und Mönchsorden werden 
nicht geduldet. Juden find ferner vom Zugang ind Rei 
aus geſchloſſen. — 


Ueber die ausübende Macht, den König und 
die Koͤnigliche Familie, 


6. 3. Die ausübende Macht iſt bei dem Könige 
$. 4. Der König foll ſich ſtets zur Evangelifch »Bus 
‚therifchen Religion bekennen, fie aufrecht erhalten und fie 
beſchuͤtzen. 
$. 5. Die Perſon des Könige iſt heilig; Ihm kann 
nichts zur Laſt gelegt, und er kann nicht angeklagt werden. 
Die Verantwortlichkeit liegt feinem Rathe ob, 
$ 6. Die Erbfolge ift lineal und agnatifh, fo wie 
fie fi in der von Schwedens Reichsſtaͤnden beſchloſſenen 
‚und vom Könige angenommenen Qucceffionsordnung vom 
26. September 2810, welche diefem Grundgeſetz in Webers 
fegung beigefügt wird, beftimmt, findet. Unter die Erbs 
berechtigten ift auch der Ungebohrne zu rechnen, der foglcich 
. feine gehörige Stelle in per Erblinie einnimmt, wenn er 
nach feines Vaters Tode gebohren wird. Wenn ein zu Nor⸗ 
wegend und Schwedens vereinigten Kronen erbbercchtigter 
Drinz gebohren wird, foll fein Name und die Zeit feiner 
» Geburt dem erften zu haltenden Storthing angezeigt und in 
deſſen Prototoll bemerkt werden. Bi 
97. I kein zur Erbfolge berechtigter Prinz; vor⸗ 
Handen; fo kann der König Norwegens Storthing zu gleis 
der Zeit wie Schwedens‘ Ständen jeinen Nachfolger vorz 
fhlagen. Sobald der Koͤnig feinen Vorfchlag dargelegt 
at, ſollen die Repräfentanten beider Völker aus ihrer 
„Mitte eine Committee erwählen, welche das Recht hat, 
die Wahl zu beitimmen, falls der Vorſchlag des Königs 
wicht durch Stimmenmehrheit von den Repräfentanten jer 
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des Volks beſonders genehmigt wird. Die Anzahl der 
Mitglieder in diefer Committee, welche aus eben fo vielen 
von jedem Meiche beſtehen foll, und die Drbnung, die bei 
der Wapı befolgt werden muß, wird durch ein Geſetz feſt⸗ 
gefegt, welches der König zu derfelben Zeit Norwegens 
Storthing und den Schwedilchen Reichsſtanden vorfihlägt, 
gs der verfammelten Committee tritt einer durch. das 
Loos aus. 

$. 3. 0 Das Volljägrigkeitsalter des Königs wird durch 
ein Gefeg feſtgeſetzt, ‚welches nach Uebereinkuaft zwiſchen 


dein Norwegilchen Storthing und den Schwediſchen Stäns 


den gegeben wird, oder falls fie ſich darüber. nicht vereinis 
gen können, durch eine von ‚den Repräjentanten beider 
Reiche ernannte Committee, mit ben im vorjichenden 7, 
$. angeführten Beſtimmungen. Spbald der König das 
dm Gefe beitimmte Alter erreicht hat, erklärt ex ſich offent⸗ 
lich für mündig. Be 
Sobald der König „als volljährig, die Regier 


zung antritt; fo lege er vor dem Storthing folgenden Eid 
ab: „, ch gelobe und fchwöre, das, Königreich Norwegen 
in Uebercinftimmung mit deſſen . Conftitution ‚und Gelesen 
zu vegieren, ſo wahr mie Gott Helfe und fein heiliges 
Wort!’ Iſt Das re der Zeit nicht verſammelt; 
fo wird diefer Eid Ichriftlich im Staatsrathe niedergelegt 
und vom Könige auf dem erften Storthing feierlich wieder⸗ 
Hope, entweder mündlich oder ſchriftlich durch den von ihm 
dazu Beauftragten. . Den 

$. 10. Die Krönung und Salbung des Königs ges 
ſchieht, nachdem er volljährig geworden, in der Kirche zu 
Drontheim, zu der Zeit und mit den Ceremonieen, die ex 
ſelbſt feftfeßt. 

$. 12. Sodes Jahr Hält ſich der König, wenn nicht 
wichtige Hinderniſſe entgegen ſtehen, einige Zeit in Norwe⸗ 


gen auf. or i 
$. 12. Der König wähle felbft einen Nach aus Nore 
wegiſchen Bürgern, welche nicht junger als zo Jahre jind. 
Diefer Rath foll wenigjtens aus einem Staatsminijter und 
fieben andern Mitgliedern befichen. ‚Eben fo ann der König 
"einen Vicefönig oder Statthalter beſtellen. Der König vers 
sheilt die Gefchäfte unter ‚die Mitglieder. des Staatsraths, 
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fo wie er dies für dienlich erachtet. Um Sitz im Staats⸗ 
tathe zu nehmen, kann der König, oder in feiner Abwefen: 
Heit der Vicelönig (oder Statthalter in Vereinigung mit 
den Staatsräthen) bei auferordentlichen Gelegenheiten, 
außer den gewöhnlichen Mitgliedern des Staatsraths, ans 
dere Norwegiſche Bürger dazu berufen, nür feine Mitglies 
der des Storthings. Water und Sohn, oder zwei Brüs 
3 „ dürfen nicht zu gleicher Zeit im Staatsrathe Sitz 
nehmen. — 7 RR - 
$. 13. Während der Entfernung des Königs überträgt 
er in den Fällen, die er ſelbſt vorſchreibt, dem Vicekoͤnige 
oder Statthalter, zugleich mit wenigitens fünf Mitgliedern 
des Staatsraths, die innere Verwaltung des Reihe; Diefe 
follen in des Königs Namen und an feiner Statt die 
Regierung führen, Sie follen ſowohl den Beſtimmungen 
dieſes Grundgeſetzes unverbruͤchlich nachleben, als den ber 
ſondern damit übereinftimmenden Vorfchriften, die der 
König ihnen als Inſtruction ertheilt. Weber die folderges 
ſtalt entſchiedenen Sachen haben fie dem Könige einen uns 
terthanigen Bericht zu erſtatten. Die Geſchaͤfte werden 
durch Stimmenabgebung abgemacht, wobei im Falle, daß 
die Stimmen gleich find, der Vicekoͤnig oder Statthalter, 
oder in deren Abweſenheit das erſte Mitglied des Staates 
raths zwei Stimmen hat. 

9. 14. Bicekoͤnig kann nur der Kronprinz oder fein 
ältejter Sohn ſeyn, aber nicht eher, bis fie das für den 
König beſtimmte Alter der Volljährigkeit erreicht haben. 
Zum Statthalter wird entweder ein Normann oder ein 
Schwede ernannt. Der Vicekönig fol im Reiche wohnen, 
und darf ſich nicht länger als drei Monate im Jahre außers 
halb deffelben aufhalten. Wenn der König gegenwärtig iſt, 
hoͤrt vie Function des Viceföntgs auf. Iſt kein Vicekönig, 
aber ein Statthalter vorhanden, Hört gleichfalls deflen 
rege auf, da er in jolhem Falle bloß der erſte Staates 

tath iſt. 

8. 15. Bei dem Koͤnige verbleiben ſtets waͤhrend ſeines 
Aufenthalts in Schweden der Norwegiſche Staͤatsminiſter 

und zwei Mitglieder des Staatsraths, welche letztere jaͤhr⸗ 

Ih umwechſeln. Sie haben dieſelben Pflichten und dieſelbe 

conſtitutionelle Verantwortlichkeit, als die ſich in Norwe⸗ 
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gen befindende (ii 13. Hogenannte) Regierung, und 
allein in ihrem Beiſeyn ſollen die Norwegiſchen Angelegen⸗ 
Hheiten vom Könige entſchieden werden. Alle Antraͤge Nor: 
wegiſcher Bürger at den Koͤnig ſollen erſt bei der Norwegi⸗ 
ſchen Regierung eingeliefert und mit deren Bedenken ver⸗ 
ſehen werden, ehe fie abgemacht werden. Ueberhaupt 
muͤſſen feine Norwegiſche Sachen erledigt werden, 
daß das Bedenken der Norwegiſchen Regierung eingehohlt iſt, 
wofern nicht wichtige Hinderniſſe ſolches verbieten. Der 
Norwegiſche Staatsminiſter traͤgt die Sachen vor, und 
bleibt für die Uebereinſtimmung den Expeditionen mit‘ d 
gefaßten Beſchluͤſſen verantwortlich . 


. 10 Dar Ronig ordnet allen oͤffentlichen Kirchen⸗ 


und Gottesdienſt, alle Zuſammenkuͤnfte und Verſammiun⸗ 


gen wegen Religionsſachen an, und: ſieht darauf, daß die 
Öffentlichen Lehrer der Religion die ihnen vorgejchriebendn 
Normen befolgen. A 
617. Der König kann Anordnungen geben und aufe 
Heben, die den Handel, den Zoll, die Nahrungszweige und 
die Polizei betreffen; doch dürfen fie nicht der Conſtitution 
und den vom Storthinge gegebenen Geſetzen twiderftreiten. 
Sie gelten proviſoriſch bis zum nächken Storihinge, | 
9.18, Der König läßt Überall die Schatzungen und 
Adgaben eintreiben, welche das Storthing auflegt. Die 
- Norwegifche Staatscafle verbleibt in Norwegen, und ihre 
» Einkünfte werden allein zu den Bedürfniffen Norwegens 
„angewendet, nah J 
$..19. Der König wacht darüber, daß das Staats⸗ 


eigenthum und die Regalien auf die vom Storching ber. 


- ftimmte und für das Gemeinwefen nuͤtzlichſte Weile ange⸗ 


. grdnet-und verwaltet werden. 
6.20. Der König hat das Recht, im Staatsrathe 


- 


Verbrecher zu begnadigen, nachdem das Urtheil des hoͤch⸗ 


ſten Gerichts geſprochen und deflem Bedenken eingezogen it. 
Der Verbrecher hat die Wahl, ob er des Königs Gnade 
annehmen, oder fich der ihm. zuerfannten Strafe unterweue 
fen will. In den Sachen, welche das. Odelsthing vor dem 


Keichsgerichte einleiten läßt, kann keine andere Begnas " 


digung, als Befreiung von der ertannten Lebensſtrafe State 
finden. 45 
ji? 


ame 
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6. 22. Der König erwählt nnd beftelle, „nachdem er 
. feinen Norwegifhen Staatsrat) vernommen hat, alle 
Eivils, Geiſtliche- und Militairbeamten. Dieſe fhwören 
der. Eonjtitution und dem Könige Gehorfam und ‚Treue. 
Die Königlichen Prinzen dürfen feine Civilämter bekleiden; 
doch kann der Kronprinz oder ſein ältefier Sohn zum Vice⸗ 
fönige ernannt werden. 
. 22. Der Statthalter des Reichs, der Staatsmis 
niſter und die übrigen Mitglieder des Staatsraths, fo wie 
die Beamten, melche.bei deflen Comptoiren angefegt find, 
:Sefandte und Conjuln, bürgerliche und geiftliche, höhere 
sbrigkeicliche Perfonen, Regierungschefs und Chefs anderer 
Militaircorps, Commandanten in den Feftungen und Obers 
befehlshaber auf den Kriegsfhiffen können ohne worgängis 
ges Urtheil vom Könige verabfchicdet werden,. nachdem er 
hieruͤber das Bedenken des Staatsraths gehört hat. In 
wiefern den folhergejtalt verabfchiedeten Beamten Penfion 
zu bewilligen ijt, wird vom nächften Storthing entſchieden. 
Inzwiſchen genießen fie zwei Drittheile ihres vorher ger 
habten Gehalts. Andere Beamten fönnen vom Koͤnige nur 
Juspendirt werden, und. follen dann fogleich vor die Richter: 
fühle gejiellt werden; aber fie dürfen nicht anders, als 
nad) Urtheil abgefegt, auch nicht gegen ihren Willen vers 
ſetzt werden. 
$. 23. Der König kann nach feinem Gutbefinden, zur 
Belohnung für ausgezeichnete Verdienfte, die öffentlich bes 
kannt gemacht werden müfen, Orden ertheilen, aber feinen 
andern Rang noch Titel, als den, den jedes Amt. mit fich 
fahrt. Dev Orden befreiet keinen von den gemeinfcdafts 
lichen Pflichten und Laſten der Staatsbürger, auch führt er 
nicht vorzäglihen Anſpruch auf Staatsämter mit fi). 
Beamte, die in Gnaden verabfhiedet werden, behalten den 
Titel und Rang ihrer, befleideten Aemter. . Keine perföns 
liche oder gemijchte, erblihe Vorrechte dürfen irgend Yes 
-.mand für die Zukunft verlichen werden. 
$. 24. Der König wählt uno verabfchiedet, nach eiges 
nem Gutbefinden, feinen Hofſtaat und jeine Hofbedienten. 
$..25. Der König hat den Oberbefehl Über Des Reis 
ches Lands und Seemacht. Sie kann ohne des Storthings 
“ Einwilligung nicht vermehrt noch vermindert werden. &ie 
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darf nicht zum Dienfte fremder Mächte uͤherlaſſen werden, 
‚and fein Kriegsvolk einer fremden Macht, mit Ausnahme 
‚von ‚Hülfseruppen gegen feindlichen Ueberfall, darf ohue 
die Einwilligung des Storthings in das Reich gegogen wer⸗ 
ven,“ In Friedenszeiten follen feine andre als Norwegifche 
‚Truppen in Morwegen, und ‚feine Norwegiſche Truppen 
in Schweden ftationirt feyn. Doch fann der König in 
n eine Norwegifche Garde und Norwegiſche Frei⸗ 
‚willige haben, und kann für eine kurze Zeit, hoͤchſtens ſechs 
Wochen im Jahre, die naͤchſten Truppen von der Krieges 
macht beider Reiche zu Waffenuͤbungen innerhalb. der Graͤn⸗ 
‚zeit eines der beiden Reiche zuſammenberufen; indeß darf 
nicht in irgend einem Falle mehr Kriegsvolk als 3000 Dann 
von allen Waffengatrüngen in Friedenszeiten von des einen 
Reichs Kriegsmacht in das andere Reich gezogen werden. 
Zum Angriffstrieg därfen Norwegens Truppen und Ruders 
fottille nicht ohne Einwilligung des Storthings gebraucht 
werden, Die Norwegifche: Flotte foll ihre eigenen Werfte, 
‚and im Frieden ihre Stationen oder Häfen in Norwegen 
haben. Die Kriegsfahrzeuge des einen Reichs dürfen nicht 
«mit den Seeleuten des andern. befeßt werden, außer in fo 
‚fern diefe ſich freiwillig miethen laſſen. Die: Landwehr und 
die Übrigen Nortbegifchen Truppen, die nicht zu den Linien: 
truppen gerechnet werden können, dürfeh "tie außer Nors - 
wegens Graͤnzen gebraucht werden. Di 
6. 26. Der König hat das Recht die Truppen zuſam⸗ 
‚men zu berufen, Krieg anzufangen und Frieden zu fließen, 
‚Verbindungen einzugehen und aufzuheben, Gefandte zu 
schicken und anzunehmen, Will der König Krieg ankuͤn⸗ 
digen; fo fol er der Regierung in Norwegen feine Gedans 
ken mittheilen, und ihr Bedenken darüber einhohlen, zus 
. x. gleich mit einem volljtändigen Berichte Aber den Zuftand des 
Reichs, in Hinficht feiner Finanzen und feiner Verthei⸗ 
digungsmittel u. ſ. w. Nachdem dies gefchehen iſt, beruft 
der Koͤnig den Norwegiſchen Staatsminiſter und die Nor⸗ 
wegiſchen fo wie die Schwediſchen Staatsräthe zu einem 
außerordentlihen Staatsrathe, und jet dann die Gründe 
‚nnd Umftände feft, die in diefem Falle in Erwaͤgung gejos 
gen werden müffen, wobei zugleich die Erflärang ‘der. Nor⸗ 
< wegifchen Regierung über den Zufiand dieſes Reichs, "fo wie 


x 
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ein aͤhnlicher Bericht über die Lage. Schwedens vorzulegen 
üft. Ueber diefe Gegenjtände fordert der Koͤnig ihr Beden⸗ 
‘ten, welche fie ein jeder für fich zu Protokoll geben follen, 
unterder Verantwortlichkeit, die das Grundgefetz beftimme ; 
"und vann hat der König das Recht,uden Beſchluß, den er 
‚für den nuͤtzlichſten für den Otaat haͤle, anzunehmen und 
auszuführen: 

.$. 27: ' Alle Stantsräthe ſollen, wenn fie nicht geſetz⸗ 
liche Abhaltung haben, im Staatsrathe gegenwärtig feyn, 
und es kann _in demfelben Sein Beſchluß gefaßt werden, 
wenn nicht über die halbe Anzahl der Mitglieder. gegenwärs 
tig it. An den Norwegiſchen Sachen, welche nach dem 15. 69. 
in Schweden abgemacht werden, darf fein Beſchluß gefaßt 
werden, wenn nicht entweder: der Norwegiſche Staatsmiz 

niſter und ein Norwegiſcher Staatsrach, oder beide Nor⸗ 
wegiſche Staatsraͤthe gegenwaͤrtig ſind. 

.$.. 28. Die Vorſtellungen uͤber die Beſetzung der 
Aemter und andre Sachen von Wichtigkeit (ausgenommen 
diplomatijche und eigentlich militairiſche Commandofachen) 
folfen im Staatsrashe von dem Mitgliede vorgetragen wers 

«den, zu veflen Fathe fie gehören, und die Sachen werden 
von ihm dem im ÖStaatsrathe gefaßten Befchluffe gemäß 
erpedirt, 
6. 29. Geſtattet ein gefegliches Hinderniß es einem 
un nicht, zu erfcheinen, und die zu feinem Fache ges 
hoͤrenden Sachen vorzutragen; fo folfen fie von einem ans 
. dern Staatsrathe vorgetragen werden, den der König, 
wenn er zugegen it, oder im entgegengejegten Salle der, 
der den Borfig im Staatsrathe führt, in Vereinigung mit 
den andern Staatsräthen dazu bejtellt. Werden fo viele . 
durch gefegliche Hinderniſſe abgehalten, zu erfcheinen, daß 
nicht mehr als die Hälfte der beſtimmten Anzahl Mitglies 
der gegenwärtig it; ſo folen auf.gleiche Weile andre Ber - 
amte beftellt werden, Sig im Staatsrathe zu nehmen, in » 
welchem Falle unverzüglich darüber an den König. berichtet - 
wird, welcher entſcheidet, ob ſie in dieſer Function bleiben 
ſollen. 
$. 30. Im Staatsrathe wird uͤber alle die Sachen, 
- die darin verhandelt werden, ein Protokoll geführt. - Ein 
.. jeder, der Sig im Staatsrathe har, — verpflichtet, ſeine 
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Meinung ‚mit Freimůthigleit zu fagen, welche der König 
verbunden iſt zu hoͤren. Indeß iſt es die ſem vorbehalten, 
feinen. Beſchluß nach feinem eigenen Ermeſſen zu faſſen. 
Findet irgend ein Mitglied, des Staatsraths, 1 Königs, 
Beſchluß der Staatsform oder den Reichsgeſetzen widerſtrei⸗ 
ter, oder augenſcheinlich fuͤr Norwegen Ichaslich iſt; ſo iſt 
es. ſeine Mlicht „kraͤftige Vorſtellungen dagegen zu wachen, 
und feine Meinung im, Protokolle beizufügen, , Derjenige, 
der nicht ſolchergeſtalt proteftive hat, wird angefehen, als 
wenn er mit· dem Könige einig geweſen, iſt dafuͤr verant⸗ 
wortlich nad, kann vom Odelsching vor dem Reichsgerichte 
zur Rechenſchaft gezogen werden. 
de Alle vom⸗ Koͤnige ſelbſt augefertigte fehle 
mit Ausnahme der milktakcifhe iriſchen Commandoſachen) follen 
von dem Norwegiſche atsminiſter contrafignirt werden. 


3 6. 32.Die B e, die die Regierung: in Norwe⸗ 


gen waͤhrend der Abweſenheit des Koͤnigs faßt, werden in 
des Kounigs Namen ansgefertigt, und von dem Vicekoönige 
over, Statthalter und vom Staatsrathe unterzeichnet. ‚Konz | 
traſignirt werden, Be von dem, der die Sache vorträgt, da | 
er für dis, Hebereinitimmung, der, Expedition, mit dem Pros 
coole, ‚nl lo efeluion laser üb, veraniwortlich 
WS H aimithe ne ER 
$. 33. Alte Vorſtellungen Über Rorwegiſche Sachen 
werden, ſo wie die. Expeditionen, die nad Anleitung der— 
ſelben geihehen,»in Norwegifher Sprache abgefaßt. 
834.Der Thronerbe von Norwegen fuͤhrt, wenn ex 
der Sohn des regierenden Koͤnigs iſt, den Titel Kronprinz. 
Die übrigen, die ein Erbrecht, auf die Krone haben, heißen 
Prinzen, und die Königlichen Lörhter Pringellinnen . 
08 35. Sobald. der, Thronerbe fein achtzehntes Jaht 
vollendet hat, iſt er berechtigt Sitz im Staatsrathe zu neh⸗ 
men, doch ohne Stimme oder Verantwortung. 
636. Kein Prinz von Gebhät darf ſich ohne Erlaub⸗ 
niß des Königs vermählen. Handelt er. dagegen; ſo were 
wirlt er ſein Necht auf Norwegens Krone.» * 
6. 37. Die Königlichen ‚Prinzen — 
ſollen fuͤr ihre Perſonen vor keinem andern, als. dem 
Kdoͤnige oder, dem, den er zum Richter über fie verord⸗ 
net, belangt werden, STR ET aan srl 


III IE 


BvR Norwegen. ' 
! e 
§. 38. Sowohl der Norwegiſche Staatsminiſter, als 
die beiden Norwegiſchen Staatsrathe, die dem Könige fol⸗ 
gen, haben Sie UM berathſchlagende Stimme in’ dem 
Schwebiſchen Staatsrathe, wenn im demfelben Gegenftände 
verhandelt werden, welche beide Reiche betreffen.‘ In ſol⸗ 
hen Sachen muß zugleich das Bedenken des ir Norwegen 
befindlichen Staatsraths eingezogen werden, wofern nicht 
die Sachen eine ſo fehleunige Entfcheidung erheifchen, daß 
dazu keinie Zeit if. _ ut A 
9.35% Stirbt der König und ift der Thronfölger noch 
unmändig; fo follen der Norwegiſche und der Schwedifche 
Staatsrath fogleich zufammentreten, um gemeinfchaftlich 
die Einberufung zum Storthinge in Norwegen and. zum 
Reichstage in Schweden auszufertigen. PT 
$. 40. Bis dahin, daß die Repräfentanten beider Reis 
he verfammelt find und eine Negierung während der Min⸗ 
derjährigkeit des Königs angeordnet haben, fteht ein, von 
einer gleihen Anzahl Norwegiſcher und Schwedifcher Mit⸗ 
ſſeder zuſammengefetzter, Staatsrat der Verwaltung dee 
Seide, unter’ Beobachtung ihrer gegenſeitigen Grundger 
RG vor. Der Norwegiſche und der Schwedifche Staates 
miniſter/ die’ im’ vorbenaunten zufammengefegten Rathe 
Sitze haben, merfen das Loos darüber, wer darin den 
Borfig haben ſoll. — — 
"gr. Die in den beiden vorhergehenden 868. beſtimm⸗ 
ten Verhaltungsregeln follen auch State finden, fo oft es 
zufolge der Regierungsform von Schweden, dem Schwe⸗ 
diſchen Staatsrathe, inder Eigenjchaft als Staatsrath, zus 
kommt, die Regierung zu führen. 
$. 42. Was die fernern Beſtimmungen betrifft, wel⸗ 
che in den, in den $$. 39, 40 und 41 angeführten Fällen 
nothwendig find; fo Ichlägt der König auf dem nachften Nor⸗ 
wegifhen Storthing und Schwediſchen Reihstage ein Ger 
feß vor, das aufdem Grundjage vollkommener Gleichheit 
zwiſchen beiden Reichen beruht. - & 
$. 43. Die Wahl der Vormuͤnder, die die Regierung 
für den unmuͤndigen König führen, foll nach denfelben Re⸗ 
geln und nad) derjelben Meije vorgenommen werden, wie 
oben im 7. $. für die Wahl eines Thronfolgers vorgeſchrie⸗ 
ben worden iſt. 


x 


x 
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8. 44. Diejenigen, welche in den 69.40 und 41 an⸗ 
geführten Fällen der Regierung vorftehen, ſoilen, die Nor⸗ 
weger vor. dem Normwegifchen Storthing, folgenden Eid 
ablegen? „Ich gelobe und fchwöre; der Regierung in Webers 
einſtimmung mit der Conftitution und den Geſetzen vorzu⸗ 
fiehen, fo wahr mir Gott helfe und fein heiliges Woret" 
Die Schweden leiften den Eid vor den Schwediſchen 
Reichsſtaͤnden. Wird: zu der "Zeit kein Storthing oder 
Reichstag gehalten; fo wird der Eid fehriftlich im Staaten 
rathe niedergelegt, und nachher auf dem naͤchſten an 
oder Reichstage wiederhohlt, 

4 Sobald ihre Stantsverwaltung aufhoͤrt ſol⸗ 
len ſie vor dem Koͤnige und dem Storthins von Sopipen 
Rechenſchaft ablegen. 

$. 46. Anterlaffen die Beitommenden, in Uebereiie 

ſtimmung mit dem 39. und 41. $. fogleich das Storthing 
zufammen zu berufen; fo liegt es dem hoͤchſten "Gericht, 
als eine unbedingte Pflichtz ob, fobald 4 Wochen verſloſſen 
find, dieſe Zufammenberufung zu veranſtalten. 

$. 47. Die Leitung der Erziehung des unmuͤndigen 
Königs muß, wenn deflen Vater darüber nicht einerfchtifte 
Jiche Beitimmung hinterlaften hat, auf die im 7. und 49; 
6. vorgefhriebene Art fefigefegt werden. Es muß eing 
unabweichliche Regel feyn, daß dem unmuͤndigen Könige 
Hinlänglicher Unterricht in der Norwegiſchen Sprache 1237 
theilt wird, — 

6. 48. Iſt der männliche Konigsſtamm ausgekarben, 
und kein Thronfoiger ermähle, fo fol ein neues Koͤnigsge⸗ 
ſchlecht auf die im: 17. $. vorgefchriebene Weile "gewählt 
werden. Inzwiſchen wird es wit der — Macht 
nach dem 4. . gehalten. mngne 


Ueber ——— „an. die aeſetsebinte 


8 49. Das Volt a6: die gefehgebente Macht due 
das Storthing ( Reichsverfammlung ) aus, weiches aus 
zwei Abtbeiluhgen befteht, einem Lagthing (gefeßgebenr 
den Körper) und einem — — rn 
thuͤmern). 


48° ar; Norwegen. nn“ 


mE Stimmberehtigi find nur Norwegiſche Buͤr⸗ 
—* wehchen25 Jahre zurückgelegt haben, im Lande⸗ fuͤnf 
Vahre wohnhaft geweſen ſind, ſich daſelbſt — und 
entweder 

a) Beamte find oder geweſen find; 
4) Landbefis haben, ‚oder langer als fünf Jeher matrir 
9... lirtes Land gebaut Habenz 
3) Bürger in Handelsftädten find, oder in einer Kauf⸗ 
23.’ oder Landſtadt einen Grundbeſitz haben‘, deſſen Werth 
wenigſtens 300 Rthlr. beträgt: 

$. 51. Ein Mannzahlregifter ber alle Stimmbereche 
tigte Einwohner ſoll in Jjeder Kaufſtadt oom Magiſtrat und 
in jedem Kirchſpiel vom Vogt oder Prediger verfaßt werden. 
Die Veränderungen, welche in denſelben nachher vorfallen 
moͤchten, werden unverzuͤglich darin aufgefuͤhrt. Jeder 
ſoll, ehe er in dieß Verzeichniß eingefuͤhrt wird; offentlich 
zu Gericht der Conſtitution Treue ſchwoͤren. 
Id Das Stimmrecht wird ſuspendirt wegen. gez 
richtlicher Anklage eines. Verbrechens, Unmuͤndigkeit, wegen 
Fallit, bis die Gläubiger volle Bezahlung erhalten haben, 

vom dann, daß der Concurs durch Feuersbrunſt oder an⸗ 

deres nicht zuzurechnendes und erweisliches — verur⸗ 
ſacht wird. 
16, 53. Das Stimmrecht mird ·derldern durch Berurs 
theilung zum Zuchthaus; zur’ Karre oder zu einer andern 
entehrenden Strafe; durch den Eintritt in die Dienfte eis 
ner fremden Macht, ohne die Einwilligung der Regierung; 
durch Erwerbung des :Bürgerrechts . in- einem fremder 
Staate; durch die Ueberfuͤhrung⸗ Stimmen erkauft, ſeine 
eigene Stimme verkauft, oder in mehr als einer. Wahl⸗ 
verſammlung geſtimmt zu haben. 

$. 54. Die Wahl⸗ und Difrketiverfumlurioes 
merden jedes dritte Jahr gehalten.. Sie muͤſſen vor dem 
Ausgang des Decembermonars zu Ende geblacht ſeyn. 

$. 55. Die Wahlverfammlungen werden auf dem 
Lande ‘in der Hauptkirche des Kirchſpiels, In den Kauf: 
und Handelsjtädten in der Kirche, auf dem Rathhaufe oder 
einer andern dazu bequemen Stelle. gehalten. Sie wers 
den auf dem Lande von dem Prediger und feinen Gehälfen, 
in den Städten von den Magijtraten und Vorfichern ges 


Eonftiturion dom 4. Nov. 1814, 481t 

Tetet. Die Abgebung der Stimmen geſchleht in der Ord⸗ 

nung, die das Mannszahlvegifter ergiebt. Streitigkeiten 

„über das Stimmrecht werden von den Leitern der Vers 

Femmlung entſchieden, von deren Ertenntniß man an das 
torthing provociren kann. 

$. 56. Ehe die Wahlen beginnen, ſoll die Conſtitu⸗ 
tion vörgelefen werden, in den Städten von’ der erften 
Magiftratsperfon, auf dem Lande vom Prediger. ; 

$..57. In den Städten wird für jede so ſtimmbe⸗ 
rechtigte Einwohner ein Wahlmann ernannt. Diele Wahls 
männer verfammeln fih Innerhalb acht Tage darauf auf 
der von der Obrigkeit, dazu beſtimmten Stelle, und ernens 
nen entweder aus ihrer eigenen Mitte, oder unter den 
übzigen Stimmberechtigten in ihrem Wahldiftrice, ein 
Vlertheil ihrer eigenen Anzahl, um auf den Storthing zu 
erfheinen und Sig au nehmen, fo daß 3 bis 6 einen waͤh⸗ 
den, 7 bis 10 zmwer, rı bis 14 drei, 15 bis 18 vier, wel 
ches die. höchfte Anzahl iſt, die ein Ort ſenden kann. Hat 
eine Handelsſtadt weniger als 150 ſtimmberechtigte Eins 
wohner; fo fender fie ihre Wahlmdnner zu der naͤchſten 
Stadt, um in Vereinigutig mit deren Wahlmännern zu 
Kimmen, und dann werden beide Stätte als ein Diſtrict 
angejehen. 

9 58. In jedem Kirchfpiel auf dern Lande ernennen 
die ſtimmberechtigten Einwohner in Verhaltniß ihrer Ans 
zahl die Wahlmaͤnner dergeftalt, daß bis 100 einen waͤh⸗ 
len, 100 biß 200 zwei, 200 bis 300 drei, und fo weiter 
im nämlihen Verhaͤltniß. Dieſe Wahlmänner verſam⸗ 

meln ſich innerhalb eines Monats darauf auf einer vom 
Amtmann dazu beftimmten. Stelle, und ernennen dann ents 
weder aus ihrer eigenen Mitte, oder unter den andern 
Stimmberechtigten im Amte cin Zehntheit ihrer eignen 
Zahl, um auf dem Storthing zu erfheinen und Sig zu neh⸗ 
men, fo daß 5 bis 14 einen-wählen, 15 bis 24 zwei, 25 
bis 34 drei, 35 und daruͤber vier, welches die größte Anz 


so. 

. 59: Dieim s7. und 58. 6. feſtgeſetzten Beſtim⸗ 
— gelten zum naͤchſten Storehing. Wird dann bes 

funden, daß bie Repräfentanten der Kaufitäore mehr 

ader weniger als ein Drittheil von den Nepräjentanten des 
Zweiter Band, 31 
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ganzen Reiches ausmachen, muß das. Storthing fär. bie 
Zukunft dieſe Beſtimmungen ſo veraͤndern, —9 die Res 
‚präfentanten der, Kaufftädte.fich. zu denen des Landes, wie 
ein zu zwei verhalten, und muß die Zahl der Repräfentans 
ten im Ganzen nicht geringer ald.75 und nicht größer als 
100 Du [4], Fe ke ee 
$.6p., Die fih im Reiche befindenden Stimmberech⸗ 
tigten, die wegen Krankheit, Militnirdienfte oder anderer 
geſetzlicher Abhaltung nicht erfcheinen koͤnnen, Finnen dens 
jenigen , die die Wahlverfammlungen leiten, ehe dieſe bes 
endigt find, ihre Stimmen einſenden. cs 
8 61, . Keiner kann zum. Repräjentanten. gewählt 
werden, wofern ey nicht 30 Jahr alt it und fich zo Jahr 
Yang im Reiche aufgehalten hat... - As 
6. 62. Die Mityliedemdes Staatsraths und die Ber 
amte, die bei deſſen Comtoiren angejegt find, Hofbediente 
und Penfioniften des Hofs koͤnnen nicht zu Repräfentanten 
‚erwählt werden, ; 
. 9. 63. Jeder, der zum Repräfentanten erwählt wird, 
Ye pflichtig, die Wahl anzunehmen, wofern er nicht. daran 
duch Hinderniffe abgehalten wird , die von den Wahlmäns 
nern geſetzlich anerfannt werden, deren Erkenntniß die Ber 
urtheilung des Storthings unterworfen werden kann. Dere 
jenige, der zwei auf einander folgende. Male als Repräjens 
tant auf einem ordentlichen Storthing erfchienen iſt, iſt 
nicht verbunden, die Wahl zu dem darauf folgenden ordents 
lichen Storthing anzunehmen, . Wird ein Repräfentant 
durch geſetzliche Urfache verhindert, auf dem Storthing zu 
erſcheinen; -fo tritt der, welcher naͤchſt ihm die mehreften 
Stimmen hatte, in feine Stelle. 
§. 64. Sobald die Repräfentanten erwaͤhlt find, wer⸗ 
den fie mit einer Vollmacht verfehen, die auf dem Lande 
“von der Dbrigkeit, und’ in den Städten von dem Magis 
ſtrat, fo mie von fämmtlihen Wahlmännern unterfchrier 
ben ift, zum Beweis deflen, daß fie auf die in der Conſti⸗ 
tution vorgefchriebene Weife ernannt find. Die Geſetzlicha 
lichkeit diefer Vollmachten wird vom Storthing beurtheilt. 
8. 65. Jeder Repräfentant ift zur Vergäfung feiner 
Reiſekoſten nach und von dem Storthing, aus der Staats 
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saffe, und feines. Unterhalts während der Zeit, die er dem 
Storthing beiwohnt, bereihtigt. " : 
5. 66. Die Repräfentanten find aufiihrer Neife zum 
und vonr Storthing, fo wie während ihres Aufenthalts bei 
derſelben von aller perfönlichen Haft befreit, wenn fie 
nicht in Öffentlichen Verbrechen betroffen ergriffen werden; 
auch koͤnnen fie nicht, außer von den Verſammlungen des 
Storthings, zur Verantwortung wegen ihrer dafelbft- geaͤu⸗ 
- ferten Meinungen gezogen werden. Jeder iſt verpflichtet, 
ſich nad) der dafeldft angenommenen Ordnung zu kichten. 
9. 67. Die auf vorfiehende Weife erwählten Nepräs 
fentanten machen das Storthing des Königreichs Nors 
wegen aus, . 

9.68... Das Storthing wird in der Kegel-den erften 
Werteltig im Februarmonat jedes dritte Jahr in ver 
Hauptitadt des Reichs eröfftiet, wenn der Koͤnig nicht wer 
gen auferordentlicher Umjtände, wie feindlichen Einfalls 
oder auftecfender Krankheit, dazu eine ‘andere Stade im 
Reiche beftimmt. "Solche Beſtimmung muß danm bei Zeiten 
befannt gemacht werden. — — 

9. 69. Juñ außerordentlichen Faͤllen hat der Koͤnig 
das Recht, das Storthing außer der gewoͤhnlichen Zeit zur 
farnmenzuberufen; "der König erläßt- dann eine Bekanut⸗ 
machung, ‚die in allen Kirchen der Stifsdrter wenigſtens 
fechs Wochen vor der Zeit verlefen werden muß, wo die 
Mitglieder des Storthings an dem beitimmten Orte zus 
fammen fommen follen; i 
g 70, Ein ſolches außerordentliches Storthing kann 
vom Koͤnige, wenn er es fuͤr gut befindet, aufgehoben 
werden. — 

9. 71. Die Mitglieder des Storthings fungiren als ' 
5* während dreier auf einander folgender Jahre ſowohl bei 
em außerordentlihen, als dem ordentlichen Storthing, 
welches inzwifchen gehalten wird, ee 
9 92. Wird ein außerordentliches Storthing och zu 
der Zeit gehalten, da das ordentliche zufammentreten foll; - 
ſo hört die Wirkſamkeit deserfien auf, fobald das letzte verz 
fammelg iſt e 
$. 73. Kein Storthing kann gehalten werden, wenn 
vicht zwei Drittheile feiner Mitglieder gegenwärtig find. 
32° 
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$. 74. Sobald das Stevthing ſich conftituirt hat, ers 
öffnet der König, oder der, den er dazu beftellt hat, defr 
fen Verhandlungen mit einer Rede, worin er daſſelbe von 
dem Zujtande des Reichs und den Gegenftänden unterrich⸗ 
tet, worauf er befonders die Aufmerkſamkeit des Storthinge 
hinzulenten · wuͤnſcht. In des Königs Ge — darf 
keine Berathſchlagung Statt finden. Das Storthing er⸗ 
wählt unter feinen Mitgliedern ein Viercheil, welches das 
Lagthing ausmacht; die Übrigen drei Viertheile bilden dag 
Ddelsthing. Jedes Thing hälst feine Verſammlungen 
abgefondert und ernennt feinen eignen Präjidenten und 
Secreair. 
$. 75. Es kommt dem Storthing zu: - 
x) Sejege zu geben und aufzuheben; Schagungen, Abs 
. . gaben, Zoll. und andre öffentliche Laften aufzulegen, 
welche doch nicht länger gelten, als bis zum 1. Julius 
des Jahrs, da das neue ordentliche Storthing verfams 
melt iſt, wofern fie. nicht von diefem ausdruͤcklich er⸗ 
neuert werden; 

2) Anleihen auf den Credit des Reichs zu eröffnen ; 

3) Aufſicht über das Geldweſen des Reichs zu E führen ; 

4) die zu den Staatsansgaben noͤthigen Geldfummen 
zu bewilligen; 

$) zu beſtimmen, wie viel dem Könige und dem Bices 
önige jährlich für ihren Hofftaat ausbezahlt werden 
fol, und die Apanage der Königlichen Familie feits 
zufeßen, * jedoch nicht in feſtem Eigenthum be⸗ 
ſtehen darf; 

6) ſich das in Norwegen erxiſtirende Regierungeproto⸗ 
koll und alle oͤffentliche Berichte und Papiere (mit 
Ausnahme eigentlicher militairiſcher Commandoſachen) 
vorlegen zu laſſen, nebſt beglaubigten Abſchriften oder 
Auszügen aus den beim Kriege, durch den Norwegi⸗ 
fhen Staatsminifter und die in Schweden befindlichen 
zwei Staatsräthe ‚geführten Protofollen, oder - den 
dafelbjt vorgelegten öffentlichen Papieren; 

7) ſich die Buͤndniſſe und Tractaten mitheilen zu laſſen 
die. der König für den Staat mit fremden Mächten 
eingegangen iſt, mit Ausnahme der geheimen Ars; 
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— — ‚ ‚die jedoch den Öffentlichen nicht widerſtreiten 
duͤrfen; 

8)- jeden aufzufordern, vor dem Storthing zu erſchei⸗ 
nen, mit Ausnahme des Königs und der Königlichen 
Familie: doch gilt dieß für die Königlichen Prins 
zen nicht, infofern fie andre Aemter als das des Vice⸗ 
koͤnigs befleiden; 

9) die inzwifchen beftandenen Gagen⸗ und Penfionslir 
fien zu revidiren, und darin die Veränderungen zu 
machen, die für nöthig gefunden werden; 

10) fünf Reviforen zu ernennen, die jährlich die Rech⸗ 
nungen des Staats durcfehen, und Auszüge aus 
denfelpen durch den Druck befarint machen follen, das 
her diefe Rechnungen jedes Jahr vor dem 1. Julius 
dieſen Reviſoren zugeftellt werden follen ; 

11) Fremde zu naturalifiren, 

$. 76. Jedes Geſetz foll auf den Odelsthing entweder 

von deflen eigenen Mitgliedern, oder von der Regierung 
durch einen Staatsrath zuerft vorgefchlagen werden. Iſi 
det Vorſchlag, dafelbit angenommen; fo wird er an das 
Lagthing gefandt, welches ihn entweder genchmigt oder vers 
wirft, und im legten Fall ihn mit beigefügten Bemerkun⸗ 
gen zuruͤckſchickt. Diefe werden vom Odelsthing in Erwäs 
gung gezogen, welches entweder den Geſetzesvorſchlag hin⸗ 
legt, oder ihn wiederum mit oder ohne Veränderung an 
das Lagthing ſendet. Iſt der Vorſchlag vom Doelsthing . 
zweimal dem Lagthing vorgelegt, und von diefem zum zwei⸗ 
tenmal mit einer Zuruͤckweiſung zuruͤckgeſandt; ſo tritt das 
ganze Storthing zuſammen, und dann wird mit zwei Drit⸗ 
theilen feiner Stimmen über den Vorſchlag entſchieden. 
Zwifchen jeder folhen Berathſchlagung muͤſſen wenigſtens 
drei Tage verfließen. 

$. 77. Hat ein vom Odelsthing vorgeſchlagener Ber 

ſchluß den Beifall des Lagthing oder des verfammelten Stors 
thing erhalten; fo wird er durch eine Deputation von beis 
den Abtheilungen des Storthings an den König gejandt, 
wenn er gegenmärtig iſt, oder im entgegengefeßten Fall an 
‚den Vicekoͤnig oder an die Normwegifche Regierung, mit 
dem Antrag auf Ertheilung der Königlichen Sanction. 
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6. 78. Bewilligt der König den Beſchluß; fo verficht 
‘er ihn mit feiner Unterfehrift, wodurch er Geſetz wird. 
Genehmigt er ihn nicht; fo fendet er ihn an das Odels⸗ 
thing mit der Erklärung zurück, daß er. es nicht dienlich 
findet, den Beſchluß zu fanctioniren. 
$. 79. In diefem Fall darf der. Befhluß nicht mehr 
von dem dann verfammelten Storthing dem Könige vorges 
legt werden, der ſich auf diejelbe Weife benehmen ann, 
wenn das nächte ordentliche Storthing denfelben Beſchluß 
alıfs neue vorſchlaͤgt. Wird er aber, nachdem er abermals - 
erwogen worden, von dem dritten ordentlichen Storthing 
wiederum auf beiden Thingen unverändert angenommen, 
und dann dem Könige mit dem Begehren vorgelegt, daß 
Seine Majeftär Ihre Sanction einem Befchluffe nicht vers 
weigern möchten, welche das Storthing, nad) der reifliche 
ſten Ueberlegung, als nuͤtzlich anfieht; fo wird er Geſetz, 
wenn auch des Königs Sanction nicht erfolgt, ehe das Store 
thing fich trennt. j 
6. 80. Das Storthing bleibt fo Tange verſammelt, 
als es für nöthig findet, doch nicht Über drei Monate, ohne 
bes Königs Erlaubnid. Wenn es vom Könige aufgehoben 
wird, nachdem es feine Verrihtungen zu Ende gebracht hat, 
oder die beftimmte Zeit verfammelt gewefen ift, ertheilt der 
König zugleich feine Reſolution auf die bereits vorher niche 
abgemachten Befchläffe, indem er fie entiveder betätigt oder 
verwirft. Alle die, welche er nicht ausdräcklich annimmt, 
werden angefehen, als ob fie von ihm verworfen wären. 
i $. 81. Alle Sefege werden in der Norwegiſchen 
Sprache und (die im 79. $. ausgenommehen) in des 
"Königs Namen, unter dem Siegel des Norwegiichen Reichs 
un: in folgenden Ausdrüden ausgefertigt: „Wir N. N. 
thun fund und zu wiffen, daß Uns ein Befchluß des Stors 
things von Dato vorgelegt ift, fo lautend: (Hier folge 
der Beſchluß.) Daher haben Wir angenommen und bes 
kraͤftigt, wie Wir denfelben hierdurch als Gefeg annehmen 
und befräftigen, unter Unferer Hand und des Reiche 
Siegel.” 
$. 82. Die Sanction des Königs iſt nicht erforderlich 
zu den Befchläffen des Storthings, wodurch es fih 1) als 
Storthing nach der Eonftitution verfammelt erflärt; 3) es 
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feine innere Polizei beſtimmt; 3) es die Vollmachten der 

anweſenden Mitglieder annimmt oder verwirft; 4) es Ers 
kenntniſſe über Wahlftreitigkeiten beftätigt oder verwirft; 
5) es Fremde naturalifirt; 6) und endlich auch nicht zu 
dem Beſchluſſe, wodurch das DOldesthing den Staatsrath 
oder Andere unter Verantwortung fest. 

$. 83. Das Storthing kann das Bedenken des hoͤchſten 
Gerichts Über wichtige Gegenſtaͤnde einziehen. 

$. 34. Es wird bei offenen Thuͤren gehalten, und 
feine Verhandlungen werden durch den Druck bekannt ges 
macht, ausgenommen in den Fällen, wo das Gegentheil 
durch Stimmenmehrheit befchloffen wird. 

§. 85. Der, der einem Befehl gehorcht, deffen Abficht 
dahin geht, die Freiheit und Sicherheit des Storthings zu 
ftören, macht fi dadurch dev Verrätherei gegen das Vaters 
land fchuldig. Zr 


Ueber die rihterlihe Gewalt. 


6. 86. Die Mitglieder des Lagthings machen zugleich 
mit dem höchften Gerichte das Neichsgericht aus, wels 
ches vom Oldesthinge eingeleitet worden, entweder gegen 
die Mitglieder des Staatsraths gder des hoͤchſten Gerichts, 
wegen Amtsverbrechen,. ‚oder ‚gegen die Mitglieder des 
Storthings, wegen der Verbrechen, die fie, als ſolche, bes 
gehen möchten. Im Reichsgerichte hat ‚der Präfident des 
Lagthings den Vorfig. 

$. 87. Der Beklagte ann, ohne deshalb irgend eine - 
Urfache anzugeben, von den Mitgliedern des Neichsgerichts 
bis zu einem Deittheile perhorresciren, doch. ſo, dab das 
Gericht nicht weniger als funfjehn Perfonen ausmacht... 

$. 88. Das hoͤchſte Gericht urtheilt in legter In⸗ 
fang. Es darf nicht aus wenigern Mitgliedern als dem, 
Suftitiarius und ſechs Beifigern beftehen. 9— 

6. 89. In Friedenszeiten iſt das hoͤchſte Gericht nebſt 
zwei Officieren, welche der Koͤnig dazu verordnet, die 
zweite und letzte Inſtanz in allen den Kriegsgerichtsſachen, 
welche entweder den Verluſt des Lebens oder der Ehre, oder 
eine Freiheitsberaubung auf laͤngere Zeit als drei Monate 
betreffen. R dr ? 
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$. 90. Von den Urtheilen des hoͤchſten Gerichts findet 
tn feinem Falle eine Berufung Statt, noch können fie einer 
Reviſion unterzogen werden. 
9.91. Keiner kann, ehe er 30 Jahre alt iſt, zum Ditgich 
des hoͤchſten Gerichts beitellt werden, - 


Allgemeine Beſtimmungen. 


6. 92. Zu Aemtern im Staate duͤrfen allein Nor⸗ 
Wesüche Bürger ernannt werden, welche ſich zu der Evans 
gelifcy : Larberiihen Religion befennen, der Conſtitution 
und dem Koͤnige Treue gefchworen haben, und die Landes: 
fprache reden, auch. 1) entweder im Reiche von Xeltern ges 
bohren ind, die damals Unterthanen des Staats waren, 
oder 2) in fremden Landen von Norwegifchen Aeltern ges 
bohren find, welhe zu der Zeit nicht — eines an⸗ 
dern Staats waren, oder 3) die den 17. Mai 1814 ihrem 
beitändigen Aufenthals im Reiche hatten, und fich nicht ges 
weigert haben, ben Eid abzulegen, Norwegens Selbitjtäns 
digkeit zu behaupten, oder die 4) fi) hernach während zehn 
Sahre im Reiche aufhalten, oder die 5) vam Storthinge 
naturalijirt werden. Doc) können Fremde zu Lehrern bei 
der Univerſitaͤt und den gelehrren Schulen, zu Aerzten und 
Eonjuln an fremden Orten beftellt werden. Keiner kann 
zu einem Oberbeamten ernannt werden, ehe er 30 Jahre 
alt it, noch zu einer Magiitratsperfon, zum Unterrichter 
und Vogt, che er 23 Jahre alt ift. 

8.93 Norwegen haftet für feine andre Schuld, als 
feine eigne Nationalſchuld. 
994 Es follveranftaltet werden, daß auf dem erſten, 
oder, wenn dies nicht moͤglich iſt, auf dem zweiten ordent⸗ 
lichen Storthing ein neues allgemeines Civil: und Crimi⸗ 
nalgefegbuch gegeben wird: Inzwiſchen bleiben die jetzt 
geltenden Gefege des Staats in Kraft, infofern fie diefem 
Orundgefege oder den inzwifchen erlaffenen proviforifchen 
Anordnungen nicht miderftreiten. Die gegenwärtigen pers 
manenten Schagungen bleiben ebenfalls bis zum nächften 
Storthing. 

62.95. Keine Disſpenſationen, Protectoria, Mora⸗ 
toria oder Erhebungen duͤrfen bewilligt werden, nachdem 
das neue allgemeine Geſetz in Kraft geſetzt iſt. 
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8. 96. Keiner kann gerichtet werden alt nach dem Ge⸗ 

Teße, noch anders ‚als nach Urtheil beiraft werden. Die 

peinliche Frage darf nicht Statt finden. 

. 9. 97. Keiypri Gefege darf ruͤckwirkende Kraft geges 
ben werden. — 

F. 98. Mit den Sporteln, die an die Bedienten des 
Gerichts erlegt werden, duͤrfen keine Abgaben an die Staats⸗ 
kaſſe verbunden ſeyn. 

$. 99. Keiner kann eingezogen und gefangen gehalten 
werden, außer in den vom Geſetze beſtimmten ‚Fallen und 
auf die durch die Gejege vorgefchriebene Weiſe. Fuͤr unbes 
fugten Arreſt, oder ungefeglichen Aufenthalt ſtehet der Beis 
fommende den Sefangenen zur Rechenfchaft:e Die Regie: 
rung ift nicht berechtigt, die militairifche Macht gegen Mits 
glieder des Staats anzuwenden, außer in den von der Ger 
fetzgebung beftimmten Formen; es wäre denn, daß eine - 
Berjammlung die Öffentliche Ruhe fiörte, und fie fich nicht 
augenblicklic trennte, nachdem die.den Aufruhr betreffenden 
Artikel des Landesgeſetzes das drittemal laut von der Civil 
obrigkeit verlefen find, = 

$. 100, Die Drudfreiheit foll Statt finden. Keiner 
kann wegen irgend einer Schrift, die er hat drucken oder 
herausgeben laſſen, von welchem Inhalte fie auch jeyn mag, 
geftraft werden, wofern er nicht ſelbſt vorfäglih und offenz 
bar Ungehorfam gegen die Geſetze, Geringfchägung der Res 
ligion, Sittlichfeit, oder der conftitutionellen Gewalten, oder 
Widerfeglichkett gegen deren Befehle an den Tag gelegt 
pder andere dazu gereizt, oder falſche und ehrenkraͤnkende 
Befhuldigungen gegen Jemand vorgebracht hat. Freis 
muͤthige Aeußerungen über die Verwaltung des Staats oder 
irgend einen andern Gegenftand find einem jeden erlaubt. 

$. 101. Neue und beitändige Beſchraͤnkungen der Nah: 
rungsfreiheit dürfen in Zukunft niemals für Jemand ers 
laſſen werden. 

$. 102. Hausinquiſitionen därfen nicht Statt finden, 
außer in Griminalfälten. 

$. 103. Denjenigen, die hiernach falliren, wird feine 
$reiftätte zugeftanden. Ki 

$. 204. Eigenthum und Grundbeſitz kann in Seinem 
Galle verwirkt werden b 


46.0, Norwegen. 


6. 1055 Erfordert das Beduͤrfniß des Staats, daß 
einer ſein bewegliches oder unbewegliches Eigenthum zu 
oͤffentlichem Gebrauche hergiebt; fo gebührt ihm aus der 
Staatskaſſe voller: Erfaß. - F — 

$. 106. Sowohl die Kaufſummen als die Einkünfte 
ber geiftlihen-Beneficien und Güter follen bloß zum Beſten 
der. Geiſtlichkeit und zur Befsrderung der Aufklärung anger 
wandt werden. Das Eigentum milder Stiftungen kann 
nur zu deren Nutzen verwandt werden. * 

§. 107. Das Ockls⸗ und Aaſardesrecht ſoll nicht: auf⸗ 
gehoben werden. Die naͤhern Bedingungen, unter welchen 
es zum groͤßten Nutzen fuͤr den Staat und zum Beſten des 
Landvolks beibehalten werden ſoll, werden von dem erſten 
oder dem naͤchſtfolgenden Storthinge beſtimmt. 

$. 108, In Zukunft ſollen keine Grafſchaften, Baros 

nien, Stammhaͤuſer und Fideicommiſſe errichtet werden. 
: 65.209. Jeder Bürger des Staats iſt im Allgemeinen 
gleich verpflichtet, eine ‚gewifle Zeitlang fein Vaterland zu 
vertheidigen, ohne Hinſicht auf Geburt oder Vermögen. 
Die Anwendung diefes Grundfages, und die Einſchraͤnkun⸗ 
gen, denen fie unterzogen werden muß, fo wie die Bes 
fimmung, inwiefern es für das Neich dienlich ift, daß die 
Vertheidigungss und Wehrpflicht mit dem 25. Jahre aufs 
höre, wird der Entfcheidung des erften ordentlichen Stors 
things überlaflen, nachdem durch eine Committee alle Auf⸗ 
Hlärungen erlangt find. Inzwiſchen verbleiben die jetzt gel 
tenden Beftimmungen in Kraft. 

6. 110. Norwegen behält feine eigne Bank und fein 
Münzwefen, welche Einrichtungen durch das’ Gefeg bez 
ſtimmt werden. Ze eR 

6. ırı. Mormwegen hat das Recht feine eigne Kaufe 
fahrteiflagge zu haben. Seine Kriegsflagge bleibt eine 
Unionsflagge. - 

— . 112. Zeigtdie Erfahrung, daß irgend ein Theil dies 
fes Grundgeſetzes des. Königeeihs Norwegen verändert werz _ 
den muß; fo fol der Vorfchlag dagu auf einem srdentlichen 
Storthinge vorgelegt und durch den Druck befannt gemacht 
werden. Allein es kommt erft dem.nächften ordentlichen 
Storthing zu, zu beſtimmen, ob die vorgeichlagene Ver⸗ 
änderung Statt finden foll oder nicht.. - Doch muß folche 
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Veränderung niemals den Principien dieſes Grundgeſetzes 
widerftreiten, fondern allein Modificationen in einzelnen 
Beſtimmungen betreffen, die den Geift diefer Conftitution 
nicht verändern; auch muͤſſen zwei Drittheiledes Storthings 
in folder Veränderung einig feyn. ' 

Chriſtiania, in Norwegens außerordentlihem Storthing, 
ven 4. Nov. 1814, 


Chriftie 
(L. 5.) p. t. Präfivent. 
L. Weidemann. 


Daß das Srundgefeg des Norwegiſchen Reihe, wie es 
Wort für Wort vorgefchrieben ſteht — mit Vorbehalt des 
sonftitutionellen Rechts der Schwediſchen Reichsitände in 
den Städen, welche Veränderungen oder Modificationen 
in der Negierungsform des Schwedischen Neichs mit 
führen — zwiſchen unſerm Allergnädigften Könige u 
Herrn, Kari dem Dreizehnten, Königevon Schwer 
den, Norwegen, der Gothen und. Wenden ꝛc. dur uns 
unterzeichnete, bevollmächtigte Commiffaire vor Hochſtdeſſen 
Augen und dem jest in Chriftiania verfammelten außeror? 
dentlihen Storthinge des Norwegiſchen Reichs 
verhandelt und befchluffen worden: wird hierdurch mit uns 
fern Namensunterfhriften und untergedrudten Siegeln 
atteftive und bekräftigt, .. 

Ehriftiania, den 4. Nov, 1814. 

M. Roſenblad. 

B. v. Dlaten. Graf Wetterftedt. 
G. 5. Birfen A. G. Mörner 
Ev. Rofenfiein. 3.D. Valerius, 


. 
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Anhang. 


1, 


Sürftenchum Waldeck. 


Bei Beendigung des Druckes dieſes zweiten Theils, 
findet ſich in No. 80 ©. 320 der Allgemeinen 
Zeitung vom Jahre 1817 die Nachricht, daß be— 
reits am 19. April 1816 zu Arolſen die Verfafs 
fung für das Fürftenthbum Walded erfchienen 
fey. _ Kein anderes teutfches Blatt hatte bisher diefer 
Berfaffung gedacht; fie konnte daher auch in diefem 
Bande noch nicht erfheinen. Der folgende dritte 
Band wird. fie in dem Anhange liefern. Bis dahin 
begnügen wir uns, den Inhalt diefes, „aus 5 Ars 
tikel beftehbenden Landesvertrages“ nach ber 
Allgem. Zeit. anzugeben: 

1) Das vertragsmäßige Abſchließen der Berfafs 
fung zwifchen Herrn und Sand, auf die Grundlage 
des alten Rechts. . " 

2) Die Landſchaft (Nepräfentanten) gebildet 

2) durch die Befiger Landtagsfähiger Ritterguͤter; 

2) durch die Abgeordneten der 13 Städte; *) 


*) Da man nit annehmen Fann, daf dem Fürftentfume - 
Waldeck und Pyrmont bie intellectuelle Kraft im 
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5) Durch 10. Vertreter bes Bauernflandes, und 
berechtigt a) fämmtlihe Steuern zu reguliren und 
zu verwilligen; b) Verwaltung der Landeskaſſen, dag 
die Steuern nur zu den von Herrn und Land bes 
flimmten Zwecken verwendet werden; c) Berathung 
und Einwilligung bei allen Gefegen und Anordnuns 
gen; d) Gefegesvorfchläge und Anträge zur Vefördes 
rung ber Landeswohlfahrt- einzureichen ; e) Befchwere 
defuͤhrung bei Mißbräuchen jeder Art; f). mitzuwa⸗ 
en, bag von den Juftizbehörden untadelhafte Rechts⸗ 
pflege gelibt werde, 

5) Der Iandfchaftlihe Ausfhuß verfammelt ſich 
jährlich im Juny. 

" 4) Die landfepaftlihe Kammer ift dem Fürften 
und den Ständen allein untergeordnet, nimmt ſaͤmmt⸗ 
liche Einfünfte ein, und verwaltet die Landeskaſſe. 

5) Sicherheit der Verfaflung bei dem Antritte eie 
nes neuen Regenten; bie Stände werden zufammens 
berufen, und huldigen demfelben, nachdem er über 
die Befolgung der Verfaſſung Reverfalien ausgeſtellt 
hät. 

Stande der Gelehrten, der Prediger, ber Schullehter, der 
Kuͤnſtler, der Kaufleuͤte, der Fabrikanten 7 ganz fehle; 
fo fragt es ſich, warum dieſer Staat: blos die phyfie 
Ihe Kraft vepräfentiren läßt? Mir achten die Repräs 
fertanfen des Bauernftandes, und freuen uns, daß in 
Teutſchland die Zeit gefommen ift, wo man das von Gu⸗ 
ſtav Waſa ſchon vor drei Jahrhunderten gegebene Beiſpiel 
nachahmt; allein ſollte der verdiente Gelehrte, der Schul⸗ 
mann, der Kaufmann, der mit mehrern Erdtheilen in Vers 
bindung ſteht u. ſ. w. nicht chen fo gut das Wohl deg, 

De I tönnen, ‘als ‚der gewählte Schulze eines 

orfeB?. — 


Sunbamentalgefeg des Königreiches der 
Niederlande vom 24. Aug. 1815. 


In erſten Theile dieſer Schrift S. 502 ff. war 
bereits im Zuſammenhange dargeſtellt worden, wie 
dieſes Fundamentalgeſetz zuerſt, vor der Vereinigung 
Belgiens mit Holland, von dem ſouverainen Fuͤrſten der 
Niederlande zunaͤchſt auf das ehemalige Koͤnigreich Hol⸗ 
land, nach dem erften Parifer Frieden aber vom 50, 
Mai 1814 auf das ganze nun vereinigte Königreich 
der Niederlande ausgedehnt, ben verfammelten Res 
prafentanten des vereinigten Volkes vorgelegt, von 
dieſen, der Mehrheit nach, angenommen, und vom 
Könige am 24. Auguft 1815 als Fundamentalgefeg 
— des Widerfpruhs in den befgifhen Provinzen 
ungeachtet — aufgeftellt und fanctionirt worden war. 
Es .«riftirte weder im teutfhben Buchhandel das 
Original diefer Gonftitution, noch war bis dahin eine 
vollftändige Weberfegung berfelben in irgend eis 
nem öffentlihen Blatte erfhienen. Nach der Bes 
ſtimmung diefes Werkes follte aber diefe Eonftitution 
in extenso mitgetheilt werden. Sie ward alfo aus 
dem Haag verfchrieben, und erfcheint hier in einer 
wörtlihen Ueberſetzung. Das Driginal führt den 


‘ 
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Zitel: Loi fondamentale ‚du royaume des :Pays- 
bas. Traduction oflicielle. La Haye, de Fim- 
primerie belgique, Veenestraäat N. 147. "1816. 8, 
62 Seiten. ee 


ST Erfeh Rapitell u 7 

Von bem Königreihe und deffen Einwohnern, 

2... Das: Königreich. der- Niederlande, deſſen 
Gränzen durd den zwifcheniden auf dein Wiener Congreß 
Serfammelten Mächten Europens ‚abgefchloffenen-und den 
9. Fun. 815 unterzeichneten, Tractat befkimme ſind, bes 
ſteht aus Ban Provinzen: Nordbrabant, Süds 
brabant, Limburg, .-Geldern,. Lüttich, Dfis 
flandern, Wejtflandern, Hennkgau, Holland, 
Seeland, Namur, Antwerpen, Utrecht, Sriess 
Vand, Oberyfſel, Sröningen und Drenrhe, _ 

BSa das Großherzogthum Furemburg, ſo wie 
es durch den Wiener Tractat begraͤnzt iſt, unter Einer 
Souverainetaͤt mit dem Koͤnigreiche dev Niederlande ſtehet; 
fo wird’ es nach demſelben Fundamentalgeſetz regiert werz 
den. feinen Verhaͤltniſſen zu dem teutſchen Bunde lunbe⸗ 

ade eo: " | 

” 3. Die Provinzen Geldern, Holland, Seeland, Ut— 
recht, Friesland, Oberyſſel, Groͤningen und Drenthe ber 
halten ihre gegenwärtigen Graͤnzen. 

Nordbrabant befteht aus dem Gebiete der Prowinz, wels 
he jest den Namen Brabant führt, mit Ausnahme des 
Teils, welcher zu dem Depariement der untern Maas 
gehört hat. i 

Die Provinzen Suͤdbrabant (Departement der Dyle), 
Oftflandern (Departement der Scelde), Weftflandern 
(Departement der Lys), Hennegau (Departement von 
Semappe), und Antwerpen (Departement der beiden Ne⸗ 
then) behalten: die gegenwärtigen Gränzen diefer Depars 
tements. 2 . 

Die Provinz Limburg befteht aus dem ganzen Depar⸗ 
tement der untern Maas und den Theilen des Ruhrdepar⸗ 
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eemente, welche nach dem Wiener Tractat zu dem Könige. 
seiche gehören. - La iu h Uoesa 
... Die Provinz Lüttich begreift has Gebiet des Departes 
inents dev Durthe, mir Ausnahme des Theils, welcher 
durch denfelben Tractat davon getrennt worden le. — 

Die Provinz Namur, enehält, den Theil des Departe⸗ 
ments der Sambre und Maas, welcher nicht zu dem Groß⸗ 
herzogthume Luremburg gehött. 

Die» Graͤnzen des Großherzogthums Luxemburg find 
durch den Wiener Tractat beſtimmt. 

3. Die für nuͤtzlich oder noͤthig gehaltenen Graͤnzbe⸗ 
richtigungen zwiſchen den Provinzen werden durch ‘ei -Gez 
feg beſtimmt wer en, welches fowohl auf das Intere ſe der 
Bewohner, als auf die Erleickterung der allgemeinen Ver⸗ 
waltnug Ruͤckſicht nehmen wird. 

4. Jedes Individuum, daB ſich im Gebiete dee Könige 
reiches befindet, es fen ein Einwohner oter Fremder ges 
nieße, den, den Perfonen und Vermögen geſicherten 
“ SR 

5. Die’ Ausübung der bürgerlihen Rechte, iſt durch 
das Geſetz bejtimmt. — 

6: Das Recht’ zu votiren in den Städten und auf dem 
Lande , fo wie die Zulaͤſſigkeit zu den Provinzials „und Los 
calverwaltungen, wird nad} den Locals und Provinzialſtatu⸗ 
ten beffimmt- FR 
7. Die, Verfügungen diefer Statuten über das Rede 
und die Zuläfigkeit, welche der. vorige Artikel erwähnt, 
ſollen, fo wie fie nach Verfluß des jehnten Jahres, von der ' 
Promulgation des Fundamentälgeleges an gerechnet, in 
Siltigkeit ſeyn werden, für einen Theil diefes Gefeges ges 
achtet werden. . 

8. Niemand Kann zum Mitglied der Generalftaaten, 
—* Chef oder Mitglied des Departements der allgemeinen 

erwaltung, zum Staatsrath, zum Commiſſair des Koͤ— 
nigs ‚in. den Provinzen, oder zum Mitglied des Oberge⸗ 
richtshofes (Haute Cour) ernannt werden, wenn er 
nicht Einwohner der Niederlande, und im Königreiche, od 
in den ‚Kolonien von Aeltern, welche daſelbſt wohnha 
find, gebohren if. j 
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Wenn er während einer Abweſenheit feiner Aeltern, 
diefe ſey temporär oder im Dienſte des Staats, gebohren 
iſt; fo genießt cr die nämlichen Rechte. 

9% Die Eingebohrnen des Königreiches, oder welche 
durch eine Fiction des Geſetzes oder durch die Naturalifas 
tion für folche gehalten werden, find: zu allen andern Vers 
waltungsgefchäften ohne Unterjchied fähig. ‘ 

‚ 10, Ein Jahr Jang nad) der Promulgation des gegens 
wärtigen Sundamentalgejeßes darf der König in der Frem⸗ 
de gebohrnen und in dem Königreiche wohnhaften Perfos 
nen die. Rechte des Indigenats und die Fähigkeiten zu allen 
und jeden Aemtern ertheilen. " i 

11, Jede Perjon üt ohne Unterfchied des Standes und 
des Ranges und der Geburt zu allen Aemtern gleich fähig; 
jedoch mit Vorbehalt desjenigen, was durch die Reglements 
der Provinzen zu Folge des Kap. 4. des Fundamentalges 
ſetzes A auf die Bildung der Provinzialftände feſt⸗ 
geſetzt ill. 


Zweites Kapitel, 
Don dem Könige 


Erfie Section. 
Von der Thronfolge 


12. Die Krone des Königreiches der Niederlande tft 
und bleibt S. M. Wilhelm Friedrih, Prinzen von Ora⸗ 
nien-Naſſau, und erblich feinen rechtmaͤßigen Defcendens 
sen, in Gemäßheit folgender Beftimmungen, übertragen. ° 

-13..Die rechtmaͤßigen Deſcendenten des regierenden 
Könige find die aus feiger- Ehe mir J. M. Friederike Louiſe 
MBilhelmine, Prinzeſſin von Preußen, gezeugten und noch zu 
zeugenden Kinder ; und im Allgemeinen diejenigen Dejcens 
denten, welche aus einer, mit Beijiimmung der Generals - 
ſtaaten, von dem- Könige contrahirten oder mit feiner Eins 
willigung gefehloffenen Ehe entiproffen find. 

14. Die: Krone üft erblid) nach dem Rechte der Erſtge⸗ 
burt, fo daß der erfte Sohn des Könige oder fein Deſcen⸗ 
dent männlihen Geſchlechts duch Repräfentation fuccedirt. 

Zweiter Band. 32 
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"35, In Ermangelung einer Defcenden; männlichen 
Geſchiechts des älteften Sohnes geht die Krone auf feine 
Brüder Äber, oder auf ihre Defsendenten männlidhen Ger 
ſchlechts, gleichfalls nad) dem Recht der Primogenitur und 
Repraſentation Über. 

16. In gänzliher Ermangelung einer Deſcendenz maͤnn⸗ 
fihen Gefchlechts aus dem Kaufe Dranien :Naffau, find 


die Töchter des Königs nach der Promogeniturordnung zur 


Succeſſion berufen. . 

ı7. Wenn der König Feine Töchter hinterlaffen hat; 
fo trage die Altefte Prinzeffin der älteften männlichen abiteis 
genden Linie des legten Königs die Krone auf ihr Haus 
über, und, im Sale früheren Abfterbens, wird fie-vonihren 
Defcendenten vepräfentirt. 

13. Wenn feine männliche abfteigende Linie des legten 
"Königs eriftire; ſo fuccedirt die ältefte weibliche abfteigende 
Linie diefes Koͤnigs; fo daß immer die männliche Branche 
der weiblichen, und die dltere der jüngern, und in jeder 
Branche der Bruder der Schwefter und der ältere dem juͤn⸗ 
gern vorgezogen wird. - 

19. Wenn der König ſtirbt, ohne Nachkommenſchaft 
zu hinterlaffen, und tvenn feine Defcendenz männlicher Linie 
aus dem Kaufe Oranien⸗-Naſſau vorhanden iſt; fo fuecedire 
die nächite Verwandtin des Ichten "Königs, aus dem koͤnig⸗ 
lichen Haufe, und im Falle ihres frühern Abſterbens, fol⸗ 
gen ihre Defcendenten in der Regierung. 

20. Wenn ein Weib die Krone auf ein anderes Haus 
übergetragen hatz fo tritt diefes Haus in alle Rechte des 
‘jet regierenden Haufes ein, und die vorigen Artikel find 
‚auf daffelbe anzuwenden; fo daß feine Defcendenten in 
“männitcher Linie, mit Ausſchluß der Meiber ader der weib⸗ 
lichen Defeendenz, fuccediren, und daß keine andre Linie 
auf den Thron gerufen werden kann, fo lange als diefe 
Defcendenz nicht gänzlich erlofhen ift. , m 

21. Eine Prinzefiin, welche fih ohne Einwilligung 
der Generalftaaten verheirather hätte, hat Feine Rechte auf 
den’ Thron. 

Eine Königin legt die Regierung nieder, wenn ſie ohne 
Einwilligung der Generalftaaten eine Ehe contrahirt. 
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"42, Sollte der jegt vegierende König Wilhelm driedeich 
von Oranien⸗Naſſau keine Nachkommenſchaft haben; jo 
vererbt die Krone auf ſeine Schweſter, die Prinzeſſin Frie⸗ 
derike Louiſe Wilhelmine von Oranien, Wittwe des verſtor⸗ 
benen Karl Georg Auguſt, Erbprinzen von Braunſchweig⸗ 

Luͤneburg, oder auf ihre rechtmaͤßigen Deſcendenten, welche 
aus einer den Verfuͤgungen des obigen 13. Art. gemäß 
contrahirten Ehe gebohren find. 

23. In Ermangelung vechtmäßiger Deſcendenten bier 
fer Prinzeſſin, geht die Krone auf die rechtmäßigen männs 
lichen Defcendenten der Prinzefiin Karoline von Dranien, 
Schweſter des verftorbenen Prinzen Wilhelm V., Gemabs 
lin des verftorbenen Fürften von Nafau: Weilburg, über, 
auch nad) dem Rechte der Primogenitur nnd Repräfentas 
tion. 

24. Wen befondre Umſtaͤnde eine Aenderung in der 
‚Ordnung der Succeſſion in der föniglihen Würde noͤthig 
machen follten; fo kann der König in viefer Hinſicht den 
Seneralftaaten, den vereinigten Kammern, einen Geſetzes⸗ 
entwurf vorlegen; tn dieſem Falle muß die zweite Kammer 
in doppelter Anzahl zufammenberufen werden. 

25. Der.König, welcher keinen durch das Fundamen⸗ 
talgeſetz zur Krone berufenen Nachfolger hat, ſchlaͤgt einen 
den Generalſtaaten vor, welche verſammelt und zuſammen⸗ 
geſetzt ſind, wie im vorigen Artikel. 

26. Wenn der Vorſchlag von den Generalſtaaten ge⸗ 
nehmigt wirdz ſo macht der Koͤnig ſeinen Nachfolger der 
Naͤtion in den für die Promulgation der Geſetze vorge⸗ 


ſchriebenen Formen bekannt, und läßt ihn feierlich procla⸗ 


misen. 

27. Wenn dem Könige vor. feinem Tode kein Nachs 
folger ernannt worden iſt; fo.eınennen und proslamiren ihn 
feierlich die Seneralftaaten, welche wie im 24. Artikel vers, 

ſammelt und zufammengefeßt find. 

- 28, In den in den Artikeln 22,.23, 24, 25 und.27 
erwähnten Fällen bleibt die Succeffion, fo, wie fie durch die 
Artikel 13, 14, 15, 16, 17, 18, 19 und 20 vorgefchries 
ben ift. er 

29. Der König der Niederlande kann feine andre 

"Krone tragen. 
32 * 


500. - Niederlande, 


In keinem Falle kann der Sig der Reglerung außer⸗ 
halb des Königreiches verlegt werden. 


Zweite Section. 
Bon den Eintünften ber Krone. 


30. Der König genießt ein jährliches Einfommen von 
2,400,000 Gulden, aus dem Öffentiichen Schage zahlbar. 
31. Wenn der jegf regierende König Wilhelm Friedrich 
von Dranien: Naflau den Vorſchlag dazu thut; fo können 
ihm durch ein Befeg Domänen zu völligem Eigenthume bis 
zum Betrage von 500,000 Gulden Einkünften augemwiefen 
werden, welche von den im vorigen Artikel beftimmten Eins 
kuͤnften abgezagen werden. - z 
32. Schicklich meublirte Sommer » und Winterpalläfte 
find zur Wohnung des Königs bejtimmt, mit einer jährlichen 
Summe , die für die Unterhaltung diefer Palläfte 100,000 
Gulden nicht überfteigen darf. 


33. Der König, die Prinzen und die Prinzeffinnen 
feines Haufes, find von allen perfönlichen und directen Auf⸗ 
lagen befreit; fie find von der Giundfteuer nur ‚für die 
Wohnungen, welche ihnen angemwiefen find, befreit; fie: 
find aber «len andern Auflagen unterworfen. 

k 34 Der König richtet fein Haus ein, wie es ihm gut 
cheint. 

35. Eine verwittwete Königin genießt während Ihres 
Wittwenſtandes ein jährliches Einfommen von 150,000 Guk 
den aus dem Öffentlichen Schatze. 

36. Der älteite Sohn des Könige, oder fein maͤnn⸗ 
licher Defcendent, als präfumtiver Kronerbe, ift der erſte 
Unterthan des Koͤnigs; er führt den Titel eines Prinzen 
von Dranien, 

37. Der Prinz von Dranien genießt in diefer Quali⸗ 
tät vom erfüllten 18. Jahre an ein jährliches Eintommen | 
von 100,000 Gulden aus dem öffentlichen Schage, wel: 
ches auf 200,000 Gulden erhöht wird, wenn er in Gemaͤß⸗ 
zu dem Artifel 13 fi vermähle 


r 
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Dritte Section. 


Bon der VBormundfhaft über den minder: 
jährigen König. 


38. Der König iſt mit erfülltem 13. Jahre 
mündig, 
39. Im Falle der Minderjährigkeit, ſteht der König 
unter der Vormundſchaft einiger Mitglieder des königlichen 
Hauſes und einiger vornehmen und im Laıde gebohrnen 
Derfonen. 
40. Diefe Vormundfchaft wird im voraus von dem 
. regierenden Könige, in Uebereinftimmung mit den Generals 
. ftaaten, den vereinigten Kammern übertragen, 
: 41. Denn fie durd feinen Vorgänger nicht verfüge 
. worden ift; jo wird für diejelbe durch die Generalſtaaten, 
die vereinigten Kammern, geſorgt, welde fih, wenn es 
möglich iſt, mir einigen nahen Verwandten des minderjähr 
rigen Königs vereinigen. 
42. Jeder Vormund leiter, ehe er-fein Ant antritt, 
in die Hände des Präfidensen folgenden Ein: 
„Ich fchwöre Treue dem Königes ich ſchwoͤre ger 
„wiſſenhaft alle Pflichten zu erfüllen, welche feine 
„Vormundſchaft mir auferlegt, und namentlich, ihm 
„Anhaͤnglichkeit an das Fundamentalgefeg feines Königs 
‚rteiches und Liebe zu feinem Volke einzuflößen, 
„So wahr mir Gott helfe. 


Vierte Section 
Von der Regentfhaft. 
43. Während der Minderjährigkeit des Königs wird 


die Eöniglihe Macht von einem Regenten ausgeübt; er 


wird im voraus von dem regierenden Könige, in Uebereins 


ſtimmung mit den Generaljtaaten, den vereinigten Kam⸗ 


mern, ernannt. Die Sueceflion inder Regentſchaft, waͤh⸗ 
‚ send der Minderjährigkeit des Könige, kann auf diefelbe 
Art feftgejegt werden. . 
44. Wenn der Regent nicht bei Lebzeiten des König 
ernanut worden iſt; jo gejchieht dieß durch die dem Artikel 


J 


1 
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u gemäß verfammelten und zufammengefegten Generals 

aaten. 
‚Wenn die Succeffion in der Regentſchaft nicht feſtge⸗ 

ſetzt iftz jo kann der Regent fie in Webereinitimmung mit 
den. wie oben verfammelten Generalftaaten feftiegen. 

45. Der Regent leiftet in einer Verſammlung der Ger 
neralitaaten, den vereinigten Kammern, und in die Hände 
des Prälidenten, folgenden Eid: . . 
„Ich ſchwoͤre dem Könige Schorfam ; ic) ſchwoͤre, daß 
„ich in ter Ausuͤbung der königlichen Macht, während 
„der Minderjährigkeit des Königs (fo lange der König 
„außer Stand feyn wird, zu regieren,) das Funda— 
„mentalgeſetz des Königreiches beobachten und aufrecht 
„erhalten werde, und daß ich bei einer Gelegenheit 
„und unter feinem Vorwande, welder er auch fey, 
„nmich von demjelben entfernen, uder zugeben. werde, 
„dag man-fich davon entferne. 

„Ich fhwöre ferner, mit aller meiner Macht die Uns 
„abhaͤngigkeit des Königreiches und die Integritaͤt ſei⸗ 
„nes Gebiets, fo wie die äffentliche und individuelle 
„Freiheit zu vertheidigen und zu bewahren, die Rechte 
aller und jeder Unterthanen des Königs zu erhalten, 
„und zur Sicherung des allgemeinen und beſondern 
„Wohlergehens, fo wie ein guter. und tfeuer Negent 
„ſchuldig iſt, alle Mittel anzuwenden, - welche die 
„Geſetze zu meiner Verfügung ftellen, 

„So wahr mir Gott helfe.“ 

45. Die königliche Macht wird gleichfalls durch einen 
Regenten ausgeübt, wenn der König ſich außer Stand bes 
finder zu regieren. 

Nachdem der Staatsrath, welcher aus den gewöhnlichen 
Mitgliedern und den Chefs der Minifteriafdepartements zus 
fammengefest ift, durch eine genaue Unterfuchung conſta⸗ 
tirt hat, daß diefer Fall exiſtirt; fo beruft er die Generals - 
ſtaaten zufammen (die zweite Sammer in doppelter Anzahl), 
am während der Dauer der Verhinderung dafür zu forgen. _ 

Die Mitglieder der Generalſtaaten, welche fih den ein 
und zwanzisften Tag nach der Zufammenberufung an dem 
Drte befinden, wo die Regierung ihren Sitz hat, eröffnen 
die Seſſion. Fe 


a 


Sundamentalgefeß v. 24. Aug. 1815. 508 


47% Wenn es nmoͤthig iſt, für die Aufſicht über die Per: 
fon des Königs zu jorgen, welche ſich in dem Falle des vori- 
gen Artikels befindet; fo Gefolge man die in den Artikeln 39, 
und 41 über die Vormundſchaft eines minderjährigen Königs 
aufgeitellten Grundſaͤtze. N 

43. Wenn in diefem Falle der Prinz von Dranien 
volle 18 Jahre alt iſt; fo ift er Negent von Rechts wegen, 

49. Wenn der Prinz von Oranlen nicht volle 18 Jahre 
alt ift, und in den in den Artikeln 27 und 44 erwähnten 
Fällen, übt der Staatsrath, zufammengefegt wie in Artis 
kel 46, die königliche Gewalt aus, bis durch die General; 
fEaaten dafür geſorgt ift. 

Die Mitglieder diefes Raths legen in die Hände des 
Vräfidenten, und diefer in Gegenwart der Verfammlung 
folgenden Eid ab: 

„Ich ſchwoͤre als Mitglied (Praͤſident) des Staats: 

raths/ zu der Erhaltung und Beobachtung des Funz 

„damentalgefeges des Königreiches in der Ausübung 

der koͤniglichen Macht beizutragen , bis durch die Ger 

„nevalftaaten dafür’ geſorgt iſt. 

„So wahr mit Gott helfe.’ 

so. Die Acte, welche die Regentſchaft feſtſetzt, wird 
den Abzug beftimmen, der von den Einkünften der Kroue 
für den Aufiwand der Negentfchaft gemacht wird. 

51.. Wenn der Königden Generalftaaten feinen Nach⸗ 
folger zur Krone vorgefchlagen Hat (Art. 25); wenn er 
nicht mit ihnen die Vormundſchaft des minderjährigen 
Königs feftgefege Hat (Art. 40); wenn er den Regenten 
des Königreiches nicht mit ihnen defignirt hat (Art. 43)5 
fo erklären die Generaljtaaten feierlich den Fall, welcher 
eintritt, und fle forgen für denſelben, fo wie es in den Ars 
tifeln 27, 41 und 44 vorgefchrieben if. 


Fuͤnfte Seetion. 
Bon der Inauguration des Konigs. 


52. Wenn der König die Zügel der Negterung ergreifts 
- fo wird.er feierlich it einer oͤffentlichen Sigung der Genes 
talitaaten, den vereinigten Kammern, inaugurirt. Diefe 
Sigung wird im Freien gehalten. ’ 


54 Nieberlande. 


An Friedenszeiten geſchieht die Inauguration abwech⸗ 
ſelnd zu Amſterdam und in einet Stadt der ſuͤdlichen Pror 
vinzen, welche der König wählt. 

53. Nachdem in diefer öffentlihen Sigung das Fun⸗ 
damentalgeieg dem Könige ganz vorgelefen worden Hit, lei⸗ 
ſtet ex folgenden Eid: — v 

„Ich ſchwoͤre dem Volke der Niederlande, das Fun’ 
„damentalgeſetz des Koͤnigreiches aufrecht zu erhalten, 
„und zu beobachten, und daß ich bei feiner Gelegen⸗ 
I „heit und unter keinem Vorwande, welder et auch 
„ſey, mich davon entfernen oder zugeben werde, daB 
„man fich davon entferne. r 
„Ich ſchwoͤre ferner, mit alfer meiner Macht die Unab ⸗ 
„bängigfeit des Königreiches und die: Integrität feines 
„Gebiets, fo wie die öffentliche und individuelle Frei⸗ 
„heit zu vertheidigen und zu bewahren, die Rechte 
„aller und jeder meiner Unterthanen zu erhalten, und 
„zur Sicherung und Erhöhung des allgemeinen und 
„beſondern Wohlergehens, fo wie ein guter König 
„ſchuldig ift, Ale Mittel anzuwenden, welche die Ger 
„ſetze zu meiner Berfügung jtellen. 
„So wahr mir Gott helfe. 


54. Nach der Leiftung diefes Eides wird der König 
in ee nämlichen Sigung von den Generalſtaaten inaus 
gurirt. 

Der Praͤſident ſpricht in dieſer Abſicht folgende feierliche 
Erklärung aus, welche er und alle Mitglieder durch eine 
individuellen Eid beitärten: z 

„Bir ſchwoͤren im Namen des Volkes der Niederlans 
„de, dab wir, kraft des Sundamentalgefeges- diefes 
„Staates, Sie zum Könige annehmen und inaugus 
„tiven; dad wir die Rechte Ihrer Krone aufrecht ers 
” —* werden; daß wir in der Vertheidigung Ihrer 
„VPerſon und Ihrer koͤniglichen Wuͤrde Ihnen gehor⸗ 
„ſam und treu ſeyn werden; und wir ſchwoͤren alles zu 
„thun, was gute und getreue Generalſtaaten zu thun 
„, verpflichtet find. 
„So wahr uns Gore helfe.“ 


Sundamentalgefeg v. 24: Aug. 181 508. 


ss. Der König ſetzt die Provinzialſtaaten vorz feiner 
Snaugurarion in Kenntniß, welche ihm mit folgenden Wors 
sen Huldigung leitten: 
„Wir fhwören, daß wir Ihnen als rechtmaͤßigem 
„, Könige der Niederlande in der Vertheidigung Ihrer 
„Perſon un. königlichen Würde getreu feyn roerden; 
„und dab wir in Gewißheit des Fundamentalgeſetzes 
„den Befehlen, vie uns von Ihnen zukommen, ges 
„horchen werden; daß wir in ihrer Vollziehung Ihren 
m Dienern und Raͤthen Huͤlfe und Beiſtand leiften 
„werden, und daß wir außerdem hun werden, was 
„getreue Unterthanen zu thun verpflichter find, 
„So wahr uns Gott helfe. 
Eine feierliche Deputation einiger ihrer Mitglieder übers 
bringt dieje Erklärung dem Könige, _ 


Schfte Section 
Bon den königlihen Rechten, 


56. Der König hat. dee Leitung der auswärtk 
gen Angelegenheiten; er ernennt die Miniſter und 
Eonfuln und beruft fie zuruͤck. 

57. Der König erklärt den Krieguud fließt 
Frieden; er ſetzt die beiden Kammern der Ceneralſtaaten 
davon in Kenntniß. Er fügt. diejenigen Mittheilungen 
Hinzu, welde er mit dem Intereſſe und. der Sicherheit des 
Staates für vereinbar hält... . | f 

58. Den Könige gehört das Recht, alle andere Vers 
träge und Conventionen abzufhliehen und zu ratificiren. 

Er jegt die beiden Kammern der Generalſtaaten davon 
in Kenntniß, fobald er glaubt, daß das Intereſſe und die 
Sicyerheit des Staats es erlauben. - 

Wenn in Friedenszeiten abgefchloffene Tractate eine Abs 
tretung oder eine Austaufchung eines Theiles des Gebiets 
des Königreichs oder feiner Beſitzungen in den andern Welt⸗ 
theilen enthalten; fo werden fie von dem Könige nicht eher 
—— als bis ſie von den Generalſtaaten gebilligt wor⸗ 
den ſind. 
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59. Der König verfügt über die Land- und Seemacht, 
er ernennt die Officiere bei derfelben, und ruft fie, nach Bes 
fchaffenheit ver Faͤlle, mit Penfion zuruͤck. 

60. Die oberfie Leitung der Kolonieen und der Bes 
fisungen des Königreiches in den andern Welttheilen ges 
hört:ausfhließend dem Könige . 

61. Der König hat die oberfie Leitung der Finanzen; 
er ordnet und beftimmt die Befoldungen der Collegien und 

Staatsbeamten, welche aus dem öffentlihen Schage bezahle 
‚ werden; er trägt fie in das Budget der Ausgaben des 
Staats ein. 

Die Befoldungen der Staatsbeamten des richterlichen 

Standes find durch. das Geſetz beftimmt. j 
62. Der König hat das Hecht Münze zu fchlagen, 
und fans fie mit feinem Bilde prägen laffen. 

63. Der König ertheilt den Adel; diejenigen, welche 
er adelt, legen ihre Diplome den Staaten ihrer Provinz 
gen vor; dann nehmen fie an den mit dem Adel verbunder 

‚nen Vorrechten Theil, und namentlich an dem Rechte, in die 
Ritterſchaft eingefchrieben zu werden, wenn fie die erfors 
derlichen Bedingungen in fich vereinigen. e 

64. Jeder Ritterorden wird durch ein Geſetz, auf den 
Vorſchlag des Königs, begründet. 

65. Fremde Orden, welche feine: Berbindlichkeit auf: 
erlegen, können von dem Könige und von dem Prinzen fei- 
nes Hauſes mit feiner Einwilligung angenommen werden. 

Kein fremder Orden, welder er auch fey, kann von 
einem andern Unterthan des Königs, ohne feine ausdruͤck⸗ 
liche Erlaubniß, angenommen werden, 

66. Diefe Erlaubniß ift ebenfalls zur Annahme aller 
fremden Titel, Würden oder Aemter erforderlich. 

In Zutunft können von einem fremden Fürften ertheilte 
Adelsbriefe von feinem Unterthan des Könige angenommen 
werden. _ — 

67. Der Koͤnig hat das Recht zu begnadigen, 
nachdem cr von dem Obergerichtshofe des Königreiches ein 
Gutachten eingezogen hat. i a 

68. Außer dem Rechte, in. den von dem Geſetze ſelbſt 
beftimmten Fällen zu dispenfiren‚cibewillige der König. in - 
dringenden Fällen, und wenn die Generalſtaaten nicht vers 


X 
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fammelt find, - Privatperfonen für ihr Privarinterefle und 
auf ihr Verlangen Dispenfationen, nachdem er den Staats⸗ 
rath darüber gehört hat; dieſe Dispenfationen werden in 
Juſtizſachen und nad eingejogenem Gutachten von dem 
"Dbergerichtshofe, und in andern Sachen von den Verwals 
tungstepartements , welche fie betreffen , bewilligt. Der 
König ſetzt die Generalitaaten von allen Dispenfarionen in 
Kenntniß, welche er in dem Zeitraume von. einer Seſſion 
bis zur andern bewilligt bat. 

69. Der König entfheider alle Streitigkeiten, welche 


fich zwifchen zwei oder mehreren Provinzen erheben, wenn - 


er fie nicht in Güte beendigen kann. 
70. Der König legt den Generalftaaten di 
Gejegesentmwärfe vor, und thut ihnen jeden anders 
Vorſchlag, den er für gut hält. 
Er beftätigt oder verwirft die Vorſchlaͤge, 
welhe ihm die Seneralfiaaten thun, 


®Siebente Section. 


Bon dem Staatsratheundden Minifterials 
departements. Sat 


71. Es eriftirt ein Staatsrath. Diefer Nath ber 
fteht aus Hödyitens vier und zwanzig Mitgliedern, welche, 
ſo weit es möglih, aus allen Provinzen: des Königreiches 
gewählt find; der König ernennt und enffegt fie nad) Ber 
Heben. 

Der König hat den Vorſitz im Stoatsrathe; er ers 
nennt, wenn er es für gut hält, einen Ötaatsfecretairs 
Dicepräfidenten. i 

72. Der Prinz von Dranien iſt von Rechts wegen 


Mitglied des Staatsraths; er nimme mit erfülltem 18ten 


Jahre einen Pla darin ein, 
Die andern Prinzen des Pöniglichen Hauſes koͤnnen 
nach ihrer Muͤndigkoit von dem Könige hineinberufen wer⸗ 


den. , 
&ie find nicht in der feſtgeſetzten Zahl der ordentlichen 
5 Mitglieder begriffen. ah ch 


73. Der Koͤnig unterwirft der Berathſchlagung des 


Staatsraths die Vorſchlaͤge, welche er den Generalſtaaten 


— 


* 
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thut und die, welche Ihm von denfelben gethan worden, fo 

wie alle allgemeine Maasregeln für die innere Verwaltung 

:des Königreiches und feiner Befigungen in andern Welt 

eilen. - 

“ Im Eingange der Gefege und koͤniglichen Verordnuns 

gen wird erwähnt, daß der Staatsrath gehört worden ift. 
Der König. befragt ferner den Staatsrat um fein 

Gutachten. über alle Gegenflände des allgemeinen oder bes 


fondern Intereſſes, welche er für gut hält, ihm zu unters . 


werfen. B 
Der König entfcheidet allein, und er bringt jede feiner 
Enefcheidungen zur: Kenntniß des Staatsrathe, 

74. Der König kann außerordentliche Staatsräthe 
ohne Befoldung ernennen; er beruft jie in den ‚Staates 
rath, wenn er es für gut hält, 

75. Der König gruͤndet Minifterialdeparter 


ments; er ernennt und entfeßt deren Chefs. 


nad Belieben; er kann einen oder mehrere derjelben 
berufen, um den Berathſchlagungen des Staatsraths beizus 
. lohnen, 
76. Der Eid, welchen die Chefs der Minifterialdepars 
tements und die ordentlihen und außerordentlichen Staates 
»räthe-leiften ‚enthält unabhängig - von dem, was der Kö: 
nig außerdem beizufügen für gut findet, die Verpflichtung, 
dem Fundamentalgefege treu zu ſeyn. 


Drittes Kapitel, 
Bonden Generalfiaaten. 
Erfie Section. 
Bon der Bildung der Generalfiaaten. 


77. Die Generalftaaten vepräfentiren bie 

- Mation. 

78. Die Generalitanten werden aus zwei Kammern 
gebildet. 

i 79. Eine:diefer Kammern beficht aus Hundert und 
sehn Mitgliedern, weiche von den Staaten der Pros 

vinzen, fo mie folgt, ernannt werden: Nordbrabant ers 

nennt 7, Suͤdbrabant 8, Limburg 4, Geldern 6, Lüttich 


> 


- 
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6, Oſtflandern 10, Weftflandern 8, Hennegau 8, Hol⸗ 


land 22, Seeland 3, Namur 2, Antwerpen 5, Utrecht 


3, Friesland 5, Overyſſel 4, Groͤningen 4, Drenthe 1, 
Luremburg 4. 

80. Die andre Kammer, welche den Namen der ers 
fien Kammer führt, beftcht aus wenigfiens viarfig 
und Höhftens fehzig Mitgliedern, die volle vierzig 
Sahre alt feyn möäffen, und auf Lebenszeit von dem 
Könige aus den Perfonen ernannt werden, welche darch 
dem Staate geleiftete Dienfte , durch ihre Geburt oder ihr 
. Vermögen am ausgezeichnetften find. 


Zweite Section 


Von der zweiten Kammer der Generalz 
fiaaten. 


. Perſonen, welche in der Provinz, von welcher 
fie — werden, wohnhaft und volle dreißig Jahre alt 
find, find in der zweiten Rammer wählbar. 

Die in einer und derfelben Provinz erwählten Mitglier 
der dürfen einander nicht näher, als im dritten" Grad vers 
wandt oder verfehmägert feyn, 

Lands und Seeofficiere find nur wählbar, wenn’ fie 
einen Rang über den der Capitains haben. 

82. Die Mitglieder diefer Kammer werden auf drei 
Jahre erwähle. Die Kammer wird jährlich zum drits 
ten Theil erneuert, dem Schema gemäß, welches in bies 
fer Hinfiche aufgefegt werden wird. 

Die heraustretenden Mitglieder koͤnnen unmittelbar 
darauf wieder gewählt werden, 


x 


83. Die Mitglieder diefer Kammer votiren individuel 


ohne Bevollmächtigung, und ohne an die Verſammlung, 
welche fie ernannthat, zu referiven. 


84. Beim Eintritt in ihr Amt leiften fie, jeder nah 


dem Ritual feines Cultus, folgenden Eid: 
„Ich fehwöre (verfprehe), das Bundamentalgefe 
„zu beobachten und aufrecht zu erhalten; und daß 4 


„bei keiner Gelegenheit und unter keinem Vorwande 


„irgend einer Art mich davon entfernen oder zugeben 
„werde , daß man ſich davon entferne; daß ich mit ala 
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„Ien meinen Sräften die Unabhängigkeit des Könige. 

„reiches und die Öffentliche und individuelle Freiheit 
„bewahren und beihügen werde; daß ich, fo viel an 

„mir ift, zu der Erhöhung des allgemeinen Wohler⸗ 

gehens beitragen werde, ohne mic von demſelben wer 

„gen eines befondern. oder provinziellen Intereſſes zu 

„entfernen. _ 

„So wahr mir Gott helfe.” — 

Sie werden zu dieſem Eide zugelaſſen, nachdem fie 
folgenden Eid geleiſtet haben: 

„Ich ſchwoͤre (erklaͤre), daß ich, um zum Mitgliede 
„der zweiten Kammer der Generalſtaaten ernannt zu 
„werden, weder direct noch indirect, noch unter eis 
„nem Vorwand irgend einer Art, keine Perfon, die 
in oder außer einem Staatsamte fiehet, Gaben 
„oder Geſchenke weder gegeben oder verfprochen has 
„be, noch geben oder verfprechen werde.” 

Ich ſchwoͤre (verfpreche), daß ich niemals von 
„irgend Jemanden oder unter irgend einem. Vorwan⸗ 
„de, direct oder indivect, irgend eine Gabe oder Ges 
„ident annehmen werde, um irgend etwas in der 
„Ausübung meines Staatsamtes zu thun oder nicht 
„zu thun.“ 

„, So wahr mir Gott helfe,” 

Die Schwire werden in die Hände des Königs oder, in 
der zweiten Kammer, in die Hände des dazu von dem Koͤ⸗ 
nige autoriirten Präfidenten abgelegt. 

85. Der Präfident der zweiten Kammer wird von 
dem Könige für die Dauer einer Seffion, aus einer 
dreifachen Lifte, welche die Kammer ihm überreiht, ers 
Bannt. * 

86. Die Mitglieder dieſer Kammer erhalten eine Ent⸗ 
ſchaͤdigung für ihre Nerfegung (deplacement), welche 
durch das Gefeg nach Maasgabe der Entfernung beftimmf 


wird. i 

. Sie erhalten ferner für Aufenchaltskoften eine. 
Summe von 2500 Gulden jährlid; diefe Entihädigung, 
welche monatlidy bezahlt wird, erhalten dieienigen Mits 
glieder in dem Zeitraume von einer Seffion bis zur andern 
nicht, welche bei der letzten Seſſion nicht zugegen geweſen 
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find, wenn fie nicht beweiſen, daß ſie durch Krantheit 
daran verhindert worden. 


Dritte Section, 


: Bon der erfien Kammer der Generals 
ſtaaten. 


87. Die Mitglieder der erſten Kammer erhalten zu 
aller Schadloshaltung fuͤr Verſetzung und Aufenihalt eine 
Summe von 3000 Gulden jährlich. 

88. Bei dem Eintritt in ihre Amt leiften fie, jeder 
nach dem Nitual feines Cultus, in die Hände des Königs 
die für die Mitglieder der zweiten Kammer vorgeſchtiebenen 
Eibe, 

89. Der König ernennt den Präfidenten der eriten 
Kammer für die Dauer einer Seffion. 


Vierte Section, 


Verordnungen, die beiden Kammern gemein 
find. 


90. Man kann nicht zu gleicher Zeit Mitglied beider 
Kammern ſeyn. 

91. Die Chefs der allgemeinen Verwaltungsdepartes 
ments haben in beiden Kammern Sitz. 

Ihre Stimme iſt nur dann deliberativ, wenn fie Mits 
glieder der Kammer find, in welcher fie fisen. 
92. Die Mitglieder der Generalfiaaten fönnen nicht 

zu aleiher Zeit Mitglieder der Rechnungskammer feyn, 
noch überhaupt Stellen haben, welde zum Rechnungswe⸗ 
ſen gehören. 

93. Ein Mitglicd der Provinzialftaaten, das zu. den 
Seneraliiaaten ernannt wird, verliert, indem es in den: 
felben Sitz nimmt, feine vorige Eigenſchaft. 

94. Jede Kammer verifieirt die Vollmachten ihrer 
Mitglieder, und entfcheidet die in diefer Hinſicht entftandes 
nen Streitigkeiten. 

95. Jede Kammer ernennt Ihren Protokollfuͤhrer 
(greffier). 
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96, Gebe der beiden Kammern führt den Titel: Edle 
‚and Hochmaͤchtige Herren (Nobles et Puissants Seigneurs). 
97. Die Seneralfiaaten verfammeln jich wenigitens 
einmal jährlich; die ordentliche Seſſion fängt mit dem drits 
ten Weontag des Monats October an. 

Der König beruft fie außerordentlich zufammien, wenn 
er es noͤt hig findet. 

98. In Friedenszeiten werden die Seſſionen von Jahr 
zu Jahr abwechſelnd in einer Stadt der noͤrdlichen und in 
einer Stadt der ſuͤdlichen Provinzen gehalten. 

99. Bei dem Ableben des Koͤnigs verfammeln ſich die 
Genexalſtaaten ohne vorhergehende Zuſammenberufung. 
Die Mitglieder der Generalſtaaten, welche ſich am funf⸗ 
zehnten Tage nad) dieſem Ableben an dem Orte befinden, 
wo der Sig der Regierung beſtimmt iſt, eröffnen die außers 
ordentliche Sitzung. j 

100, Die Seffion der Generalitaaten wird in einer 
Sitzung der beiden vereinigten Kammern durd den König 
oder feine Commiſſarien eröffnet; fie wird auf diefelbe 
Weiſe gefhloffen, wenn der König dafür Hält, daß das 
Intereſſe des Königreiches ihre Fortfegung nicht erfordert. 

Die ordentlihe Seſſion muß wenigftens zwanzig Tage 
dauern. 

101, Keine der beiden Kammern kann einen Beſchluß 
faſſen, wenn nicht wenigftens die Hälfte ihrer Mitglieder 
verfammelt tft. 5 

102. Jeder Beſchluß wird durch die abfolute Mehrs 
heit der Stimmen gefaßt. 

i03. Die Mitglieder der Generalftaaten votiren auf 
namentlihes Aufrufen und mit lauter Stimme. 

Die Wahlen und Vorſchlaͤge der Kandidaten gefhehen 
allein durch geheime Stimmenfammlung. 

104. In den verfhiedenen Fällen, mo laut des Funs 
damentalgefeges die beiden Kammern (die zweite verdoppelt 
oder in gemwöhnliher Anzahl) vereinigt find, figen die 
Mitglieder ohne Unterfchied der Kammern. 

- Der Präfident der erften Kammer Ieitet die Berath⸗ 


ſchlagungen. 
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- 105. Die gefeßgebende Gewalt wird’ gemeinfhäftr 
bich Son dem Könige und den Generaljiaaten 
auſgeuͤbt. ul au. 3 ER 
250 Foß.1 Der König richtet die Vorſchlaͤge/ weiche er den 
Seneralftaaten thun will, an die zweite Kammer, durch 
ein Sendfchreiben (message );: welches die Beweggründe 
enthaͤſt, oder dusch Commiſſaͤre. un yo 
3044074. Die Kammer: berathfchlagt in allgemeiner Vers, 
ſammlung uͤber einen Vorfchlag des Königs eher, als big, 
fie ihn in den verfehiedenen Sectionen geprüft hat, im wel⸗ 
&e.alle Mitglieder der Kammer ſich theilen „und welche 
neriodiſch durch das Loos erneuert werdenn. na 

108, Die Sibungen der zweiten Kammer der Generafr, 
ſtaaten find öffentlich; doch bilder fich die Kammer; zu einer 
Comitée, wenn der zehnte Theilder gegenwärtigen Mitglie⸗ 
der. es verlangt, oder der. Präfivent es gut finder. - 

In der Comitée können Beſchluͤſſe überdie Ger 
jenftände gefäßt werden, welche dafelbit verhandelt worden‘ 
109. ‚Wenn die zweite Kammer, nachdem ſie über den‘ 
allgemeinen Bericht, der ihr von dem Gutachten ihrep 
Serlionen gemacht, wird, berathfchlagt hat, den Entwurf. an⸗ 
“nimmt; fo ſendet fie ihn der erſten Kammer ‚mit folgenden 
Formel zu: 7“ F 

„Die zweite Kammer der Generaljtaaten” fendet der, 
„erſten Kamier den beigefügten Vorſchlag des Könige zu; 
„fie glaubt. daß er anzunehmen iſt.“ F 

110. Wenn die zweite Rammer den Vorſchlag nicht ang. 
nchmen zu koͤnnen glaubt; fo giebt fie dem Könige mit fols 
genden Worten Nachricht davon : en 
N Die zweite Kammer der Generalftaaten bezeugt dem 
„Könige ihre Dankbarkeit für den Eifer, mit welchem er 
Aber die Intereſſen des Königreiches wacht, und erſucht ihn 
ehrfurchtsvoll, feinen Vorſchlag in weitern Betracht zu 
„nehmen. ’ - = i i 
 rır. Wenn die erſte Kammer einen von det zweiten 
Kammer angenommenen Borichlag des Königs: erhaͤlt; fe 
Sweiter Band. 33 
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fendet fie ihn den Sertionen Er enn fle, nachden 
fie in allgemeine? Sitzung darüber. berathſchlagt hat, den 
Vorſchlag annimmt; fo giebt ſie dem Könige mit folgenden 
Worten davon Nachricht: : — 

30. Die Generalſtaaten bezeugen dem Koͤnige ihre: Dank⸗ 
„barkeit fuͤr den Eifer, mit welchem er uͤber die In⸗ 
tereſſen des Königreiches wacht, und nehmen ſeinen Vor⸗ 
Achlag ant ee m denne M 

2:5: Und: der zweiten Kammer mit dieſen Worten ? 

„Die erfte Kammer der Geileralftahten bringt zur 

Kenntniß der zweiten Kammer’, daß ſie den Vorſchiag des 
Königs angenommen hat, welche ihr den ...... Bed 
„treffend: vu... "überfender worden iſt. “ Stan 

. 792. Mein ‘die erſte Kammer den Vorſchlag nicht ans 
—— zu koͤnnen glaubt; ſo druͤckt fie es aus, wie im Ars 
tikel tio. — 

Sie ſetzt die zweite Kammer mit folgenden Worten da⸗ 
von in Kenntniß: a im Ren 
„Die erfte Kammer der Generalftaaten bringe zum 
Kenntniß der zweiten Kammer, daß fie den König ehr⸗ 
furchtsvoll erfuhe hat, feinen Vorſchlag ...... bes 

„treffend „++... in weitern Betracht zu nehmen. 

“ 113, Die Generalſtaaten haben das Recht, dem 
Könige Vorfchläge zu thun, auf folgense Art. 

“ 714. Das Redt, eine Berathfihlagung der Generale 
flaaten Aber einen dem Könige zu machenden Vorfchlag zu 
veranlaffen, gehört ausſchließlich den Mitgliedern der zweir 
ten Kammer. Sie prüft ihn in der für die Geſetzesent⸗ 

würfe vorgefchriebenen Form. 

115. Wenn fie den Vorſchlag billige, fendet fie Ihn 
“der eriten Kammer zu, mit folgender Formel: 

„Die zweite Kammer der Generaljtaaten fendet der 
„eriten Kammer den beigefügten Vorſchlag, und glaubt, dag 
„die Sanction des Königs nachzufuchen if... © 
.. 216. Nachdem die erfte Kammer auf die gewöhnliche 
Art darüber berathſchlagt hat; fo fendet fie ihn, im Falle 
der Billigung, an den König, mit folgender Formel! 

,. „Die Generalftaaten fenden dem, Könige den beigefüg- 
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und nüglich ‚Halten. + Sie erſuchen S. M., ihm die 
„königliche Sanction zu ertheilen.“ 

— Sie unterrichtet vons die. zweite Kammer mit Neem 
J orten: 


„Die erfte Kammer der enerelſtaaten Senächehftige 
„die zweite Kammer‘, daß fie ihren Vorſchlag vom ...... 
„betreffend „..... angenommen hät, und daß ſie ihn an 
„S. M. gefandt hat, um ſeine konigliche Sanction nach⸗ 
zuſuchen. ⸗· 

" ır7. Wenn die erſte Kammer den Vorſchlag nicht 
Killigt; fo unterrichtet fie die zweite aumer devon it 
folgenden Worten: 


„Die ‚erfte Kammer der Sineialfasten ſendet der, 
„seiten Kammer den beigefügten Vorſchlag zurück, wel⸗ 
‚em ‚fie. ihren Beifall nicht geben zu können geglaube 

‚bat. “ 

118. Wenn der König einen Vorfchlag der Generals 

flaaten annimmt; fo druͤckt er. ih mit diefen Worten aus: 


„Der König willige ein.“ 
Wenn er ihn. verwirft in dieſen: 
„DOer Köntg wird in Ueberlegung nehmen.“ 


419. Die von dem Könige und den beiden Kammern 
ver Beneralftaaten angenommenen Gefegesentwürfe wer⸗ 
en Geſetze des Koͤnigreiches, und werden von dem 
önige promulgirt. 
120. : Das Gefeg ſetzt die Art der Promulgation und 
' „den, Zeitpunet feftz.nach. welchem die Gejege verbindlich 
werden. 3 
Die Formel ber Promulgation iſt in dieſen Worten 
verfaßt: 
alt: sei König der Niederlande ir. ic, allen, 
„welche Se enwärtiges fehen werden, unfern Gruß! Kund 
a zu! wi en. * 

„Nachdem wir in Ueberlegung genommen c. hier 
„werden die Beweggründe eingeſchaltet). Aus dies 
„fen Urfachen haben wir, nachdem wir unfern Staats⸗ 

* gehört haben, und in gemeinfamer Uebereinftims 
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„mung mit den Generalſtaaten verordnet, wie wir: 
„durch nn —— 

Der Teyt des Bergen.) 
Gegeben u. ſ. w. 


Seqh bt e NT En 
Bon dem Budget des Staats. 


121. Das Budget der Ausgaben des Königreiches muß 
Die Beiſtimmung ‚der Generalftaaten haben; es wird von 
dem Könige der zweiten Kammer in der ordentlichen 
Seſſion überreicht. 

122. Das Budget iſt in zwei Theile eingetheilt. Diefe 
Eintheilung fol zu dem Jahre 1820, und wenn die Ums 
ftände es erlauben, noch eher gemacht werden. 

123, Der erfte Theil enthält alle ordentliche fise und. 
beitehende Ausgaben, welche aus dem gewöhnlichen Laufe 
der Dinge hervorgehen, und fi) befonders auf den Friedens⸗ 
zuſtand begichen. i 

Wenn diefe Ausgaben von den Generalftaaten gebilligt 
find; fo find fie die erften zehn Jahre hindurch einer ferners 
weiten jährlihen Einwilligung nicht unterworfen. i 

Sie werden während diefes Zeitraumes nur dann in 
eine neue Berathfchlagung gezogen, wenn der König zu "ers 
kennen giebt, daß ein Gegenjtand der Ausgaben aufgehört 
oder ſich verändert hat. 

124: Indem man diefen Theil des Budgets feſtſetzt, 
beftimmt man zugleich die Mittel, ihn zu de 
Sie werden ebenfalls auf zehn Jahre fegefegt; und 
bleiben unveränterlih, wenn nidyt der Koͤnig zu erfennen 
giebt, eines diefer Mittel durch ein anderes zu erſetzen oder 

gu modificiren. 

125. Ein Jahr vor dem Ablaufe des Termins, Für 

welchen die firen Ausgaben feitgejegt find, fehlägt der König 
für die gehn Jahre, welche diefem Termine folgen, eim 
neues Budget vor. 
126. Der zweite Theil des Budgets enthaͤlt die außers 
ordentlichen, amvorhergefehenen und ungewiffen Ausgaben, 
welche vorzüglich zur Zeit bes Kriegs * den — 
beſtimmt werden mäffen. - 
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” Die Ausgaben, ſo wie die Mittel, ſie zu decken, wer⸗ 
den nur auf ein I feitgefeßt. 
. 127. Die Ausgaben jedes Departements der allges 
meinen Verwaltung find der Gegenſtand eines abgefonders 

sen Kapitels des Budgets. 
Die für ein Departement zugeftandenen Fonds muͤſſen 
ausfhließlih für Ausgaben, welche ihm angehören, vers 
wendet werden; jo dafi keine Summe, ohne den Beitritt der 
Generalitaaten, aus einem Theile der- allgemeinen Verwals 
tung auf einen andern Übergetragen. werden kann. 

128. Der König läßt jaͤhrlich den Generalftaaten eine 
genaue Berechnung der Anwendung der ffentlichen Gelder 
vor Augen legen. 


ı  Biertes Kapitel. 
Bon den Provinzialſtaaten. 


Erfte Section 
Von der Bildung der Provinztalftsaten. 


129. Die Staaten der Provinzen beftehen aus dem 

won den drei folgenden Ständen erwählten Mitgliedern: 
Die Adlihen sder Ritterfhaft. 
Die Städte. 
Die Landfhaft. 

130. Die vollitändige Anzahl der Mitglieder, aus 
welchen die Provinziahtaaten bejichen, und die von jedem 
Stande zu erwählende Anzahl, werden von dem Könige 
nach dem Gutachten einer Coꝛamiſſion, welde er in jeder 
Provinz ernennt, beflimmt. 

131, In jeder Provinz bilden die Adlichen einen rit⸗ 
terfchaftlihen Werein (Corps Equestres), oder nicht, je - 
ee. es. für gut befunden wird. 

Die erite Zufammenberufung der Adlichen, oder des 
ritterſchaftlichen Vereins, und die erfte Zulaffung zu dieſen 
Corporationen gehört dem Könige an. — Sie unterwerfen 
-  ‚ähre NReglements der Genehmigung des Königs, und ent 

. fernen. in der Abfaſſung derſelben ſich = von den Grund⸗ 
fügen des Zundamentalgefeges. 


s 
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132." Die Stadtobrigfeiten werden anf die Art orgar 
nifire, welche in den Reglements, die die beftehenden Obrigs 
keiten oder von dem Könige ernannten Specialcommiſſionen 
vorſchlagen, angenommen wird, 

Dieje Reglements werden den Provinzialſtaaten Zuges. 
ſandt, welche fie mit ihren Bemerkungen der Grnehenigung » 

des Königs unterwerfen.” 

Sie betreffen die Urt der Wahl: derjenigen Mitglieder 
der Provinzialjiaaten‘, welche jede Stadt ſtellt. a : 
133. Jede Stadt hat ein Wahlcollegium; es wich. 
jedes Jahr zufammenberufen, blos um zu den vacanten 

Stellen in dem Stadtrathe zu ernennen. 

134. Die ftimmfähigen Einwohner jeder Stadt ere 
nennen zu den vacanten Stellen in den Wahlcoflegien. ‘ Die 
Ernennungen gefhehen jedes Jahr, nach der Majorität der 
Stimmen,’ durdy verfiegelte und unterzeichnete Billets, 
welhe auf Anordnung der, Municipalverwaltung in deu 
Hauſern eingefanimelt werden. 

Die Reglements jeder Stadt beffimmen die Quote‘ 
der directen Steuer, welche man bezahlen muß, und die 
andern Eigenfhaften, welhe man haben muß, um ſtimm⸗ 
faͤhig zu ſeyn. 

135. Zum Behufe der Ausuͤbung des Wahlrechts, iſt 
das Land in Diſtricte getheilt. 

136. Man kann nicht zu gleicher Zeit Mitglied der 

Staaten von mehr als einer Provinz ſeyn. 
137. Der König ernennt in allen Provinzen Coms 
'miffäre, unter einer Benennung, welche er für ſchicklich 
hält, und giebt ihnen die nöthigen Inftructionen, um die 
Vollziehung der Geſetze zu fihern, und Über die Intereſſen 
des Königreiches und der Provinz zu wachen, : 

Sie haben den Vorfiß in der Verfammlung der Stans, 
ten und der nad) der Verpsdnung des Art. 153. zu ernen⸗ 

nenden Deputationen. 

Bei ihrer Ernennung leiften ſie NR Eid, dem dun⸗ 
damentalgeſetze getreu zu ſeyn. 

138. Die Mitglieder der Provinzialftanten Ieiken, 


bevor fie ihr Amt antreten, jedes nad) dem Rituale jede 
Cultus, folgenden Eid: 
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96 ſchwore (verfprehe), das Fundamentalgeſetz 
des Königreiches zu beobachten, ohne mich auf irgend 
„eine Weije und unter welchem Vorwande es auch 
„Tey, davon 4 entfernen; — mich nach dem Res 
„glement der Provinz zu richten, umd alles zu thun, 
„was in meinen Kräften ſteht, tus ihr Wohlfeyn zu 
„erhöhen. So wahr mir Gott helfe. * ne 
Sie werden zu diefem Eide zugelaffen, nachdem fie dens 
jenigen abgelegt haben, nichts gegeben oder verforochen 
zu haben, und feine verbotenen Gaben oder Geſchenke anzu: 
nehmen, in Gemäßheit deffen, was für die Mitglieder der 
Generalftaaten im Artikel 34 vorgeſchrieben worden iſt. 

° 139. Die Staaten der Provinzen verſammein ſich 
wenigſtens einmal jährlih, und jedesmal, wenn fie von 
dem Könige zufammenberufen werden. 

146, ‘Die Mitglieder‘ der Provinzialſtaaten votiren 
individuell, ohne Auftrag, und ohne an die Verſammlung, 
welche fie ernannt hat, zu referiren. 

' 748, Die Provinzialftaaten können feinen Entfhluß - 
faſſen, wenn nicht mehr als die Kälte der Mitglieder ſich 
verjammelt finder. 

Jeder Beſchluß wird nach der abfoluten Stimmens 
mehrheit gefaßt. RER 
142. Die Mitglieder der Provinzialſtaaten votiren 
mit lauter Stimme umd auf namentliches Aufrufen; die - 
Wahlen und die Repräfentation der Kandidaten allein ges 
ſchehen durch) geheime Stimmenfammlung. - i 


Zweite Section. 


ö Von den Verhältniffen (attributions) der : 
Stände (Etats), ‚ 


"143. Die Stände unterwerfen die Koſten ihrer Vers 
waltung dem Könige, welcher, im Falle der Genehmigung, 
fie in dag allgemeine Budget der Staatsausgaben ‚aufs 
nimmt. F —— a 
144. Die Stände der Provinzen ernenhen in oder 
außer ihrem Mittel die Mitglieder der zweiten Kammer 
der Seneralftaaten. — Sie wählen dieſelben, fo weit es 
moͤglich ift, aus den verfepiedenen Theilen der Provinz. 
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145... Die Stände find mit der Vollziehung der Ge⸗ 
fee, welche den Schu. der verfchiedenen Gattungen des 
Elieus, deren außere Ausübung, den öffentlichen Unterricht, 
die Wohlthatigkeitsanſtalten, die Aufinunterung des Acker⸗ 
Baus, des Handels undder Manufacturen betreffen, To wie 
aller andern Gelege, welche der König in diefer Abſicht 
ihnen zufenter, beauftragt. - u... 5 } 

146. Die Stände haben alles unter fih, was mit der. 
Innern Verwaltung und Desonomie ihrer Provinz zuſam⸗ 
menhängt. Die Verordnungen und Reglements, welche 
fie indem allgemeinen Snterefle der Provinz für nörhig oder 
nüglich halten, muͤſſen, ehe jie zur Vollgiehung gebracht 
werden, die Genehmigung des Königs erhalten — 

147. Sie halten darüber, daß die freie Einfuhr und 
Ausfuhr und der Tranfito der Waaren und Güter feinen ans 
bern Befchräntungen unterliege, als denjenigen, welche in 
den Geſetzen gegründet find. —— 
“148. Sie vermitteln die Streitigkeiten der Localbe— 
hoͤrden. Wenn es ihnen nicht gelingt; fo unterwerfen jie 
biefelben der Entfcheidung des Königs. BER: 

149. Der König fann diejenigen Verhandlungen def . 
—e welche den Geſetzen oder dem allgemeinen 
ntereſſe zuwider feyn ſollten, ſuſpendiren oder. annulliren. 

150. Die Provinjialſtaͤnde ihun dem Könige Vor⸗ 
ai zur Unterhaltung-oder Vollendung der Arbeiten oder 

nftalten, welche fie für ihre Provinz nuͤtzlich glauben, 
Sie können zu gleicher Zeit dieMittel vorſchlagen, den 
Aufwand ganz oder zum Theile auf Koften der Provinz hers 
beizuſchaffen. 

Im Falle der Genehmigung, ſteht ihnen die Direction 
der Arbeiten und der Verwaltung der Mittel zu, unter der 
Verpflichtung, Rechnung davon abzulegen. 

151. Sie koͤnnen die Intereſſen ihrer Provinzen und der 

er Verwaltung Anvertrauten (administres) bei dem 
Önige und den Generalſtaaten unterſtuͤtzen. hen 

152. Reglements, die von den Provinzialftänden ges 
madt nid von dem Könige fanctionirt werden, beſtim⸗ 
men die Art, wie fie die von dem Bundamentalgefege 
” zu Folge. defielden ihnen verftattete Gewalt. ausüben 

en. j — 7 Ken, 
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. 253.°. Die Stände ernennen aus ihrer Mitte; eine 
Deputation, welche jowohl während der Dauer-ihrer Seſſio 
nen ‚; als wenn fie nicht verfammelt find, im Allgemeinen 
mit allem beauftragt iſt, was zu der täglichen Verwaltung 
und zur Vollziehung der Geſetze gehört. 

Die Provinz Holland kann in Ruͤckſicht ihres Umfangs 
und ihrer Bevölkerung zwei Deputationen haben, 


Dritte Section. j 
Von den Localadminiftrationen, 


_ 154. Die. Ruraladminiftrasionen der Herrſchaften, 
Diſtricte oder Doͤrfer werden auf die Weiſe organifirt, 
welhe man nad. den Umſtaͤnden und Localintereffen am 
zweckmaͤßigſten findet, und mit den gejegmäßig erworbenen 
Rechten vereinbar glaubt. _ 

Die Provinzialftaaten laffen in diefer Kinfiht:und, in 
Gemaͤßheit des Zundamentalgefeges Reglementts. machen, 
welde fie mit ihren Bemerkungen der Genehmigung des 
Königs unterwerfen. j 

155. Die Localadminiftvationen haben die vollftändige 
und gänzliche Direction ihrer befondern und haͤuslichen In⸗ 
tereſſen, ſo wie ſie durch die Reglements beſtimmt iſt. 
Die Verordnungen, welche ſie in dieſer Hinſicht machen, 
werden den Staaten der Provinz abſchriftlich zugeſandt, 
und koͤnnen den Geſetzen oder dem allgemeinen Sinterefle 
nicht zumwiderlaufen, 

Der König hat zu jeder Zeit das Recht, über die Admi⸗ 
‚niftration der Localbehörden jede Erfundigung einzuzichen, 
und in diejer Hinſicht jede Verfügung zu treffen, weldye ex 
noͤthig finder. 

.156. Die 2ocaladminiftrationen find gehalten, den 
Provinzialitaaten ihr Budget der Einnahme und Ausgabe 
vorzulegen und fid nad dem zurichten, was die Staaten in 

dieſer Hinſicht vorſchreiben. 

157. Wenn die Gemeindelaſten eine Auflage erfors 

« bern; fo beobachten die Loraladminiftrationen gewiſſenhaft 
die Berfügungen der Geſetze und allgemeinen Veror dnun⸗ 
gen und Reglements im Finanzweſen. 


» 


* 
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Bevot diefe Auflagen erhoben werden, maſſen fle die 
Genehmigung der Provinzialftaaten haben, welchen die 
Entwürfe mit einem genauen Etat der Vedarfniſſe der 
Gemeinde zuſandt werden. 

Bei Pruͤfung dieſer Entwuͤrfe helten die Staaten dar⸗ 
über, daß die vorgeſchlagene Auflage den Tranſito nicht 
erſchwert, und nicht auf die Einfuhr der Producte "des 
Bodens oder der Induſtrie andrer Provinzen, Stödte oder 
Landgemeinden höhere Zölle legt, als diejenigen, welche 
von den Producten des Ortes felbjt, wo die Auflage einges 
führe wird, erhoben werden. 

158. Keine ‚neue Gemeindeauflage fann. ohne ‚Eins 
willigung des Könige eingeführt werden. 

159. Die Stände fenden alle Gemeindebudgets an den. 
König, deren Zufendung er verlangt, 

» Der. König giebt die nöthigen Inftritetionen zum Ab⸗ 
Schluß der von den Localadminiſtrationen abzulegenden Rech⸗ 
nungen. 

160. Die Localadminiſtrationen koͤnnen die Intereſſen 
ihrer Untergebenen bei dem Koͤnige und den Staaten ihrer 
Provinz unterftägen. 


Bierte Section. 


Allgemeine Derordnung 


261. Jeder Einwohner des Königreiches hat das Rec, 
geſchriebene Petitionen an die competenten Behörden zu ſen⸗ 
den, wenn er ed nur individuell und nicht nomine col- 
lectivo thut, welches bloß den gefeglih conftituirten und 
als ſolchen anerkannten Eorporationen und nur -über Gegen⸗ 
fände, welche. in ihren Wirkungskreis gehören, erlaubt iſt. 


Sänftes Kapitel. 
Bon der Juſtiz. 
Erfie Section. 
Allgemeine Verordnungen, Du 


r62. Das Recht wird im ganzen Umfange des Könige 
reiches im Namen des Königs gefprochen. 
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163. Es Wird für das ganze Koͤnigreich einen und den⸗ 
ſelben Cover. des bürgerlichen, peinlichen, Handelsrechts, 
der Organiſation der richterlichen Gewalt und der Cwil⸗ 
und: Eriminalprocedur geben. 

164. Der ruhige Befis und Genuß frines Eigensfums 
iſt jedem Einwohner garantirt. 

Niemanden kann daflelde anders entzogen werden, . "als 
aus dem Grunde des öffenslichen Nutzens, in den Fallen 
und auf die. Art und Weiſe, welche das Geſetz feſtſe tzen 
wird und mittelſt einer gerechten Scadloshaltung.. 

x 165..Die Streitigkeiten, welche dag Eigenthum . oder 
die daraus abgeleiteten Rechte, Schulden oder Privatrechte 
zum Gegenjtande. haben, gehören ausſchließlich vor die 
Gerichtsbarkeit der Tribunale. 

166. Die richterliche Gewalt kann nur von den durch 
das Fundamentalgeſetz oder zufolge deſſelben begruͤn⸗ 
Beten Tribunalen ausgeuͤbt werden. 

i67. Niemand kann wider feinen Willen mit Ueberder 
hung des Richters, den das Geſetz gm zuweiſet, vor cis 
nem andern belangt werden, 

168. Niemand fann außer dem. Sale, wo er "auf fets 
ſcher That ergriffen wird, anders, als Kraft eines Befehle 
feines Richters verhaftet werden, welcher motivirt ſeyn, 
uns der verhafteten Perfon im Augenbli der Verhaftung 
oder unmittelbar nachher vorgezeigt werden muß. 

Das Geſetz beftimme die Form dieſes Befehls, fo wie 
die Frift, in welcher jeder Angeklagte verhört werden muß, 

169, Wenn bei außerordentlichen Umftänden die öffents 
liche Behörde einen Einwohner des Königreiches verhaften 
laͤßt; fo ift derjenige, auf deſſen Befehl die Verhaftung : 
gefchehen tft, verbunden, binnen 24 Stunden den Ric, 
ser des Orts davon in Kenntniß zu. fegen und fpäteftens in 
drei Tagen die verhaftete Derfon an ihn abzuliefern. 1. 

Die Eriminaltribunale find, jedes in feiner Gerichts 
«barkeit, verbunden, über die — dieſer Verord⸗ 
nung zu wachen. 

170. Es iſt niemanden erlaubt, in die Wohnung eines 
Einwohners wider deſſen Willen einzubringen, wenn 
e⸗ nicht Kraft des Befehls eines zu * — 


ga Niederlande. 


von dem Geſetz für competent erklärten — 
und mit Beobachtung der im Geſetze feſtgeſetzten Formen 


* Die Confiscation des Vermoͤgens kann 
nie Otatt finden, um welches Verbrechens willen 
es auch ſey. 

172. Jedes Criminaluttheil, das auf Condemnation 
erkennt, muß das Verbrechen mit allen Umſtaͤnden, wel⸗ 
de es begruͤnden, ausſprechen, und die Artikel des Ge 
feßes enthalten, welche die Strafe androhen. 

“173. Bei den Givilurcheilen werden die Gründe ans 


egeben. 
174. Sedes Urtheil wird in Nee em Gerichte 
ausgefprochen. 


Zweite Section. 


Von dem Dbergerihtshofe und den Tribus 
nalen. 


175. Es giebt für das ganze Königreich ein oberſtes 

Tribunal, welches den Namen eines Obergerichtshofes 
führt, und deſſen Mitglieder jo viel möglich aus allen Pros 
vinjzen gewählt werden, 
176. Der-Obergerichtshof benachrichtige die zweite 
Kammer der Generalitaaten von den Stellen, welche in 
feiner. Mitte vacant werden. Der König ernennt zu dies 
fen Stellen aus einer dreifachen Lifte, welche diefe Kam— 
mer ihm Äberreicht. 

Er ernennt den: Präfidenten des Obergerichtshofs aus 

deffen Mitgliedern, 

Er ernennt den Generalprocurator. 

177: Die Mitgliever der Generalſtaaten, die Chefs 
der allgemeinen Verwaltungsdepartements, die Staates 
räche und der Commiſſaͤre des Königs in den Provinzen 
fiehen, wegen aller während der Dauer ihres Amts begans 
genen Vergehüngen, unter der Gerichtsbarkeit des Ober⸗ 
gerichtshofes. 

Wegen der in der Ausubung ihres Amts begangenen 
Vergehungen können fie nicht eher belangt werden, als bis 
die Generalftaaten ihre Belangung autorifirt haben. 
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278: Das Geſetz bezeichnet die andern Etaatsbeam⸗ 
ten, welche wegen aller während der Dauer hree Amts 
begangenen Vergehungen unter * Gerichtsbarteit des 
Obergerichtshofes ſtehen. 

179. Die gegen den König, die Mitglieder feine® 
Hauſes und den Staat gerichteten Klagen koͤnnen nur von 
dem Obergerichtshofe angreſtellt werden. Ausgenommen 
find die Realklagen, welche vor die ordentlichen Richter 
gebracht: werden. . 

180. Der Obergerichtshof hat die Oberaufficht über 
bie‘ Verwaltung. der Juſtiz in dem ganzen Umfange des 
Königreiches... Er wacht daruͤber, daß die Gerichtshöfesund 
Tribunale eine viihtige Anwendung von den Geſetzen mas 
“hen; er annullirt ihre Verhandinngen und ihre Urthetle, 
welche.denjeiben zuwider find; ailes in Gemäßheit der Ei⸗ 
genſchaften, welche ihm durch den Coder der Procedur beie 
gelegt ſind. 

181. Die Appellation in den: Sachen, welche nad 
den Sefegen in erjter Inſtanz von den Provinzialgerichts⸗ 
hoͤfen entjchieden wetten, komme vor den Dbergerichtss 


ee 182. & giebt einen Gerichshof für eine oder für mehr 
rere Provinzen. . 

Der König ernennt zu.den waranten Stellen in den 
Gerichtshöfen aus einer ireifachen Tüte, welche ihm von 
den Provinzialftaaten überreicht wird. 

Er ernennt die. Praͤſidenten dieſer Gerichtshöfe aus ie 
ven Mitgliedern. 

Er ernennt ie ‚Generälpröcnratoren. 

183. Die Eriminaljuftiz‘ wird ausfchtießtich von 
den Provinzialgerichtshöien und den andern Kriminals 
tribunalen verwaltet, deren Gründung nörhtg befunden 
werden wird. 

184: Die-Berwaltung der Civiljuſtiz iſt deu Provins 
gialgerihshöfen und den Civiltribunalen anvertraut. 

..185. Die Organifation der ng der 
Civil⸗ and Griminaltribunale, ihre Benennung, ihr Ges 
—— ihre Verhaͤltniſſe (attributions), fo wie 
die der Generalprocuratoren und andrer — 
eianten werden durch das Gefeg befimımı. en er 


326... "Mieberlaride, e 


© 286: Die Mitglieder des Obergerichtshofes, der Pro⸗ 
Binzialgerichtähöfe und der Criminaltribunale, jo wie die 

Gerieralprocuratsren und andre Miniterialofficianten bet: 
diefen ‚Höfen und Teibunalen, werden auf — ere 
nannt. 

Die Dauer der Funetlonen der andern Richter und 
Miniſterialofficianten iſt durch das Geſetz beſtimmt. 

Kein Richter kann waͤhrend der geſetzmaͤßigen Dauer 
feiner Functionen feiner Stelle anders, als auf fein Anſu⸗ 
den oder durch ein Urtheil entjeßt werden. 

1287. Das Gefes beſtimmt die Art und Weiſe, die’ 
Streitigkeiten und Eontraventionen in. Steuerfächen zu 
entfcheiden. 

188. Kriegsräche und ein Dberkriegsgerihtshof erken⸗ 
nen über alle von Lands oder Seemilitaire begatigene Ver⸗ 

ungen, 

” Diefer Gerichthof wird aus einer gleichen Anzahl-von 
un tögelehrten und Lands und Marineofficieren bejiehen, 
e von dem Könige auf Lebenszeit ernannt werden. - 
Den Vorſitz in Demjelben — immer ein Rechtsgelehrter. 

189. Die ordentlichen Tribunale erkennen uͤber alle 
wider eine Militairperſon angeſtellte Civilklagen. 


Sechstes Kapitel. 
Von dem Cultus. 


x590. Die Freiheit der religioͤſen Meinungen iſt allen 
gar antirt. 

191. Gleiher. Schuß, ift allen religiöfen Gemeinden, 
welche in dein Königreiche exiſtiren, bewilligt. 

‚192. Alle Unterthanen des Königs, ohne Unterſchied 
des. veligöfen Glaubens, genießen diefelben bärz 
gerlihen und politifhen Rechte, und find: 
zu allen und jeden Würden und. Nemtern -fär 


ig. : R 4 vo. N 
193, Die öffentliche Aushbung- keines Cultus kann, ges _ 
htudert werden, außer in.dem Falle, wo fie die oͤffentliche 
Drbmung. ind Ruhe ſtoͤren kann. 
20294. Die Defoldungen, PDenfionen und ‚andere Vor⸗ 
cheile, welcher Ars ſie ſeyen, welche die verſchiedenen Satz 
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tungen, des Cultus und. ihre Diener gegenwärtig genießen, 
find. ‚ihnen. garantirt. 

kann es denen Geiftlichen, weiche keine 
haben; und, eine. Zulage denen, deren Beſoldung unzuret⸗ 
hend iſt, angewieſen werden. 

195. Der König wacht darüber, daß bie für die ver⸗ 
ſchiedenen Gattungen des Cultus angewieſenen Summen, 
welche aus dem oͤffentlichen Schatze bezahit werden, keine 
andre, als die Anwendung — zu welcher ſie beſon⸗ 
ders beſtimmt ſind. 

196. Der König wacht darüber, daß kein Cultus in 
der Freiheit der Ausübung geftört werde, welche das Fun: 
damentalgeſetz ihm ſichert. 

Er wacht ferner daruͤber, daß alle Gattungen des Cul⸗ 
tus in dem Gehorfame verbleiben, melden: r eden — 
des Staats ſchuldig find, 


Siebentes Kapitel. — 
Von den Finanzen. — 


ER 297. Keine Auflage zu Gunſten -des: Öffentlichen - 
Schahes kann anders, als Kraft eines Geſehes eingeführt. 
werden. . 

„; 198. In Hinſicht der Abgaben kaun kein Privibe⸗ 
gium bewilligt werden. 

599. Alle Jahre wird die öffentliche Schuld, nach dem 
Intereffe der Staatsglaͤubiger, in Betrachtung gezogen. 
200. Das Geſetz beſtimmt das Gewicht und: den Ser 
Halt<der Muͤnzen; es ſetzt ihren Werth feſt. 

* 201, Ein ollegium, unter dem Namen der. Münze 
räthe und- Generalmünzmeifter, hat die Leitung und obere 
Aufſicht alles deſſen, was die Münze betrifft, in Gemäßs 
heit der Infiructionen, welche ihnen durch. das Geſetz ge⸗ 
geben werden. 

er Koͤnig ernennt zu den vacanten Stellen in dieſem 

Collegium. aus einer dreifachen. Lifte, welche ihm von der 
zweiten Kammer der Generalſtaaten überreicht wird. 
1 202. Es giebt für das ganze Königreich eine Rech⸗ 

ngsfammer, beauftragte mit der Prüfung und Liquidas 
ha der ‚jährlichen Rechnungen der ——— Verwal⸗ 


ga. Medelänbe ni 


tungsdepartements, und aller, weiße dem — bei‘ 
dem Gefeg gegebenen Anweifungen gemaß/ Rechenſchate⸗ 
ablegen muͤſſen, und anderer. 
Die Mitglieder der die vaungekammer wer; fr wie 
es möglich iſt, aus allen Provinzen gewählt. J 

Der König ernennt zur den vacanten Stellen and: — 
dreifachen Lifte, welche die jweite Kammer ber Seneral⸗ 


ſtaaten rd — er 
achtes Rapitel- a 
Bon. der Vertheidis ung bes Staaté. 


203. Zufolge der alten Gewohnheiten, nach dem Geiſte 
des Genter Friedens und den Grunfägen ber Utrechter 
Union, iſt eine der erften Pflichten der Einwohner des RE 
nigreiches, zur Erhaltung der Unabhängigkeit und zur Ver⸗ 
theidigung des Gebietes des Staates die Waffen zu trauen. 

204. Der König forgt bafuͤr, daß eine hinreichende 
Lands und Seemacht, welde durch freiwillige Dienſtneh⸗ 
mung Einheimifcher oder Fremder gebildet wird, beftändig 
unterhalten werde, um in oder außer Europa zu‘ diehen, 
je nachdem es die Umftände-etfordern.: 

» 205. Fremde Truppen koͤnnen nur mit gemeinfamer' 
Ueberemfiimmung des Königs und der Generaljtaaten in 
die Dienfte des Königreiches genommen werden. Der Kö⸗ 
nig theilt die Capitulasi;men, welche er in dieſer Ruͤck⸗ 
ficht den Generalftaaten mit, fobald er es füglis- 
cherweife kann. 

206, Unabhängig von der fiehenden Lands und Sea 
armee giebt es eine Nationalmiliz, von melden in - 
Friedenszeiten alle Jahre ein Fünftheil verabfchieder wird. 

207. Diefe Miliz wird, fo weit es möglich Ik, durch 
freiwilliges Anwerben auf die vom Geſetz beſtimmte Weile - 
gebildet: in Ermangelung einer hinreichenden Anzahl frei 
willig Angeworbener, wird fic bürch das Loos voll, ges 
macht. Alle am erften Januar jedes Jahres unverheitar. 
thete Einwohner, melde zu diefer Zeit das neunzehnte 
Jahr erreicht und das drei und zwanzigſte noch nicht beens 
bigt haben, nehmen an der Ziehung Theil. Diejenigen, 
welche ihren A Hied erhalten, haben; Fönnen unter - u ; 
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WVorwande zu einem ‚andern Dienft berufen werden, als 
‘ zu. dem der Communalgarde, von welcher unten die Rede 
feyn wird. _ 

208. Inden gewoͤhnlichen Zeiten wird die Miliz alle 
Jahre ungefähr einen Monat lang exercirt; jedoch kann 
der König, wenn das Intereſſe des Staats es erheifcht, 
ein Viertheil der Milizen verfammelt halten. 

209. Im Falle eines Kriegs, oder bei andern außerordents 
lichen Umftänden, fann der König die ganze Miliz berufen 
und verfammelt halten. Wenn die Generalftaaten nicht 
verfammelt find, beruft er fie zu gleicher Zeit zufanımen ; 
er. fett fie von dem Zuftande der Dinge in Kenntniß, und 
verabredet mit ihnen die weitern Maasregeln. 

210, Sn feinem Falle kann die Miliz in den Kolonieen 
gebraucht. werden. - 

211. Die Miliz kann in feinem Falle die Gängen des 
Königreiches ohne die Einwilligung der Generalftaaren übers 
fchreiten, außer bei dringenden Gefahren, und wenn bef 

enifonsveränderungen der kuͤrzeſte Weg durch fremdes 
Gebiet geht. In beiden Fällen unterrichtet der König, fa 

. bald als möglich, die Generalfinaten von den Befehlen, 
welche er gegeben hat. 

‚212. Alle Ausgaben, ‚die auf die Heere des Staats 

-Bezug haben, werden von dem Öffentlihen Schage ges 
tragen. . 
. Die Einguartierung und die Ernährung der Krieges 
leute, die den Truppen des Koͤnigs, oder den Feftungen zu mas 
enden Präftationen, von welcher Natur fie feyen, koͤnnen 
nicht einen oder mehrern Einwohnern,; einer oder meha 
rern Gemeinden zur Laft fallen, Wenn, wegen unvors 
bergefehener Umftänve, folhe Präftationen von Individuen 
oder Gemeinden: gemacht werden; fo bringt fie der Staat 
in Rechnung, und es wird dafür, nad) dem durch die Regles 
ments aufgeftellten. Tarif, eine Schadloshaltung bezahlt. 

‚213. , In. den Gemeinden, welche zufammengenommen 
eine Bevoͤlkerung von 2500 und drüber Einwohnern haben, 
giebt es, wie vorher, Communalgarden, welche zur Erhals 
tung der öffentlichen. Ruhe gebraucht werden; fie innen im 
Salle des Kriegs gebraucht werden, um die Angriffe des 
Feindes abzuhalten. 
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In den andern Gemeinden giebr es Communalgarden, 
welche, zur Zeir bes Friedens außer Thätigkeit, in Kriegs 
zeiten mit den Garden der andern Gemeinden den Aufitand 
in Maſſe zur Vertheidigung des Landes bilden. 

214. Die Verfügungen, welche der König für nöthig 
achtet, um die Drganifation der Miliz und die Zahl der 
Miltzen zu beitimmen, fo wie die Communalgarden - und 
der Aufſtand in Waffe, find Gegenftand eines Geſetzes. 


Neuntes Kapitel. 


Bon der Direction der Gemäffer, Bruͤcken 
and Straßen. * 


215. Der Koͤnig hat die Oberaufſicht uͤber die hydrau⸗ 
liſchen Werke, Bruͤcken und Straßen, ohne Unterſchied, 
vb der Aufwand aus dem oͤffentlichen Schatze oder auf ir⸗ 
gend eine andre Weiſe beftritten wird. 

216." Der König läßt die allgerneine Direction ber Ge⸗ 
wäller, Brücken und Straßen auf die Art, welche er für 
die ſchicklichſte Hält, ausüben. 

217. Unabhängig von der Aufſicht, welche der König 
der Generaldirection Über Werke, welche auf Koften von 
Sefellfhaften, Gemeinden oder Privatperfonen unterhals ' 
ten werden, verleihen kann, iſt diefe Direction auch nach 
den Inftructiönen, welche der König ihr giebt, über alle 
a Arbeiten in den Seehafen, Rheven, Fluͤſſen, 

orten (schorren), Dünen, "Deichen, Schteufen und 
andern Werfen, fo wie über alle Brüden uns Straßen 
geſetzt, deren Baukoften ganz oder zum Theil dem äffents 
lichen Schage zur Lajt fallen. 

318, Wenn ünter den zu Ende des vorigen Artikels 
erwähnten Werten fi welde befinden, deren Direction 
entweder wegen eines wenig allgemeinen Intereſſes, oder 
aus Gruͤnden des Nutzens, oder einer in der Sache ſelbſt 
liegenden Convenienz, den Ständen einer Provinz anvers’ 
traut werden kann; fo werden fie ihnen entweder aus⸗ 
Schließlich, oder in Concurrenz mit der Geheraldirertion, 
verliehen, i 


i 
! 
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++. 219. Der König beſtimmt, nachdem er die Stände 

ber Provingen: gehört hat, und nad. dem. Gutachten des 

Staatsraths, welche Arbeiten unter die Direction des 

Staats geſtellt werden, und ſetzt zugleich die Art und 

rg fe, wie für die Koſten ihrer Unterhaltung geforge - 
wird.. 


240. Wenn hydrauliſche Arbeiten, Deiche oder Schleus 
fen, _ welche beſtimmt ſind, die Gewäffer der. Seen vder 
der Ftäffe aufzunehmen, auf Koſten von. Gefellichaften, - 
Semeinden oder Priyarmerfonen unterhalten und von ihnen 
dirigiert werden; ſo uͤbt die Generaldirection über diefe 
Arbeiten eine unmittelbare Auffiche aus, und macht dats - 
uͤher, daß ihre Erbauung und Ausbeflerung nicht dem alls 
gemeinen Intereſſe nachtheilig fey; fie giebt in diefer Hinz 
ſicht den Gefellichaften, - Communen oder Privatperfonen 
die nöthigen Inſtruetionen. we u F 
Die: unmittelbare. Aufſicht über dieſe Arbeiten. kann 
auch aus Gruͤnden des Nugens oder der Convenicnz von 
dem Könige den Ständen der. Provinzen Übertragen wer⸗ 
den. Tr —8B ne . 
aan Die Staͤnde der Provinzen haben dte Aufſicht 
‚ Über alle in dem vorigen Artikel micht begriffene hydrauli⸗ 
ſche Arbeiten, ſo wie uͤber die Kanäle, Fahrwaſſet, Seen, 
Gewaͤſſer, Bruͤcken und Straßen, welche auf Koſten der 
Geſellſchaften, Gemeinden oder Privatperſonen beſtehen. 
Sie ſorgen dafuͤr, daß dieſe Arbeiten gut und tuͤchtig ge⸗ 
baut und unterhalten werden. TER 
232. Die Stände haben die Auſſicht über alle Sefell- 
ſchaften, welhe Hoogheemraadschappen, Heemaads- 
schappen, Wateringen, Waterschappen, Deid + 
oder Poldendirestionen heißen, unter welcher Benennung fie 
in ihrer Provinz erifticen mögen;; jedoch mit Vorbehalt deilen, 
was im Artikel 220 Über die Berhältniffe der Generaldirees 
sion hinfichtlich der Arbeiten, welche dazu dienen, die Ges 
waͤſſer des Dieeres und der Flüffe aufzunehmen, gejagt wor⸗ 
Die Reglements diefer Gefellfchaften können, ſelbſt 
wenn fie von der, ihre Einrichtung begrändenden, hoͤchſten 
Inſtanz gebilligt worden find, von den Ständen der Pros 
vinzen, unser Genehmigungdes Könige, modifieirt were 
34° 
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den. Die Gefelifchaften ſchlagen ihnen die Mobificationen 
vor, welche der Vortheil der Intereſſenten zu -erheifchen 
ſcheint. Te 
Die Stände unterwerfen ebenfalls dem Könige die Art 
md Weife, zu den in dieſen Gefelifchaften vacanten Stel; - 
len zu ernennen, oder in Vorſchlag zu bringen. 2 
223. Die Stande haben in ihrem Provinz die Aufſicht 
Über die Benugung der Torſgruben, Steinbrüche, Siein⸗ 
Tohlenlager und aftvere Gruben und Bergiverke, fo wie 
über die Wäfferungen, Eindeihungen'und Austrocknungen. 
Der, König kann, wegen des allgemeinen oder größer 
ren Nugens -diejer Werke, die Aufficht darüber ‘der Ger 
neraldirection der Gewäller, Brüden und Straßen ‚übers 
tragen. 23 8 
224. Wenn künftig aus dem oͤffentlichen Schatze 
Huͤlfsgelder zu Arbeiten, die in dem gegenwärtigen Ras 
pitel begriffen find, bewilligt werden; fo wird zugleich bes 
ſtimmt/ auf welche Art die Leitung oder Aufficht diefer Ars 
beiten ausgeübt werden foll.. — 
225. Die an den Barrieren, Bruͤcken und Schleuſen 
bezahlten Zoͤlle ſind zur Unterhaltung und Verbeſſerung der 
Straßen, Bruͤcken, Kanaͤle und ſchiffbare Fluͤſſen beſtimmt. 
Der Üeberſchuß, wenn einer da iſt, bleibt fuͤr Ausgaben 
von derſelben Beſchaffenheit in derſelben Provinz aufgeho⸗ 
ben; mit alleiniger Ausnahme der auf den großen Commur 
nicativnswegen des Königreiches erhobenen Zölle,‘ deren 
Ueberſchuß zu denfelben Zwecken ba, wo der König es ber 


Fehlt, angewendet werden kann. . 


Zehntes Kapitel. 


Bon dem dffentlihen Unterriht und son den 
Wohlthaͤtigkeitsanſtalten. 


226. Der oͤffentliche Unterricht iſt ein beſtaͤndiger Ge⸗ 
genſtand der Vorſorge der Regierung. Der König laͤßt 
den Generalſtaaten alle Jahre von dem Zuſtande der obern, 
mittlern und untern Schulen Rechenſchaft ablegen. 
227. Da bie Dieffe. das zwedmäßigfte Mittel iſt, 
um Aufklärung zu verbreiten; fü. kann jeder ſich Ders 
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felben bedienen, um feine Gedanken mit—⸗ 
zusheilen, ohne eine vorgängige Erlaubniß 
nöthig zu haben. Jedoch ift jeder Verfaf— 
fer, Dreuder, Herausgeber oder Vertheiler 
für die Schriften verantwortlich, welche die 
Rechte der Gefellfhaft, oder eines Ind ivi⸗ 
duums verletzen. 


228. Die Verwaltung wohlthatier Anſtalten und die 
Erziehung der Armen wird als ein' nicht minder wichti⸗ 
ger Gegenftand der Vorſorge der Regierung betrachtet. 
Bon denſelben wird : ebenfalls den — Jähr 
‚liche: Rechenfhaft abgelegt. i 


Eilftes Kapitel, 
Bon den Veränderungen und Zufägen. 


. 229. Wenn die Erfahrung zu erkennen gäbe, da 
Abänderungen oder Zufäße zu dem Sundamentalgefege 
nothwendig find; fo muß ein Geſetz fie mit Präcifion 
en indem es zugleich ihre Nothwendigkeit aufs 
pricht : 

250. Diefes Geſet wird den Provingialſtaaten zuge⸗ 
ſandt, welche in der Friſt, die es feſtſetzt, den ordent⸗ 
lichen Mitgliedern der zweiten Kammer der Generalſtaa⸗ 
ten eine gleiche Anzahl außerordentlicher Mitglieder hin⸗ 
zufuͤgen, welche auf dieſelbe Art, wie die erſtern, ger 
wählt werden. 

231. Wenn Kraft der Artikel 27, 44, 46 die 
zweite Kammer der Generalftaaten ſich in doppelter Anz 
zahl verfammeln muß; fo gefchieht die Ernennung durch 
die Provinzialfiaaten, weldhe durch die Staatsbeamten, 
die die koͤnigliche Autoritaͤt ausüben, zufammenberufen 
» werden. 


232. Die zweite Kammer der Generalftaaten kann 
feinen Entſchluß über eine Abänderung oder einen Zus 
ſatz zu dem Fundamentalgefege faſſen, wenn nicht zwei 
Drittheile der Mitglieder, aus denen die Verfammlung. bes 
ſteht, gegenwärtig find. Die Befchläffe werden nad 
der Majoritaͤt von drei — der Stimmen gefaßt. 
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Alle: für die Verfaſſung eines Geſetzes vorgeſchriebent 
Regeln werden genau beobachtet. 

255. Keine Abänderung in dem Fundamentalgefege 
oder im der Succeſſionsordnung kann während einer 
Regentſchaft gemacht werben. 

234. Die angenommenen Abaͤnderungen oder Zuſaͤtze 
werden dem Fundamentalgeſetze beigefuͤgt und feierlich 
promulgirt. 


8uſatzartikel. 


a. Dee König iſt autoriſirt, die noͤthigen Maasre⸗ 


geln zu ergreifen, um das Fundamentalgeſetz, deſſen 
Entwurf vorangeht, in allen feinen Theilen regelmäßig 
und mit der Schnelligkeit, die der Zujtand der Dinge 


verſtattet, zur Vollziehung zu bringen. Ihm kommt 


die "erfte Ernennung aller Staatsbeamten und aller Colles 
gien zu, welches auch die Art der Ernennung fey, die 
das Fundamentalgejeg annimmt. 

2. Alle Behörden bleiben an threr Stelle, und alle 
Geſetze bleiben verbindlich bis auf anderweite Anord⸗ 


5. Der enfte Austritt der Mitglieder der zweiten 
Kammer - der- Generalftaaten wird den dritten Montag 
im Dstober 3857 vor ſich gehen. 
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